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Grundgesetz für die  
Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2019  
(BGBl. I S. 1546)

Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher 
Sitzung festgestellt, daß das am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen 
Rat beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Woche 
vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln 
der beteiligten deutschen Länder angenommen worden ist.

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, vertreten durch seine 
Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet.

Das Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel 145 Abs. 3 im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht.

Präambel

Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen 
beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der 
Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden 
Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.

Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das ge-
samte Deutsche Volk.
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

I.  
Die Grundrechte

Artikel 1  
[Menschenwürde – Menschenrechte – Rechtsverbindlichkeit der Grundrechte]
(1)	 �Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2)	� Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerli-

chen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, 
des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

(3)	� Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2  
[Persönliche Freiheitsrechte]
(1)	 �Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 

nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

(2)	� Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit 
der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes 
eingegriffen werden.

Artikel 3  
[Gleichheit vor dem Gesetz]
(1)	� Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2)	 �Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 

Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf 
die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3)	� Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiö-
sen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Artikel 4  
[Glaubens- und Gewissensfreiheit]
(1)	 �Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 

weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
(2)	� Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.
(3)	 �Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen 

werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 5  
[Freiheit der Meinung, Kunst und Wissenschaft]
(1)	 �Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 

und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
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zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

(2)	� Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre.

(3)	� Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Artikel 6  
[Ehe – Familie – Kinder]
(1)	� Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.
(2)	� Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 

zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft.

(3)	� Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund 
eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech-
tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen 
drohen.

(4)	� Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.
(5)	� Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedin-

gungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der 
Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Artikel 7  
[Schulwesen]
(1)	� Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
(2)	� Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes 

am Religionsunterricht zu bestimmen.
(3)	� Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der be-

kenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen 
Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen 
seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

(4)	�� Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private 
Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu ertei-
len, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie 
in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffent-
lichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den  
Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist.

(5)	� Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung 
ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Er-
ziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- 
oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche 
Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.

(6)	� Vorschulen bleiben aufgehoben.
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Artikel 8  
[Versammlungsfreiheit]
(1)	� Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich 

und ohne Waffen zu versammeln.
(2)	 �Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz 

oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.

Artikel 9  
[Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit]
(1)	� Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.
(2)	 �Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider-

laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.

(3)	� Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe ge-
währleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern  
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.  
Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und 
Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung 
und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen 
im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Artikel 10  
[Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]
(1)	� Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unver-

letzlich.
(2)	� Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 

Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines 
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen nicht mit-
geteilt wird und daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch 
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Artikel 11  
[Freizügigkeit]
(1)	� Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.
(2)	� Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur 

für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebens-
grundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten 
entstehen würden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, Naturkatastrophen 
oder besonders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der Jugend vor Ver-
wahrlosung oder um strafbaren Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.
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Artikel 12  
[Berufsfreiheit]
(1)	� Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte 

frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes geregelt werden.

(2)	 �Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rah-
men einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienst-
leistungspflicht.

(3)	� Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung 
zulässig.

Artikel 12a  
[Militärische und zivile Dienstpflichten]
(1)	�� Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in 

den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband 
verpflichtet werden.

(2)	� Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu 
einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die 
Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das 
die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf und auch 
eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muß, die in keinem Zusammen-
hang mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.

(3)	� Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 herangezo-
gen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhältnisse verpflichtet 
werden; Verpflichtungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur 
zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse nach 
Satz 1 können bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung sowie bei 
der öffentlichen Verwaltung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeits-
verhältnisse im Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zuläs-
sig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicher-
zustellen.

(4)	� Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im zivilen 
Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettorga-
nisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so können Frauen 
vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten Lebens-
jahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleis-
tungen herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der 
Waffe verpflichtet werden.

(5)	 �Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen nach Absatz 
3 nur nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 begründet werden. Zur Vorberei-
tung auf Dienstleistungen nach Absatz 3, für die besondere Kenntnisse oder 
Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht 
werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.
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(6)	 �Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die in Absatz 3 
Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden, 
so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Aus-
übung eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidi-
gungsfalles gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13  
[Unverletzlichkeit der Wohnung]
(1)	� Die Wohnung ist unverletzlich.
(2)	 �Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch 

durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und 
nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.

(3)	� Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch Ge-
setz einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen 
zur Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mittel 
zur akustischen Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte 
sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sach-
verhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos 
wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit 
drei Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch 
durch einen einzelnen Richter getroffen werden.

(4)	 �Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere 
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel 
zur Überwachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung 
eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch 
eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterli-
che Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.

(5)	� Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in 
Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine 
gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwer-
tung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfol-
gung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmä-
ßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist 
die richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

(6)	� Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Ab-
satz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 
und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Ein-
satz technischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der 
Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder 
gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.

(7)	� Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer ge-
meinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund 
eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur  
Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher 
vorgenommen werden.
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Artikel 14  
[Eigentum – Erbrecht – Enteignung]
(1)	 �Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken 

werden durch die Gesetze bestimmt.
(2)	� Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemein-

heit dienen.
(3)	� Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur 

durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen 
der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den  
ordentlichen Gerichten offen.

Artikel 15  
[Vergesellschaftung]
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der 
Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung re-
gelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt 
werden. Für die Entschädigung gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.

Artikel 16  
[Staatsangehörigkeit – Auslieferung]
(1)	 �Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust 

der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den 
Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch 
nicht staatenlos wird.

(2)	 �Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch Gesetz kann 
eine abweichende Regelung für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof getroffen 
werden, soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind.

Artikel 16a  
[Asylrecht]
(1)	� Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
(2)	 �Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Euro-

päischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem 
die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sicher-
gestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf 
die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 
können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen 
eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.

(3)	� Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten 
bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwen-
dung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, 
daß dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende 
Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, daß ein Auslän-
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der aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen 
vorträgt, die die Annahme begründen, daß er entgegen dieser Vermutung 
politisch verfolgt wird.

(4)	� Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen des 
Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder 
als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, 
wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; 
der Prüfungsumfang kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen 
unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestimmen.

(5)	� Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten 
nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertrags-
staaten sichergestellt sein muß, Zuständigkeitsregelungen für die Prüfung 
von Asylbegehren einschließlich der gegenseitigen Anerkennung von Asyl-
entscheidungen treffen.

Artikel 17  
[Petitionsrecht]
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schrift-
lich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks
vertretung zu wenden.

Artikel 17a  
[Einschränkung der Grundrechte in besonderen Fällen]
(1)	� Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können bestimmen, daß für die 

Angehörigen der Streitkräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit des 
Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort, Schrift 
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halb-
satz), das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitions-
recht (Artikel 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in 
Gemeinschaft mit anderen vorzubringen, eingeschränkt werden.

(2)	 �Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevöl
kerung dienen, können bestimmen, daß die Grundrechte der Freizügigkeit 
(Artikel 11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) eingeschränkt 
werden.

Artikel 18  
[Grundrechtsverwirkung]
Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 
5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), 
die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
(Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum 
Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt 
diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundes-
verfassungsgericht ausgesprochen.
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Artikel 19  
[Einschränkung von Grundrechten – Rechtsweg]
(1)	� Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund 

eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und 
nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

(2)	 �In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden.
(3)	 �Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie 

ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.
(4)	� Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht 

ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet 
ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt 
unberührt.
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II.  
Der Bund und die Länder

Artikel 20  
[Verfassungsgrundsätze – Widerstandsrecht]
(1)	 �Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundes-

staat.
(2)	� Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Ab-

stimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(3)	� Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende 
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

(4)	� Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Artikel 20a  
[Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Tiere]
Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht 
durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.

Artikel 21  
[Parteien]
(1)	 �Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre 

Gründung ist frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen 
entsprechen. Sie müssen über die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel sowie 
über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben.

(2)	� Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf 
ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen 
oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu 
gefährden, sind verfassungswidrig.

(3)	� Parteien, die nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänger darauf 
ausgerichtet sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beein-
trächtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land zu gefährden, sind von staatlicher Finanzierung ausgeschlossen. Wird 
der Ausschluss festgestellt, so entfällt auch eine steuerliche Begünstigung 
dieser Parteien und von Zuwendungen an diese Parteien.

(4)	� Über die Frage der Verfassungswidrigkeit nach Absatz 2 sowie über den Aus-
schluss von staatlicher Finanzierung nach Absatz 3 entscheidet das Bundes-
verfassungsgericht.

(5)	 �Das Nähere regeln Bundesgesetze.
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Artikel 22  
[Bundeshauptstadt – Bundesflagge]
(1)	� Die Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland ist Berlin. Die Repräsentati-

on des Gesamtstaates in der Hauptstadt ist Aufgabe des Bundes. Das Nähe-
re wird durch Bundesgesetz geregelt.

(2)	� Die Bundesflagge ist schwarz-rot-gold.

Artikel 23  
[Europäische Union – Grundrechtsschutz – Subsidiaritätsprinzip]
(1)	� Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik 

Deutschland bei der Entwicklung der Europäischen Union mit, die demokra-
tischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem 
Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz 
im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund 
kann hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte 
übertragen. Für die Begründung der Europäischen Union sowie für Änderungen 
ihrer vertraglichen Grundlagen und vergleichbare Regelungen, durch die dieses 
Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder solche Än-
derungen oder Ergänzungen ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3.

(1a)	�Der Bundestag und der Bundesrat haben das Recht, wegen Verstoßes eines 
Gesetzgebungsakts der Europäischen Union gegen das Subsidiaritätsprinzip 
vor dem Gerichtshof der Europäischen Union Klage zu erheben. Der Bundes-
tag ist hierzu auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder verpflichtet. Durch 
Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können für die Wahr-
nehmung der Rechte, die dem Bundestag und dem Bundesrat in den vertrag-
lichen Grundlagen der Europäischen Union eingeräumt sind, Ausnahmen 
von Artikel 42 Abs. 2 Satz 1 und Artikel 52 Abs. 3 Satz 1 zugelassen werden.

(2)	 �In Angelegenheiten der Europäischen Union wirken der Bundestag und 
durch den Bundesrat die Länder mit. Die Bundesregierung hat den Bundes-
tag und den Bundesrat umfassend und zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
unterrichten.

(3)	�� Die Bundesregierung gibt dem Bundestag Gelegenheit zur Stellungnahme 
vor ihrer Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der Europäischen Union. Die 
Bundesregierung berücksichtigt die Stellungnahmen des Bundestages bei 
den Verhandlungen. Das Nähere regelt ein Gesetz.

(4)	� Der Bundesrat ist an der Willensbildung des Bundes zu beteiligen, soweit er 
an einer entsprechenden innerstaatlichen Maßnahme mitzuwirken hätte 
oder soweit die Länder innerstaatlich zuständig wären.

(5)	� Soweit in einem Bereich ausschließlicher Zuständigkeiten des Bundes Inter-
essen der Länder berührt sind oder soweit im übrigen der Bund das Recht zur 
Gesetzgebung hat, berücksichtigt die Bundesregierung die Stellungnahme 
des Bundesrates. Wenn im Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Län-
der, die Einrichtung ihrer Behörden oder ihre Verwaltungsverfahren betroffen 
sind, ist bei der Willensbildung des Bundes insoweit die Auffassung des 
Bundesrates maßgeblich zu berücksichtigen; dabei ist die gesamtstaatliche 
Verantwortung des Bundes zu wahren. In Angelegenheiten, die zu Ausgaben-
erhöhungen oder Einnahmeminderungen für den Bund führen können, ist 
die Zustimmung der Bundesregierung erforderlich.
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(6)	� Wenn im Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse der Länder 
auf den Gebieten der schulischen Bildung, der Kultur oder des Rundfunks 
betroffen sind, wird die Wahrnehmung der Rechte, die der Bundesrepublik 
Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen Union zustehen, vom Bund 
auf einen vom Bundesrat benannten Vertreter der Länder übertragen. Die 
Wahrnehmung der Rechte erfolgt unter Beteiligung und in Abstimmung mit 
der Bundesregierung; dabei ist die gesamtstaatliche Verantwortung des 
Bundes zu wahren.

(7)	� Das Nähere zu den Absätzen 4 bis 6 regelt ein Gesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf.

Artikel 24  
[Übertragung von Hoheitsrechten – Kollektives Sicherheitssystem]
(1)	 �Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrich-

tungen übertragen.
(1a)	�Soweit die Länder für die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfül-

lung der staatlichen Aufgaben zuständig sind, können sie mit Zustimmung 
der Bundesregierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche Einrichtun-
gen übertragen.

(2)	� Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner 
Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Eu-
ropa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern.

(3)	� Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen 
über eine allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale Schieds-
gerichtsbarkeit beitreten.

Artikel 25  
[Vorrang des Völkerrechts]
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. 
Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für 
die Bewohner des Bundesgebietes.

Artikel 26  
[Friedenssicherung]
(1)	� Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, 

das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung 
eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter 
Strafe zu stellen.

(2)	� Zur Kriegführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundes-
regierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere 
regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 27  
[Handelsflotte]
Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte.
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Artikel 28  
[Landesverfassungen – Selbstverwaltung der Gemeinden]
(1)	 �Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des 

republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses 
Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Kreisen und Gemeinden muß 
das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, 
gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Bei Wahlen in Kreisen 
und Gemeinden sind auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von 
Recht der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar. In Ge-
meinden kann an die Stelle einer gewählten Körperschaft die Gemeindever-
sammlung treten.

(2)	� Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu 
regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rahmen ihres gesetzlichen 
Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstverwal-
tung. Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfaßt auch die Grundlagen 
der finanziellen Eigenverantwortung; zu diesen Grundlagen gehört eine den 
Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende wirtschaftskraftbezogene Steuer-
quelle.

(3)	� Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige Ordnung der Länder 
den Grundrechten und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entspricht.

Artikel 29  
[Neugliederung des Bundesgebietes]
(1)	 �Das Bundesgebiet kann neu gegliedert werden, um zu gewährleisten, daß 

die Länder nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben 
wirksam erfüllen können. Dabei sind die landsmannschaftliche Verbunden-
heit, die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, die wirtschaftliche 
Zweckmäßigkeit sowie die Erfordernisse der Raumordnung und der Landes-
planung zu berücksichtigen.

(2)	� Maßnahmen zur Neugliederung des Bundesgebietes ergehen durch Bundes-
gesetz, das der Bestätigung durch Volksentscheid bedarf. Die betroffenen 
Länder sind zu hören.

(3)	� Der Volksentscheid findet in den Ländern statt, aus deren Gebieten oder Ge-
bietsteilen ein neues oder neu umgrenztes Land gebildet werden soll (betrof-
fene Länder). Abzustimmen ist über die Frage, ob die betroffenen Länder wie 
bisher bestehenbleiben sollen oder ob das neue oder neu umgrenzte Land 
gebildet werden soll. Der Volksentscheid für die Bildung eines neuen oder 
neu umgrenzten Landes kommt zustande, wenn in dessen künftigem Gebiet 
und insgesamt in den Gebieten oder Gebietsteilen eines betroffenen Landes, 
deren Landeszugehörigkeit im gleichen Sinne geändert werden soll, jeweils 
eine Mehrheit der Änderung zustimmt. Er kommt nicht zustande, wenn im 
Gebiet eines der betroffenen Länder eine Mehrheit die Änderung ablehnt; 
die Ablehnung ist jedoch unbeachtlich, wenn in einem Gebietsteil, dessen 
Zugehörigkeit zu dem betroffenen Land geändert werden soll, eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der Änderung zustimmt, es sei denn, daß im Gesamtgebiet 
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des betroffenen Landes eine Mehrheit von zwei Dritteln die Änderung ab-
lehnt.

(4)	� Wird in einem zusammenhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und Wirt-
schaftsraum, dessen Teile in mehreren Ländern liegen und der mindestens 
eine Million Einwohner hat, von einem Zehntel der in ihm zum Bundestag 
Wahlberechtigten durch Volksbegehren gefordert, daß für diesen Raum eine 
einheitliche Landeszugehörigkeit herbeigeführt werde, so ist durch Bundes-
gesetz innerhalb von zwei Jahren entweder zu bestimmen, ob die Landes
zugehörigkeit gemäß Absatz 2 geändert wird, oder daß in den betroffenen 
Ländern eine Volksbefragung stattfindet.

(5)	 �Die Volksbefragung ist darauf gerichtet festzustellen, ob eine in dem Gesetz 
vorzuschlagende Änderung der Landeszugehörigkeit Zustimmung findet. 
Das Gesetz kann verschiedene, jedoch nicht mehr als zwei Vorschläge der 
Volksbefragung vorlegen. Stimmt eine Mehrheit einer vorgeschlagenen Än-
derung der Landeszugehörigkeit zu, so ist durch Bundesgesetz innerhalb 
von zwei Jahren zu bestimmen, ob die Landeszugehörigkeit gemäß Absatz 2 
geändert wird. Findet ein der Volksbefragung vorgelegter Vorschlag eine den 
Maßgaben des Absatzes 3 Satz 3 und 4 entsprechende Zustimmung, so ist 
innerhalb von zwei Jahren nach der Durchführung der Volksbefragung ein 
Bundesgesetz zur Bildung des vorgeschlagenen Landes zu erlassen, das der 
Bestätigung durch Volksentscheid nicht mehr bedarf.

(6)	� Mehrheit im Volksentscheid und in der Volksbefragung ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, wenn sie mindestens ein Viertel der zum Bundestag 
Wahlberechtigten umfaßt. Im übrigen wird das Nähere über Volksentscheid, 
Volksbegehren und Volksbefragung durch ein Bundesgesetz geregelt; dieses 
kann auch vorsehen, daß Volksbegehren innerhalb eines Zeitraumes von 
fünf Jahren nicht wiederholt werden können.

(7)	 �Sonstige Änderungen des Gebietsbestandes der Länder können durch 
Staatsverträge der beteiligten Länder oder durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates erfolgen, wenn das Gebiet, dessen Landeszugehörig-
keit geändert werden soll, nicht mehr als 50.000 Einwohner hat. Das Nähere 
regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates und der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages bedarf. Es muß die Anhörung der 
betroffenen Gemeinden und Kreise vorsehen.

(8)	 �Die Länder können eine Neugliederung für das jeweils von ihnen umfaßte 
Gebiet oder für Teilgebiete abweichend von den Vorschriften der Absätze 2 
bis 7 durch Staatsvertrag regeln. Die betroffenen Gemeinden und Kreise sind 
zu hören. Der Staatsvertrag bedarf der Bestätigung durch Volksentscheid in 
jedem beteiligten Land. Betrifft der Staatsvertrag Teilgebiete der Länder, 
kann die Bestätigung auf Volksentscheide in diesen Teilgebieten beschränkt 
werden; Satz 5 zweiter Halbsatz findet keine Anwendung. Bei einem Volks-
entscheid entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wenn sie 
mindestens ein Viertel der zum Bundestag Wahlberechtigten umfaßt; das 
Nähere regelt ein Bundesgesetz. Der Staatsvertrag bedarf der Zustimmung 
des Bundestages.
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Artikel 30  
[Hoheitsrechte der Länder]
Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Auf-
gaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung 
trifft oder zuläßt.

Artikel 31  
[Vorrang des Bundesrechts]
Bundesrecht bricht Landesrecht.

Artikel 32  
[Auswärtige Beziehungen]
(1)	 �Die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten ist Sache des Bundes.
(2)	 �Vor dem Abschlusse eines Vertrages, der die besonderen Verhältnisse eines 

Landes berührt, ist das Land rechtzeitig zu hören.
(3)	 �Soweit die Länder für die Gesetzgebung zuständig sind, können sie mit Zu-

stimmung der Bundesregierung mit auswärtigen Staaten Verträge abschließen.

Artikel 33  
[Gleichstellung als Staatsbürger – Öffentlicher Dienst]
(1)	� Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerlichen Rechte 

und Pflichten.
(2)	 �Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 

gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.
(3)	� Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffent-

lichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte sind 
unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner  
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer 
Weltanschauung ein Nachteil erwachsen.

(4)	 �Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der 
Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.

(5)	� Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln.

Artikel 34  
[Haftung bei Amtspflichtverletzung]
Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm 
einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit 
grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst er steht. Bei Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch auf 
Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht aus-
geschlossen werden.

Artikel 35  
[Rechts-, Amts- und Katastrophenhilfe]
(1)	 �Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Rechts- 

und Amtshilfe.
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(2)	� Zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung kann ein Land in Fällen von besonderer Bedeutung Kräfte und 
Einrichtungen des Bundesgrenzschutzes zur Unterstützung seiner Polizei an-
fordern, wenn die Polizei ohne diese Unterstützung eine Aufgabe nicht oder 
nur unter erheblichen Schwierigkeiten erfüllen könnte. Zur Hilfe bei einer 
Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren Unglücksfall kann ein 
Land Polizeikräfte anderer Länder, Kräfte und Einrichtungen anderer Verwal-
tungen sowie des Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte anfordern.

(3)	 �Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Unglücksfall das Gebiet mehr als eines 
Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämpfung 
erforderlich ist, den Landesregierungen die Weisung erteilen, Polizeikräfte 
anderen Ländern zur Verfügung zu stellen, sowie Einheiten des Bundes-
grenzschutzes und der Streitkräfte zur Unterstützung der Polizeikräfte ein-
setzen. Maßnahmen der Bundesregierung nach Satz 1 sind jederzeit auf 
Verlangen des Bundesrates, im übrigen unverzüglich nach Beseitigung der 
Gefahr aufzuheben.

Artikel 36  
[Bundesbeamte]
(1)	 �Bei den obersten Bundesbehörden sind Beamte aus allen Ländern in ange-

messenem Verhältnis zu verwenden. Die bei den übrigen Bundesbehörden 
beschäftigten Personen sollen in der Regel aus dem Lande genommen werden, 
in dem sie tätig sind.

(2)	 �Die Wehrgesetze haben auch die Gliederung des Bundes in Länder und ihre 
besonderen landsmannschaftlichen Verhältnisse zu berücksichtigen.

Artikel 37  
[Bundeszwang]
(1)	� Wenn ein Land die ihm nach dem Grundgesetze oder einem anderen Bundes-

gesetze obliegenden Bundespflichten nicht erfüllt, kann die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Maßnahmen treffen, um 
das Land im Wege des Bundeszwanges zur Erfüllung seiner Pflichten anzu-
halten.

(2)	 �Zur Durchführung des Bundeszwanges hat die Bundesregierung oder ihr Be-
auftragter das Weisungsrecht gegenüber allen Ländern und ihren Behörden.
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III.  
Der Bundestag

Artikel 38  
[Wahl]
(1)	 �Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, un-

mittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter 
des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen.

(2)	 �Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wählbar 
ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt.

(3)	 �Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Artikel 39  
[Wahlperiode – Zusammentritt – Einberufung]
(1)	 �Der Bundestag wird vorbehaltlich der nachfolgenden Bestimmungen auf vier 

Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt eines neuen 
Bundestages. Die Neuwahl findet frühestens sechsundvierzig, spätestens 
achtundvierzig Monate nach Beginn der Wahlperiode statt. Im Falle einer Auf-
lösung des Bundestages findet die Neuwahl innerhalb von sechzig Tagen statt.

(2)	 �Der Bundestag tritt spätestens am dreißigsten Tage nach der Wahl zusammen.
(3)	� Der Bundestag bestimmt den Schluß und den Wiederbeginn seiner Sitzun-

gen. Der Präsident des Bundestages kann ihn früher einberufen. Er ist hierzu 
verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Bundespräsident oder der 
Bundeskanzler es verlangen.

Artikel 40  
[Präsidium – Geschäftsordnung]
(1)	� Der Bundestag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und die Schrift-

führer. Er gibt sich eine Geschäftsordnung.
(2)	� Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des  

Bundestages aus. Ohne seine Genehmigung darf in den Räumen des Bundes-
tages keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden.

Artikel 41  
[Wahlprüfung]
(1)	 �Die Wahlprüfung ist Sache des Bundestages. Er entscheidet auch, ob ein Abge-

ordneter des Bundestages die Mitgliedschaft verloren hat.
(2)	 �Gegen die Entscheidung des Bundestages ist die Beschwerde an das Bundes-

verfassungsgericht zulässig.
(3)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 42  
[Öffentliche Sitzungen – Mehrheitsbeschlüsse]
(1)	 �Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf Antrag eines Zehntels seiner Mit-

glieder oder auf Antrag der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehrheit 
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die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Über den Antrag wird in nicht
öffentlicher Sitzung entschieden.

(2)	� Zu einem Beschlusse des Bundestages ist die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erforderlich, soweit dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt. 
Für die vom Bundestage vorzunehmenden Wahlen kann die Geschäfts
ordnung Ausnahmen zulassen.

(3)	 �Wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des Bundestages 
und seiner Ausschüsse bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei.

Artikel 43  
[Zitier-, Zutritts- und Anhörungsrecht]
(1)	� Der Bundestag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit jedes Mit-

gliedes der Bundesregierung verlangen.
(2)	 �Die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie ihre Beauf-

tragten haben zu allen Sitzungen des Bundestages und seiner Ausschüsse 
Zutritt. Sie müssen jederzeit gehört werden.

Artikel 44  
[Untersuchungsausschüsse]
(1)	� Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 

die Pflicht, einen Untersuchungsausschuß einzusetzen, der in öffentlicher 
Verhandlung die erforderlichen Beweise erhebt. Die Öffentlichkeit kann aus-
geschlossen werden.

(2)	 �Auf Beweiserhebungen finden die Vorschriften über den Strafprozeß sinn
gemäß Anwendung. Das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt unbe-
rührt.

(3)	� Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet.
(4)	� Die Beschlüsse der Untersuchungsausschüsse sind der richterlichen Erörte-

rung entzogen. In der Würdigung und Beurteilung des der Untersuchung zu-
grunde liegenden Sachverhaltes sind die Gerichte frei.

Artikel 45  
[Ausschuß „Europäische Union“]
Der Bundestag bestellt einen Ausschuß für die Angelegenheiten der Europä
ischen Union. Er kann ihn ermächtigen, die Rechte des Bundestages gemäß  
Artikel 23 gegenüber der Bundesregierung wahrzunehmen. Er kann ihn auch er-
mächtigen, die Rechte wahrzunehmen, die dem Bundestag in den vertraglichen 
Grundlagen der Europäischen Union eingeräumt sind.

Artikel 45a  
[Ausschüsse für Auswärtiges und für Verteidigung]
(1)	 �Der Bundestag bestellt einen Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten und 

einen Ausschuß für Verteidigung.
(2)	� Der Ausschuß für Verteidigung hat auch die Rechte eines Untersuchungsaus-

schusses. Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder hat er die Pflicht, eine 
Angelegenheit zum Gegenstand seiner Untersuchung zu machen.

(3)	� Artikel 44 Abs. 1 findet auf dem Gebiet der Verteidigung keine Anwendung.
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Artikel 45b  
[Wehrbeauftragter]
Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des Bundestages bei der Aus-
übung der parlamentarischen Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bundes
tages berufen. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 45c  
[Petitionsausschuß]
(1)	 �Der Bundestag bestellt einen Petitionsausschuß, dem die Behandlung der 

nach Artikel 17 an den Bundestag gerichteten Bitten und Beschwerden obliegt.
(2)	 �Die Befugnisse des Ausschusses zur Überprüfung von Beschwerden regelt 

ein Bundesgesetz.

Artikel 45d  
[Parlamentarisches Kontrollgremium]
(1)	� Der Bundestag bestellt ein Gremium zur Kontrolle der nachrichtendienstlichen 

Tätigkeit des Bundes.
(2)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 46  
[Indemnität und Immunität der Abgeordneten]
(1)	� Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen 

einer Äußerung, die er im Bundestage oder in einem seiner Ausschüsse getan 
hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb des Bundes
tages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumderische 
Beleidigungen.

(2)	 �Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abgeordneter nur mit 
Genehmigung des Bundestages zur Verantwortung gezogen oder verhaftet 
werden, es sei denn, daß er bei Begehung der Tat oder im Laufe des folgenden 
Tages festgenommen wird.

(3)	� Die Genehmigung des Bundestages ist ferner bei jeder anderen Beschrän-
kung der persönlichen Freiheit eines Abgeordneten oder zur Einleitung eines 
Verfahrens gegen einen Abgeordneten gemäß Artikel 18 erforderlich.

(4)	 �Jedes Strafverfahren und jedes Verfahren gemäß Artikel 18 gegen einen Ab-
geordneten, jede Haft und jede sonstige Beschränkung seiner persönlichen 
Freiheit sind auf Verlangen des Bundestages auszusetzen.

Artikel 47  
[Zeugnisverweigerungsrecht]
Die Abgeordneten sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft 
als Abgeordnete oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut ha-
ben, sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. Soweit dieses 
Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von Schriftstücken 
unzulässig.
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Artikel 48  
[Kandidatur – Mandatsschutz – Entschädigung]
(1)	 �Wer sich um einen Sitz im Bundestage bewirbt, hat Anspruch auf den zur 

Vorbereitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub.
(2)	 �Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu überneh-

men und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus diesem Grunde ist 
unzulässig.

(3)	� Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängigkeit 
sichernde Entschädigung. Sie haben das Recht der freien Benutzung aller 
staatlichen Verkehrsmittel. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 49  
(aufgehoben)
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IV.  
Der Bundesrat

Artikel 50  
[Aufgabe]
Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit.

Artikel 51  
[Zusammensetzung – Stimmgewicht]
(1)	� Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Regierungen der Länder, die sie 

bestellen und abberufen. Sie können durch andere Mitglieder ihrer Regierun-
gen vertreten werden.

(2)	 �Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei Millionen 
Einwohnern haben vier, Länder mit mehr als sechs Millionen Einwohnern 
fünf, Länder mit mehr als sieben Millionen Einwohnern sechs Stimmen.

(3)	 �Jedes Land kann so viele Mitglieder entsenden, wie es Stimmen hat. Die 
Stimmen eines Landes können nur einheitlich und nur durch anwesende  
Mitglieder oder deren Vertreter abgegeben werden.

Artikel 52  
[Präsident – Beschlüsse – Geschäftsordnung]
(1)	 �Der Bundesrat wählt seinen Präsidenten auf ein Jahr.
(2)	 �Der Präsident beruft den Bundesrat ein. Er hat ihn einzuberufen, wenn die 

Vertreter von mindestens zwei Ländern oder die Bundesregierung es verlangen.
(3)	� Der Bundesrat faßt seine Beschlüsse mit mindestens der Mehrheit seiner 

Stimmen. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. Er verhandelt öffentlich. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden.

(3a)	�Für Angelegenheiten der Europäischen Union kann der Bundesrat eine Europa-
kammer bilden, deren Beschlüsse als Beschlüsse des Bundesrates gelten; 
die Anzahl der einheitlich abzugebenden Stimmen der Länder bestimmt sich 
nach Artikel 51 Abs. 2.

(4)	� Den Ausschüssen des Bundesrates können andere Mitglieder oder Beauf-
tragte der Regierungen der Länder angehören.

Artikel 53  
[Teilnahme der Mitglieder der Bundesregierung]
Die Mitglieder der Bundesregierung haben das Recht und auf Verlangen die 
Pflicht, an den Verhandlungen des Bundesrates und seiner Ausschüsse teilzu-
nehmen. Sie müssen jederzeit gehört werden. Der Bundesrat ist von der Bundes-
regierung über die Führung der Geschäfte auf dem laufenden zu halten.
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IV a.  
Gemeinsamer Ausschuß

Artikel 53a  
[Zusammensetzung – Geschäftsordnung]
(1)	� Der Gemeinsame Ausschuß besteht zu zwei Dritteln aus Abgeordneten des 

Bundestages, zu einem Drittel aus Mitgliedern des Bundesrates. Die Abge-
ordneten werden vom Bundestage entsprechend dem Stärkeverhältnis der 
Fraktionen bestimmt; sie dürfen nicht der Bundesregierung angehören.  
Jedes Land wird durch ein von ihm bestelltes Mitglied des Bundesrates ver-
treten; diese Mitglieder sind nicht an Weisungen gebunden. Die Bildung des 
Gemeinsamen Ausschusses und sein Verfahren werden durch eine Ge-
schäftsordnung geregelt, die vom Bundestage zu beschließen ist und der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf.

(2)	� Die Bundesregierung hat den Gemeinsamen Ausschuß über ihre Planungen 
für den Verteidigungsfall zu unterrichten. Die Rechte des Bundestages und 
seiner Ausschüsse nach Artikel 43 Abs. 1 bleiben unberührt.
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V.  
Der Bundespräsident

Artikel 54  
[Wahl – Amtsdauer]
(1)	� Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesversammlung 

gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bundestage be-
sitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2)	� Das Amt des Bundespräsidenten dauert fünf Jahre. Anschließende Wieder-
wahl ist nur einmal zulässig.

(3)	� Die Bundesversammlung besteht aus den Mitgliedern des Bundestages und 
einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, die von den Volksvertretungen der 
Länder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt werden.

(4)	 �Die Bundesversammlung tritt spätestens dreißig Tage vor Ablauf der Amts-
zeit des Bundespräsidenten, bei vorzeitiger Beendigung spätestens dreißig 
Tage nach diesem Zeitpunkt zusammen. Sie wird von dem Präsidenten des 
Bundestages einberufen.

(5)	� Nach Ablauf der Wahlperiode beginnt die Frist des Absatzes 4 Satz 1 mit dem 
ersten Zusammentritt des Bundestages.

(6)	� Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Bundesver-
sammlung erhält. Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen von keinem Be-
werber erreicht, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt.

(7)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 55  
[Unvereinbarkeiten]
(1)	� Der Bundespräsident darf weder der Regierung noch einer gesetzgebenden 

Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören.
(2)	� Der Bundespräsident darf kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und 

keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch dem Aufsichtsrate eines 
auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören.

Artikel 56  
[Amtseid]
Der Bundespräsident leistet bei seinem Amtsantritt vor den versammelten Mit-
gliedern des Bundestages und des Bundesrates folgenden Eid:
„Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, 
seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Ge-
setze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.“
Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.
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Artikel 57  
[Vertretung]
Die Befugnisse des Bundespräsidenten werden im Falle seiner Verhinderung 
oder bei vorzeitiger Erledigung des Amtes durch den Präsidenten des Bundesrates 
wahrgenommen.

Artikel 58  
[Gegenzeichnung]
Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen zu ihrer Gültig-
keit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder durch den zuständigen 
Bundesminister. Dies gilt nicht für die Ernennung und Entlassung des Bundes-
kanzlers, die Auflösung des Bundestages gemäß Artikel 63 und das Ersuchen 
gemäß Artikel 69 Abs. 3.

Artikel 59  
[Völkerrechtliche Vertretung des Bundes]
(1)	 �Der Bundespräsident vertritt den Bund völkerrechtlich. Er schließt im Namen 

des Bundes die Verträge mit auswärtigen Staaten. Er beglaubigt und empfängt 
die Gesandten.

(2)	 �Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung 
oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. Für Verwaltungsabkommen 
gelten die Vorschriften über die Bundesverwaltung entsprechend.

Artikel 59a  
(aufgehoben)

Artikel 60  
[Beamtenernennung – Begnadigungsrecht – Immunität]
(1)	 �Der Bundespräsident ernennt und entläßt die Bundesrichter, die Bundes

beamten, die Offiziere und Unteroffiziere, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist.

(2)	 �Er übt im Einzelfalle für den Bund das Begnadigungsrecht aus.
(3)	 �Er kann diese Befugnisse auf andere Behörden übertragen.
(4)	 �Die Absätze 2 bis 4 des Artikels 46 finden auf den Bundespräsidenten ent-

sprechende Anwendung.

Artikel 61  
[Anklage vor dem Bundesverfassungsgericht]
(1)	� Der Bundestag oder der Bundesrat können den Bundespräsidenten wegen 

vorsätzlicher Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen Bundes
gesetzes vor dem Bundesverfassungsgericht anklagen. Der Antrag auf Erhe-
bung der Anklage muß von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Bun-
destages oder einem Viertel der Stimmen des Bundesrates gestellt werden. 
Der Beschluß auf Erhebung der Anklage bedarf der Mehrheit von zwei Drit-
teln der Mitglieder des Bundestages oder von zwei Dritteln der Stimmen des 
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Bundesrates. Die Anklage wird von einem Beauftragten der anklagenden 
Körperschaft vertreten.

(2)	� Stellt das Bundesverfassungsgericht fest, daß der Bundespräsident einer 
vorsätzlichen Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen Bundes
gesetzes schuldig ist, so kann es ihn des Amtes für verlustig erklären. Durch 
einstweilige Anordnung kann es nach der Erhebung der Anklage bestimmen, 
daß er an der Ausübung seines Amtes verhindert ist. 
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VI.  
Die Bundesregierung

Artikel 62  
[Zusammensetzung]
Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und aus den Bundes
ministern.

Artikel 63  
[Wahl des Bundeskanzlers]
(1)	 �Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten vom Bundes-

tage ohne Aussprache gewählt.
(2)	 �Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 

auf sich vereinigt. Der Gewählte ist vom Bundespräsidenten zu ernennen.
(3)	 �Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so kann der Bundestag binnen vier-

zehn Tagen nach dem Wahlgange mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder 
einen Bundeskanzler wählen.

(4)	 �Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zustande, so findet unverzüg-
lich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages auf sich, so muß der Bundespräsident ihn binnen sieben Tagen 
nach der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte diese Mehrheit nicht, so hat 
der Bundespräsident binnen sieben Tagen entweder ihn zu ernennen oder 
den Bundestag aufzulösen.

Artikel 64  
[Ernennung und Entlassung der Bundesminister – Amtseid]
(1)	� Die Bundesminister werden auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom Bundes-

präsidenten ernannt und entlassen.
(2)	� Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amtsübernahme 

vor dem Bundestage den in Artikel 56 vorgesehenen Eid.

Artikel 65  
[Richtlinienkompetenz, Ressort- und Kollegialprinzip]
Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die Ver-
antwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundesminister seinen Ge-
schäftsbereich selbständig und unter eigener Verantwortung. Über Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Bundesministern entscheidet die Bundesregierung. 
Der Bundeskanzler leitet ihre Geschäfte nach einer von der Bundesregierung 
beschlossenen und vom Bundespräsidenten genehmigten Geschäftsordnung.

Artikel 65a  
[Befehls- und Kommandogewalt]
(1)	 �Der Bundesminister für Verteidigung hat die Befehls- und Kommandogewalt 

über die Streitkräfte.
(2)	 �(aufgehoben)
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Artikel 66  
[Unvereinbarkeiten]
Der Bundeskanzler und die Bundesminister dürfen kein anderes besoldetes Amt, 
kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch ohne  
Zustimmung des Bundestages dem Aufsichtsrate eines auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens angehören.

Artikel 67  
[Mißtrauensvotum]
(1)	 �Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Mißtrauen nur dadurch aus-

sprechen, daß er mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundeskanzler zu entlassen. Der 
Bundespräsident muß dem Ersuchen entsprechen und den Gewählten er-
nennen.

(2)	� Zwischen dem Antrage und der Wahl müssen achtundvierzig Stunden liegen.

Artikel 68  
[Vertrauensfrage]
(1)	� Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das Vertrauen auszusprechen, 

nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann 
der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanzlers binnen einundzwanzig 
Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald der 
Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen anderen Bundeskanzler 
wählt.

(2)	� Zwischen dem Antrage und der Abstimmung müssen achtundvierzig Stunden 
liegen.

Artikel 69  
[Stellvertreter des Bundeskanzlers – Amtsdauer]
(1)	� Der Bundeskanzler ernennt einen Bundesminister zu seinem Stellvertreter.
(2)	� Das Amt des Bundeskanzlers oder eines Bundesministers endigt in jedem 

Falle mit dem Zusammentritt eines neuen Bundestages, das Amt eines Bundes-
ministers auch mit jeder anderen Erledigung des Amtes des Bundeskanzlers.

(3)	� Auf Ersuchen des Bundespräsidenten ist der Bundeskanzler, auf Ersuchen 
des Bundeskanzlers oder des Bundespräsidenten ein Bundesminister ver-
pflichtet, die Geschäfte bis zur Ernennung seines Nachfolgers weiterzuführen.
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VII.  
Die Gesetzgebung des Bundes

Artikel 70  
[Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern]
(1)	 �Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz 

nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.
(2)	 �Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt sich 

nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und 
die konkurrierende Gesetzgebung.

Artikel 71  
[Ausschließliche Gesetzgebung des Bundes]
Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder 
die Befugnis zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bundes-
gesetze ausdrücklich ermächtigt werden.

Artikel 72  
[Konkurrierende Gesetzgebung]
(1)	 �Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis 

zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungs-
zuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat.

(2)	� Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a, 20, 22, 25 
und 26 hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung 
der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.

(3)	� Hat der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht, kön-
nen die Länder durch Gesetz hiervon abweichende Regelungen treffen über:

	 1.	� das Jagdwesen (ohne das Recht der Jagdscheine);
	 2.	 �den Naturschutz und die Landschaftspflege (ohne die allgemeinen Grund-

sätze des Naturschutzes, das Recht des Artenschutzes oder des Meeres-
naturschutzes);

	 3.	� die Bodenverteilung;
	 4.	� die Raumordnung;
	 5.	� den Wasserhaushalt (ohne stoff- oder anlagenbezogene Regelungen);
	 6.	 �die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse;
	 7.	 �die Grundsteuer.
	� Bundesgesetze auf diesen Gebieten treten frühestens sechs Monate nach 

ihrer Verkündung in Kraft, soweit nicht mit Zustimmung des Bundesrates an-
deres bestimmt ist. Auf den Gebieten des Satzes 1 geht im Verhältnis von 
Bundes- und Landesrecht das jeweils spätere Gesetz vor.

(4)	 �Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß eine bundesgesetzliche 
Regelung, für die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2 nicht mehr 
besteht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.
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Artikel 73  
[Gebiete der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes]
(1)	� Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:
	 1.	� die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließlich 

des Schutzes der Zivilbevölkerung;
	 2.	� die Staatsangehörigkeit im Bunde;
	 3.	 �die Freizügigkeit, das Paßwesen, das Melde- und Ausweiswesen, die Ein- 

und Auswanderung und die Auslieferung;
	 4.	 ��das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie die 

Zeitbestimmung;
	 5.	� die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiffahrts-

verträge, die Freizügigkeit des Warenverkehrs und den Waren- und Zahlungs-
verkehr mit dem Auslande einschließlich des Zoll- und Grenzschutzes;

	 5a.	�den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland;
	 6.	� den Luftverkehr;
	 6a.	�den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum 

des Bundes stehen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung 
und das Betreiben von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes so-
wie die Erhebung von Entgelten für die Benutzung dieser Schienenwege;

	 7.	� das Postwesen und die Telekommunikation;
	 8.	� die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundesunmittel-

baren Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden Personen;
	 9.	� den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlagsrecht;
	 9a.	�die Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bun-

deskriminalpolizeiamt in Fällen, in denen eine länderübergreifende Gefahr 
vorliegt, die Zuständigkeit einer Landespolizeibehörde nicht erkennbar 
ist oder die oberste Landesbehörde um eine Übernahme ersucht;

	 10.	�die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder
		  a)	� in der Kriminalpolizei,
		  b)	� zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des 

Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Verfas-
sungsschutz) und

		  c)	� zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden,

		�  sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die inter-
nationale Verbrechensbekämpfung;

	 11.	�die Statistik für Bundeszwecke;
	 12.	�das Waffen- und das Sprengstoffrecht;
	 13.	�die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und 

die Fürsorge für die ehemaligen Kriegsgefangenen;
	 14.	�die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die 

Errichtung und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den 
Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch 
ionisierende Strahlen entstehen, und die Beseitigung radioaktiver Stoffe.

(2)	�� Gesetze nach Absatz 1 Nr. 9a bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.
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Artikel 74  
[Gebiete der konkurrierenden Gesetzgebung]
(1)	� Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:
	 1.	� das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das gericht-

liche Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungshaftvollzugs), die 
Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die Rechtsberatung;

	 2.	 �das Personenstandswesen;
	 3.	� das Vereinsrecht;
	 4.	� das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer;
	 5.	� (aufgehoben)
	 6.	� die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen;
	 7.	� die öffentliche Fürsorge (ohne das Heimrecht);
	 8.	� (aufgehoben)
	 9.	 �die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung;
	 10.	�die Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer von 

Gewaltherrschaft;
	 11.	�das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Hand-

werk, Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, privatrechtliches Versi-
cherungswesen) ohne das Recht des Ladenschlusses, der Gaststätten, 
der Spielhallen, der Schaustellung von Personen, der Messen, der Aus-
stellungen und der Märkte;

	 12.	�das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeits-
schutzes und der Arbeitsvermittlung sowie die Sozialversicherung ein-
schließlich der Arbeitslosenversicherung;

	 13.	�die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung;

	 14.	�das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Artikel 73 
und 74 in Betracht kommt;

	 15.	�die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Produktions-
mitteln in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft;

	 16.	�die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung;
	 17.	�die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung (ohne das 

Recht der Flurbereinigung), die Sicherung der Ernährung, die Ein- und 
Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die Hochsee- und 
Küstenfischerei und den Küstenschutz;

	 18.	�den städtebaulichen Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne das 
Recht der Erschließungsbeiträge) und das Wohngeldrecht, das Altschulden-
hilferecht, das Wohnungsbauprämienrecht, das Bergarbeiterwohnungs-
baurecht und das Bergmannssiedlungsrecht;

	 19.	�Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krankheiten 
bei Menschen und Tieren, Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen 
und zum Heilgewerbe, sowie das Recht des Apothekenwesens, der Arz-
neien, der Medizinprodukte, der Heilmittel, der Betäubungsmittel und 
der Gifte;

	 19a. die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der 
Krankenhauspflegesätze;

	 20.	�das Recht der Lebensmittel einschließlich der ihrer Gewinnung dienenden 
Tiere, das Recht der Genussmittel, Bedarfsgegenstände und Futtermittel 
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sowie den Schutz beim Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- 
und Pflanzgut, den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge 
sowie den Tierschutz;

	 21.	�die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnen-
schiffahrt, den Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem allge-
meinen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen;

	 22.	�den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung 
von Landstraßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung 
von Gebühren oder Entgelten für die Benutzung öffentlicher Straßen mit 
Fahrzeugen;

	 23.	�die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Aus-
nahme der Bergbahnen;

	 24.	�die Abfallwirtschaft, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung (ohne 
Schutz vor verhaltensbezogenem Lärm);

	 25.	�die Staatshaftung;
	 26.	�die medizinisch unterstützte Erzeugung menschlichen Lebens, die Unter-

suchung und die künstliche Veränderung von Erbinformationen sowie 
Regelungen zur Transplantation von Organen, Geweben und Zellen;

	 27.	�die Statusrechte und -pflichten der Beamten der Länder, Gemeinden und 
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie der Richter in den 
Ländern mit Ausnahme der Laufbahnen, Besoldung und Versorgung;

	 28.	�das Jagdwesen;
	 29.	�den Naturschutz und die Landschaftspflege;
	 30.	�die Bodenverteilung;
	 31.	�die Raumordnung;
	 32.	�den Wasserhaushalt;
	 33.	�die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse.
(2)	� Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 und 27 bedürfen der Zustimmung des Bundes-

rates.

Artikel 74a  
(aufgehoben)

Artikel 75  
(aufgehoben)

Artikel 76  
[Gesetzesvorlagen]
(1)	� Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung, aus 

der Mitte des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht.
(2)	� Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrat zuzuleiten. Der 

Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorlagen 
Stellung zu nehmen. Verlangt er aus wichtigem Grunde, insbesondere mit 
Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so beträgt 
die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die sie bei 
der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise als besonders eilbedürftig 
bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein Verlangen 
nach Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wochen dem Bundestag zuleiten, auch 
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wenn die Stellungnahme des Bundesrates noch nicht bei ihr eingegangen 
ist; sie hat die Stellungnahme des Bundesrates unverzüglich nach Eingang 
dem Bundestag nachzureichen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grund
gesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder Arti-
kel 24 beträgt die Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet keine 
Anwendung.

(3)	 �Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestag durch die Bundesregierung 
innerhalb von sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung dar-
legen. Verlangt sie aus wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf 
den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so beträgt die Frist neun 
Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage ausnahmsweise als besonders 
eilbedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist drei Wochen oder, wenn die 
Bundesregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs Wochen. Bei 
Vorlagen zur Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von  
Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; 
Satz 4 findet keine Anwendung. Der Bundestag hat über die Vorlagen in an-
gemessener Frist zu beraten und Beschluß zu fassen.

Artikel 77  
[Gang der Gesetzgebung – Vermittlungsausschuß]
(1)	� Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind nach ihrer 

Annahme durch den Präsidenten des Bundestages unverzüglich dem Bundes-
rate zuzuleiten.

(2)	 �Der Bundesrat kann binnen drei Wochen nach Eingang des Gesetzesbe-
schlusses verlangen, daß ein aus Mitgliedern des Bundestages und des Bun-
desrates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Ausschuß 
einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren dieses Ausschus-
ses regelt eine Geschäftsordnung, die vom Bundestag beschlossen wird und 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in diesen Ausschuß entsand-
ten Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Weisungen gebunden. Ist zu 
einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erforderlich, so können 
auch der Bundestag und die Bundesregierung die Einberufung verlangen. 
Schlägt der Ausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, so hat 
der Bundestag erneut Beschluß zu fassen.

(2a)	�Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung des Bundesrates erforderlich ist, 
hat der Bundesrat, wenn ein Verlangen nach Absatz 2 Satz 1 nicht gestellt 
oder das Vermittlungsverfahren ohne einen Vorschlag zur Änderung des Ge-
setzesbeschlusses beendet ist, in angemessener Frist über die Zustimmung 
Beschluß zu fassen.

(3)	� Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht erforderlich 
ist, kann der Bundesrat, wenn das Verfahren nach Absatz 2 beendigt ist, gegen 
ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen zwei Wochen Einspruch 
einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Absatzes 2 letzter Satz mit 
dem Eingange des vom Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen 
anderen Fällen mit dem Eingange der Mitteilung des Vorsitzenden des in Ab-
satz 2 vorgesehenen Ausschusses, daß das Verfahren vor dem Ausschusse 
abgeschlossen ist.
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(4)	� Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesrates beschlos-
sen, so kann er durch Beschluß der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 
zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Einspruch mit einer Mehr-
heit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen beschlossen, so bedarf 
die Zurückweisung durch den Bundestag einer Mehrheit von zwei Dritteln, 
mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages.

Artikel 78  
[Zustandekommen der Gesetze]
Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande, wenn der Bundes-
rat zustimmt, den Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 nicht stellt, innerhalb der Frist 
des Artikels 77 Abs. 3 keinen Einspruch einlegt oder ihn zurücknimmt oder wenn 
der Einspruch vom Bundestage überstimmt wird.

Artikel 79  
[Änderung des Grundgesetzes]
(1)	� Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Wort-

laut des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Bei völkerrechtli-
chen Verträgen, die eine Friedensregelung, die Vorbereitung einer Friedens-
regelung oder den Abbau einer besatzungsrechtlichen Ordnung zum 
Gegenstand haben oder der Verteidigung der Bundesrepublik zu dienen be-
stimmt sind, genügt zur Klarstellung, daß die Bestimmungen des Grund
gesetzes dem Abschluß und dem Inkraftsetzen der Verträge nicht entgegen-
stehen, eine Ergänzung des Wortlautes des Grundgesetzes, die sich auf 
diese Klarstellung beschränkt.

(2)	� Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 
des Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates.

(3)	� Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des  
Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetz-
gebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt 
werden, ist unzulässig.

Artikel 80  
[Erlaß von Rechtsverordnungen]
(1)	 �Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die 

Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Ge-
setze bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung anzuge-
ben. Ist durch Gesetz vorgesehen, daß eine Ermächtigung weiter übertragen 
werden kann, so bedarf es zur Übertragung der Ermächtigung einer Rechts-
verordnung.

(2)	� Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich anderweitiger 
bundesgesetzlicher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder eines Bundesministers über Grundsätze und Gebühren für die Benutzung 
der Einrichtungen des Postwesens und der Telekommunikation, über die 
Grundsätze der Erhebung des Entgelts für die Benutzung der Einrichtungen 
der Eisenbahnen des Bundes, über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen, 
sowie Rechtsverordnungen auf Grund von Bundesgesetzen, die der Zustim-
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mung des Bundesrates bedürfen oder die von den Ländern im Auftrage des 
Bundes oder als eigene Angelegenheit ausgeführt werden.

(3)	� Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen für den Erlaß von Rechts-
verordnungen zuleiten, die seiner Zustimmung bedürfen.

(4)	 �Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen Landes
regierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen, sind die 
Länder zu einer Regelung auch durch Gesetz befugt.

Artikel 80a  
[Spannungsfall]
(1)	� Ist in diesem Grundgesetz oder in einem Bundesgesetz über die Verteidigung 

einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung bestimmt, daß Rechtsvor-
schriften nur nach Maßgabe dieses Artikels angewandt werden dürfen, so ist 
die Anwendung außer im Verteidigungsfalle nur zulässig, wenn der Bundes-
tag den Eintritt des Spannungsfalles festgestellt oder wenn er der Anwendung 
besonders zugestimmt hat. Die Feststellung des Spannungsfalles und die 
besondere Zustimmung in den Fällen des Artikels 12a Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 
Satz 2 bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

(2)	 �Maßnahmen auf Grund von Rechtsvorschriften nach Absatz 1 sind aufzu
heben, wenn der Bundestag es verlangt.

(3)	 �Abweichend von Absatz 1 ist die Anwendung solcher Rechtsvorschriften 
auch auf der Grundlage und nach Maßgabe eines Beschlusses zulässig, der 
von einem internationalen Organ im Rahmen eines Bündnisvertrages mit  
Zustimmung der Bundesregierung gefaßt wird. Maßnahmen nach diesem 
Absatz sind aufzuheben, wenn der Bundestag es mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder verlangt.

Artikel 81  
[Gesetzgebungsnotstand]
(1)	� Wird im Falle des Artikels 68 der Bundestag nicht aufgelöst, so kann der  

Bundespräsident auf Antrag der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun-
desrates für eine Gesetzesvorlage den Gesetzgebungsnotstand erklären, 
wenn der Bundestag sie ablehnt, obwohl die Bundesregierung sie als dring-
lich bezeichnet hat. Das gleiche gilt, wenn eine Gesetzesvorlage abgelehnt 
worden ist, obwohl der Bundeskanzler mit ihr den Antrag des Artikels 68  
verbunden hatte.

(2)	� Lehnt der Bundestag die Gesetzesvorlage nach Erklärung des Gesetz
gebungsnotstandes erneut ab oder nimmt er sie in einer für die Bundesregie-
rung als unannehmbar bezeichneten Fassung an, so gilt das Gesetz als zu-
stande gekommen, soweit der Bundesrat ihm zustimmt. Das gleiche gilt, 
wenn die Vorlage vom Bundestage nicht innerhalb von vier Wochen nach der 
erneuten Einbringung verabschiedet wird.

(3)	� Während der Amtszeit eines Bundeskanzlers kann auch jede andere vom 
Bundestage abgelehnte Gesetzesvorlage innerhalb einer Frist von sechs  
Monaten nach der ersten Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes gemäß 
Absatz 1 und 2 verabschiedet werden. Nach Ablauf der Frist ist während der 
Amtszeit des gleichen Bundeskanzlers eine weitere Erklärung des Gesetz
gebungsnotstandes unzulässig.
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(4)	 �Das Grundgesetz darf durch ein Gesetz, das nach Absatz 2 zustande kommt, 
weder geändert, noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer Anwen-
dung gesetzt werden.

Artikel 82  
[Ausfertigung – Verkündung – Inkrafttreten]
(1)	� Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekommenen Ge-

setze werden vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung ausgefertigt 
und im Bundesgesetzblatte verkündet. Rechtsverordnungen werden von der 
Stelle, die sie erläßt, ausgefertigt und vorbehaltlich anderweitiger gesetzli-
cher Regelung im Bundesgesetzblatte verkündet.

(2)	 �Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des Inkrafttretens be-
stimmen. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem vierzehnten 
Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Bundesgesetzblatt ausgege-
ben worden ist.
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VIII.  
Die Ausführung der Bundesgesetze  
und die Bundesverwaltung

Artikel 83  
[Ausführung durch die Länder]
Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, soweit dieses 
Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder zuläßt.

Artikel 84  
[Landeseigene Verwaltung – Bundesaufsicht]
(1)	 �Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, so regeln 

sie die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren. Wenn Bundes-
gesetze etwas anderes bestimmen, können die Länder davon abweichende 
Regelungen treffen. Hat ein Land eine abweichende Regelung nach Satz 2 
getroffen, treten in diesem Land hierauf bezogene spätere bundesgesetzliche 
Regelungen der Einrichtung der Behörden und des Verwaltungsverfahrens 
frühestens sechs Monate nach ihrer Verkündung in Kraft, soweit nicht mit 
Zustimmung des Bundesrates anderes bestimmt ist. Artikel 72 Abs. 3 Satz 3 
gilt entsprechend. In Ausnahmefällen kann der Bund wegen eines besonderen 
Bedürfnisses nach bundeseinheitlicher Regelung das Verwaltungsverfahren 
ohne Abweichungsmöglichkeit für die Länder regeln. Diese Gesetze bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrates. Durch Bundesgesetz dürfen Gemeinden 
und Gemeindeverbänden Aufgaben nicht übertragen werden.

(2)	� Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine  
Verwaltungsvorschriften erlassen.

(3)	� Die Bundesregierung übt die Aufsicht darüber aus, daß die Länder die Bundes-
gesetze dem geltenden Rechte gemäß ausführen. Die Bundesregierung kann 
zu diesem Zwecke Beauftragte zu den obersten Landesbehörden entsenden, 
mit deren Zustimmung und, falls diese Zustimmung versagt wird, mit Zustim-
mung des Bundesrates auch zu den nachgeordneten Behörden.

(4)	� Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der Bundes
gesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so beschließt auf 
Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat, ob das Land 
das Recht verletzt hat. Gegen den Beschluß des Bundesrates kann das Bundes-
verfassungsgericht angerufen werden.

(5)	� Der Bundesregierung kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zur Ausführung von Bundesgesetzen die Befugnis ver-
liehen werden, für besondere Fälle Einzelweisungen zu erteilen. Sie sind, 
außer wenn die Bundesregierung den Fall für dringlich erachtet, an die 
obersten Landesbehörden zu richten.

Artikel 85  
[Auftragsverwaltung]
(1)	 �Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes aus, so bleibt die 

Einrichtung der Behörden Angelegenheit der Länder, soweit nicht Bundes

43



gesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes bestimmen. Durch 
Bundesgesetz dürfen Gemeinden und Gemeindeverbänden Aufgaben nicht 
übertragen werden.

(2)	� Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Ver-
waltungsvorschriften erlassen. Sie kann die einheitliche Ausbildung der Be-
amten und Angestellten regeln. Die Leiter der Mittelbehörden sind mit ihrem 
Einvernehmen zu bestellen.

(3)	� Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen obersten 
Bundesbehörden. Die Weisungen sind, außer wenn die Bundesregierung es 
für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu richten. Der Voll-
zug der Weisung ist durch die obersten Landesbehörden sicherzustellen.

(4)	 �Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 
der Ausführung. Die Bundesregierung kann zu diesem Zwecke Bericht und 
Vorlage der Akten verlangen und Beauftragte zu allen Behörden entsenden.

Artikel 86  
[Bundeseigene Verwaltung]
Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch bundes
unmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes aus, so 
erläßt die Bundesregierung, soweit nicht das Gesetz Besonderes vorschreibt, die 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Sie regelt, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die Einrichtung der Behörden.

Artikel 87  
[Sachgebiete]
(1)	� In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau werden ge-

führt der Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung und nach Maßgabe 
des Artikels 89 die Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schiffahrt. 
Durch Bundesgesetz können Bundesgrenzschutzbehörden, Zentralstellen 
für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen, für die Kriminalpolizei 
und zur Sammlung von Unterlagen für Zwecke des Verfassungsschutzes und 
des Schutzes gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Be-
lange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, eingerichtet werden.

(2)	 �Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes werden 
diejenigen sozialen Versicherungsträger geführt, deren Zuständigkeitsbereich 
sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. Soziale Versicherungs-
träger, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes, aber 
nicht über mehr als drei Länder hinaus erstreckt, werden abweichend von 
Satz 1 als landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes geführt, 
wenn das aufsichtsführende Land durch die beteiligten Länder bestimmt ist.

(3)	� Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetz
gebung zusteht, selbständige Bundesoberbehörden und neue bundesun-
mittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes durch 
Bundesgesetz errichtet werden. Erwachsen dem Bunde auf Gebieten, für die 
ihm die Gesetzgebung zusteht, neue Aufgaben, so können bei dringendem 
Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zustimmung des Bundes-
rates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages errichtet werden.
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Artikel 87a  
[Streitkräfte]
(1)	 �Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. Ihre zahlenmäßige Stärke 

und die Grundzüge ihrer Organisation müssen sich aus dem Haushaltsplan 
ergeben.

(2)	� Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit 
dieses Grundgesetz es ausdrücklich zuläßt.

(3)	 �Die Streitkräfte haben im Verteidigungsfalle und im Spannungsfalle die Befug-
nis, zivile Objekte zu schützen und Aufgaben der Verkehrsregelung wahrzu-
nehmen, soweit dies zur Erfüllung ihres Verteidigungsauftrages erforderlich ist. 
Außerdem kann den Streitkräften im Verteidigungsfalle und im Spannungs-
falle der Schutz ziviler Objekte auch zur Unterstützung polizeilicher Maßnah-
men übertragen werden; die Streitkräfte wirken dabei mit den zuständigen 
Behörden zusammen.

(4)	 �Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche 
demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann die Bundes-
regierung, wenn die Voraussetzungen des Artikels 91 Abs. 2 vorliegen und 
die Polizeikräfte sowie der Bundesgrenzschutz nicht ausreichen, Streitkräfte 
zur Unterstützung der Polizei und des Bundesgrenzschutzes beim Schutze 
von zivilen Objekten und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch 
bewaffneter Aufständischer einsetzen. Der Einsatz von Streitkräften ist ein-
zustellen, wenn der Bundestag oder der Bundesrat es verlangen.

Artikel 87b  
[Bundeswehr- und Verteidigungsverwaltung]
(1)	 �Die Bundeswehrverwaltung wird in bundeseigener Verwaltung mit eigenem 

Verwaltungsunterbau geführt. Sie dient den Aufgaben des Personalwesens 
und der unmittelbaren Deckung des Sachbedarfs der Streitkräfte. Aufgaben 
der Beschädigtenversorgung und des Bauwesens können der Bundeswehr-
verwaltung nur durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, übertragen werden. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen fer-
ner Gesetze, soweit sie die Bundeswehrverwaltung zu Eingriffen in Rechte 
Dritter ermächtigen; das gilt nicht für Gesetze auf dem Gebiete des Personal-
wesens.

(2)	� Im übrigen können Bundesgesetze, die der Verteidigung einschließlich des 
Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, mit Zu-
stimmung des Bundesrates bestimmen, daß sie ganz oder teilweise in bundes-
eigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau oder von den Ländern 
im Auftrage des Bundes ausgeführt werden. Werden solche Gesetze von den 
Ländern im Auftrage des Bundes ausgeführt, so können sie mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß die der Bundesregierung und den zustän-
digen obersten Bundesbehörden auf Grund des Artikels 85 zustehenden 
Befugnisse ganz oder teilweise Bundesoberbehörden übertragen werden; 
dabei kann bestimmt werden, daß diese Behörden beim Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften gemäß Artikel 85 Abs. 2 Satz 1 nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedürfen.
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Artikel 87c  
[Erzeugung und Nutzung der Kernenergie]
Gesetze, die auf Grund des Artikels 73 Abs. 1 Nr. 14 ergehen, können mit Zustim-
mung des Bundesrates bestimmen, daß sie von den Ländern im Auftrage des 
Bundes ausgeführt werden.

Artikel 87d  
[Luftverkehrsverwaltung]
(1)	 �Die Luftverkehrsverwaltung wird in Bundesverwaltung geführt. Aufgaben der 

Flugsicherung können auch durch ausländische Flugsicherungsorganisationen 
wahrgenommen werden, die nach Recht der Europäischen Gemeinschaft zu-
gelassen sind. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

(2)	 �Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
Aufgaben der Luftverkehrsverwaltung den Ländern als Auftragsverwaltung 
übertragen werden.

Artikel 87e  
[Eisenbahnverkehrsverwaltung]
(1)	 �Die Eisenbahnverkehrsverwaltung für Eisenbahnen des Bundes wird in bundes-

eigener Verwaltung geführt. Durch Bundesgesetz können Aufgaben der Eisen-
bahnverkehrsverwaltung den Ländern als eigene Angelegenheit übertragen 
werden.

(2)	� Der Bund nimmt die über den Bereich der Eisenbahnen des Bundes hinaus-
gehenden Aufgaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung wahr, die ihm durch 
Bundesgesetz übertragen werden.

(3)	� Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschaftsunternehmen in privat-
rechtlicher Form geführt. Diese stehen im Eigentum des Bundes, soweit die 
Tätigkeit des Wirtschaftsunternehmens den Bau, die Unterhaltung und das 
Betreiben von Schienenwegen umfaßt. Die Veräußerung von Anteilen des 
Bundes an den Unternehmen nach Satz 2 erfolgt auf Grund eines Gesetzes; 
die Mehrheit der Anteile an diesen Unternehmen verbleibt beim Bund. Das 
Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

(4)	 �Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den 
Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der  
Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangeboten auf diesem 
Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenpersonennahverkehr betreffen, 
Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

(5)	� Gesetze auf Grund der Absätze 1 bis 4 bedürfen der Zustimmung des Bundes-
rates. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen ferner Gesetze, die die 
Auflösung, die Verschmelzung und die Aufspaltung von Eisenbahnunterneh-
men des Bundes, die Übertragung von Schienenwegen der Eisenbahnen des 
Bundes an Dritte sowie die Stillegung von Schienenwegen der Eisenbahnen 
des Bundes regeln oder Auswirkungen auf den Schienenpersonennahverkehr 
haben.
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Artikel 87f  
[Postwesen und Telekommunikation]
(1)	 �Nach Maßgabe eines Bundesgesetzes, das der Zustimmung des Bundesrates 

bedarf, gewährleistet der Bund im Bereich des Postwesens und der Telekommu-
nikation flächendeckend angemessene und ausreichende Dienstleistungen.

(2)	 �Dienstleistungen im Sinne des Absatzes 1 werden als privatwirtschaftliche 
Tätigkeiten durch die aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost her-
vorgegangenen Unternehmen und durch andere private Anbieter erbracht. 
Hoheitsaufgaben im Bereich des Postwesens und der Telekommunikation 
werden in bundeseigener Verwaltung ausgeführt.

(3)	 �Unbeschadet des Absatzes 2 Satz 2 führt der Bund in der Rechtsform einer 
bundesunmittelbaren Anstalt des öffentlichen Rechts einzelne Aufgaben in 
bezug auf die aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegan-
genen Unternehmen nach Maßgabe eines Bundesgesetzes aus.

Artikel 88  
[Bundesbank – Europäische Zentralbank]
Der Bund errichtet eine Währungs- und Notenbank als Bundesbank. Ihre Aufgaben 
und Befugnisse können im Rahmen der Europäischen Union der Europäischen 
Zentralbank übertragen werden, die unabhängig ist und dem vorrangigen Ziel der 
Sicherung der Preisstabilität verpflichtet.

Artikel 89  
[Bundeswasserstraßen – Schiffahrtverwaltung]
(1)	 �Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichswasserstraßen.
(2)	� Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden. Er 

nimmt die über den Bereich eines Landes hinausgehenden staatlichen Auf-
gaben der Binnenschiffahrt und die Aufgaben der Seeschiffahrt wahr, die 
ihm durch Gesetz übertragen werden. Er kann die Verwaltung von Bundes-
wasserstraßen, soweit sie im Gebiete eines Landes liegen, diesem Lande auf 
Antrag als Auftragsverwaltung übertragen. Berührt eine Wasserstraße das 
Gebiet mehrerer Länder, so kann der Bund das Land beauftragen, für das die 
beteiligten Länder es beantragen.

(3)	 �Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Wasserstraßen sind die 
Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasserwirtschaft im Einvernehmen 
mit den Ländern zu wahren.

Artikel 90  
[Bundesstraßen]
(1)	� Der Bund bleibt Eigentümer der Bundesautobahnen und sonstigen Bundes-

straßen des Fernverkehrs. Das Eigentum ist unveräußerlich.
(2)	 �Die Verwaltung der Bundesautobahnen wird in Bundesverwaltung geführt. 

Der Bund kann sich zur Erledigung seiner Aufgaben einer Gesellschaft privaten 
Rechts bedienen. Diese Gesellschaft steht im unveräußerlichen Eigentum 
des Bundes. Eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung Dritter an der Ge-
sellschaft und deren Tochtergesellschaften ist ausgeschlossen. Eine Beteili-
gung Privater im Rahmen von Öffentlich-Privaten Partnerschaften ist ausge-
schlossen für Streckennetze, die das gesamte Bundesautobahnnetz oder 

47



das gesamte Netz sonstiger Bundesfernstraßen in einem Land oder wesent-
liche Teile davon umfassen. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

(3)	� Die Länder oder die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungskörper-
schaften verwalten die sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs im Auftrage 
des Bundes.

(4)	 �Auf Antrag eines Landes kann der Bund die sonstigen Bundesstraßen des Fern-
verkehrs, soweit sie im Gebiet dieses Landes liegen, in Bundesverwaltung 
übernehmen.

Artikel 91  
[Innerer Notstand]
(1)	� Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche 

demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann ein Land 
Polizeikräfte anderer Länder sowie Kräfte und Einrichtungen anderer Verwal-
tungen und des Bundesgrenzschutzes anfordern.

(2)	� Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der  
Gefahr bereit oder in der Lage, so kann die Bundesregierung die Polizei in 
diesem Lande und die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen unter-
stellen sowie Einheiten des Bundesgrenzschutzes einsetzen. Die Anordnung 
ist nach Beseitigung der Gefahr, im übrigen jederzeit auf Verlangen des  
Bundesrates aufzuheben. Erstreckt sich die Gefahr auf das Gebiet mehr als 
eines Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämp-
fung erforderlich ist, den Landesregierungen Weisungen erteilen; Satz 1 und 
Satz 2 bleiben unberührt.
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VIII a.  
Gemeinschaftsaufgaben,  
Verwaltungszusammenarbeit

Artikel 91a  
[Mitwirkung des Bundes – Kostenverteilung]
(1)	� Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei der Erfüllung von Aufgaben der 

Länder mit, wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und 
die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erfor-
derlich ist (Gemeinschaftsaufgaben):

	 1.	� Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur,
	 2.	� Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes.
(2)	� Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates werden die Gemein-

schaftsaufgaben sowie Einzelheiten der Koordinierung näher bestimmt.
(3)	 �Der Bund trägt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die Hälfte der Ausgaben in 

jedem Land. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 trägt der Bund mindestens die 
Hälfte; die Beteiligung ist für alle Länder einheitlich festzusetzen. Das Nähere 
regelt das Gesetz. Die Bereitstellung der Mittel bleibt der Feststellung in den 
Haushaltsplänen des Bundes und der Länder vorbehalten.

Artikel 91b  
[Bildungsplanung und Förderung der Forschung]
(1)	� Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen in Fällen überregio-

naler Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
zusammenwirken. Vereinbarungen, die im Schwerpunkt Hochschulen betreffen, 
bedürfen der Zustimmung aller Länder. Dies gilt nicht für Vereinbarungen 
über Forschungsbauten einschließlich Großgeräten.

(2)	� Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen zur Feststellung der 
Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im internationalen Vergleich und bei 
diesbezüglichen Berichten und Empfehlungen zusammenwirken.

(3)	� Die Kostentragung wird in der Vereinbarung geregelt.

Artikel 91c  
[Informationstechnische Systeme]
(1)	� Bund und Länder können bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb 

der für ihre Aufgabenerfüllung benötigten informationstechnischen Systeme 
zusammenwirken.

(2)	� Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen die für die Kommu-
nikation zwischen ihren informationstechnischen Systemen notwendigen 
Standards und Sicherheitsanforderungen festlegen. Vereinbarungen über 
die Grundlagen der Zusammenarbeit nach Satz 1 können für einzelne nach 
Inhalt und Ausmaß bestimmte Aufgaben vorsehen, dass nähere Regelungen 
bei Zustimmung einer in der Vereinbarung zu bestimmenden qualifizierten 
Mehrheit für Bund und Länder in Kraft treten. Sie bedürfen der Zustimmung 
des Bundestages und der Volksvertretungen der beteiligten Länder; das Recht 
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zur Kündigung dieser Vereinbarungen kann nicht ausgeschlossen werden. 
Die Vereinbarungen regeln auch die Kostentragung.

(3)	� Die Länder können darüber hinaus den gemeinschaftlichen Betrieb informa-
tionstechnischer Systeme sowie die Errichtung von dazu bestimmten Ein-
richtungen vereinbaren.

(4)	 �Der Bund errichtet zur Verbindung der informationstechnischen Netze des 
Bundes und der Länder ein Verbindungsnetz. Das Nähere zur Errichtung und 
zum Betrieb des Verbindungsnetzes regelt ein Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates.

(5)	� Der übergreifende informationstechnische Zugang zu den Verwaltungsleis-
tungen von Bund und Ländern wird durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt.

Artikel 91d  
[Leistungsvergleich]
Bund und Länder können zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit 
ihrer Verwaltungen Vergleichsstudien durchführen und die Ergebnisse veröffent-
lichen.

Artikel 91e  
[Zusammenwirken hinsichtlich der Grundsicherung für Arbeitsuchende]
(1)	 �Bei der Ausführung von Bundesgesetzen auf dem Gebiet der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende wirken Bund und Länder oder die nach Landesrecht zu-
ständigen Gemeinden und Gemeindeverbände in der Regel in gemeinsamen 
Einrichtungen zusammen.

(2)	� Der Bund kann zulassen, dass eine begrenzte Anzahl von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden auf ihren Antrag und mit Zustimmung der obersten  
Landesbehörde die Aufgaben nach Absatz 1 allein wahrnimmt. Die notwen-
digen Ausgaben einschließlich der Verwaltungsausgaben trägt der Bund, 
soweit die Aufgaben bei einer Ausführung von Gesetzen nach Absatz 1 vom 
Bund wahrzunehmen sind.

(3)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 
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IX.  
Die Rechtsprechung

Artikel 92  
[Organe der rechtsprechenden Gewalt]
Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird durch das Bundes-
verfassungsgericht, durch die in diesem Grundgesetze vorgesehenen Bundes
gerichte und durch die Gerichte der Länder ausgeübt.

Artikel 93  
[Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts]
(1)	 �Das Bundesverfassungsgericht entscheidet:
 	 1.	� über die Auslegung dieses Grundgesetzes aus Anlaß von Streitigkeiten 

über den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Bundesorgans 
oder anderer Beteiligter, die durch dieses Grundgesetz oder in der Ge-
schäftsordnung eines obersten Bundesorgans mit eigenen Rechten aus-
gestattet sind;

	 2.	 �bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche und 
sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landesrecht mit diesem 
Grundgesetze oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstigem 
Bundesrechte auf Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung 
oder eines Viertels der Mitglieder des Bundestages;

	 2a.	��bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den Voraussetzungen des 
Artikels 72 Abs. 2 entspricht, auf Antrag des Bundesrates, einer Landes-
regierung oder der Volksvertretung eines Landes;

	 3.	 �bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes 
und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von Bundesrecht durch 
die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht;

	 4.	 �in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem Bunde 
und den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder innerhalb eines 
Landes, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist;

	 4a.	�über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Behauptung 
erhoben werden können, durch die öffentliche Gewalt in einem seiner 
Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, 33, 38, 101, 103 
und 104 enthaltenen Rechte verletzt zu sein;

	 4b.	�über Verfassungsbeschwerden von Gemeinden und Gemeindeverbänden 
wegen Verletzung des Rechts auf Selbstverwaltung nach Artikel 28 durch 
ein Gesetz, bei Landesgesetzen jedoch nur, soweit nicht Beschwerde 
beim Landesverfassungsgericht erhoben werden kann;

	 4c.	�über Beschwerden von Vereinigungen gegen ihre Nichtanerkennung als 
Partei für die Wahl zum Bundestag;

	 5.	� in den übrigen in diesem Grundgesetze vorgesehenen Fällen.
(2)	� Das Bundesverfassungsgericht entscheidet außerdem auf Antrag des Bundes-

rates, einer Landesregierung oder der Volksvertretung eines Landes, ob im 
Falle des Artikels 72 Abs. 4 die Erforderlichkeit für eine bundesgesetzliche 
Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 nicht mehr besteht oder Bundesrecht in den 
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Fällen des Artikels 125a Abs. 2 Satz 1 nicht mehr erlassen werden könnte. 
Die Feststellung, dass die Erforderlichkeit entfallen ist oder Bundesrecht 
nicht mehr erlassen werden könnte, ersetzt ein Bundesgesetz nach Artikel 
72 Abs. 4 oder nach Artikel 125a Abs. 2 Satz 2. Der Antrag nach Satz 1 ist nur 
zulässig, wenn eine Gesetzesvorlage nach Artikel 72 Abs. 4 oder nach Artikel 
125a Abs. 2 Satz 2 im Bundestag abgelehnt oder über sie nicht innerhalb 
eines Jahres beraten und Beschluss gefasst oder wenn eine entsprechende 
Gesetzesvorlage im Bundesrat abgelehnt worden ist.

(3)	 �Das Bundesverfassungsgericht wird ferner in den ihm sonst durch Bundes-
gesetz zugewiesenen Fällen tätig.

Artikel 94  
[Zusammensetzung des Bundesverfassungsgerichts]
(1)	 �Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und anderen 

Mitgliedern. Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichtes werden je zur 
Hälfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt. Sie dürfen weder dem 
Bundestage, dem Bundesrate, der Bundesregierung noch entsprechenden 
Organen eines Landes angehören.

(2)	 �Ein Bundesgesetz regelt seine Verfassung und das Verfahren und bestimmt, 
in welchen Fällen seine Entscheidungen Gesetzeskraft haben. Es kann für 
Verfassungsbeschwerden die vorherige Erschöpfung des Rechtsweges zur 
Voraussetzung machen und ein besonderes Annahmeverfahren vorsehen.

Artikel 95  
[Oberste Gerichtshöfe]
(1)	 �Für die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Arbeits- 

und der Sozialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste Gerichtshöfe den 
Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsgericht, den Bundesfinanzhof, 
das Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht.

(2)	 �Über die Berufung der Richter dieser Gerichte entscheidet der für das jeweilige 
Sachgebiet zuständige Bundesminister gemeinsam mit einem Richterwahl-
ausschuß, der aus den für das jeweilige Sachgebiet zuständigen Ministern 
der Länder und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern besteht, die vom Bundes-
tage gewählt werden.

(3)	 �Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist ein Gemeinsamer 
Senat der in Absatz 1 genannten Gerichte zu bilden. Das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz.

Artikel 96  
[Bundesgerichte]
(1)	 �Der Bund kann für Angelegenheiten des gewerblichen Rechtsschutzes ein 

Bundesgericht errichten.
(2)	 �Der Bund kann Wehrstrafgerichte für die Streitkräfte als Bundesgerichte er-

richten. Sie können die Strafgerichtsbarkeit nur im Verteidigungsfalle sowie 
über Angehörige der Streitkräfte ausüben, die in das Ausland entsandt oder 
an Bord von Kriegsschiffen eingeschifft sind. Das Nähere regelt ein Bundes-
gesetz. Diese Gerichte gehören zum Geschäftsbereich des Bundesjustiz
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ministers. Ihre hauptamtlichen Richter müssen die Befähigung zum Richter-
amt haben.

(3)	 �Oberster Gerichtshof für die in Absatz 1 und 2 genannten Gerichte ist der 
Bundesgerichtshof.

(4)	 �Der Bund kann für Personen, die zu ihm in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis stehen, Bundesgerichte zur Entscheidung in Disziplinar
verfahren und Beschwerdeverfahren errichten.

(5)	� Für Strafverfahren auf den folgenden Gebieten kann ein Bundesgesetz mit 
Zustimmung des Bundesrates vorsehen, dass Gerichte der Länder Gerichts-
barkeit des Bundes ausüben:

	 1.	 � Völkermord;
	 2.	�  völkerstrafrechtliche Verbrechen gegen die Menschlichkeit;
	 3.	� Kriegsverbrechen;
	 4.	� andere Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen 

werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören (Artikel 26 
Abs. 1);

	 5.	� Staatsschutz.

Artikel 97  
[Richterliche Unabhängigkeit]
(1)	 �Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen.
(2)	� Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter können wider 

ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen und 
unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, vor Ablauf ihrer Amtszeit 
entlassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine 
andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. Die Gesetzgebung 
kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren Erreichung auf Lebenszeit ange-
stellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung der Einrichtung der 
Gerichte oder ihrer Bezirke können Richter an ein anderes Gericht versetzt 
oder aus dem Amte entfernt werden, jedoch nur unter Belassung des vollen 
Gehaltes.

Artikel 98  
[Rechtsstellung der Richter – Richteranklage]
(1)	 ��Die Rechtsstellung der Bundesrichter ist durch besonderes Bundesgesetz zu 

regeln.
(2)	� Wenn ein Bundesrichter im Amte oder außerhalb des Amtes gegen die Grund-

sätze des Grundgesetzes oder gegen die verfassungsmäßige Ordnung eines 
Landes verstößt, so kann das Bundesverfassungsgericht mit Zweidrittel-
mehrheit auf Antrag des Bundestages anordnen, daß der Richter in ein ande-
res Amt oder in den Ruhestand zu versetzen ist. Im Falle eines vorsätzlichen 
Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden.

(3)	� Die Rechtsstellung der Richter in den Ländern ist durch besondere Landes-
gesetze zu regeln, soweit Artikel 74 Abs. 1 Nr. 27 nichts anderes bestimmt.

(4)	� Die Länder können bestimmen, daß über die Anstellung der Richter in den 
Ländern der Landesjustizminister gemeinsam mit einem Richterwahlaus-
schuß entscheidet.
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(5)	 �Die Länder können für Landesrichter eine Absatz 2 entsprechende Regelung 
treffen. Geltendes Landesverfassungsrecht bleibt unberührt. Die Entschei-
dung über eine Richteranklage steht dem Bundesverfassungsgericht zu.

Artikel 99  
[Verfassungsstreit innerhalb eines Landes]
Dem Bundesverfassungsgerichte kann durch Landesgesetz die Entscheidung 
von Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, den in Artikel 95 Abs. 1 
genannten obersten Gerichtshöfen für den letzten Rechtszug die Entscheidung 
in solchen Sachen zugewiesen werden, bei denen es sich um die Anwendung 
von Landesrecht handelt.

Artikel 100  
[Konkrete Normenkontrolle]
(1)	� Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung 

ankommt, für verfassungswidrig, so ist das Verfahren auszusetzen und, wenn 
es sich um die Verletzung der Verfassung eines Landes handelt, die Entschei-
dung des für Verfassungsstreitigkeiten zuständigen Gerichtes des Landes, 
wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes handelt, die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. Dies gilt auch, wenn es 
sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes durch Landesrecht oder um die 
Unvereinbarkeit eines Landesgesetzes mit einem Bundesgesetze handelt.

(2)	� Ist in einem Rechtsstreite zweifelhaft, ob eine Regel des Völkerrechtes Be-
standteil des Bundesrechtes ist und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten 
für den Einzelnen erzeugt (Artikel 25), so hat das Gericht die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen.

(3)	� Will das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des Grundgeset-
zes von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes oder des Ver-
fassungsgerichtes eines anderen Landes abweichen, so hat das Verfassungs-
gericht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen.

Artikel 101  
[Unzulässigkeit von Ausnahmegerichten]
(1)	� Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 

entzogen werden.
(2)	� Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz errichtet werden.

Artikel 102  
[Abschaffung der Todesstrafe]
Die Todesstrafe ist abgeschafft.

Artikel 103  
[Grundrechte vor Gericht]
(1)	 �Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör.
(2)	 �Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt 

war, bevor die Tat begangen wurde.
(3)	� Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafgesetze 

mehrmals bestraft werden.
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Artikel 104  
[Freiheitsentziehung]
(1)	 �Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und 

nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. 
Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch körperlich mißhandelt 
werden.

(2)	 �Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der 
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhen-
den Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung her-
beizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden 
länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahr-
sam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln.

(3)	� Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Festgenom-
mene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter vorzuführen, 
der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und ihm 
Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüglich 
entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen 
oder die Freilassung anzuordnen.

(4)	 �Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer einer 
Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des Festgehaltenen 
oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen.
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X.  
Das Finanzwesen

Artikel 104a  
[Ausgabenzuständigkeit – Finanzwesen – Haftung]
(1)	� Der Bund und die Länder tragen gesondert die Ausgaben, die sich aus der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, soweit dieses Grundgesetz nichts 
anderes bestimmt.

(2)	 �Handeln die Länder im Auftrage des Bundes, trägt der Bund die sich daraus 
ergebenden Ausgaben.

(3)	� Bundesgesetze, die Geldleistungen gewähren und von den Ländern ausge-
führt werden, können bestimmen, daß die Geldleistungen ganz oder zum Teil 
vom Bund getragen werden. Bestimmt das Gesetz, daß der Bund die Hälfte 
der Ausgaben oder mehr trägt, wird es im Auftrage des Bundes durchgeführt.

(4)	� Bundesgesetze, die Pflichten der Länder zur Erbringung von Geldleistungen, 
geldwerten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienstleistungen gegen-
über Dritten begründen und von den Ländern als eigene Angelegenheit oder 
nach Absatz 3 Satz 2 im Auftrag des Bundes ausgeführt werden, bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrates, wenn daraus entstehende Ausgaben von 
den Ländern zu tragen sind.

(5)	 �Der Bund und die Länder tragen die bei ihren Behörden entstehenden Ver-
waltungsausgaben und haften im Verhältnis zueinander für eine ordnungs-
mäßige Verwaltung. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf.

(6)	� Bund und Länder tragen nach der innerstaatlichen Zuständigkeits- und Auf-
gabenverteilung die Lasten einer Verletzung von supranationalen oder völker-
rechtlichen Verpflichtungen Deutschlands. In Fällen länderübergreifender 
Finanzkorrekturen der Europäischen Union tragen Bund und Länder diese 
Lasten im Verhältnis 15 zu 85. Die Ländergesamtheit trägt in diesen Fällen 
solidarisch 35 vom Hundert der Gesamtlasten entsprechend einem allge-
meinen Schlüssel; 50 vom Hundert der Gesamtlasten tragen die Länder, die 
die Lasten verursacht haben, anteilig entsprechend der Höhe der erhaltenen 
Mittel. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf.

Artikel 104b  
[Finanzhilfen für Investitionen]
(1)	 �Der Bund kann, soweit dieses Grundgesetz ihm Gesetzgebungsbefugnisse 

verleiht, den Ländern Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen 
der Länder und der Gemeinden (Gemeindeverbände) gewähren, die

	 1.	 �zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder
	 2.	� zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder
	 3.	� zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums
	� erforderlich sind. Abweichend von Satz 1 kann der Bund im Falle von Natur-

katastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle 
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des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, 
auch ohne Gesetzgebungsbefugnisse Finanzhilfen gewähren.

(2)	 �Das Nähere, insbesondere die Arten der zu fördernden Investitionen, wird 
durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, oder auf 
Grund des Bundeshaushaltsgesetzes durch Verwaltungsvereinbarung geregelt. 
Das Bundesgesetz oder die Verwaltungsvereinbarung kann Bestimmungen 
über die Ausgestaltung der jeweiligen Länderprogramme zur Verwendung 
der Finanzhilfen vorsehen. Die Festlegung der Kriterien für die Ausgestaltung 
der Länderprogramme erfolgt im Einvernehmen mit den betroffenen Län-
dern. Zur Gewährleistung der zweckentsprechenden Mittelverwendung kann 
die Bundesregierung Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Erhebun-
gen bei allen Behörden durchführen. Die Mittel des Bundes werden zusätz-
lich zu eigenen Mitteln der Länder bereitgestellt. Sie sind befristet zu gewähren 
und hinsichtlich ihrer Verwendung in regelmäßigen Zeitabständen zu über-
prüfen. Die Finanzhilfen sind im Zeitablauf mit fallenden Jahresbeträgen zu 
gestalten.

(3)	 �Bundestag, Bundesregierung und Bundesrat sind auf Verlangen über die 
Durchführung der Maßnahmen und die erzielten Verbesserungen zu unter-
richten.

Artikel 104c  
[Finanzhilfen für Investitionen im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur]
Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investi-
tionen sowie besondere, mit diesen unmittelbar verbundene, befristete Ausgaben 
der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) zur Steigerung der Leistungs
fähigkeit der kommunalen Bildungsinfrastruktur gewähren. Artikel 104b Absatz 2 
Satz 1 bis 3, 5, 6 und Absatz 3 gilt entsprechend. Zur Gewährleistung der zweck-
entsprechenden Mittelverwendung kann die Bundesregierung Berichte und anlass-
bezogen die Vorlage von Akten verlangen.

Artikel 104d  
[Finanzhilfen für Investitionen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus]
Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investi-
tionen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) im Bereich des sozialen 
Wohnungsbaus gewähren. Artikel 104b Absatz 2 Satz 1 bis 5 sowie Absatz 3 gilt 
entsprechend.

Artikel 105  
[Zuständigkeitsverteilung in der Steuergesetzgebung]
(1)	� Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die Zölle und Finanz-

monopole.
(2)	� Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über die Grundsteuer. Er hat 

die konkurrierende Gesetzgebung über die übrigen Steuern, wenn ihm das 
Aufkommen dieser Steuern ganz oder zum Teil zusteht oder die Vorausset-
zungen des Artikels 72 Abs. 2 vorliegen.

(2a)	�Die Länder haben die Befugnis zur Gesetzgebung über die örtlichen Verbrauch- 
und Aufwandsteuern, solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten 
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Steuern gleichartig sind. Sie haben die Befugnis zur Bestimmung des Steuer-
satzes bei der Grunderwerbsteuer.

(3)	� Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen den Ländern oder den Ge-
meinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt, bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates.

Artikel 106  
[Verteilung des Steueraufkommens und des Ertrages der Finanzmonopole]
(1)	� Der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufkommen der folgenden Steuern 

stehen dem Bund zu:
	 1.	 �die Zölle,
	 2.	 �die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 2 den Ländern, nach 

Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam oder nach Absatz 6 den Gemeinden 
zustehen,

	 3.	� die Straßengüterverkehrsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und sonstige auf 
motorisierte Verkehrsmittel bezogene Verkehrsteuern,

	 4.	� die Kapitalverkehrsteuern, die Versicherungsteuer und die Wechselsteuer,
	 5.	 �die einmaligen Vermögensabgaben und die zur Durchführung des Lasten-

ausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben,
	 6.	� die Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer,
	 7.	� Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften.
(2)	 �Das Aufkommen der folgenden Steuern steht den Ländern zu:
	 1.	 �die Vermögensteuer,
	 2.	 �die Erbschaftsteuer,
	 3.	� die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 1 dem Bund oder nach 

Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam zustehen,
	 4.	 � die Biersteuer,
	 5.	� die Abgabe von Spielbanken.
(3)	� Das Aufkommen der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der Um-

satzsteuer steht dem Bund und den Ländern gemeinsam zu (Gemeinschaft-
steuern), soweit das Aufkommen der Einkommensteuer nicht nach Absatz 5 
und das Aufkommen der Umsatzsteuer nicht nach Absatz 5a den Gemeinden 
zugewiesen wird. Am Aufkommen der Einkommensteuer und der Körper-
schaftsteuer sind der Bund und die Länder je zur Hälfte beteiligt. Die Anteile 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer werden durch Bundesgesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Bei der Festset-
zung ist von folgenden Grundsätzen auszugehen:

	 1.	� Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der Bund und die Länder 
gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Ausgaben. Dabei 
ist der Umfang der Ausgaben unter Berücksichtigung einer mehrjährigen 
Finanzplanung zu ermitteln.

	 2.	� Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder sind so aufeinander 
abzustimmen, daß ein billiger Ausgleich erzielt, eine Überbelastung der 
Steuerpflichtigen vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet gewahrt wird.

	� Zusätzlich werden in die Festsetzung der Anteile von Bund und Ländern an 
der Umsatzsteuer Steuermindereinnahmen einbezogen, die den Ländern ab 

58



Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

1. Januar 1996 aus der Berücksichtigung von Kindern im Einkommensteuer-
recht entstehen. Das Nähere bestimmt das Bundesgesetz nach Satz 3.

(4)	 �Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer sind neu festzuset-
zen, wenn sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt; Steuerminderein
nahmen, die nach Absatz 3 Satz 5 in die Festsetzung der Umsatzsteueranteile 
zusätzlich einbezogen werden, bleiben hierbei unberücksichtigt. Werden 
den Ländern durch Bundesgesetz zusätzliche Ausgaben auferlegt oder Ein-
nahmen entzogen, so kann die Mehrbelastung durch Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, auch mit Finanzzuweisungen des Bun-
des ausgeglichen werden, wenn sie auf einen kurzen Zeitraum begrenzt ist. 
In dem Gesetz sind die Grundsätze für die Bemessung dieser Finanzzuwei-
sungen und für ihre Verteilung auf die Länder zu bestimmen.

(5)	 �Die Gemeinden erhalten einen Anteil an dem Aufkommen der Einkommen-
steuer, der von den Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der Ein-
kommensteuerleistungen ihrer Einwohner weiterzuleiten ist. Das Nähere 
bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Es kann bestimmen, daß die Gemeinden Hebesätze für den Gemeindeanteil 
festsetzen.

(5a)	�Die Gemeinden erhalten ab dem 1. Januar 1998 einen Anteil an dem Aufkom-
men der Umsatzsteuer. Er wird von den Ländern auf der Grundlage eines 
orts- und wirtschaftsbezogenen Schlüssels an ihre Gemeinden weitergeleitet. 
Das Nähere wird durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, bestimmt.

(6)	� Das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer steht den Gemeinden, 
das Aufkommen der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern steht den Ge-
meinden oder nach Maßgabe der Landesgesetzgebung den Gemeindever-
bänden zu. Den Gemeinden ist das Recht einzuräumen, die Hebesätze der 
Grundsteuer und Gewerbesteuer im Rahmen der Gesetze festzusetzen. Be-
stehen in einem Land keine Gemeinden, so steht das Aufkommen der Grund-
steuer und Gewerbesteuer sowie der örtlichen Verbrauch- und Aufwand
steuern dem Land zu. Bund und Länder können durch eine Umlage an dem 
Aufkommen der Gewerbesteuer beteiligt werden. Das Nähere über die Umlage 
bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Nach Maßgabe der Landesgesetzgebung können die Grundsteuer und Ge-
werbesteuer sowie der Gemeindeanteil vom Aufkommen der Einkommen-
steuer und der Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlagen für Umlagen zu-
grunde gelegt werden.

(7)	 �Von dem Länderanteil am Gesamtaufkommen der Gemeinschaftsteuern 
fließt den Gemeinden und Gemeindeverbänden insgesamt ein von der Landes-
gesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz zu. Im übrigen bestimmt die 
Landesgesetzgebung, ob und inwieweit das Aufkommen der Landessteuern 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zufließt.

(8)	� Veranlaßt der Bund in einzelnen Ländern oder Gemeinden (Gemeinde
verbänden) besondere Einrichtungen, die diesen Ländern oder Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) unmittelbar Mehrausgaben oder Mindereinnahmen 
(Sonderbelastungen) verursachen, gewährt der Bund den erforderlichen Aus-
gleich, wenn und soweit den Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
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nicht zugemutet werden kann, die Sonderbelastungen zu tragen. Entschädi-
gungsleistungen Dritter und finanzielle Vorteile, die diesen Ländern oder 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) als Folge der Einrichtungen erwachsen, 
werden bei dem Ausgleich berücksichtigt.

(9)	� Als Einnahmen und Ausgaben der Länder im Sinne dieses Artikels gelten auch 
die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden (Gemeindeverbände).

Artikel 106a  
[Steueranteil für öffentlichen Personennahverkehr]
Den Ländern steht ab 1. Januar 1996 für den öffentlichen Personennahverkehr 
ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu. Das Nähere regelt ein Bun-
desgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Der Betrag nach Satz 1 
bleibt bei der Bemessung der Finanzkraft nach Artikel 107 Abs. 2 unberücksichtigt.

Artikel 106b  
[Länderanteil an der Kraftfahrzeugsteuer]
Den Ländern steht ab dem 1. Juli 2009 infolge der Übertragung der Kraftfahrzeug-
steuer auf den Bund ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu. Das 
Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Artikel 107  
[Steuerertragsverteilung – Länderfinanzausgleich – Ergänzungszuweisungen]
(1)	� Das Aufkommen der Landessteuern und der Länderanteil am Aufkommen 

der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer stehen den einzelnen 
Ländern insoweit zu, als die Steuern von den Finanzbehörden in ihrem Ge-
biet vereinnahmt werden (örtliches Aufkommen). Durch Bundesgesetz, das 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, sind für die Körperschaftsteuer 
und die Lohnsteuer nähere Bestimmungen über die Abgrenzung sowie über 
Art und Umfang der Zerlegung des örtlichen Aufkommens zu treffen. Das  
Gesetz kann auch Bestimmungen über die Abgrenzung und Zerlegung des 
örtlichen Aufkommens anderer Steuern treffen. Der Länderanteil am Aufkom-
men der Umsatzsteuer steht den einzelnen Ländern, vorbehaltlich der Rege-
lungen nach Absatz 2, nach Maßgabe ihrer Einwohnerzahl zu.

(2)	 �Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ist sicher-
zustellen, dass die unterschiedliche Finanzkraft der Länder angemessen 
ausgeglichen wird; hierbei sind die Finanzkraft und der Finanzbedarf der Ge-
meinden (Gemeindeverbände) zu berücksichtigen. Zu diesem Zweck sind in 
dem Gesetz Zuschläge zu und Abschläge von der jeweiligen Finanzkraft bei 
der Verteilung der Länderanteile am Aufkommen der Umsatzsteuer zu regeln. 
Die Voraussetzungen für die Gewährung von Zuschlägen und für die Erhe-
bung von Abschlägen sowie die Maßstäbe für die Höhe dieser Zuschläge und 
Abschläge sind in dem Gesetz zu bestimmen. Für Zwecke der Bemessung der 
Finanzkraft kann die bergrechtliche Förderabgabe mit nur einem Teil ihres 
Aufkommens berücksichtigt werden. Das Gesetz kann auch bestimmen, 
dass der Bund aus seinen Mitteln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen 
zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs (Ergänzungs
zuweisungen) gewährt. Zuweisungen können unabhängig von den Maßstäben 
nach den Sätzen 1 bis 3 auch solchen leistungsschwachen Ländern gewährt 
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werden, deren Gemeinden (Gemeindeverbände) eine besonders geringe 
Steuerkraft aufweisen (Gemeindesteuerkraftzuweisungen), sowie außerdem 
solchen leistungsschwachen Ländern, deren Anteile an den Fördermitteln 
nach Artikel 91b ihre Einwohneranteile unterschreiten.

Artikel 108  
[Bundes- und Landesfinanzverwaltung – Finanzgerichtsbarkeit]
(1)	 �Zölle, Finanzmonopole, die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern 

einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und sonstige 
auf motorisierte Verkehrsmittel bezogene Verkehrsteuern ab dem 1. Juli 2009 
sowie die Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften werden 
durch Bundesfinanzbehörden verwaltet. Der Aufbau dieser Behörden wird 
durch Bundesgesetz geregelt. Soweit Mittelbehörden eingerichtet sind, werden 
deren Leiter im Benehmen mit den Landesregierungen bestellt.

(2)	 �Die übrigen Steuern werden durch Landesfinanzbehörden verwaltet. Der 
Aufbau dieser Behörden und die einheitliche Ausbildung der Beamten kön-
nen durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt werden. 
Soweit Mittelbehörden eingerichtet sind, werden deren Leiter im Einverneh-
men mit der Bundesregierung bestellt.

(3)	 �Verwalten die Landesfinanzbehörden Steuern, die ganz oder zum Teil dem 
Bund zufließen, so werden sie im Auftrage des Bundes tätig. Artikel 85  
Abs. 3 und 4 gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Bundesregierung der 
Bundesminister der Finanzen tritt.

(4)	 �Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kann bei 
der Verwaltung von Steuern ein Zusammenwirken von Bundes- und Landes-
finanzbehörden sowie für Steuern, die unter Absatz 1 fallen, die Verwaltung 
durch Landesfinanzbehörden und für andere Steuern die Verwaltung durch 
Bundesfinanzbehörden vorgesehen werden, wenn und soweit dadurch der 
Vollzug der Steuergesetze erheblich verbessert oder erleichtert wird. Für die 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) allein zufließenden Steuern kann die 
den Landesfinanzbehörden zustehende Verwaltung durch die Länder ganz 
oder zum Teil den Gemeinden (Gemeindeverbänden) übertragen werden. 
Das Bundesgesetz nach Satz 1 kann für ein Zusammenwirken von Bund und 
Ländern bestimmen, dass bei Zustimmung einer im Gesetz genannten Mehr-
heit Regelungen für den Vollzug von Steuergesetzen für alle Länder verbind-
lich werden.

(4a)	�Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
bei der Verwaltung von Steuern, die unter Absatz 2 fallen, ein Zusammenwirken 
von Landesfinanzbehörden und eine länderübergreifende Übertragung von 
Zuständigkeiten auf Landesfinanzbehörden eines oder mehrerer Länder im 
Einvernehmen mit den betroffenen Ländern vorgesehen werden, wenn und 
soweit dadurch der Vollzug der Steuergesetze erheblich verbessert oder er-
leichtert wird. Die Kostentragung kann durch Bundesgesetz geregelt werden.

(5)	 �Das von den Bundesfinanzbehörden anzuwendende Verfahren wird durch 
Bundesgesetz geregelt. Das von den Landesfinanzbehörden und in den Fällen 
des Absatzes 4 Satz 2 von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) anzuwen-
dende Verfahren kann durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundes
rates geregelt werden.
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(6)	� Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch Bundesgesetz einheitlich geregelt.
(7)	� Die Bundesregierung kann allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, und 

zwar mit Zustimmung des Bundesrates, soweit die Verwaltung den Landes
finanzbehörden oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) obliegt.

Artikel 109  
[Haushaltswirtschaft in Bund und Ländern]
(1)	 �Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und vonein-

ander unabhängig.
(2)	� Bund und Länder erfüllen gemeinsam die Verpflichtungen der Bundesrepublik 

Deutschland aus Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft auf Grund des 
Artikels 104 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zur 
Einhaltung der Haushaltsdisziplin und tragen in diesem Rahmen den Erfor-
dernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung.

(3)	 �Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen 
aus Krediten auszugleichen. Bund und Länder können Regelungen zur im Auf- 
und Abschwung symmetrischen Berücksichtigung der Auswirkungen einer 
von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung sowie eine 
Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsitua-
tionen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanz-
lage erheblich beeinträchtigen, vorsehen. Für die Ausnahmeregelung ist 
eine entsprechende Tilgungsregelung vorzusehen. Die nähere Ausgestaltung 
regelt für den Haushalt des Bundes Artikel 115 mit der Maßgabe, dass Satz 1 
entsprochen ist, wenn die Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert im Ver-
hältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten. Die nähere 
Ausgestaltung für die Haushalte der Länder regeln diese im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlichen Kompetenzen mit der Maßgabe, dass Satz 1 nur dann 
entsprochen ist, wenn keine Einnahmen aus Krediten zugelassen werden.

(4)	 �Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
für Bund und Länder gemeinsam geltende Grundsätze für das Haushaltsrecht, 
für eine konjunkturgerechte Haushaltswirtschaft und für eine mehrjährige 
Finanzplanung aufgestellt werden.

(5)	� Sanktionsmaßnahmen der Europäischen Gemeinschaft im Zusammenhang 
mit den Bestimmungen in Artikel 104 des Vertrags zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin tragen Bund und 
Länder im Verhältnis 65 zu 35. Die Ländergesamtheit trägt solidarisch 35 vom 
Hundert der auf die Länder entfallenden Lasten entsprechend ihrer Einwohner-
zahl; 65 vom Hundert der auf die Länder entfallenden Lasten tragen die Länder 
entsprechend ihrem Verursachungsbeitrag. Das Nähere regelt ein Bundes
gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Artikel 109a  
[Haushaltsnotlagen]
(1)	 �Zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen regelt ein Bundesgesetz, das der Zu-

stimmung des Bundesrates bedarf,
	 1.	 �die fortlaufende Überwachung der Haushaltswirtschaft von Bund und 

Ländern durch ein gemeinsames Gremium (Stabilitätsrat),
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	 2.	� die Voraussetzungen und das Verfahren zur Feststellung einer drohenden 
Haushaltsnotlage,

	 3.	 �die Grundsätze zur Aufstellung und Durchführung von Sanierungspro-
grammen zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen.

(2)	 �Dem Stabilitätsrat obliegt ab dem Jahr 2020 die Überwachung der Einhal-
tung der Vorgaben des Artikels 109 Absatz 3 durch Bund und Länder. Die 
Überwachung orientiert sich an den Vorgaben und Verfahren aus Rechtsakten 
auf Grund des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union zur 
Einhaltung der Haushaltsdisziplin.

(3)	� Die Beschlüsse des Stabilitätsrats und die zugrunde liegenden Beratungs
unterlagen sind zu veröffentlichen.

Artikel 110  
[Haushaltsplan]
(1)	 �Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes sind in den Haushaltsplan einzu-

stellen; bei Bundesbetrieben und bei Sondervermögen brauchen nur die 
Zuführungen oder die Ablieferungen eingestellt zu werden. Der Haushalts-
plan ist in Einnahme und Ausgabe auszugleichen.

(2)	� Der Haushaltsplan wird für ein oder mehrere Rechnungsjahre, nach Jahren 
getrennt, vor Beginn des ersten Rechnungsjahres durch das Haushaltsgesetz 
festgestellt. Für Teile des Haushaltsplanes kann vorgesehen werden, daß sie 
für unterschiedliche Zeiträume, nach Rechnungsjahren getrennt, gelten.

(3)	� Die Gesetzesvorlage nach Absatz 2 Satz 1 sowie Vorlagen zur Änderung des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes werden gleichzeitig mit der Zu-
leitung an den Bundesrat beim Bundestage eingebracht; der Bundesrat ist 
berechtigt, innerhalb von sechs Wochen, bei Änderungsvorlagen innerhalb 
von drei Wochen, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen.

(4)	� In das Haushaltsgesetz dürfen nur Vorschriften aufgenommen werden, die 
sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des Bundes und auf den Zeitraum 
beziehen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen wird. Das Haushalts
gesetz kann vorschreiben, daß die Vorschriften erst mit der Verkündung des 
nächsten Haushaltsgesetzes oder bei Ermächtigung nach Artikel 115 zu einem 
späteren Zeitpunkt außer Kraft treten.

Artikel 111  
[Haushaltsvorgriff]
(1)	 �Ist bis zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan für das folgende 

Jahr nicht durch Gesetz festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten die 
Bundesregierung ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die nötig sind,

	 a)	� um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich be-
schlossene Maßnahmen durchzuführen,

	 b)	 �um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bundes zu erfüllen,
	 c)	� um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder 

Beihilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den Haus-
haltsplan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind.
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(2)	 �Soweit nicht auf besonderem Gesetze beruhende Einnahmen aus Steuern, 
Abgaben und sonstigen Quellen oder die Betriebsmittelrücklage die Aus
gaben unter Absatz 1 decken, darf die Bundesregierung die zur Aufrecht
erhaltung der Wirtschaftsführung erforderlichen Mittel bis zur Höhe eines 
Viertels der Endsumme des abgelaufenen Haushaltsplanes im Wege des 
Kredits flüssig machen.

Artikel 112  
[Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben]
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. Sie darf nur im Falle eines unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden. Näheres kann durch Bundes
gesetz bestimmt werden.

Artikel 113  
[Erhöhung der Ausgaben]
(1)	 �Gesetze, welche die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben 

des Haushaltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben in sich schließen oder 
für die Zukunft mit sich bringen, bedürfen der Zustimmung der Bundesregie-
rung. Das gleiche gilt für Gesetze, die Einnahmeminderungen in sich schließen 
oder für die Zukunft mit sich bringen. Die Bundesregierung kann verlangen, 
daß der Bundestag die Beschlußfassung über solche Gesetze aussetzt. In 
diesem Fall hat die Bundesregierung innerhalb von sechs Wochen dem Bun-
destage eine Stellungnahme zuzuleiten.

(2)	� Die Bundesregierung kann innerhalb von vier Wochen, nachdem der Bundes-
tag das Gesetz beschlossen hat, verlangen, daß der Bundestag erneut Be-
schluß faßt.

(3)	� Ist das Gesetz nach Artikel 78 zustande gekommen, kann die Bundesregie-
rung ihre Zustimmung nur innerhalb von sechs Wochen und nur dann ver
sagen, wenn sie vorher das Verfahren nach Absatz 1 Satz 3 und 4 oder nach 
Absatz 2 eingeleitet hat. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Zustimmung als erteilt.

Artikel 114  
[Rechnungslegung – Rechnungsprüfung]
(1)	� Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem Bundesrate 

über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schulden 
im Laufe des nächsten Rechnungsjahres zur Entlastung der Bundesregierung 
Rechnung zu legen.

(2)	� Der Bundesrechnungshof, dessen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit be-
sitzen, prüft die Rechnung sowie die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßig-
keit der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes. Zum Zweck der  
Prüfung nach Satz 1 kann der Bundesrechnungshof auch bei Stellen außer-
halb der Bundesverwaltung Erhebungen vornehmen; dies gilt auch in den 
Fällen, in denen der Bund den Ländern zweckgebundene Finanzierungsmittel 
zur Erfüllung von Länderaufgaben zuweist. Er hat außer der Bundesregierung 
unmittelbar dem Bundestage und dem Bundesrate jährlich zu berichten. Im 
übrigen werden die Befugnisse des Bundesrechnungshofes durch Bundes-
gesetz geregelt.
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Artikel 115  
[Grenzen der Kreditaufnahme]
(1)	� Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von Bürgschaften, Garantien 

oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Rechnungs-
jahren führen können, bedürfen einer der Höhe nach bestimmten oder be-
stimmbaren Ermächtigung durch Bundesgesetz.

(2)	� Einnahmen und Ausgaben sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten 
auszugleichen. Diesem Grundsatz ist entsprochen, wenn die Einnahmen aus 
Krediten 0,35 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlands
produkt nicht überschreiten. Zusätzlich sind bei einer von der Normallage 
abweichenden konjunkturellen Entwicklung die Auswirkungen auf den Haus-
halt im Auf- und Abschwung symmetrisch zu berücksichtigen. Abweichungen 
der tatsächlichen Kreditaufnahme von der nach den Sätzen 1 bis 3 zulässi-
gen Kreditobergrenze werden auf einem Kontrollkonto erfasst; Belastungen, 
die den Schwellenwert von 1,5 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt überschreiten, sind konjunkturgerecht zurückzuführen. 
Näheres, insbesondere die Bereinigung der Einnahmen und Ausgaben um 
finanzielle Transaktionen und das Verfahren zur Berechnung der Obergrenze 
der jährlichen Nettokreditaufnahme unter Berücksichtigung der konjunktu-
rellen Entwicklung auf der Grundlage eines Konjunkturbereinigungsverfahrens 
sowie die Kontrolle und den Ausgleich von Abweichungen der tatsächlichen 
Kreditaufnahme von der Regelgrenze, regelt ein Bundesgesetz. Im Falle von 
Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der 
Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich be-
einträchtigen, können diese Kreditobergrenzen auf Grund eines Beschlusses 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages überschritten werden. Der Be-
schluss ist mit einem Tilgungsplan zu verbinden. Die Rückführung der nach 
Satz 6 aufgenommenen Kredite hat binnen eines angemessenen Zeitraumes 
zu erfolgen. 
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X a.  
Verteidigungsfall

Artikel 115a  
[Feststellung des Verteidigungsfalls]
(1)	� Die Feststellung, daß das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird 

oder ein solcher Angriff unmittelbar droht (Verteidigungsfall), trifft der Bundes-
tag mit Zustimmung des Bundesrates. Die Feststellung erfolgt auf Antrag der 
Bundesregierung und bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages.

(2)	 �Erfordert die Lage unabweisbar ein sofortiges Handeln und stehen einem 
rechtzeitigen Zusammentritt des Bundestages unüberwindliche Hindernisse 
entgegen oder ist er nicht beschlußfähig, so trifft der Gemeinsame Ausschuß 
diese Feststellung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen, mindestens der Mehrheit seiner Mitglieder.

(3)	� Die Feststellung wird vom Bundespräsidenten gemäß Artikel 82 im Bundes-
gesetzblatte verkündet. Ist dies nicht rechtzeitig möglich, so erfolgt die Ver-
kündung in anderer Weise; sie ist im Bundesgesetzblatte nachzuholen, sobald 
die Umstände es zulassen.

(4)	� Wird das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen und sind die zuständigen 
Bundesorgane außerstande, sofort die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1 zu 
treffen, so gilt diese Feststellung als getroffen und als zu dem Zeitpunkt ver-
kündet, in dem der Angriff begonnen hat. Der Bundespräsident gibt diesen 
Zeitpunkt bekannt, sobald die Umstände es zulassen.

(5)	� Ist die Feststellung des Verteidigungsfalles verkündet und wird das Bundes-
gebiet mit Waffengewalt angegriffen, so kann der Bundespräsident völker-
rechtliche Erklärungen über das Bestehen des Verteidigungsfalles mit Zu-
stimmung des Bundestages abgeben. Unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 2 tritt an die Stelle des Bundestages der Gemeinsame Ausschuß.

Artikel 115b  
[Kommandogewalt des Bundeskanzlers]
Mit der Verkündung des Verteidigungsfalles geht die Befehls- und Kommando
gewalt über die Streitkräfte auf den Bundeskanzler über.

Artikel 115c  
[Erweiterung der Gesetzgebungskompetenz des Bundes]
(1)	� Der Bund hat für den Verteidigungsfall das Recht der konkurrierenden Gesetz-

gebung auch auf den Sachgebieten, die zur Gesetzgebungszuständigkeit der 
Länder gehören. Diese Gesetze bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

(2)	� Soweit es die Verhältnisse während des Verteidigungsfalles erfordern, kann 
durch Bundesgesetz für den Verteidigungsfall

	 1.	 �bei Enteignungen abweichend von Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 die Entschädi-
gung vorläufig geregelt werden,

	 2.	 �für Freiheitsentziehungen eine von Artikel 104 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 
Satz 1 abweichende Frist, höchstens jedoch eine solche von vier Tagen, 
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für den Fall festgesetzt werden, daß ein Richter nicht innerhalb der für 
Normalzeiten geltenden Frist tätig werden konnte.

(3)	 �Soweit es zur Abwehr eines gegenwärtigen oder unmittelbar drohenden An-
griffs erforderlich ist, kann für den Verteidigungsfall durch Bundesgesetz mit 
Zustimmung des Bundesrates die Verwaltung und das Finanzwesen des Bun-
des und der Länder abweichend von den Abschnitten VIII, VIIIa und X geregelt 
werden, wobei die Lebensfähigkeit der Länder, Gemeinden und Gemeinde-
verbände, insbesondere auch in finanzieller Hinsicht, zu wahren ist.

(4)	� Bundesgesetze nach den Absätzen 1 und 2 Nr. 1 dürfen zur Vorbereitung ihres 
Vollzuges schon vor Eintritt des Verteidigungsfalles angewandt werden.

Artikel 115d  
[Dringliche Gesetzesvorlagen]
(1)	 �Für die Gesetzgebung des Bundes gilt im Verteidigungsfalle abweichend von 

Artikel 76 Abs. 2, Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4, Artikel 78 und 
Artikel 82 Abs. 1 die Regelung der Absätze 2 und 3.

(2)	� Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die sie als dringlich bezeichnet, 
sind gleichzeitig mit der Einbringung beim Bundestage dem Bundesrate zu-
zuleiten. Bundestag und Bundesrat beraten diese Vorlagen unverzüglich ge-
meinsam. Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erfor-
derlich ist, bedarf es zum Zustandekommen des Gesetzes der Zustimmung 
der Mehrheit seiner Stimmen. Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung, die 
vom Bundestage beschlossen wird und der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf.

(3)	� Für die Verkündung der Gesetze gilt Artikel 115a Abs. 3 Satz 2 entsprechend.

Artikel 115e  
[Gemeinsamer Ausschuß]
(1)	 �Stellt der Gemeinsame Ausschuß im Verteidigungsfalle mit einer Mehrheit 

von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder fest, daß dem rechtzeitigen Zusammentritt des Bundes
tages unüberwindliche Hindernisse entgegenstehen oder daß dieser nicht 
beschlußfähig ist, so hat der Gemeinsame Ausschuß die Stellung von Bundes-
tag und Bundesrat und nimmt deren Rechte einheitlich wahr.

(2)	� Durch ein Gesetz des Gemeinsamen Ausschusses darf das Grundgesetz weder 
geändert noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer Anwendung ge-
setzt werden. Zum Erlaß von Gesetzen nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 2, Artikel 24 
Abs. 1 oder Artikel 29 ist der Gemeinsame Ausschuß nicht befugt.

Artikel 115f  
[Einsatz des Bundesgrenzschutzes – Erweiterte Weisungsbefugnis]
(1)	 �Die Bundesregierung kann im Verteidigungsfalle, soweit es die Verhältnisse 

erfordern,
	 1.	� den Bundesgrenzschutz im gesamten Bundesgebiete einsetzen;
	 2.	 �außer der Bundesverwaltung auch den Landesregierungen und, wenn sie 

es für dringlich erachtet, den Landesbehörden Weisungen erteilen und 
diese Befugnis auf von ihr zu bestimmende Mitglieder der Landesregie-
rungen übertragen.
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(2)	� Bundestag, Bundesrat und der Gemeinsame Ausschuß sind unverzüglich 
von den nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.

Artikel 115g  
[Bundesverfassungsgericht]
Die verfassungsmäßige Stellung und die Erfüllung der verfassungsmäßigen Auf-
gaben des Bundesverfassungsgerichtes und seiner Richter dürfen nicht beein-
trächtigt werden. Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht darf durch ein 
Gesetz des Gemeinsamen Ausschusses nur insoweit geändert werden, als dies 
auch nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichtes zur Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit des Gerichtes erforderlich ist. Bis zum Erlaß eines solchen 
Gesetzes kann das Bundesverfassungsgericht die zur Erhaltung der Arbeitsfähig-
keit des Gerichtes erforderlichen Maßnahmen treffen. Beschlüsse nach Satz 2 
und Satz 3 faßt das Bundesverfassungsgericht mit der Mehrheit der anwesenden 
Richter.

Artikel 115h  
[Ablaufende Wahlperioden und Amtszeiten]
(1)	� Während des Verteidigungsfalles ablaufende Wahlperioden des Bundestages 

oder der Volksvertretungen der Länder enden sechs Monate nach Beendi-
gung des Verteidigungsfalles. Die im Verteidigungsfalle ablaufende Amtszeit 
des Bundespräsidenten sowie bei vorzeitiger Erledigung seines Amtes die 
Wahrnehmung seiner Befugnisse durch den Präsidenten des Bundesrates 
enden neun Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles. Die im Vertei-
digungsfalle ablaufende Amtszeit eines Mitgliedes des Bundesverfassungs-
gerichtes endet sechs Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles.

(2)	 �Wird eine Neuwahl des Bundeskanzlers durch den Gemeinsamen Ausschuß 
erforderlich, so wählt dieser einen neuen Bundeskanzler mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder; der Bundespräsident macht dem Gemeinsamen Ausschuß 
einen Vorschlag. Der Gemeinsame Ausschuß kann dem Bundeskanzler das 
Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt.

(3)	 �Für die Dauer des Verteidigungsfalles ist die Auflösung des Bundestages 
ausgeschlossen.

Artikel 115i  
[Maßnahmenbefugnis der Landesregierungen]
(1)	� Sind die zuständigen Bundesorgane außerstande, die notwendigen Maß-

nahmen zur Abwehr der Gefahr zu treffen, und erfordert die Lage unabweisbar 
ein sofortiges selbständiges Handeln in einzelnen Teilen des Bundesgebietes, 
so sind die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Behörden 
oder Beauftragten befugt, für ihren Zuständigkeitsbereich Maßnahmen im 
Sinne des Artikels 115f Abs. 1 zu treffen.

(2)	� Maßnahmen nach Absatz 1 können durch die Bundesregierung, im Verhältnis 
zu Landesbehörden und nachgeordneten Bundesbehörden auch durch die 
Ministerpräsidenten der Länder, jederzeit aufgehoben werden.
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Artikel 115k  
[Rang und Geltungsdauer von Notstandsbestimmungen]
(1)	� Für die Dauer ihrer Anwendbarkeit setzen Gesetze nach den Artikeln 115c, 

115e und 115g und Rechtsverordnungen, die auf Grund solcher Gesetze  
ergehen, entgegenstehendes Recht außer Anwendung. Dies gilt nicht gegen-
über früherem Recht, das auf Grund der Artikel 115c, 115e und 115g erlassen 
worden ist.

(2)	 �Gesetze, die der Gemeinsame Ausschuß beschlossen hat, und Rechtsver-
ordnungen, die auf Grund solcher Gesetze ergangen sind, treten spätestens 
sechs Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles außer Kraft.

(3)	� Gesetze, die von den Artikeln 91a, 91b, 104a, 106 und 107 abweichende 
Regelungen enthalten, gelten längstens bis zum Ende des zweiten Rechnungs-
jahres, das auf die Beendigung des Verteidigungsfalles folgt. Sie können 
nach Beendigung des Verteidigungsfalles durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates geändert werden, um zu der Regelung gemäß den 
Abschnitten VIIIa und X überzuleiten.

Artikel 115l  
[Aufhebung außerordentlicher Maßnahmen – Friedensschluß]
(1)	 �Der Bundestag kann jederzeit mit Zustimmung des Bundesrates Gesetze des 

Gemeinsamen Ausschusses aufheben. Der Bundesrat kann verlangen, daß 
der Bundestag hierüber beschließt. Sonstige zur Abwehr der Gefahr getroffe-
ne Maßnahmen des Gemeinsamen Ausschusses oder der Bundesregierung 
sind aufzuheben, wenn der Bundestag und der Bundesrat es beschließen.

(2)	� Der Bundestag kann mit Zustimmung des Bundesrates jederzeit durch einen 
vom Bundespräsidenten zu verkündenden Beschluß den Verteidigungsfall 
für beendet erklären. Der Bundesrat kann verlangen, daß der Bundestag hier-
über beschließt. Der Verteidigungsfall ist unverzüglich für beendet zu erklären, 
wenn die Voraussetzungen für seine Feststellung nicht mehr gegeben sind.

(3)	 �Über den Friedensschluß wird durch Bundesgesetz entschieden.
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XI.  
Übergangs- und Schlußbestimmungen

Artikel 116  
[Begriff „Deutscher“ – Wiedereinbürgerung]
(1)	 �Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger 

gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder 
als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als des-
sen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

(2)	� Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 
und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen 
oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind 
auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie 
nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und 
nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben.

Artikel 117  
[Aussetzung des Inkrafttretens zweier Grundrechte]
(1)	 �Das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegenstehende Recht bleibt bis zu seiner Anpas-

sung an diese Bestimmung des Grundgesetzes in Kraft, jedoch nicht länger 
als bis zum 31. März 1953.

(2)	� Gesetze, die das Recht der Freizügigkeit mit Rücksicht auf die gegenwärtige 
Raumnot einschränken, bleiben bis zu ihrer Aufhebung durch Bundesgesetz 
in Kraft.

Artikel 118  
[Neugliederung von Baden und Württemberg]
Die Neugliederung in dem die Länder Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern umfassenden Gebiete kann abweichend von den Vorschriften des 
Artikels 29 durch Vereinbarung der beteiligten Länder erfolgen. Kommt eine Verein-
barung nicht zustande, so wird die Neugliederung durch Bundesgesetz geregelt, 
das eine Volksbefragung vorsehen muß.

Artikel 118a  
[Neugliederung von Berlin und Brandenburg]
Die Neugliederung in dem die Länder Berlin und Brandenburg umfassenden Gebiet 
kann abweichend von den Vorschriften des Artikels 29 unter Beteiligung ihrer 
Wahlberechtigten durch Vereinbarung beider Länder erfolgen.

Artikel 119  
[Flüchtlinge und Vertriebene]
In Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbesondere zu ihrer Ver-
teilung auf die Länder, kann bis zu einer bundesgesetzlichen Regelung die Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundesrates Verordnungen mit Gesetzeskraft er-
lassen. Für besondere Fälle kann dabei die Bundesregierung ermächtigt werden, 
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Einzelweisungen zu erteilen. Die Weisungen sind außer bei Gefahr im Verzuge an 
die obersten Landesbehörden zu richten.

Artikel 120  
[Besatzungskosten – Kriegsfolgelasten]
(1)	 �Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen 

inneren und äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von Bundes-
gesetzen. Soweit diese Kriegsfolgelasten bis zum 1. Oktober 1969 durch 
Bundesgesetze geregelt worden sind, tragen Bund und Länder im Verhältnis 
zueinander die Aufwendungen nach Maßgabe dieser Bundesgesetze. Soweit 
Aufwendungen für Kriegsfolgelasten, die in Bundesgesetzen weder geregelt 
worden sind noch geregelt werden, bis zum 1. Oktober 1965 von den Ländern, 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) oder sonstigen Aufgabenträgern, die Auf-
gaben von Ländern oder Gemeinden erfüllen, erbracht worden sind, ist der 
Bund zur Übernahme von Aufwendungen dieser Art auch nach diesem Zeit-
punkt nicht verpflichtet. Der Bund trägt die Zuschüsse zu den Lasten der  
Sozialversicherung mit Einschluß der Arbeitslosenversicherung und der Ar-
beitslosenhilfe. Die durch diesen Absatz geregelte Verteilung der Kriegsfolge-
lasten auf Bund und Länder läßt die gesetzliche Regelung von Entschädi-
gungsansprüchen für Kriegsfolgen unberührt.

(2)	� Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte über, an dem 
der Bund die Ausgaben übernimmt.

Artikel 120a  
[Lastenausgleich]
(1)	� Die Gesetze, die der Durchführung des Lastenausgleichs dienen, können mit 

Zustimmung des Bundesrates bestimmen, daß sie auf dem Gebiete der Aus-
gleichsleistungen teils durch den Bund, teils im Auftrage des Bundes durch 
die Länder ausgeführt werden und daß die der Bundesregierung und den 
zuständigen obersten Bundesbehörden auf Grund des Artikels 85 insoweit 
zustehenden Befugnisse ganz oder teilweise dem Bundesausgleichsamt 
übertragen werden. Das Bundesausgleichsamt bedarf bei Ausübung dieser 
Befugnisse nicht der Zustimmung des Bundesrates; seine Weisungen sind, 
abgesehen von den Fällen der Dringlichkeit, an die obersten Landesbehörden 
(Landesausgleichsämter) zu richten.

(2)	� Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

Artikel 121  
[Begriff „Mehrheit der Mitglieder“]
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und der Bundesversammlung im Sinne 
dieses Grundgesetzes ist die Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.

Artikel 122  
[Zeitpunkt der Überleitung der Gesetzgebung]
(1)	 �Vom Zusammentritt des Bundestages an werden die Gesetze ausschließlich 

von den in diesem Grundgesetze anerkannten gesetzgebenden Gewalten 
beschlossen.
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(2)	� Gesetzgebende und bei der Gesetzgebung beratend mitwirkende Körper-
schaften, deren Zuständigkeit nach Absatz 1 endet, sind mit diesem Zeitpunkt 
aufgelöst.

Artikel 123  
[Fortgelten bisherigen Rechts]
(1)	 �Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt fort, soweit es 

dem Grundgesetze nicht widerspricht.
(2)	� Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich auf Gegen-

stände beziehen, für die nach diesem Grundgesetze die Landesgesetzge-
bung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
gültig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen 
der Beteiligten in Kraft, bis neue Staatsverträge durch die nach diesem 
Grundgesetze zuständigen Stellen abgeschlossen werden oder ihre Beendi-
gung auf Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen anderweitig erfolgt.

Artikel 124  
[Fortgeltendes Recht der ausschließlichen Gesetzgebung]
Recht, das Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes betrifft, 
wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht.

Artikel 125  
[Fortgeltendes Recht der konkurrierenden Gesetzgebung]
Recht, das Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes betrifft, 
wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht,
1.	 �soweit es innerhalb einer oder mehrerer Besatzungszonen einheitlich gilt,
2.	 �soweit es sich um Recht handelt, durch das nach dem 8. Mai 1945 früheres 

Reichsrecht abgeändert worden ist.

Artikel 125a  
[Fortgelten von Bundesrecht – Ersetzung durch Landesrecht]
(1)	� Recht, das als Bundesrecht erlassen worden ist, aber wegen der Änderung 

des Artikels 74 Abs. 1, der Einfügung des Artikels 84 Abs. 1 Satz 7, des Arti-
kels 85 Abs. 1 Satz 2 oder des Artikels 105 Abs. 2a Satz 2 oder wegen der 
Aufhebung der Artikel 74a, 75 oder 98 Abs. 3 Satz 2 nicht mehr als Bundes-
recht erlassen werden könnte, gilt als Bundesrecht fort. Es kann durch Landes-
recht ersetzt werden.

(2)	 �Recht, das auf Grund des Artikels 72 Abs. 2 in der bis zum 15. November 1994 
geltenden Fassung erlassen worden ist, aber wegen Änderung des Artikels 72 
Abs. 2 nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden könnte, gilt als Bundes-
recht fort. Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, dass es durch Landes-
recht ersetzt werden kann.

(3)	� Recht, das als Landesrecht erlassen worden ist, aber wegen Änderung des 
Artikels 73 nicht mehr als Landesrecht erlassen werden könnte, gilt als Landes-
recht fort. Es kann durch Bundesrecht ersetzt werden.
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Artikel 125b  
[Fortgelten von Rahmengesetzen – Abweichungsbefugnis der Länder]
(1)	� Recht, das auf Grund des Artikels 75 in der bis zum 1. September 2006 gelten-

den Fassung erlassen worden ist und das auch nach diesem Zeitpunkt als 
Bundesrecht erlassen werden könnte, gilt als Bundesrecht fort. Befugnisse 
und Verpflichtungen der Länder zur Gesetzgebung bleiben insoweit bestehen. 
Auf den in Artikel 72 Abs. 3 Satz 1 genannten Gebieten können die Länder 
von diesem Recht abweichende Regelungen treffen, auf den Gebieten des 
Artikels 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 5 und 6 jedoch erst, wenn und soweit der 
Bund ab dem 1. September 2006 von seiner Gesetzgebungszuständigkeit 
Gebrauch gemacht hat, in den Fällen der Nummern 2 und 5 spätestens ab dem 
1. Januar 2010, im Falle der Nummer 6 spätestens ab dem 1. August 2008.

(2)	 �Von bundesgesetzlichen Regelungen, die auf Grund des Artikels 84 Abs. 1 in 
der vor dem 1. September 2006 geltenden Fassung erlassen worden sind, 
können die Länder abweichende Regelungen treffen, von Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens bis zum 31. Dezember 2008 aber nur dann, wenn ab 
dem 1. September 2006 in dem jeweiligen Bundesgesetz Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens geändert worden sind.

(3)	 �Auf dem Gebiet des Artikels 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 darf abweichendes 
Landesrecht der Erhebung der Grundsteuer frühestens für Zeiträume ab dem 
1. Januar 2025 zugrunde gelegt werden.

Artikel 125c  
[Fortgelten von Recht aus dem Bereich der Gemeinschaftsaufgaben]
(1)	 �Recht, das auf Grund des Artikels 91a Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 1 

in der bis zum 1. September 2006 geltenden Fassung erlassen worden ist, 
gilt bis zum 31. Dezember 2006 fort.

(2)	� Die nach Artikel 104a Abs. 4 in der bis zum 1. September 2006 geltenden 
Fassung in den Bereichen der Gemeindeverkehrsfinanzierung und der sozialen 
Wohnraumförderung geschaffenen Regelungen gelten bis zum 31. Dezember 
2006 fort. Die im Bereich der Gemeindeverkehrsfinanzierung für die beson-
deren Programme nach § 6 Absatz 1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungs
gesetzes sowie die mit dem Gesetz über Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 
104a Absatz 4 des Grundgesetzes an die Länder Bremen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen sowie Schleswig-Holstein für Seehäfen 
vom 20. Dezember 2001 nach Artikel 104a Absatz 4 in der bis zum 1. Sep-
tember 2006 geltenden Fassung geschaffenen Regelungen gelten bis zu ihrer 
Aufhebung fort. Eine Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
durch Bundesgesetz ist zulässig. Die sonstigen nach Artikel 104a Absatz 4 in 
der bis zum 1. September 2006 geltenden Fassung geschaffenen Regelungen 
gelten bis zum 31. Dezember 2019 fort, soweit nicht ein früherer Zeitpunkt 
für das Außerkrafttreten bestimmt ist oder wird. Artikel 104b Absatz 2 Satz 4 
gilt entsprechend.

(3)	� Artikel 104b Absatz 2 Satz 5 ist erstmals auf nach dem 31. Dezember 2019 
in Kraft getretene Regelungen anzuwenden.
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Artikel 126  
[Entscheidung über Fortgelten von Recht als Bundesrecht]
Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundesrecht ent-
scheidet das Bundesverfassungsgericht.

Artikel 127  
[Rechtsangleichung in der französischen Zone und in Berlin]
Die Bundesregierung kann mit Zustimmung der Regierungen der beteiligten Län-
der Recht der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, soweit es nach 
Artikel 124 oder 125 als Bundesrecht fortgilt, innerhalb eines Jahres nach Ver-
kündung dieses Grundgesetzes in den Ländern Baden, Groß-Berlin, Rheinland-
Pfalz und Württemberg-Hohenzollern in Kraft setzen.

Artikel 128  
[Fortgeltende Weisungsrechte]
Soweit fortgeltendes Recht Weisungsrechte im Sinne des Artikels 84 Abs. 5 vor-
sieht, bleiben sie bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung bestehen.

Artikel 129  
[Ermächtigungen in fortgeltendem Recht]
(1)	� Soweit in Rechtsvorschriften, die als Bundesrecht fortgelten, eine Ermächti-

gung zum Erlasse von Rechtsverordnungen oder allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften sowie zur Vornahme von Verwaltungsakten enthalten ist, geht 
sie auf die nunmehr sachlich zuständigen Stellen über. In Zweifelsfällen ent-
scheidet die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bundesrate; die 
Entscheidung ist zu veröffentlichen.

(2)	� Soweit in Rechtsvorschriften, die als Landesrecht fortgelten, eine solche Er-
mächtigung enthalten ist, wird sie von den nach Landesrecht zuständigen 
Stellen ausgeübt.

(3)	 �Soweit Rechtsvorschriften im Sinne der Absätze 1 und 2 zu ihrer Änderung 
oder Ergänzung oder zum Erlaß von Rechtsvorschriften an Stelle von Gesetzen 
ermächtigen, sind diese Ermächtigungen erloschen.

(4)	 �Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit in Rechts-
vorschriften auf nicht mehr geltende Vorschriften oder nicht mehr bestehende 
Einrichtungen verwiesen ist.

Artikel 130  
[Übernahme bestehender Verwaltungseinrichtungen]
(1)	 �Verwaltungsorgane und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder Rechts-

pflege dienende Einrichtungen, die nicht auf Landesrecht oder Staatsverträgen 
zwischen Ländern beruhen, sowie die Betriebsvereinigung der südwestdeut-
schen Eisenbahnen und der Verwaltungsrat für das Post- und Fernmeldewesen 
für das französische Besatzungsgebiet unterstehen der Bundesregierung. 
Diese regelt mit Zustimmung des Bundesrates die Überführung, Auflösung 
oder Abwicklung.

(2)	 �Oberster Disziplinarvorgesetzter der Angehörigen dieser Verwaltungen und 
Einrichtungen ist der zuständige Bundesminister.
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(3)	� Nicht landesunmittelbare und nicht auf Staatsverträgen zwischen den Ländern 
beruhende Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes unterstehen 
der Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde.

Artikel 131  
[Ehemalige Angehörige des öffentlichen Dienstes]
Die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flüchtlinge und Vertrie-
benen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienste standen, aus anderen als 
beamten- oder tarifrechtlichen Gründen ausgeschieden sind und bisher nicht 
oder nicht ihrer früheren Stellung entsprechend verwendet werden, sind durch 
Bundesgesetz zu regeln. Entsprechendes gilt für Personen einschließlich der 
Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 versorgungsberechtigt waren 
und aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen keine oder keine 
entsprechende Versorgung mehr erhalten. Bis zum Inkrafttreten des Bundesge-
setzes können vorbehaltlich anderweitiger landesrechtlicher Regelung Rechts-
ansprüche nicht geltend gemacht werden.

Artikel 132  
[Pensionierung von Beamten]
(1)	� Beamte und Richter, die im Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Grundgesetzes 

auf Lebenszeit angestellt sind, können binnen sechs Monaten nach dem ersten 
Zusammentritt des Bundestages in den Ruhestand oder Wartestand oder in 
ein Amt mit niedrigerem Diensteinkommen versetzt werden, wenn ihnen die 
persönliche oder fachliche Eignung für ihr Amt fehlt. Auf Angestellte, die in 
einem unkündbaren Dienstverhältnis stehen, findet diese Vorschrift entspre-
chende Anwendung. Bei Angestellten, deren Dienstverhältnis kündbar ist, 
können über die tarifmäßige Regelung hinausgehende Kündigungsfristen 
innerhalb der gleichen Frist aufgehoben werden.

(2)	 �Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, die von den Vorschriften über die "Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus" nicht betroffen oder die anerkannte Verfolgte des National-
sozialismus sind, sofern nicht ein wichtiger Grund in ihrer Person vorliegt.

(3)	 �Den Betroffenen steht der Rechtsweg gemäß Artikel 19 Abs. 4 offen.
(4)	� Das Nähere bestimmt eine Verordnung der Bundesregierung, die der Zustim-

mung des Bundesrates bedarf.

Artikel 133  
[Rechtsnachfolge der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes]
Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes ein.

Artikel 134  
[Überleitung des Reichsvermögens]
(1)	 �Das Vermögen des Reiches wird grundsätzlich Bundesvermögen.
(2)	� Soweit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für 

Verwaltungsaufgaben bestimmt war, die nach diesem Grundgesetze nicht 
Verwaltungsaufgaben des Bundes sind, ist es unentgeltlich auf die nunmehr 
zuständigen Aufgabenträger und, soweit es nach seiner gegenwärtigen, 
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nicht nur vorübergehenden Benutzung Verwaltungsaufgaben dient, die nach 
diesem Grundgesetze nunmehr von den Ländern zu erfüllen sind, auf die 
Länder zu übertragen. Der Bund kann auch sonstiges Vermögen den Ländern 
übertragen.

(3)	� Vermögen, das dem Reich von den Ländern und Gemeinden (Gemeinde
verbänden) unentgeltlich zur Verfügung gestellt wurde, wird wiederum Ver-
mögen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), soweit es nicht der 
Bund für eigene Verwaltungsaufgaben benötigt.

(4)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf.

Artikel 135  
[Vermögensregelung bei Wechsel der Landeszugehörigkeit]
(1)	 �Hat sich nach dem 8. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten dieses Grundgesetzes 

die Landeszugehörigkeit eines Gebietes geändert, so steht in diesem Gebiete 
das Vermögen des Landes, dem das Gebiet angehört hat, dem Lande zu, 
dem es jetzt angehört.

(2)	 �Das Vermögen nicht mehr bestehender Länder und nicht mehr bestehender 
anderer Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes geht, soweit 
es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für Verwal-
tungsaufgaben bestimmt war, oder nach seiner gegenwärtigen, nicht nur 
vorübergehenden Benutzung überwiegend Verwaltungsaufgaben dient, auf 
das Land oder die Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechtes über, 
die nunmehr diese Aufgaben erfüllen.

(3)	 �Grundvermögen nicht mehr bestehender Länder geht einschließlich des Zu-
behörs, soweit es nicht bereits zu Vermögen im Sinne des Absatzes 1 gehört, 
auf das Land über, in dessen Gebiet es belegen ist.

(4)	 �Sofern ein überwiegendes Interesse des Bundes oder das besondere Inter-
esse eines Gebietes es erfordert, kann durch Bundesgesetz eine von den 
Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelung getroffen werden.

(5)	 �Im übrigen wird die Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung, soweit 
sie nicht bis zum 1. Januar 1952 durch Vereinbarung zwischen den beteilig-
ten Ländern oder Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes 
erfolgt, durch Bundesgesetz geregelt, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf.

(6)	� Beteiligungen des ehemaligen Landes Preußen an Unternehmen des privaten 
Rechtes gehen auf den Bund über. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das 
auch Abweichendes bestimmen kann.

(7)	� Soweit über Vermögen, das einem Lande oder einer Körperschaft oder Anstalt 
des öffentlichen Rechtes nach den Absätzen 1 bis 3 zufallen würde, von dem 
danach Berechtigten durch ein Landesgesetz, auf Grund eines Landesgesetzes 
oder in anderer Weise bei Inkrafttreten des Grundgesetzes verfügt worden 
war, gilt der Vermögensübergang als vor der Verfügung erfolgt.
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Artikel 135a 
[Alte Verbindlichkeiten]
(1)	� Durch die in Artikel 134 Abs. 4 und Artikel 135 Abs. 5 vorbehaltene Gesetz-

gebung des Bundes kann auch bestimmt werden, daß nicht oder nicht in 
voller Höhe zu erfüllen sind

	 1.	�  Verbindlichkeiten des Reiches sowie Verbindlichkeiten des ehemaligen 
Landes Preußen und sonstiger nicht mehr bestehender Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts,

	 2.	� Verbindlichkeiten des Bundes oder anderer Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts, welche mit dem Übergang von Vermögenswerten 
nach Artikel 89, 90, 134 und 135 im Zusammenhang stehen, und Ver-
bindlichkeiten dieser Rechtsträger, die auf Maßnahmen der in Nummer 1 
bezeichneten Rechtsträger beruhen,

	 3.	� Verbindlichkeiten der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), die 
aus Maßnahmen entstanden sind, welche diese Rechtsträger vor dem  
1. August 1945 zur Durchführung von Anordnungen der Besatzungs-
mächte oder zur Beseitigung eines kriegsbedingten Notstandes im Rah-
men dem Reich obliegender oder vom Reich übertragener Verwaltungs-
aufgaben getroffen haben.

(2)	� Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf Verbindlichkeiten der Deut-
schen Demokratischen Republik oder ihrer Rechtsträger sowie auf Verbind-
lichkeiten des Bundes oder anderer Körperschaften und Anstalten des öffent-
lichen Rechts, die mit dem Übergang von Vermögenswerten der Deutschen 
Demokratischen Republik auf Bund, Länder und Gemeinden im Zusammen-
hang stehen, und auf Verbindlichkeiten, die auf Maßnahmen der Deutschen 
Demokratischen Republik oder ihrer Rechtsträger beruhen.

Artikel 136  
[Erster Zusammentritt des Bundesrates]
(1)	� Der Bundesrat tritt erstmalig am Tage des ersten Zusammentrittes des Bundes-

tages zusammen.
(2)	 �Bis zur Wahl des ersten Bundespräsidenten werden dessen Befugnisse von 

dem Präsidenten des Bundesrates ausgeübt. Das Recht der Auflösung des 
Bundestages steht ihm nicht zu.

Artikel 137  
[Wählbarkeit von öffentlich Bediensteten]
(1)	 �Die Wählbarkeit von Beamten, Angestellten des öffentlichen Dienstes, Berufs-

soldaten, freiwilligen Soldaten auf Zeit und Richtern im Bund, in den Ländern 
und den Gemeinden kann gesetzlich beschränkt werden.

(2)	� Für die Wahl des ersten Bundestages, der ersten Bundesversammlung und 
des ersten Bundespräsidenten der Bundesrepublik gilt das vom Parlamenta-
rischen Rat zu beschließende Wahlgesetz.

(3)	� Die dem Bundesverfassungsgerichte gemäß Artikel 41 Abs. 2 zustehende 
Befugnis wird bis zu seiner Errichtung von dem Deutschen Obergericht für 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet wahrgenommen, das nach Maßgabe seiner 
Verfahrensordnung entscheidet.
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Artikel 138  
[Süddeutsches Notariat]
Änderungen der Einrichtungen des jetzt bestehenden Notariats in den Ländern 
Baden, Bayern, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern bedürfen 
der Zustimmung der Regierungen dieser Länder.

Artikel 139  
[Fortgelten der Vorschriften über Entnazifizierung]
Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militaris-
mus" erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grund-
gesetzes nicht berührt.

Artikel 140  
[Recht der Religionsgemeinschaften]
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfas-
sung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.

Artikel 141  
[„Bremer Klausel“]
Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in dem am  
1. Januar 1949 eine andere landesrechtliche Regelung bestand.

Artikel 142  
[Vorbehalt zu Gunsten landesrechtlicher Grundrechte]
Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der Landesver-
fassungen auch insoweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 
bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten.

Artikel 142a  
(aufgehoben)

Artikel 143  
[Geltungsdauer von Abweichungen]
(1)	� Recht in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet kann 

längstens bis zum 31. Dezember 1992 von Bestimmungen dieses Grund
gesetzes abweichen, soweit und solange infolge der unterschiedlichen Ver-
hältnisse die völlige Anpassung an die grundgesetzliche Ordnung noch nicht 
erreicht werden kann. Abweichungen dürfen nicht gegen Artikel 19 Abs. 2 
verstoßen und müssen mit den in Artikel 79 Abs. 3 genannten Grundsätzen 
vereinbar sein.

(2)	� Abweichungen von den Abschnitten II, VIII, VIIIa, IX, X und XI sind längstens 
bis zum 31. Dezember 1995 zulässig.

(3)	� Unabhängig von Absatz 1 und 2 haben Artikel 41 des Einigungsvertrags und 
Regelungen zu seiner Durchführung auch insoweit Bestand, als sie vorsehen, 
daß Eingriffe in das Eigentum auf dem in Artikel 3 dieses Vertrags genannten 
Gebiet nicht mehr rückgängig gemacht werden.
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Artikel 143a  
[Ausschließliche Gesetzgebung bei Bundeseisenbahnen]
(1)	 �Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über alle Angelegenheiten, 

die sich aus der Umwandlung der in bundeseigener Verwaltung geführten 
Bundeseisenbahnen in Wirtschaftsunternehmen ergeben. Artikel 87e Abs. 5 
findet entsprechende Anwendung. Beamte der Bundeseisenbahnen können 
durch Gesetz unter Wahrung ihrer Rechtsstellung und der Verantwortung des 
Dienstherrn einer privat-rechtlich organisierten Eisenbahn des Bundes zur 
Dienstleistung zugewiesen werden.

(2)	 �Gesetze nach Absatz 1 führt der Bund aus.
(3)	� Die Erfüllung der Aufgaben im Bereich des Schienenpersonennahverkehrs 

der bisherigen Bundeseisenbahnen ist bis zum 31. Dezember 1995 Sache 
des Bundes. Dies gilt auch für die entsprechenden Aufgaben der Eisenbahn-
verkehrsverwaltung. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Artikel 143b  
[Umwandlung der Deutschen Bundespost]
(1)	 �Das Sondervermögen Deutsche Bundespost wird nach Maßgabe eines Bun-

desgesetzes in Unternehmen privater Rechtsform umgewandelt. Der Bund 
hat die ausschließliche Gesetzgebung über alle sich hieraus ergebenden 
Angelegenheiten.

(2)	 �Die vor der Umwandlung bestehenden ausschließlichen Rechte des Bundes 
können durch Bundesgesetz für eine Übergangszeit den aus der Deutschen 
Bundespost POSTDIENST und der Deutschen Bundespost TELEKOM hervor-
gegangenen Unternehmen verliehen werden. Die Kapitalmehrheit am Nach-
folgeunternehmen der Deutschen Bundespost POSTDIENST darf der Bund 
frühestens fünf Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes aufgeben. Dazu bedarf 
es eines Bundesgesetzes mit Zustimmung des Bundesrates.

(3)	 �Die bei der Deutschen Bundespost tätigen Bundesbeamten werden unter 
Wahrung ihrer Rechtsstellung und der Verantwortung des Dienstherrn bei 
den privaten Unternehmen beschäftigt. Die Unternehmen üben Dienstherren-
befugnisse aus. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Artikel 143c  
[Kompensationsbeträge für den Wegfall der Gemeinschaftsaufgaben]
(1)	� Den Ländern stehen ab dem 1. Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2019 für 

den durch die Abschaffung der Gemeinschaftsaufgaben Ausbau und Neubau 
von Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken und Bildungsplanung 
sowie für den durch die Abschaffung der Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und zur sozialen Wohnraumförderung 
bedingten Wegfall der Finanzierungsanteile des Bundes jährlich Beträge aus 
dem Haushalt des Bundes zu. Bis zum 31. Dezember 2013 werden diese 
Beträge aus dem Durchschnitt der Finanzierungsanteile des Bundes im Refe-
renzzeitraum 2000 bis 2008 ermittelt.
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(2)	� Die Beträge nach Absatz 1 werden auf die Länder bis zum 31. Dezember 2013 
wie folgt verteilt:

	 1.	 � als jährliche Festbeträge, deren Höhe sich nach dem Durchschnittsanteil 
eines jeden Landes im Zeitraum 2000 bis 2003 errechnet;

	 2.	� jeweils zweckgebunden an den Aufgabenbereich der bisherigen Misch
finanzierungen.

(3)	� Bund und Länder überprüfen bis Ende 2013, in welcher Höhe die den Ländern 
nach Absatz 1 zugewiesenen Finanzierungsmittel zur Aufgabenerfüllung der 
Länder noch angemessen und erforderlich sind. Ab dem 1. Januar 2014 ent-
fällt die nach Absatz 2 Nr. 2 vorgesehene Zweckbindung der nach Absatz 1 
zugewiesenen Finanzierungsmittel; die investive Zweckbindung des Mittel-
volumens bleibt bestehen. Die Vereinbarungen aus dem Solidarpakt II bleiben 
unberührt.

(4)	 �Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf.

Artikel 143d  
[Übergangsvorschriften im Rahmen der Konsolidierungshilfen]
(1)	 �Artikel 109 und 115 in der bis zum 31. Juli 2009 geltenden Fassung sind 

letztmals auf das Haushaltsjahr 2010 anzuwenden. Artikel 109 und 115 in 
der ab dem 1. August 2009 geltenden Fassung sind erstmals für das Haus-
haltsjahr 2011 anzuwenden; am 31. Dezember 2010 bestehende Kredit
ermächtigungen für bereits eingerichtete Sondervermögen bleiben unberührt. 
Die Länder dürfen im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2019 
nach Maßgabe der geltenden landesrechtlichen Regelungen von den Vor
gaben des Artikels 109 Absatz 3 abweichen. Die Haushalte der Länder sind 
so aufzustellen, dass im Haushaltsjahr 2020 die Vorgabe aus Artikel 109 
Absatz 3 Satz 5 erfüllt wird. Der Bund kann im Zeitraum vom 1. Januar 2011 
bis zum 31. Dezember 2015 von der Vorgabe des Artikels 115 Absatz 2 Satz 2 
abweichen. Mit dem Abbau des bestehenden Defizits soll im Haushaltsjahr 
2011 begonnen werden. Die jährlichen Haushalte sind so aufzustellen, dass 
im Haushaltsjahr 2016 die Vorgabe aus Artikel 115 Absatz 2 Satz 2 erfüllt 
wird; das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

(2)	 �Als Hilfe zur Einhaltung der Vorgaben des Artikels 109 Absatz 3 ab dem  
1. Januar 2020 können den Ländern Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein für den Zeitraum 2011 bis 2019 Konsolidierungshilfen 
aus dem Haushalt des Bundes in Höhe von insgesamt 800 Millionen Euro 
jährlich gewährt werden. Davon entfallen auf Bremen 300 Millionen Euro, 
auf das Saarland 260 Millionen Euro und auf Berlin, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein jeweils 80 Millionen Euro. Die Hilfen werden auf der 
Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung nach Maßgabe eines Bundesge-
setzes mit Zustimmung des Bundesrates geleistet. Die Gewährung der Hilfen 
setzt einen vollständigen Abbau der Finanzierungsdefizite bis zum Jahres
ende 2020 voraus. Das Nähere, insbesondere die jährlichen Abbauschritte 
der Finanzierungsdefizite, die Überwachung des Abbaus der Finanzierungs-
defizite durch den Stabilitätsrat sowie die Konsequenzen im Falle der Nicht-
einhaltung der Abbauschritte, wird durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates und durch Verwaltungsvereinbarung geregelt. Die gleichzeitige 
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Gewährung der Konsolidierungshilfen und Sanierungshilfen auf Grund einer 
extremen Haushaltsnotlage ist ausgeschlossen.

(3)	� Die sich aus der Gewährung der Konsolidierungshilfen ergebende Finanzie-
rungslast wird hälftig von Bund und Ländern, von letzteren aus ihrem Umsatz-
steueranteil, getragen. Das Nähere wird durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates geregelt.

(4)	� Als Hilfe zur künftig eigenständigen Einhaltung der Vorgaben des Artikels 109 
Absatz 3 können den Ländern Bremen und Saarland ab dem 1. Januar 2020 
Sanierungshilfen in Höhe von jährlich insgesamt 800 Millionen Euro aus 
dem Haushalt des Bundes gewährt werden. Die Länder ergreifen hierzu Maß-
nahmen zum Abbau der übermäßigen Verschuldung sowie zur Stärkung der 
Wirtschafts- und Finanzkraft. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die gleichzeitige Gewährung der  
Sanierungshilfen und Sanierungshilfen auf Grund einer extremen Haushalts-
notlage ist ausgeschlossen.

Artikel 143e  
[Bundesautobahnen, Umwandlung der Auftragsverwaltung]
(1)	 �Die Bundesautobahnen werden abweichend von Artikel 90 Absatz 2 längstens 

bis zum 31. Dezember 2020 in Auftragsverwaltung durch die Länder oder die 
nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungskörperschaften geführt. 
Der Bund regelt die Umwandlung der Auftragsverwaltung in Bundesverwaltung 
nach Artikel 90 Absatz 2 und 4 durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates.

(2)	 �Auf Antrag eines Landes, der bis zum 31. Dezember 2018 zu stellen ist, über-
nimmt der Bund abweichend von Artikel 90 Absatz 4 die sonstigen Bundes-
straßen des Fernverkehrs, soweit sie im Gebiet dieses Landes liegen, mit 
Wirkung zum 1. Januar 2021 in Bundesverwaltung.

(3)	 �Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates kann geregelt werden, 
dass ein Land auf Antrag die Aufgabe der Planfeststellung und Plangenehmi-
gung für den Bau und für die Änderung von Bundesautobahnen und von 
sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs, die der Bund nach Artikel 90 
Absatz 4 oder Artikel 143e Absatz 2 in Bundesverwaltung übernommen hat, 
im Auftrage des Bundes übernimmt und unter welchen Voraussetzungen 
eine Rückübertragung erfolgen kann.

Artikel 143f  
[Bundesstaatliche Finanzbeziehungen]
Artikel 143d, das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
sowie sonstige auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 2 in seiner ab dem  
1. Januar 2020 geltenden Fassung erlassene Gesetze treten außer Kraft, wenn 
nach dem 31. Dezember 2030 die Bundesregierung, der Bundestag oder ge-
meinsam mindestens drei Länder Verhandlungen über eine Neuordnung der 
bundesstaatlichen Finanzbeziehungen verlangt haben und mit Ablauf von fünf 
Jahren nach Notifikation des Verhandlungsverlangens der Bundesregierung, des 
Bundestages oder der Länder beim Bundespräsidenten keine gesetzliche Neu-
ordnung der bundesstaatlichen Finanzbeziehungen in Kraft getreten ist. Der Tag 
des Außerkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

81



Artikel 143g  
[Fortgeltung von Artikel 107]
Für die Regelung der Steuerertragsverteilung, des Länderfinanzausgleichs und 
der Bundesergänzungszuweisungen bis zum 31. Dezember 2019 ist Artikel 107 
in seiner bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
vom 13. Juli 2017 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

Artikel 144  
[Annahme des Grundgesetzes – Berlin]
(1)	 �Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volksvertretungen in 

zwei Dritteln der deutschen Länder, in denen es zunächst gelten soll.
(2)	 �Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in Artikel 23 auf-

geführten Länder oder in einem Teile eines dieser Länder Beschränkungen 
unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes das Recht, gemäß Artikel 38 
Vertreter in den Bundestag und gemäß Artikel 50 Vertreter in den Bundesrat 
zu entsenden.

Artikel 145  
[Inkrafttreten des Grundgesetzes]
(1)	 �Der Parlamentarische Rat stellt in öffentlicher Sitzung unter Mitwirkung der 

Abgeordneten Groß-Berlins die Annahme dieses Grundgesetzes fest, fertigt 
es aus und verkündet es.

(2)	 �Dieses Grundgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Verkündung in Kraft.
(3)	� Es ist im Bundesgesetzblatte zu veröffentlichen.

Artikel 146  
[Geltungsdauer des Grundgesetzes]
Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands 
für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem 
eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung 
beschlossen worden ist.
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Auszug aus der deutschen Verfassung vom  
11. August 1919  
(Weimarer Verfassung)

Artikel 136  
[Individuelle Religionsfreiheit]
(1)	 �Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch 

die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.
(2)	� Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung 

zu öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.
(3)	 �Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Be-

hörden haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions-
gesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine 
gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

(4)	� Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teil-
nahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform 
gezwungen werden.

Artikel 137  
[Religionsgesellschaften]
(1)	� Es besteht keine Staatskirche.
(2)	� Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. 

Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichs
gebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

(3)	 �Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht 
ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.

(4)	 ��Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.

(5)	 �Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, 
soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf 
ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung 
und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich 
mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem 
Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche 
Körperschaft.

(6)	� Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.

(7)	 �Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

(8)	 �Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfor-
dert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob.
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Artikel 138  
[Vermögen der Religionsgesellschaften]
(1)	� Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staats-

leistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetz-
gebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.

(2)	 �Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen 
Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimm-
ten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet.

Artikel 139  
[Schutz von Sonn- und Feiertagen]
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeits-
ruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt.

Artikel 141  
[Anstaltsseelsorge]
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, 
Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religions-
gesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder 
Zwang fernzuhalten ist.
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Verfassung des Freistaates Sachsen
vom 27. Mai 1992, 
die durch das Gesetz vom 11. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 502) geändert worden ist

Der Sächsische Landtag hat als verfassungsgebende Landesversammlung am 
26. Mai 1992 die folgende Verfassung beschlossen:

Präambel

Anknüpfend an die Geschichte der Mark Meißen, 
des sächsischen Staates und des niederschlesischen Gebietes,

gestützt auf Traditionen der sächsischen Verfassungsgeschichte,

ausgehend von den leidvollen Erfahrungen nationalsozialistischer  
und kommunistischer Gewaltherrschaft,

eingedenk eigener Schuld an seiner Vergangenheit,

von dem Willen geleitet, der Gerechtigkeit, dem Frieden und 
der Bewahrung der Schöpfung zu dienen,

hat sich das Volk im Freistaat Sachsen 
dank der friedlichen Revolution des Oktober 1989 

diese Verfassung gegeben.
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Verfassung des Freistaates Sachsen

1. Abschnitt – Die Grundlagen des Staates 

Artikel 1  
[Verfassungsgrundsätze]
Der Freistaat Sachsen ist ein Land der Bundesrepublik Deutschland. Er ist ein 
demokratischer, dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Kultur 
verpflichteter sozialer Rechtsstaat.

Artikel 2  
[Hauptstadt, Landesfarben, Landeswappen]
(1)	 �Die Hauptstadt des Freistaates ist Dresden. 
(2)	� Die Landesfarben sind Weiß und Grün. 
(3)	 �Das Landeswappen zeigt im neunmal von Schwarz und Gold geteilten Feld 

einen schrägrechten grünen Rautenkranz. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.
(4)	� Im Siedlungsgebiet der Sorben können neben den Landesfarben und dem 

Landeswappen Farben und Wappen der Sorben, im schlesischen Teil des 
Landes die Farben und das Wappen Niederschlesiens, gleichberechtigt ge-
führt werden. 

Artikel 3  
[Ausübung und Teilung der Staatsgewalt]
(1)	 �Alle Staatsgewalt geht vom Volk aus. Sie wird vom Volk in Wahlen und Ab-

stimmungen sowie durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(2)	 �Die Gesetzgebung steht dem Landtag oder unmittelbar dem Volk zu. Die voll-
ziehende Gewalt liegt in der Hand von Staatsregierung und Verwaltung. Die 
Rechtsprechung wird durch unabhängige Richter ausgeübt.

(3)	 �Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende 
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

Artikel 4  
[Wahl- und Abstimmungsgrundsätze]
(1)	 �Alle nach der Verfassung durch das Volk vorzunehmenden Wahlen und Ab-

stimmungen sind allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim. 
(2)	� Wahl- und stimmberechtigt sind alle Bürger, die im Land wohnen oder sich dort 

gewöhnlich aufhalten und am Tag der Wahl oder Abstimmung das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 

(3)	� Das Nähere bestimmen die Gesetze. Dabei kann das Wahl- und Stimmrecht 
von einer bestimmten Dauer des Aufenthaltes im Land und, wenn die Wahl- 
und Stimmberechtigten mehrere Wohnungen innehaben, auch davon ab-
hängig gemacht werden, dass ihre Hauptwohnung im Land liegt.
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Artikel 5  
[Staatsvolk, Minderheiten]
(1)	� Dem Volk des Freistaates Sachsen gehören Bürger deutscher, sorbischer und 

anderer Volkszugehörigkeit an. Das Land erkennt das Recht auf die Heimat an.
(2)	 �Das Land gewährleistet und schützt das Recht nationaler und ethnischer 

Minderheiten deutscher Staatsangehörigkeit auf Bewahrung ihrer Identität 
sowie auf Pflege ihrer Sprache, Religion, Kultur und Überlieferung. 

(3)	� Das Land achtet die Interessen ausländischer Minderheiten, deren Angehö-
rige sich rechtmäßig im Land aufhalten. 

Artikel 6  
[Sorben]
(1)	� Die im Land lebenden Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit sind gleichberech-

tigter Teil des Staatsvolkes. Das Land gewährleistet und schützt das Recht 
auf Bewahrung ihrer Identität sowie auf Pflege und Entwicklung ihrer ange-
stammten Sprache, Kultur und Überlieferung, insbesondere durch Schulen, 
vorschulische und kulturelle Einrichtungen.

(2)	� In der Landes- und Kommunalplanung sind die Lebensbedürfnisse des sorbi-
schen Volkes zu berücksichtigen. Der deutsch-sorbische Charakter des Sied-
lungsgebietes der sorbischen Volksgruppe ist zu erhalten.

(3)	� Die landesübergreifende Zusammenarbeit der Sorben, insbesondere in der 
Ober- und Niederlausitz, liegt im Interesse des Landes. 

Artikel 7  
[Menschenwürdiges Dasein als Staatsziel]
(1)	� Das Land erkennt das Recht eines jeden Menschen auf ein menschenwürdiges 

Dasein, insbesondere auf Arbeit, auf angemessenen Wohnraum, auf ange-
messenen Lebensunterhalt, auf soziale Sicherung und auf Bildung, als Staats-
ziel an. 

(2)	 �Das Land bekennt sich zur Verpflichtung der Gemeinschaft, alte und behin-
derte Menschen zu unterstützen und auf die Gleichwertigkeit ihrer Lebens-
bedingungen hinzuwirken. 

Artikel 8  
[Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern]
Die Förderung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist Aufgabe des Landes. 

Artikel 9  
[Kinder- und Jugendschutz]
(1)	 �Das Land erkennt das Recht eines jeden Kindes auf eine gesunde seelische, 

geistige und körperliche Entwicklung an. 
(2)	� Die Jugend ist vor sittlicher, geistiger und körperlicher Gefährdung besonders 

zu schützen. 
(3)	� Das Land fördert den vorbeugenden Gesundheitsschutz für Kinder und Jugend-

liche sowie Einrichtungen zu ihrer Betreuung. 
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Artikel 10  
[Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen]
(1)	� Der Schutz der Umwelt als Lebensgrundlage ist, auch in Verantwortung für 

kommende Generationen, Pflicht des Landes und Verpflichtung aller im 
Land. Das Land hat insbesondere den Boden, die Luft und das Wasser, Tiere 
und Pflanzen sowie die Landschaft als Ganzes einschließlich ihrer gewach-
senen Siedlungsräume zu schützen. Es hat auf den sparsamen Gebrauch und 
die Rückgewinnung von Rohstoffen und die sparsame Nutzung von Energie 
und Wasser hinzuwirken.

(2)	� Anerkannte Naturschutzverbände haben das Recht, nach Maßgabe der Ge-
setze an umweltbedeutsamen Verwaltungsverfahren mitzuwirken. Ihnen ist 
Klagebefugnis in Umweltbelangen einzuräumen; das Nähere bestimmt ein 
Gesetz.

(3)	 �Das Land erkennt das Recht auf Genuss der Naturschönheiten und Erholung 
in der freien Natur an, soweit dem nicht die Ziele nach Absatz 1 entgegenste-
hen. Der Allgemeinheit ist in diesem Rahmen der Zugang zu Bergen, Wäldern, 
Feldern, Seen und Flüssen zu ermöglichen.

Artikel 11  
[Förderung von Kultur, Kunst, Wissenschaft und Sport]
(1)	� Das Land fördert das kulturelle, das künstlerische und wissenschaftliche 

Schaffen, die sportliche Betätigung sowie den Austausch auf diesen Gebieten. 
(2)	 �Die Teilnahme an der Kultur in ihrer Vielfalt und am Sport ist dem gesamten 

Volk zu ermöglichen. Zu diesem Zweck werden öffentlich zugängliche Museen, 
Bibliotheken, Archive, Gedenkstätten, Theater, Sportstätten, musikalische 
und weitere kulturelle Einrichtungen sowie allgemein zugängliche Universi-
täten, Hochschulen, Schulen und andere Bildungseinrichtungen unterhalten.

(3)	� Denkmale und andere Kulturgüter stehen unter dem Schutz und der Pflege 
des Landes. Für ihr Verbleiben in Sachsen setzt sich das Land ein.

Artikel 12  
[Grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit]
Das Land strebt grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit an, die auf den 
Ausbau nachbarschaftlicher Beziehungen, auf das Zusammenwachsen Europas 
und auf eine friedliche Entwicklung in der Welt gerichtet ist. 

Artikel 13  
[Pflicht zum Anstreben der Staatsziele]
Das Land hat die Pflicht, nach seinen Kräften die in dieser Verfassung niederge-
legten Staatsziele anzustreben und sein Handeln danach auszurichten. 
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2. Abschnitt – Die Grundrechte 

Artikel 14  
[Menschenwürde]
(1)	� Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2)	� Die Unantastbarkeit der Würde des Menschen ist Quelle aller Grundrechte. 

Artikel 15  
[Allgemeine Handlungsfreiheit]
Jeder Mensch hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder das Sittengesetz verstößt. 

Artikel 16  
[Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Person]
(1)	 �Jeder Mensch hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die 

Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines 
Gesetzes eingegriffen werden.

(2)	� Niemand darf grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe und ohne seine freiwillige und ausdrückliche Zustimmung wissen-
schaftlichen oder anderen Experimenten unterworfen werden. 

Artikel 17  
[Rechtsgarantien bei Freiheitsentziehung]
(1)	 �Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und 

nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. 
Die betroffene Person muß unverzüglich über die Gründe der Freiheits
beschränkung unterrichtet werden.

(2)	� Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der 
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhen-
den Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung her-
beizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden 
länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahr-
sam halten. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

(3)	� Jede wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig festgenom-
mene Person ist spätestens am Tag nach der Festnahme dem Richter vorzu-
führen, der ihr die Gründe der Festnahme mitzuteilen, sie zu vernehmen und 
ihr Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüglich 
entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen 
oder die Freilassung anzuordnen.

(4)	 �Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer  
einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine Vertrauensperson oder ein 
Familienmitglied der festgehaltenen Person zu benachrichtigen. 
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Artikel 18  
[Gleichheitsgrundsatz]
(1)	 �Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
(2)	 �Frauen und Männer sind gleichberechtigt. 
(3)	� Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 

seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiö-
sen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 19  
[Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit]
(1)	 �Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 

weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
(2)	 �Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

Artikel 20  
[Meinungs-, Presse- und Rundfunkfreiheit]
(1)	� Jede Person hat das Recht, ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 

und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

(2)	 �Unbeschadet des Rechtes, Rundfunk in privater Trägerschaft zu betreiben, 
werden Bestand und Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ge-
währleistet. 

(3)	 �Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre. 

Artikel 21  
[Kunst- und Wissenschaftsfreiheit]
Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Artikel 22  
[Schutz von Ehe und Familie]
(1)	� Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Landes. 
(2)	� Wer in häuslicher Gemeinschaft Kinder erzieht oder für Hilfsbedürftige sorgt, 

verdient Förderung und Entlastung. 
(3)	 �Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 

zuerst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht das Land.
(4)	� Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund 

eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahr-
losen drohen. 

(5)	 �Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.
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Artikel 23  
[Versammlungsfreiheit]
(1)	 �Alle haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne 

Waffen zu versammeln. 
(2)	� Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder 

auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 

Artikel 24  
[Vereinigungsfreiheit]
(1)	 �Alle Bürger haben das Recht, Vereinigungen zu bilden. 
(2)	 �Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider-

laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten. 

Artikel 25  
[Koalitionsfreiheit]
Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
Vereinigungen zu bilden, ist für jede Person und für alle Berufe gewährleistet. 
Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig; 
hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig.

Artikel 26  
[Mitbestimmung in Betrieben und Dienststellen]
In Betrieben, Dienststellen und Einrichtungen des Landes sind Vertretungsorgane 
der Beschäftigten zu bilden. Diese haben nach Maßgabe der Gesetze das Recht 
auf Mitbestimmung.

Artikel 27  
[Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]
(1)	 �Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unver-

letzlich. 
(2)	 �Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 

Dient die Beschränkung dem Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines  
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mit-
geteilt wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch 
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. Für diesen Fall 
ist vorzusehen, dass die Beschränkungsmaßnahmen dem Betroffenen nach 
ihrem Abschluss mitzuteilen sind, wenn eine Gefährdung des Zweckes der 
Beschränkung ausgeschlossen werden kann.

Artikel 28  
[Berufsfreiheit]
(1)	 �Beruf und Arbeitsplatz können frei gewählt werden, soweit Bundesrecht nicht 

entgegensteht. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes geregelt werden.

(2)	 �Erwerbsmäßige Kinderarbeit ist grundsätzlich verboten. 
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(3)	� Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im  
Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht. 

Artikel 29  
[Ausbildungs- und Bildungsfreiheit]
(1)	 �Alle Bürger haben das Recht, die Ausbildungsstätte frei zu wählen. 
(2)	� Alle Bürger haben das Recht auf gleichen Zugang zu den öffentlichen Bildungs-

einrichtungen. 

Artikel 30  
[Unverletzlichkeit der Wohnung]
(1)	� Die Wohnung ist unverletzlich. 
(2)	� Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch 

durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und 
nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. 

(3)	� Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer ge-
meinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund 
eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur  
Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutz gefährdeter Jugendlicher 
vorgenommen werden. 

Artikel 31  
[Eigentum und Erbrecht]
(1)	 �Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken 

werden durch die Gesetze bestimmt.
(2)	 �Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemein-

heit dienen, insbesondere die natürlichen Lebensgrundlagen schonen.

Artikel 32  
[Enteignung, Überführung in Gemeinwirtschaft]
(1)	 �Eine Enteignung ist nur zum Wohl der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur 

durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt.

(2)	 �Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zweck 
der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädi-
gung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt werden. 

(3)	� Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemein-
heit und der Beteiligten zu bestimmen. 
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Artikel 33  
[Recht auf Datenschutz]
Jeder Mensch hat das Recht, über die Erhebung, Verwendung und Weitergabe 
seiner personenbezogenen Daten selbst zu bestimmen. Sie dürfen ohne freiwil-
lige und ausdrückliche Zustimmung der berechtigten Person nicht erhoben,  
gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden. In dieses Recht darf nur 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 34  
[Auskunft über Umweltdaten]
Jede Person hat das Recht auf Auskunft über die Daten, welche die natürliche 
Umwelt in ihrem Lebensraum betreffen, soweit sie durch das Land erhoben oder 
gespeichert worden sind und soweit nicht Bundesrecht, rechtlich geschützte In-
teressen Dritter oder überwiegende Belange der Allgemeinheit entgegenstehen.
 
Artikel 35  
[Petitionsrecht]
Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schrift-
lich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks
vertretung zu wenden. Es besteht Anspruch auf begründeten Bescheid in ange-
messener Frist.

Artikel 36  
[Grundrechtsbindung der staatlichen Gewalt]
Die in dieser Verfassung niedergelegten Grundrechte binden Gesetzgebung, voll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Artikel 37  
[Einschränkung von Grundrechten]
(1)	 �Soweit nach dieser Verfassung ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund 

eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und 
nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

(2)	 �In keinem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
(3)	 �Die Grundrechte gelten auch für juristische Personen mit Sitz innerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese an-
wendbar sind. 

Artikel 38  
[Rechtsweggarantie]
Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm 
der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 27 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt.
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3. Abschnitt – Der Landtag 

Artikel 39  
[Aufgabe, Freies Mandat]
(1)	� Der Landtag ist die gewählte Vertretung des Volkes. 
(2)	� Der Landtag übt die gesetzgebende Gewalt aus, überwacht die Ausübung 

der vollziehenden Gewalt nach Maßgabe dieser Verfassung und ist Stätte der 
politischen Willensbildung. 

(3)	 �Die Abgeordneten vertreten das ganze Volk. Sie sind nur ihrem Gewissen unter-
worfen und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden.

Artikel 40  
[Parlamentarische Opposition]
Das Recht auf Bildung und Ausübung parlamentarischer Opposition ist wesent-
lich für die freiheitliche Demokratie. Die Regierung nicht tragende Teile des Land-
tages haben das Recht auf Chancengleichheit in Parlament und Öffentlichkeit.

Artikel 41  
[Wahlsystem, Wählbarkeit]
(1)	� Der Landtag besteht in der Regel aus 120 Abgeordneten. Sie werden nach 

einem Verfahren gewählt, das die Persönlichkeitswahl mit den Grundsätzen 
der Verhältniswahl verbindet.

(2)	 �Wählbar sind alle Wahlberechtigten. Die Wählbarkeit kann von einer bestimm-
ten Dauer des Aufenthaltes im Land abhängig gemacht werden.

(3)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 42  
[Kandidatur, Ansprüche der Abgeordneten]
(1)	 �Wer sich um einen Sitz im Landtag bewirbt, hat Anspruch auf den zur Vorbe-

reitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub. 
(2)	 �Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu übernehmen 

und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder  
Arbeitsverhältnis aus diesem Grund ist unzulässig.

(3)	� Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängig-
keit sichernde Entschädigung. Sie haben innerhalb des Landes das Recht 
der kostenfreien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel.

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 43  
[Erwerb und Verlust des Mandats]
(1)	� Wer zum Abgeordneten gewählt ist, erwirbt sein Mandat mit der Annahme 

der Wahl, die rechtliche Stellung eines Mitgliedes des Landtages jedoch 
nicht vor Zusammentritt des neuen Landtages. Die Annahme der Wahl kann 
abgelehnt werden.
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(2)	� Abgeordnete können jederzeit auf ihr Mandat verzichten. Der Verzicht ist 
dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu erklären. Die Erklärung ist un-
widerruflich.

(3)	 �Verlieren Abgeordnete die Wählbarkeit, so erlischt ihr Mandat. 

Artikel 44  
[Wahlperiode, Zusammentritt, Einberufung]
(1)	� Der Landtag wird auf fünf Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet mit dem 

Zusammentritt eines neuen Landtages. Dies gilt auch für den Fall der Auflö-
sung des Landtages.

(2)	 �Die Neuwahl muß vor Ablauf der Wahlperiode, im Fall der Auflösung des 
Landtages binnen sechzig Tagen stattfinden. 

(3)	 �Der Landtag tritt spätestens am dreißigsten Tag nach der Neuwahl zusammen. 
Die erste Sitzung wird vom Alterspräsidenten einberufen und bis zur Wahl 
des Landtagspräsidenten geleitet.

(4)	� Der Landtag bestimmt den Schluß und den Wiederbeginn seiner Sitzungen. 
Der Präsident kann den Landtag früher einberufen. Er ist dazu verpflichtet, 
wenn ein Viertel der Mitglieder des Landtages oder die Staatsregierung es 
verlangt.

Artikel 45  
[Wahlprüfung]
(1)	 �Die Wahlprüfung ist Sache des Landtages. Er entscheidet auch, ob ein Mitglied 

sein Mandat verloren hat.
(2)	 �Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

zulässig. 
(3)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 46  
[Geschäftsordnung, Fraktionen]
(1)	 �Der Landtag gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(2)	� In der Geschäftsordnung sind Regelungen für den Zusammenschluß der Abge-

ordneten zu Fraktionen zu treffen. 
(3)	� Die Rechte fraktionsloser Abgeordneter dürfen nicht beschränkt werden. 
(4)	� Die Änderung der Geschäftsordnung bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der 

anwesenden Abgeordneten. 

Artikel 47  
[Präsident]
(1)	 �Der Landtag wählt seinen Präsidenten und dessen Stellvertreter, die zusammen 

mit weiteren Mitgliedern das Präsidium bilden, und die Schriftführer. 
(2)	 �Der Präsident leitet die Verhandlungen nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 
(3)	 �Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des 

Landtages aus. Ohne seine Zustimmung darf in den Räumen des Landtages 
keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden.

(4)	� Der Präsident verwaltet die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Landtages 
nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes. Er vertritt den Freistaat im Rahmen 
der Verwaltung des Landtages. Ihm steht die Einstellung und Entlassung der 
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Angestellten und Arbeiter sowie im Benehmen mit dem Präsidium die Ernen-
nung und Entlassung der Beamten des Landtages zu. Der Präsident ist oberste 
Dienstbehörde für die Beamten, Angestellten und Arbeiter des Landtages.

Artikel 48  
[Verhandlungen, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung]
(1)	 �Die Verhandlungen des Landtages sind öffentlich. Die Öffentlichkeit kann 

ausgeschlossen werden, wenn der Landtag es auf Antrag von zwölf Abgeord-
neten oder eines Mitgliedes der Staatsregierung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Abgeordneten beschließt. Über den Antrag wird in 
nichtöffentlicher Sitzung entschieden.

(2)	 �Der Landtag ist beschlußfähig, wenn nicht auf Antrag eines seiner Mitglieder, 
der nur bis zum Beginn einer Abstimmung zulässig ist, vom Präsidenten fest-
gestellt wird, dass weniger als die Hälfte der Abgeordneten anwesend sind. 

(3)	� Der Landtag beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern 
diese Verfassung nichts anderes bestimmt. Für die vom Landtag vorzuneh-
menden Wahlen kann die Geschäftsordnung Ausnahmen zulassen.

(4)	 �Für wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des Landtages 
und seiner Ausschüsse darf niemand zur Verantwortung gezogen werden. 

Artikel 49  
[Anwesenheit der Staatsregierung]
(1)	 �Der Landtag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit eines jeden Mit-

gliedes der Staatsregierung verlangen. 
(2)	� Die Mitglieder der Staatsregierung und ihre Beauftragten haben zu den Sit-

zungen des Landtages und seiner Ausschüsse Zutritt und müssen jederzeit 
gehört werden. Sie unterstehen der Ordnungsgewalt des Präsidenten und 
der Vorsitzenden der Ausschüsse.

(3)	 �Zu nichtöffentlichen Sitzungen der Untersuchungsausschüsse, die nicht der 
Beweiserhebung dienen, haben die Mitglieder der Staatsregierung und ihre 
Beauftragten nur Zutritt, wenn sie geladen sind. Sie können gehört werden. 
In jedem Fall gibt der Untersuchungsausschuß der Staatsregierung Gelegen-
heit, zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Weitere 
Beschränkungen des Zutrittsrechtes der Mitglieder und Beauftragten der 
Staatsregierung zu den Sitzungen der Untersuchungsausschüsse können 
durch Gesetz bestimmt werden.

Artikel 50  
[Informationspflicht der Staatsregierung]
Die Staatsregierung ist verpflichtet, über ihre Tätigkeit den Landtag insoweit zu 
informieren, als dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. 

Artikel 51  
[Frage- und Auskunftsrecht der Abgeordneten]
(1)	� Fragen einzelner Abgeordneter oder parlamentarische Anfragen haben die 

Staatsregierung oder ihre Mitglieder im Landtag und in seinen Ausschüssen 
nach bestem Wissen unverzüglich und vollständig zu beantworten. Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Beauftragten der Staatsregierung in den Ausschüssen.
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(2)	 �Die Staatsregierung kann die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese 
den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung berühren oder einer Beant-
wortung gesetzliche Regelungen, Rechte Dritter oder überwiegende Belange 
des Geheimschutzes entgegenstehen. 

(3)	� Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Landtages. 

Artikel 52  
[Ausschüsse]
(1)	 �Der Landtag bildet ständige Ausschüsse. Die Geschäftsordnung bestimmt 

Aufgaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise.
(2)	 �Der Landtag kann auf Antrag von zwölf Abgeordneten oder einer Fraktion die 

Bildung zeitweiliger Ausschüsse beschließen. Gegenstand und Ziel des jewei-
ligen Ausschusses sind im Beschluss festzulegen.

(3)	 �Die Ausschüsse können öffentlich tagen. 

Artikel 53  
[Petitionsausschuss]
(1)	� Der Landtag bestellt einen Petitionsausschuß zur Behandlung der an ihn ge-

richteten Bitten und Beschwerden. 
(2)	 �Nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Landtages können Bitten und  

Beschwerden auch einem anderen Ausschuss überwiesen werden. 
(3)	� Die Befugnisse des Petitionsausschusses, insbesondere das Zutrittsrecht zu 

den öffentlichen Einrichtungen und das Recht auf Aktenvorlage, werden durch 
Gesetz geregelt. 

Artikel 54  
[Untersuchungsausschüsse]
(1)	� Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder 

die Pflicht, Untersuchungsausschüsse einzusetzen. Der Gegenstand der Unter-
suchung ist im Beschluss festzulegen. Der in einem Minderheitsantrag be-
zeichnete Untersuchungsgegenstand darf gegen den Willen der Antragsteller 
nicht verändert werden.

(2)	� Die Ausschüsse erheben in öffentlicher Verhandlung die Beweise, die sie 
oder die Antragsteller für erforderlich halten. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn zwei Drittel der anwesenden Mitglieder des Ausschusses 
dies verlangen.

(3)	 �Beweise sind zu erheben, wenn sie von einem Fünftel der Mitglieder des Aus-
schusses beantragt werden. 

(4)	� Auf Verlangen eines Fünftels der Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
ist die Staatsregierung verpflichtet, Akten vorzulegen und ihren Bediensteten 
Aussagegenehmigung zu erteilen, soweit nicht der Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung berührt wird oder gesetzliche Regelungen, Rechte Dritter 
oder überwiegende Belange des Geheimschutzes entgegenstehen. 

(5)	 �Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe ver
pflichtet. 

(6)	 �Das Nähere über die Einsetzung, die Befugnisse und das Verfahren der Unter-
suchungsausschüsse wird durch Gesetz geregelt. Das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis bleibt unberührt.
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(7)	� Die Beschlüsse und Ergebnisse der Untersuchungsausschüsse unterliegen 
nicht der gerichtlichen Nachprüfung. Die Gerichte sind jedoch frei in der  
Würdigung und Beurteilung des Sachverhaltes, der der Untersuchung zu-
grunde liegt.

Artikel 55  
[Idemnität und Immunität der Abgeordneten]
(1)	� Abgeordnete dürfen zu keiner Zeit wegen ihrer Abstimmung oder wegen einer 

Äußerung, die sie im Landtag oder sonst in Ausübung ihres Mandates getan 
haben, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder anderweitig außerhalb des 
Landtages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumde-
rische Beleidigungen.

(2)	 �Abgeordnete dürfen nur mit Einwilligung des Landtages wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung gezogen, festgenommen, fest-
gehalten oder verhaftet werden, es sei denn, dass sie bei Begehung einer 
strafbaren Handlung oder im Lauf des folgenden Tages festgenommen werden. 
Die Einwilligung des Landtages ist auch bei jeder anderen Beschränkung der 
persönlichen Freiheit von Abgeordneten erforderlich.

(3)	� Jedes Strafverfahren gegen Abgeordnete und jede Haft oder sonstige Be-
schränkung ihrer persönlichen Freiheit ist auf Verlangen des Landtages für die 
Dauer der Wahlperiode oder einen kürzer begrenzten Zeitraum auszusetzen. 

Artikel 56  
[Zeugnisverweigerungsrecht der Abgeordneten]
(1)	 �Die Abgeordneten können über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 

Abgeordnete oder denen sie als Abgeordnete Tatsachen anvertraut haben, 
sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis verweigern. 

(2)	 �Personen, deren Mitarbeit Abgeordnete in Ausübung ihres Mandates in An-
spruch nehmen, können das Zeugnis über die Wahrnehmungen verweigern, 
die sie anläßlich dieser Mitarbeit gemacht haben. 

(3)	 �Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, sind die Durchsuchung und 
die Beschlagnahme von Schriftstücken und anderen Informationsträgern un-
zulässig. 

Artikel 57  
[Datenschutzbeauftragter]
Zur Wahrung des Rechtes auf Datenschutz und zur Unterstützung bei der Aus-
übung der parlamentarischen Kontrolle wird beim Landtag ein Datenschutz
beauftragter berufen. Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

Artikel 58  
[Auflösung des Landtages]
Der Landtag kann sich auf Beschluss von zwei Dritteln seiner Mitglieder selbst 
auflösen. 
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4. Abschnitt – Die Staatsregierung 

Artikel 59  
[Stellung und Aufgabe, Zusammensetzung, Geschäftsbereiche]
(1)	 �Die Staatsregierung steht an der Spitze der vollziehenden Gewalt. Ihr obliegt 

die Leitung und Verwaltung des Landes. Sie hat nach Maßgabe der Verfas-
sung Anteil an der Gesetzgebung.

(2)	� Die Staatsregierung besteht aus dem Ministerpräsidenten und den Staats
ministern. Als weitere Mitglieder der Staatsregierung können Staatssekretäre 
ernannt werden.

(3)	 �Die Staatsregierung beschließt über die Geschäftsbereiche ihrer Mitglieder. 
Der Ministerpräsident kann einen Geschäftsbereich selbst übernehmen.

Artikel 60  
[Bildung der Staatsregierung]
(1)	 �Der Ministerpräsident wird vom Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 

ohne Aussprache in geheimer Abstimmung gewählt. 
(2)	 �Kommt eine Wahl nach Absatz 1 nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem 

weiteren Wahlgang die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. 
(3)	� Wird der Ministerpräsident nicht innerhalb von vier Monaten nach dem Zu-

sammentritt des neugewählten Landtages oder nach der sonstigen Erledigung 
des Amtes des Ministerpräsidenten gewählt, so ist der Landtag aufgelöst. 

(4)	 �Der Ministerpräsident beruft und entläßt die Staatsminister und Staatssekre-
täre. Er bestellt seinen Stellvertreter.

Artikel 61  
[Amtseid]
Die Mitglieder der Staatsregierung leisten beim Amtsantritt den Amtseid vor dem 
Landtag. Er lautet: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohl des Volkes wid-
men, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, Verfassung und Recht 
wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegenüber allen üben werde.“ Der Eid kann auch mit der Beteuerung „So wahr 
mir Gott helfe“ geleistet werden.

Artikel 62  
[Rechtsstellung der Mitglieder der Staatsregierung, Unvereinbarkeiten]
(1)	 �Das Amtsverhältnis der Mitglieder der Staatsregierung, insbesondere die Be-

soldung und Versorgung, ist durch Gesetz zu regeln. 
(2)	 �Die Mitglieder der Staatsregierung dürfen kein anderes besoldetes Amt, kei-

nen Beruf und kein Gewerbe ausüben. Sie dürfen nicht dem Aufsichtsrat 
oder dem Vorstand einer privaten Erwerbsgesellschaft angehören. Eine Aus-
nahme besteht für Gesellschaften, bei denen der überwiegende Einfluß des 
Staates sichergestellt ist. Die Staatsregierung gibt dem Landtag jede Über-
nahme einer Funktion gemäß Satz 3 bekannt. Weitere Ausnahmen kann die 
Staatsregierung mit Zustimmung des Landtages zulassen.
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Artikel 63  
[Richtlinienkompetenz, Ressorthoheit]
(1)	 �Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die 

Verantwortung. 
(2)	 �Innerhalb der Richtlinien der Politik leitet jeder Staatsminister seinen Ge-

schäftsbereich selbständig unter eigener Verantwortung. 

Artikel 64  
[Zuständigkeiten, Geschäftsordnung]
(1)	 �Die Staatsregierung beschließt insbesondere über Gesetzesvorlagen, über 

die Stimmabgabe des Freistaates im Bundesrat, über Angelegenheiten, in 
denen die Verfassung oder ein Gesetz dies vorschreibt, über Meinungs
verschiedenheiten, die den Geschäftskreis mehrerer Staatsministerien be-
rühren, und über Fragen von grundsätzlicher oder weittragender Bedeutung. 

(2)	 �Die Staatsregierung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 65  
[Vertretung des Landes, Abschluss von Staatsverträgen]
(1)	 �Der Ministerpräsident vertritt das Land nach außen. 
(2)	� Der Abschluss von Staatsverträgen bedarf der Zustimmung der Staatsregierung 

und des Landtages. 

Artikel 66  
[Ernennungsrecht]
Der Ministerpräsident ernennt und entläßt die Richter und Beamten des Freistaates. 
Dieses Recht kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes auf andere Staats-
behörden übertragen werden.

Artikel 67  
[Begnadigungsrecht]
(1)	� Der Ministerpräsident übt das Begnadigungsrecht aus. Er kann dieses Recht, 

soweit es sich nicht um schwere Fälle handelt, mit Zustimmung der Staats
regierung auf andere Staatsbehörden übertragen.

(2)	� Ein allgemeiner Straferlaß und eine allgemeine Niederschlagung anhängiger 
Strafverfahren können nur durch Gesetz ausgesprochen werden. 

Artikel 68  
[Rücktritt, Beendigung der Amtszeit, Geschäftsführende Regierung]
(1)	� Die Staatsregierung und jedes ihrer Mitglieder können jederzeit ihren Rücktritt 

erklären. 
(2)	 �Das Amt des Ministerpräsidenten und der übrigen Mitglieder der Staats

regierung endet mit dem Zusammentritt eines neuen Landtages, das Amt 
eines Staatsministers und eines Staatssekretärs auch mit jeder anderen  
Erledigung des Amtes des Ministerpräsidenten. 

(3)	 �Im Fall des Rücktrittes oder einer sonstigen Beendigung des Amtes haben 
die Mitglieder der Staatsregierung bis zur Amtsübernahme der Nachfolger 
die Amtsgeschäfte weiterzuführen. 
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Artikel 69  
[Konstruktives Misstrauensvotum]
(1)	 �Der Landtag kann dem Ministerpräsidenten das Vertrauen nur dadurch entzie-

hen, dass er mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt. 
(2)	 �Zwischen dem Antrag auf Abberufung und der Wahl müssen mindestens drei 

Tage liegen. 
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5. Abschnitt – Die Gesetzgebung 

Artikel 70  
[Gesetzesinitiative, Beschluss der Gesetze]
(1)	 �Gesetzesvorlagen werden von der Staatsregierung, aus der Mitte des Land

tages oder vom Volk durch Volksantrag eingebracht. 
(2)	 �Die Gesetze werden vom Landtag oder unmittelbar vom Volk durch Volksent-

scheid beschlossen. 

Artikel 71  
[Volksantrag]
(1)	� Alle im Land Stimmberechtigten haben das Recht, einen Volksantrag in Gang 

zu setzen. Er muß von mindestens 40 000 Stimmberechtigten durch ihre Unter-
schrift unterstützt sein. Ihm muß ein mit Begründung versehener Gesetzent-
wurf zugrunde liegen.

(2)	 �Der Volksantrag ist beim Landtagspräsidenten einzureichen. Er entscheidet 
nach Einholen der Stellungnahme der Staatsregierung unverzüglich über die 
Zulässigkeit. Hält er den Volksantrag für verfassungswidrig, entscheidet auf 
seinen Antrag der Verfassungsgerichtshof. Der Volksantrag darf bis zu einer 
gegenteiligen Entscheidung nicht als unzulässig behandelt werden.

(3)	� Der Landtagspräsident veröffentlicht den zulässigen Volksantrag mit Begrün-
dung. 

(4)	 �Der Landtag gibt den Antragstellern Gelegenheit zur Anhörung. 

Artikel 72  
[Volksbegehren, Volksentscheid]
(1)	 �Stimmt der Landtag dem unveränderten Volksantrag nicht binnen sechs Mo-

naten zu, können die Antragsteller ein Volksbegehren mit dem Ziel in Gang 
setzen, einen Volksentscheid über den Antrag herbeizuführen. Dem Volksbe-
gehren kann von den Antragstellern ein gegenüber dem Volksantrag veränder-
ter Gesetzentwurf zugrunde gelegt werden. In diesem Falle findet Artikel 71 
Absatz 2 entsprechende Anwendung.

(2)	 �Ein Volksentscheid findet statt, wenn mindestens 450 000, jedoch nicht 
mehr als 15 vom Hundert, der Stimmberechtigten das Volksbegehren durch 
ihre Unterschrift unterstützen. Für die Unterstützung müssen mindestens 
sechs Monate zur Verfügung stehen. Der Landtag kann zum Volksentscheid 
einen eigenen Gesetzentwurf beifügen.

(3)	 �Zwischen einem erfolgreich abgeschlossenen Volksbegehren und dem 
Volksentscheid muß eine Frist von mindestens drei und höchstens sechs 
Monaten liegen, die der öffentlichen Information und Diskussion über den 
Gegenstand des Volksentscheides dient. Diese Frist kann nur mit Einver-
ständnis der Antragsteller unter- oder überschritten werden.

(4)	 �Bei dem Volksentscheid wird mit Ja oder Nein gestimmt. Es entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.
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Artikel 73  
[Unzulässigkeit von Volksantrag, -begehren und -entscheid, Wiederholung]
(1)	 �Über Abgaben-, Besoldungs- und Haushaltsgesetze finden Volksantrag, 

Volksbegehren und Volksentscheid nicht statt. 
(2)	� Ein durch Volksentscheid abgelehnter Volksantrag kann frühestens nach  

Ablauf der Wahlperiode des Landtages erneut in Gang gesetzt werden. 
(3)	 �Das Nähere über Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid bestimmt 

ein Gesetz, in dem auch der Anspruch auf Erstattung der notwendigen  
Kosten für die Organisation des Volksbegehrens und eines angemessenen 
Abstimmungskampfes geregelt wird. 

Artikel 74  
[Verfassungsänderung]
(1)	� Die Verfassung kann nur durch Gesetz geändert werden, das den Wortlaut 

der Verfassung ausdrücklich ändert oder ergänzt. Die Änderung darf den 
Grundsätzen der Artikel 1, 3, 14 und 36 dieser Verfassung nicht widerspre-
chen. Die Entscheidung, ob ein Änderungsantrag zulässig ist, trifft auf Antrag 
der Staatsregierung oder eines Viertels der Mitglieder des Landtages der  
Verfassungsgerichtshof.

(2)	 �Ein verfassungsänderndes Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Landtages. 

(3)	 �Die Verfassung kann durch Volksentscheid geändert werden, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder des Landtages dies beantragt. Sie kann ferner durch 
einen Volksentscheid gemäß Artikel 72 geändert werden. Das verfassungs-
ändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten 
zustimmt.

Artikel 75  
[Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften]
(1)	 �Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen kann nur durch Gesetz 

erteilt werden. Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Er-
mächtigung bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung 
anzugeben.

(2)	 �Die zur Ausführung der Gesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungs
vorschriften werden von der Staatsregierung erlassen, soweit die Gesetze 
nichts anderes bestimmen. 

Artikel 76  
[Ausfertigung, Verkündung, Inkrafttreten von Rechtsnormen]
(1)	 �Die verfassungsmäßig beschlossenen Gesetze werden vom Landtagspräsi-

denten nach Gegenzeichnung des Ministerpräsidenten und des zuständigen 
Staatsministers ausgefertigt und vom Ministerpräsidenten binnen Monatsfrist 
im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. Wenn 
der Landtag die Dringlichkeit beschließt, müssen sie unverzüglich ausgefer-
tigt und verkündet werden.
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(2)	� Rechtsverordnungen werden von der Stelle, die sie erläßt, solche der Staats-
regierung vom Ministerpräsidenten und den zuständigen Staatsministern, 
ausgefertigt und, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, im Gesetz- 
und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. 

(3)	� Gesetze und Rechtsverordnungen sollen den Tag bestimmen, an dem sie in 
Kraft treten. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem vierzehnten 
Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Gesetz- und Verordnungsblatt 
ausgegeben worden ist.
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6. Abschnitt – Die Rechtsprechung 

Artikel 77  
[Gerichte, Richterliche Unabhängigkeit, Ehrenamtliche Richter]
(1)	� Die Rechtsprechung wird im Namen des Volkes durch den Verfassungs

gerichtshof und die Gerichte ausgeübt, die gemäß den Gesetzen des Bundes 
und des Freistaates errichtet sind. 

(2)	 �Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. 
(3)	� An der Rechtsprechung wirken Frauen und Männer aus dem Volk nach Maß-

gabe der Gesetze mit. 

Artikel 78  
[Gesetzlich bestimmter Richter, Rechtliches Gehör]
(1)	 �Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahme

gerichte sind unzulässig.
(2)	 �Vor Gericht hat jede Person Anspruch auf rechtliches Gehör. 
(3)	� Jede Person hat Anspruch auf ein gerechtes, zügiges und öffentliches Verfahren 

und das Recht auf Verteidigung. Die Öffentlichkeit darf nur nach Maßgabe 
des Gesetzes ausgeschlossen werden.

Artikel 79  
[Rechtsstellung der Richter]
(1)	� Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter können gegen 

ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Gründen und 
unter den Formen, die die Gesetze bestimmen, vor Ablauf ihrer Amtszeit ent-
lassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine an-
dere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. Durch Gesetz können 
Altersgrenzen festgesetzt werden, bei deren Erreichung auf Lebenszeit ange-
stellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung der Einrichtung der 
Gerichte oder ihrer Bezirke können Richter an ein anderes Gericht versetzt 
oder aus dem Amt entfernt werden, jedoch nur unter Belassung des vollen 
Gehaltes.

(2)	 �Die Ernennung, der Amtseid und die Rechtsstellung der Richter werden im 
übrigen durch Gesetz geregelt. 

(3)	� Durch Gesetz kann bestimmt werden, dass bei der Ernennung und Anstellung 
der Richter ein Richterwahlausschuß mitwirkt. 

Artikel 80  
[Richteranklage]
(1)	 �Wenn ein Richter im Amt oder außerhalb des Amtes gegen die verfassungs-

mäßige Ordnung des Bundes oder des Freistaates verstößt, so kann auf  
Antrag des Landtages das Bundesverfassungsgericht anordnen, dass der 
Richter in ein anderes Amt oder in den Ruhestand zu versetzen ist. Im Fall 
eines vorsätzlichen Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden.
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(2)	� Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß mindestens von einem Drittel der 
Mitglieder des Landtages gestellt werden. Der Beschluss auf Erhebung der 
Anklage erfordert bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mit
glieder des Landtages eine Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als die Hälfte 
der Mitglieder betragen muß.

Artikel 81  
[Zuständigkeit und Zusammensetzung des Verfassungsgerichtshofes]
(1)	 �Der Verfassungsgerichtshof entscheidet 
	 1.	� über die Auslegung dieser Verfassung aus Anlaß von Streitigkeiten über 

den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Staatsorganes oder 
anderer Beteiligter, die durch die Verfassung oder in der Geschäftsord-
nung des Landtages oder der Staatsregierung mit eigener Zuständigkeit 
ausgestattet sind, auf Antrag des obersten Staatsorganes oder anderer 
Beteiligter, 

	 2.	 �bei Zweifeln oder Meinungsverschiedenheiten über die Vereinbarkeit von 
Landesrecht mit dieser Verfassung auf Antrag eines Viertels der Mitglieder 
des Landtages oder auf Antrag der Staatsregierung, 

	 3.	� über die Vereinbarkeit eines Landesgesetzes mit dieser Verfassung, 
nachdem ein Gericht das Verfahren gemäß Artikel 100 Absatz 1 des Grund-
gesetzes ausgesetzt hat, 

	 4.	 �über Verfassungsbeschwerden, die von jeder Person erhoben werden 
können, die sich durch die öffentliche Gewalt in einem ihrer in dieser 
Verfassung niedergelegten Grundrechte (Artikel 4, 14 bis 38, 41, 78, 91, 
102, 105 und 107) verletzt fühlt, 

	 5.	� in den weiteren in dieser Verfassung ihm zugewiesenen Angelegenheiten, 
	 6.	� in den ihm durch Gesetz zugewiesenen Angelegenheiten. 
(2)	� Der Verfassungsgerichtshof besteht aus fünf Berufsrichtern und vier anderen 

Mitgliedern. 
(3)	� Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes werden vom Landtag mit zwei 

Dritteln seiner Mitglieder auf die Dauer von neun Jahren gewählt. Den Vorsitz 
führt einer der Berufsrichter. Die Mitglieder dürfen weder dem Bundestag, 
dem Bundesrat, der Bundesregierung noch entsprechenden Organen eines 
Landes angehören.

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. Es kann auch vorsehen, dass Wahlen zum 
Verfassungsgerichtshof im Abstand von drei Jahren stattfinden und dass die 
Amtszeit der bei der ersten Wahl zum Verfassungsgerichtshof zu bestellenden 
Mitglieder sowie der bei vorzeitigem Ausscheiden eines Richters nachge-
wählten Mitglieder abweichend von Absatz 3 geregelt wird.

107



7. Abschnitt – Die Verwaltung 

Artikel 82  
[Träger der Verwaltung]
(1)	� Die Verwaltung wird durch die Staatsregierung, die ihr unterstellten Behörden 

und durch die Träger der Selbstverwaltung ausgeübt. Sie ist dem Wohl der 
Allgemeinheit verpflichtet und dient dem Menschen.

(2)	 �Träger der Selbstverwaltung sind die Gemeinden, die Landkreise und andere 
Gemeindeverbände. Ihnen ist das Recht gewährleistet, ihre Angelegenheiten 
im Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung zu regeln.

(3)	� Andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sind 
nach Maßgabe der Gesetze Träger der Selbstverwaltung. 

Artikel 83  
[Verwaltungsorganisation]
(1)	� Aufbau, räumliche Gliederung und Zuständigkeiten der Landesverwaltung 

werden durch Gesetz geregelt. Aufgaben, die von den nachgeordneten Ver-
waltungsbehörden zuverlässig und zweckmäßig erfüllt werden können, sind 
diesen zuzuweisen.

(2)	 �Die Einrichtung der staatlichen Behörden im einzelnen obliegt der Staats
regierung. Sie kann Staatsminister hierzu ermächtigen.

(3)	� Der Freistaat unterhält keinen Geheimdienst mit polizeilichen Befugnissen. 
Der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel unterliegt einer Nachprüfung durch 
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane, sofern dieser Ein-
satz nicht der richterlichen Kontrolle unterlegen hat. Das Nähere bestimmt 
das Gesetz.

Artikel 84  
[Kommunale Selbstverwaltung]
(1)	� Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet die Träger der öffentlichen Aufgaben, 

soweit nicht bestimmte Aufgaben im öffentlichen Interesse durch Gesetz an-
deren Stellen übertragen sind. Die Gemeindeverbände haben innerhalb ihrer 
Zuständigkeit die gleiche Stellung.

(2)	� Bevor durch Gesetz oder Rechtsverordnung allgemeine Fragen geregelt wer-
den, welche die Gemeinden und Gemeindeverbände berühren, sind diese 
oder ihre Zusammenschlüsse rechtzeitig zu hören. 

Artikel 85  
[Übertragung von Aufgaben, Mehrbelastungsausgleich]
(1)	� Den kommunalen Trägern der Selbstverwaltung kann durch Gesetz die Erledi-

gung bestimmter Aufgaben übertragen werden. Sie sollen ihnen übertragen 
werden, wenn sie von ihnen zuverlässig und zweckmäßig erfüllt werden  
können. Dabei sind Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen.

(2)	� Führt die Übertragung der Aufgaben zu einer Mehrbelastung der kommunalen 
Träger der Selbstverwaltung, so ist ein entsprechender finanzieller Ausgleich 
zu schaffen. Dies gilt auch, wenn freiwillige Aufgaben in Pflichtaufgaben um-
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gewandelt werden oder wenn der Freistaat Sachsen durch ein Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes nachträglich eine finanzielle Mehrbelastung bei der 
Erledigung übertragener oder bestehender Aufgaben unmittelbar verursacht.

(3)	 �Bei Übertragung öffentlicher Aufgaben kann sich der Freistaat ein Weisungs-
recht nach näherer gesetzlicher Vorschrift vorbehalten. 

Artikel 86  
[Vertretung der Selbstverwaltungskörperschaften]
(1)	 �In den Gemeinden und Landkreisen muß das Volk eine gewählte Vertretung 

haben. In kleinen Gemeinden kann an die Stelle einer gewählten Vertretung 
die Gemeindeversammlung treten.

(2)	� In den Gemeinden wirken die Einwohner an der Selbstverwaltung mit, insbe-
sondere durch Übernahme von Ehrenämtern. 

(3)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 87  
[Finanzierung, Finanzausgleich]
(1)	 �Der Freistaat sorgt dafür, dass die kommunalen Träger der Selbstverwaltung 

ihre Aufgaben erfüllen können. 
(2)	 �Die Gemeinden und Landkreise haben das Recht, eigene Steuern und andere 

Abgaben nach Maßgabe der Gesetze zu erheben. 
(3)	 �Die Gemeinden und Landkreise werden unter Berücksichtigung der Aufgaben 

des Freistaates im Rahmen übergemeindlichen Finanzausgleiches an dessen 
Steuereinnahmen beteiligt. 

(4)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 88  
[Gebietsänderungen von Selbstverwaltungskörperschaften]
(1)	 �Das Gebiet von Gemeinden und Landkreisen kann aus Gründen des Wohles 

der Allgemeinheit geändert werden. 
(2)	� Das Gemeindegebiet kann durch Vereinbarung der beteiligten Gemeinden 

mit staatlicher Genehmigung, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
geändert werden. Die Auflösung von Gemeinden gegen deren Willen bedarf 
eines Gesetzes. Vor einer Gebietsänderung muß die Bevölkerung der unmittel-
bar betroffenen Gebiete gehört werden.

(3)	 �Das Gebiet von Landkreisen kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
geändert werden. Die Auflösung von Landkreisen bedarf eines Gesetzes.

(4)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 89  
[Kommunalaufsicht]
(1)	� Der Freistaat überwacht die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung der Gemeinden, 

der Landkreise und der anderen Gemeindeverbände. 
(2)	 �Durch Gesetz kann bestimmt werden, dass die Übernahme von Schuldver-

pflichtungen und Gewährschaften sowie die Veräußerung von Vermögen von 
der Zustimmung der mit der Überwachung betrauten Behörde abhängig ge-
macht und dass diese Zustimmung unter dem Gesichtspunkt einer geordneten 
Wirtschaftsführung erteilt oder versagt werden kann. 
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Artikel 90  
[Kommunale Verfassungsbeschwerde]
Die kommunalen Träger der Selbstverwaltung können den Verfassungsgerichts-
hof mit der Behauptung anrufen, dass ein Gesetz die Bestimmungen des Artikels 82 
Absatz 2 oder der Artikel 84 bis 89 verletze. 

Artikel 91  
[Öffentlicher Dienst, Zugang zum öffentlichen Amt]
(1)	 �Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der 

Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen. 

(2)	� Alle Bürger haben nach ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt. 

Artikel 92  
[Amtsausübung, Amtseid der Beamten]
(1)	 �Die Bediensteten des Freistaates und der Träger der Selbstverwaltung sind 

Diener des ganzen Volkes, nicht einer Partei oder sonstigen Gruppe, und haben 
ihr Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und ohne Ansehen der Person nur 
nach sachlichen Gesichtspunkten auszuüben. 

(2)	� Jeder Beamte leistet folgenden Amtseid: „Ich schwöre, dass ich mein Amt 
nach bestem Wissen und Können führen, Verfassung und Recht achten und 
verteidigen und Gerechtigkeit gegenüber allen üben werde.“ Der Eid kann 
auch mit der Beteuerung „So wahr mir Gott helfe“ geleistet werden. 
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8. Abschnitt – Das Finanzwesen 

Artikel 93  
[Haushaltsplan, Haushaltsgesetz]
(1)	 �Alle Einnahmen und Ausgaben des Freistaates sind in den Haushaltsplan 

einzustellen; bei Staatsbetrieben und bei Sondervermögen brauchen nur die 
Zuführungen oder Ablieferungen eingestellt zu werden. Der Haushaltsplan 
ist in Einnahme und Ausgabe auszugleichen.

(2)	 �Der Haushaltsplan wird für ein Rechnungsjahr oder mehrere Rechnungsjahre, 
nach Jahren getrennt, durch das Haushaltsgesetz festgestellt. Die Feststellung 
soll vor Beginn des Rechnungsjahres, bei mehreren Rechnungsjahren vor  
Beginn des ersten Rechnungsjahres, erfolgen.

(3)	� In das Haushaltsgesetz dürfen nur Vorschriften aufgenommen werden, die sich 
auf die Einnahmen und die Ausgaben des Freistaates und auf den Zeitraum 
beziehen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen wird. Das Haushalts
gesetz kann vorschreiben, dass die Vorschriften erst mit der Verkündung des 
nächsten Haushaltsgesetzes oder bei Ermächtigungen nach Artikel 95 zu 
einem späteren Zeitpunkt außer Kraft treten.

(4)	 �Die Schulden sind in einer Anlage des Haushaltsplanes nachzuweisen. 

Artikel 94  
[Bedeutung und Wirkung des Haushaltsplanes]
(1)	 �Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung des Finanzbedarfes, 

der zur Erfüllung der Aufgaben des Freistaates im Zeitraum, für den der Haus-
haltsplan aufgestellt ist, voraussichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan 
ist die Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung.

(2)	 �Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes ist den Erfordernissen 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes, den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit sowie des sozialen Ausgleichs Rechnung zu tragen. 

(3)	 �Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Ausgaben zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen. 

(4)	� Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder 
begründet noch aufgehoben. 

Artikel 95  
[Kreditaufnahme, Übernahme von Gewährschaften]
(1)	 �Die Aufnahme von Krediten sowie jede Übernahme von Bürgschaften, Garan-

tien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Jahren 
führen können, bedürfen einer Ermächtigung durch Gesetz. 

(2)	� Der Haushaltsplan ist grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszu-
gleichen. Das Verbot der Kreditaufnahme gilt ebenso für rechtlich unselbst-
ständige Sondervermögen des Freistaates Sachsen. Am 31. Dezember 2010 
bestehende Kreditermächtigungen, soweit sie noch nicht zurückgeführt sind, 
bleiben unberührt.

(3)	� Vom Verbot der Kreditaufnahme bleiben die Rechte der kommunalen Träger 
der Selbstverwaltung nach Artikel 85 und Artikel 87 unberührt. 
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(4)	 �Bei einer von den durchschnittlichen Steuereinnahmen der vorangegange-
nen vier Jahre (Normallage) um mindestens drei vom Hundert abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung kann von Absatz 2 abgewichen werden. Die  
Kreditaufnahme ist begrenzt, um die Steuermindereinnahmen auf bis zu 99 
vom Hundert der durchschnittlichen Steuereinnahmen der vorangegangenen 
vier Jahre zu verstärken. Eine Verstärkung über 99 vom Hundert ist unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 6 möglich. Steuermehreinnahmen sind zur 
Tilgung der Kredite nach diesem Absatz zu verwenden.

(5)	 �Bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsituationen, die sich 
der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen, kann von Absatz 2 abgewichen werden. Die Abweichung ist 
mit einem Tilgungsplan zu verbinden.

(6)	� Die Feststellung der Ausnahmen obliegt dem Landtag. Er entscheidet im Falle 
von Absatz 4 mit der Mehrheit seiner Mitglieder und im Falle von Absatz 5 
oder im Falle des Absatzes 4 bei einer Verstärkung auf mehr als 99 vom Hun-
dert mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. In diesen Ausnahme-
fällen hat eine Tilgung der Kredite spätestens innerhalb von acht Jahren zu 
erfolgen.

(7)	 �Der Freistaat Sachsen hält eine auskömmliche Vorsorge für künftig entste-
hende Ansprüche der künftigen Versorgungsempfänger des Freistaates 
Sachsen auf Versorgung und Beihilfe nach Eintritt des Versorgungsfalles vor. 
Diese Mittel sind vom allgemeinen Staatshaushalt getrennt auszuweisen 
und zweckgebunden zu verwenden. Bei der Entnahme der Mittel ist das  
Verhältnis zwischen der Höhe der angesparten Mittel und der Höhe der be-
stehenden Versorgungs- und Beihilfeverpflichtungen zu berücksichtigen.

(8)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz.

Artikel 96  
[Über- und außerplanmäßige Ausgaben]
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungen bedürfen der Zu-
stimmung des Staatsministers der Finanzen. Sie darf nur im Fall eines unvorher-
gesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden. Die Genehmigung des 
Landtages ist nachträglich einzuholen. Näheres kann durch Gesetz bestimmt 
werden.

Artikel 97  
[Ausgabenerhöhungen und Einnahmeminderungen]
(1)	 �Beschlüsse des Landtages, welche die im Haushaltsplan festgesetzten Aus-

gaben erhöhen oder neue Ausgaben mit sich bringen, bedürfen der Zustim-
mung der Staatsregierung. Das gleiche gilt für Beschlüsse des Landtages, 
die Einnahmeminderungen mit sich bringen. Die Deckung muß gesichert sein.

(2)	 �Die Staatsregierung kann verlangen, dass der Landtag die Beschlußfassung 
nach Absatz 1 aussetzt. In diesem Fall hat die Staatsregierung innerhalb von 
sechs Wochen dem Landtag eine Stellungnahme zuzuleiten.
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Artikel 98  
[Vorläufige Haushaltsführung]
(1)	 �Ist bis zum Schluß eines Jahres weder der Haushaltsplan für das folgende 

Jahr festgestellt worden noch ein Nothaushaltsgesetz ergangen, so kann bis 
zur gesetzlichen Regelung die Staatsregierung diejenigen Ausgaben leisten, 
die nötig sind, um 

	 1.	� gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich be-
schlossene Maßnahmen durchzuführen, 

	 2.	 �die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Freistaates zu erfüllen, 
	 3.	� Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Bei-

hilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den Haushalts-
plan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 

(2)	� Soweit die auf besonderem Gesetz beruhenden Einnahmen aus Steuern,  
Abgaben und sonstigen Quellen oder die Betriebsmittelrücklage die in  
Absatz 1 genannten Ausgaben nicht decken, kann die Staatsregierung den 
für eine geordnete Haushaltsführung erforderlichen Kredit beschaffen.  
Dieser darf ein Viertel der Endsumme des letzten Haushaltsplanes nicht 
übersteigen.

Artikel 99  
[Rechnungslegung]
Der Staatsminister der Finanzen hat dem Landtag über alle Einnahmen und Aus-
gaben sowie über die Veränderung des Vermögens und der Schulden des Frei-
staates zur Entlastung der Staatsregierung jährlich Rechnung zu legen. 

Artikel 100  
[Rechnungsprüfung, Rechnungshof]
(1)	 �Die Rechnung sowie die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des 

Landes werden durch den Rechnungshof geprüft. Er ist eine unabhängige 
Staatsbehörde.

(2)	� Mitglieder sind der Präsident, der Vizepräsident und die Leiter der Prüfungs-
abteilungen. Sie besitzen die gleiche Unabhängigkeit wie die Richter.

(3)	� Der Präsident des Rechnungshofes wird vom Landtag auf Vorschlag des  
Ministerpräsidenten mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Der Vizepräsident wird vom Ministerpräsidenten auf Vor-
schlag des Präsidenten des Rechnungshofes mit Zustimmung des Landtages 
ernannt.

(4)	� Der Rechnungshof berichtet jährlich unmittelbar dem Landtag und unterrichtet 
gleichzeitig die Staatsregierung. 

(5)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 
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9. Abschnitt – Das Bildungswesen 

Artikel 101  
[Grundsätze der Erziehung und Bildung]
(1)	� Die Jugend ist zur Ehrfurcht vor allem Lebendigen, zur Nächstenliebe, zum 

Frieden und zur Erhaltung der Umwelt, zur Heimatliebe, zu sittlichem und 
politischem Verantwortungsbewußtsein, zu Gerechtigkeit und zur Achtung vor 
der Überzeugung des anderen, zu beruflichem Können, zu sozialem Handeln 
und zu freiheitlicher demokratischer Haltung zu erziehen. 

(2)	� Das natürliche Recht der Eltern, Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu be-
stimmen, bildet die Grundlage des Erziehungs- und Schulwesens. Es ist ins-
besondere bei dem Zugang zu den verschiedenen Schularten zu achten.

Artikel 102  
[Schulwesen, Lernmittelfreiheit]
(1)	 �Das Land gewährleistet das Recht auf Schulbildung. Es besteht allgemeine 

Schulpflicht.
(2)	 �Für die Bildung der Jugend sorgen Schulen in öffentlicher und in freier Träger-

schaft. 
(3)	 �Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. 

Nehmen solche Schulen die Aufgaben von Schulen in öffentlicher Träger-
schaft wahr, bedürfen sie der Genehmigung des Freistaates. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der 
wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den Schulen in 
öffentlicher Trägerschaft zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach 
den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte 
nicht genügend gesichert ist.

(4)	� Unterricht und Lernmittel an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft sind 
unentgeltlich. Soweit Schulen in freier Trägerschaft, welche die Aufgaben von 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft wahrnehmen, eine gleichartige Befreiung 
gewähren, haben sie Anspruch auf finanziellen Ausgleich.

(5)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 103  
[Schulaufsicht]
(1)	� Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Freistaates. 
(2)	� Bei den Schulaufsichtsbehörden können ehrenamtlich tätige Beiräte gebildet 

werden. 
(3)	� Prüfungen, durch die eine öffentlich anerkannte Berechtigung erworben wer-

den soll, müssen vor den hierfür zuständigen Staatsbehörden oder den vom 
Freistaat hierzu ermächtigten Stellen abgelegt werden. 
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Artikel 104  
[Innerschulische Mitbestimmung]
(1)	 �Eltern und Schüler haben das Recht, durch gewählte Vertreter an der Gestal-

tung des Lebens und der Arbeit der Schule mitzuwirken. 
(2)	� Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 105  
[Ethik- und Religionsunterricht]
(1)	 �Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme 

der bekenntnisgebundenen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehr-
fächer. Bis zum Eintritt der Religionsmündigkeit entscheiden die Erziehungs-
berechtigten, in welchem dieser Fächer ihr Kind unterrichtet wird.

(2)	� Der Religionsunterricht wird unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechtes 
des Freistaates nach den Grundsätzen der Kirchen und Religionsgemein-
schaften erteilt. Die Lehrer bedürfen zur Erteilung des Religionsunterrichtes 
der Bevollmächtigung durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften. Diese 
haben das Recht, im Benehmen mit der staatlichen Aufsichtsbehörde die 
Erteilung des Religionsunterrichtes zu beaufsichtigen.

(3)	� Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht 
zu erteilen. 

Artikel 106  
[Berufsbildung]
Die Berufsbildung findet in den praktischen Ausbildungsstätten und in den beruf-
lichen Schulen statt. Das Land fördert das Berufsschulwesen.

Artikel 107  
[Hochschulfreiheit]
(1)	� Die Hochschule ist frei in Forschung und Lehre. 
(2)	 �Die Hochschule hat unbeschadet der Aufsicht des Freistaates das Recht auf 

eine ihrem besonderen Charakter entsprechende Selbstverwaltung im Rahmen 
der Gesetze und ihrer vom Freistaat anerkannten Satzungen. An dieser Selbst-
verwaltung sind auch die Studierenden zu beteiligen.

(3)	� Bei der Berufung des Lehrkörpers wirkt die Hochschule durch Ausübung des 
Vorschlagsrechtes mit. 

(4)	� Hochschulen in freier Trägerschaft sind zulässig. Das Nähere bestimmt ein 
Gesetz.

Artikel 108  
[Erwachsenenbildung]
(1)	� Die Erwachsenenbildung ist zu fördern. 
(2)	� Einrichtungen der Erwachsenenbildung können außer durch den Freistaat und 

die Träger der Selbstverwaltung auch durch freie Träger unterhalten werden.
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10. Abschnitt – Die Kirchen und Religions
gemeinschaften 

Artikel 109  
[Bedeutung der Kirchen, Diakonische Arbeit, Weimarer Kirchenartikel]
(1)	� Die Bedeutung der Kirchen und Religionsgemeinschaften für die Bewahrung 

und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen 
Lebens wird anerkannt. 

(2)	 �Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Sie ent-
falten sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des für alle geltenden 
Gesetzes frei von staatlichen Eingriffen. Die Beziehungen des Landes zu den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften werden im übrigen durch Vertrag ge
regelt.

(3)	 �Die diakonische und karitative Arbeit der Kirchen und Religionsgemein
schaften wird gewährleistet. 

(4)	 �Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des 
Deutschen Reiches vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieser Verfassung. 

Artikel 110  
[Gemeinnützige Einrichtungen in kirchlicher oder freier Trägerschaft]
(1)	 �Werden durch die Kirchen und Religionsgemeinschaften im öffentlichen Inter-

esse liegende gemeinnützige Einrichtungen oder Anstalten unterhalten, so 
besteht Anspruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach 
Maßgabe der Gesetze. 

(2)	 �Freie Träger mit vergleichbarer Tätigkeit und gleichwertigen Leistungen haben 
den gleichen Anspruch. 

Artikel 111  
[Kirchliche Lehranstalten/Theologische und religionspädagogische Lehrstühle]
(1)	� Die Kirchen und Religionsgemeinschaften sind berechtigt, zur Ausbildung 

von Pfarrern und kirchlichen Mitarbeitern eigene Lehreinrichtungen zu unter-
halten. Diese sind staatlichen Lehreinrichtungen gleichgestellt, wenn sie 
den schul- und hochschulrechtlichen Bestimmungen entsprechen.

(2)	 �Die Lehrstühle an theologischen Fakultäten und die Lehrstühle für Religions-
pädagogik werden im Benehmen mit der Kirche besetzt. Abweichende Ver-
einbarungen bleiben unberührt.

Artikel 112  
[Staatsleistungen an die Kirchen]
(1)	� Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Leistungen 

des Landes an die Kirchen werden gewährleistet. 
(2)	 �Die Baudenkmale der Kirchen und Religionsgemeinschaften sind, unbe-

schadet des Eigentumsrechtes, Kulturgut der Allgemeinheit. Für ihre bauliche 
Unterhaltung haben die Kirchen und Religionsgemeinschaften daher An-
spruch auf angemessene Kostenerstattung durch das Land nach Maßgabe 
der Gesetze.

116



Verfassung des Freistaates Sachsen

11. Abschnitt – Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 113  
[Notstand, Notparlament]
(1)	� Ist bei drohender Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung des Landes oder für die lebensnotwendige Versorgung 
der Bevölkerung sowie bei einem Notstand infolge einer Naturkatastrophe 
oder eines besonders schweren Unglücksfalles der Landtag verhindert, sich 
alsbald zu versammeln, so nimmt ein aus allen Fraktionen des Landtages 
gebildeter Ausschuss des Landtages als Notparlament die Rechte des Land-
tages wahr. Die Verfassung darf durch ein von diesem Ausschuss beschlos-
senes Gesetz nicht geändert werden. Die Befugnis, dem Ministerpräsidenten 
das Vertrauen zu entziehen, steht dem Ausschuss nicht zu.

(2)	� Solange eine Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Landes droht, finden durch das Volk vorzunehmende 
Wahlen und Abstimmungen nicht statt. Die Feststellung, dass Wahlen und 
Abstimmungen nicht stattfinden, trifft der Landtag mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder. Ist der Landtag verhindert, sich alsbald zu 
versammeln, so trifft der in Absatz 1 genannte Ausschuss die Feststellung 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Die verschobenen 
Wahlen und Abstimmungen sind innerhalb von sechs Monaten, nachdem 
der Landtag festgestellt hat, dass die Gefahr beendet ist, durchzuführen. Die 
Amtsdauer der in Betracht kommenden Personen und Körperschaften ver-
längert sich bis zum Ablauf des Tages der Neuwahl.

(3)	� Die Feststellung, dass der Landtag verhindert ist, sich alsbald zu versam-
meln, trifft der Präsident des Landtages. 

(4)	� Gesetze werden im Fall des Absatzes 1, falls eine rechtzeitige Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen nicht möglich ist, auf 
andere Weise öffentlich bekanntgemacht. Die Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt ist nachzuholen, sobald die Umstände es zulassen.

(5)	 �Beschlüsse des in Absatz 1 genannten Ausschusses können vom Landtag 
aufgehoben werden, wenn dies spätestens vier Wochen nach dem nächsten 
Zusammentritt des Landtages beantragt wird. 

Artikel 114  
[Widerstandsrecht]
Gegen jede Person, die es unternimmt, die verfassungsmäßige Ordnung zu be-
seitigen, haben alle Bürger das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist. 

Artikel 115  
[Begriff des Bürgers]
Bürger im Sinne dieser Verfassung sind die Deutschen nach Artikel 116 Absatz 1 
des Grundgesetzes. 
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Artikel 116  
[Wiedergutmachung]
Wer im Gebiet des heutigen Freistaates Sachsen oder als Bewohner dieses  
Gebietes durch nationalsozialistische oder kommunistische Gewaltherrschaft 
wegen seiner politischen, religiösen oder weltanschaulichen Überzeugung oder 
wegen seiner Rasse, Abstammung oder Nationalität oder wegen seiner sozialen 
Stellung oder wegen seiner Behinderung oder wegen seiner gleichgeschlecht
lichen Orientierung oder in anderer Weise willkürlich geschädigt wurde, hat nach 
Maßgabe der Gesetze Anspruch auf Wiedergutmachung. 

Artikel 117  
[Aufarbeitung der Vergangenheit]
Das Land trägt im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu bei, die Ursachen indivi-
duellen und gesellschaftlichen Versagens in der Vergangenheit abzubauen, die 
Folgen verletzter Menschenwürde zu mindern und die Fähigkeit zu selbstbe-
stimmter und eigenverantwortlicher Lebensgestaltung zu stärken. 

Artikel 118  
[Abgeordneten- und Ministeranklage]
(1)	� Erhebt sich der dringende Verdacht, dass ein Mitglied des Landtages oder der 

Staatsregierung vor seiner Wahl oder Berufung 
	 1.	 �gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit ver-

stoßen hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschen-
rechte oder die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 
10. Dezember 1948 enthaltenen Grundrechte verletzt hat oder 

	 2.	 �für das frühere Ministerium für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicher-
heit der DDR tätig war, 

	� und erscheint deshalb die fortdauernde Innehabung von Mandat oder Mit-
gliedschaft in der Staatsregierung als untragbar, kann der Landtag beim  
Verfassungsgerichtshof ein Verfahren mit dem Ziel der Aberkennung von 
Mandat oder Amt beantragen 

(2)	� Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder des Landtages gestellt werden. Der Beschluss auf Erhebung der 
Anklage erfordert bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder 
des Landtages eine Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als die Hälfte der 
Mitglieder betragen muß.

(3)	 �Das Nähere bestimmt ein Gesetz, das auch den Verlust von Versorgungs
ansprüchen regeln kann. 

Artikel 119  
[Einstellung und Weiterbeschäftigung im Öffentlichen Dienst]
Für die Einstellung in den öffentlichen Dienst und die Weiterbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst gelten die Bestimmungen des Vertrages über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag). Die Eignung für den öffentlichen 
Dienst fehlt jeder Person, die 
1.	� gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 

hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
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Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschenrechte oder die 
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 
enthaltenen Grundrechte verletzt hat oder 

2.	� für das frühere Ministerium für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicherheit 
der DDR tätig war, 

und deren Beschäftigung im öffentlichen Dienst deshalb untragbar erscheint.

Artikel 120  
[Fortgeltung von Landesrecht]
(1)	 �Das im Gebiet des Freistaates Sachsen als Landesrecht geltende Recht bleibt 

in Kraft, soweit es dieser Verfassung nicht widerspricht. 
(2)	� Landesrecht und Landesgesetze im Sinne der Artikel 81 Absatz 1 Nr. 2 und 3 

sowie Artikel 90 sind auch das Recht und die Gesetze aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten dieser Verfassung. 

Artikel 121  
[Sächsische Akademie der Wissenschaften]
Der Freistaat bekennt sich zur Trägerschaft für die Sächsische Akademie der 
Wissenschaften zu Leipzig. 

Artikel 122  
[Annahme, Verkündung, Inkrafttreten]
(1)	 �Diese Verfassung bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 

des Landtages. 
(2)	 �Sie wird vom Präsidenten des Landtages ausgefertigt und vom Ministerpräsi-

denten im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen verkündet. 
(3)	 �Die Verfassung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.
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Anhang zu Artikel 109 Absatz 4

Artikel 136  
Weimarer Verfassung 
(1)	 �Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch 

die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt. 
(2)	 �Der Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung 

zu öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. 
(3)	 �Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Be-

hörden haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions-
gesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine 
gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

(4)	 �Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teil-
nahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform 
gezwungen werden. 

Artikel 137  
Weimarer Verfassung 
(1)	 �Es besteht keine Staatskirche. 
(2)	� Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. 

Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichs
gebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

(3)	 �Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht 
ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.

(4)	 �Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes. 

(5)	 �Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, 
soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf 
ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung 
und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich 
mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem 
Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche 
Körperschaft.

(6)	� Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
sind, sind berechtigt auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben. 

(7)	� Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

(8)	� Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfor-
dert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob. 
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Artikel 138  
Weimarer Verfassung 
(1)	 �Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staats-

leistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetz-
gebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.

(2)	� Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen 
Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimm-
ten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet. 

Artikel 139  
Weimarer Verfassung 
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeits-
ruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt. 

Artikel 141  
Weimarer Verfassung 
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, 
Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religions-
gesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder 
Zwang fernzuhalten ist.

Die vorstehende Verfassung wird hiermit ausgefertigt.

Dresden, den 27. Mai 1992 

Erich Iltgen 
Präsident des Sächsischen Landtages 
als verfassungsgebender Landesversammlung 

Die vorstehende Verfassung ist im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt zu 
verkünden. 

Dresden, den 27. Mai 1992 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf 
Ministerpräsident des Freistaates Sachsen

121





Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages  
(Abgeordnetengesetz) 

Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Sächsischen Landtages 
(Abgeordnetengesetz)

123



Gesetz über die Rechtsverhältnisse  
der Mitglieder des Sächsischen Landtages 
(Abgeordnetengesetz) 
Abgeordnetengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 2000 
(SächsGVBl. S.326), das zuletzt durch das Gesetz vom 14. Juni 2021  
(SächsGVBl. S. 702) geändert worden ist.

Erster Teil –  
Rechtsstellung der Abgeordneten 

§ 1  
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag
(1)	 �Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag richten sich nach den Vor-

schriften der Landesverfassung und des Landtagswahlgesetzes.
(2)	 �Nach Annahme des Mandats hat die oder der Abgeordnete innerhalb einer 

Woche der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages ihre oder seine 
Wohnanschriften der letzten zehn Jahre vor der Herstellung der Einheit 
Deutschlands schriftlich mitzuteilen. Die oder der Abgeordnete soll ihre oder 
seine Personenkennzahl nach dem Recht der DDR hinzufügen. Die Präsidentin 
oder der Präsident des Landtages fordert von der oder dem Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR sämtliche, die Person der oder des gewählten Abgeordneten betreffenden 
Unterlagen im Sinne der §§ 20 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b, 21 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes an und gibt der oder dem Abgeordneten hier-
von Kenntnis. Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages übersendet 
der oder dem Bundesbeauftragten die ihr oder ihm nach Satz 1 zugegangenen 
Mitteilungen.

(3)	 �Der Landtag bildet zu Beginn der Wahlperiode einen Bewertungsausschuss. 
Dieser setzt sich aus je zwei Mitgliedern der im Landtag vertretenen Fraktionen 
zusammen. Der Bewertungsausschuss bewertet die von der oder dem  
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR übergebenen Unterlagen. Er erstellt einen Bericht mit einer 
Beschlussempfehlung, ob Antrag auf Erhebung der Anklage mit dem Ziel der 
Aberkennung des Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Freistaates 
Sachsen empfohlen werden soll. Der Landtag entscheidet in nichtöffentlicher 
Sitzung.

(4)	 �Die Sitzungen des Bewertungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mit
glieder des Bewertungsausschusses sind zur Verschwiegenheit über die An-
gelegenheiten verpflichtet, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit im Bewer-
tungsausschuss bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem 
Ausscheiden.

(5)	 �Der Bewertungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend sind.
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(6)	 �Vor der Entscheidung über eine Beschlussempfehlung an den Landtag, ob 
ein Antrag auf Erhebung der Abgeordnetenanklage gemäß Artikel 118 der 
Verfassung empfohlen werden soll, gibt der Ausschuss dem betroffenen Mit-
glied des Landtages Gelegenheit zur Stellungnahme. Das betroffene Mitglied 
kann Einsicht in die Unterlagen verlangen. Es hat das Recht, sich durch eine 
Person seines Vertrauens begleiten, bei der Einsichtnahme auch vertreten zu 
lassen.

(7)	 �Eine Beschlussempfehlung, in der dem Landtag empfohlen werden soll, die 
Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberkennung des Mandats gemäß 
Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen zu empfehlen, bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bewertungsausschusses. In 
der Beschlussempfehlung ist zu begründen, weshalb die fortdauernde Inne-
habung des Mandats als untragbar erscheint. Die Beschlussempfehlung 
wird nur an die Mitglieder des Landtages verteilt.

§ 2  
Schutz der freien Mandatsausübung 
(1)	 �Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat im Landtag oder in der 

gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes zu bewerben, es anzu-
nehmen oder auszuüben. 

(2)	 �Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung 
um ein Mandat sowie der Annahme und Ausübung eines Mandats sind unzu-
lässig. Es ist unzulässig, ein Mitglied des Landtages gegen seinen Willen 
wegen seiner Abgeordneteneigenschaft zu beurlauben.

(3)	 �Eine Kündigung oder Entlassung wegen der Annahme oder Ausübung des 
Mandats ist unzulässig. Eine Kündigung ist im Übrigen nur aus wichtigem 
Grund zulässig. Der Kündigungsschutz beginnt mit der Aufstellung der  
Bewerberin oder des Bewerbers durch das dafür zuständige Organ der Partei 
oder mit der Einreichung des Wahlvorschlages. Er gilt nach Beendigung des 
Mandats ein Jahr lang.

(4)	 �Das Arbeitsverhältnis eines Mitglieds des Landtages ruht. Auf Antrag des 
Mitglieds wird es bei Einverständnis des Arbeitgebers im Umfang der dem 
Mitglied unter Berücksichtigung des Mandats noch zur Verfügung stehenden 
Arbeitszeit weitergeführt. Der Arbeitgeber kann sein Einverständnis nur aus 
wichtigem Grunde versagen. Im Fall der Weiterführung hat das Mandat Vor-
rang. Auf Antrag des Mitglieds, welcher auf das Ende jedes Kalendermonats 
zwei Monate im Voraus gestellt werden kann, ruht das Arbeitsverhältnis  
neuerlich. § 30 bleibt unberührt.

§ 3  
Wahlvorbereitungsurlaub 
(1)	 �Einer Bewerberin oder einem Bewerber um einen Sitz im Landtag oder in der 

gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes ist zur Vorbereitung  
ihrer oder seiner Wahl innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag 
auf Antrag Urlaub bis zu zwei Monaten zu gewähren. Ein Anspruch auf Fort-
zahlung der Bezüge besteht für die Dauer der Beurlaubung nicht.

(2)	 �Einer Beamtin oder einem Beamten beziehungsweise einer Richterin oder 
einem Richter, die oder der sich um einen Sitz im Landtag oder in der gesetz-
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gebenden Körperschaft eines anderen Landes, im Deutschen Bundestag 
oder im Europäischen Parlament bewirbt, ist zur Vorbereitung seiner Wahl 
innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag auf Antrag Urlaub bis zu 
zwei Monaten unter Wegfall der Dienstbezüge zu gewähren. Der Anspruch 
auf Beihilfe in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen bleibt unberührt.

§ 4  
Berufs- und Betriebszeiten 
(1)	 �Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag und in der gesetzgebenden Körper-

schaft eines anderen Landes ist nach Beendigung des Mandats auf die Berufs- 
und Betriebszugehörigkeitszeit anzurechnen. 

(2)	 �Absatz 1 gilt nicht für die Berechnung der Höhe von Leistungen, die nach der 
Berufs- und Betriebszugehörigkeit bemessen werden, für Probezeiten und 
für Zeiten einer praktischen Tätigkeit, die Voraussetzung für die Ausübung 
eines Berufs sind. Die Mandatszeit kann im letzteren Fall jedoch angerechnet 
werden, soweit sie der praktischen Tätigkeit vergleichbar war.

§ 4a  
Ausübung des Mandats
(1)	 �Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds 

des Landtages. Unbeschadet dieser Verpflichtung sind Tätigkeiten beruflicher 
oder anderer Art neben dem Mandat zulässig.

(2)	 �Für die Ausübung des Mandats darf ein Mitglied des Landtages keine ande-
ren als die gesetzlich vorgesehenen Zuwendungen oder Vermögensvorteile 
annehmen. Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder von  
anderen geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb gewährt werden, weil 
dafür die Vertretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im 
Landtag erwartet wird. Unzulässig ist ferner die Annahme von Geld oder von 
anderen geldwerten Zuwendungen, wenn diese Leistung ohne angemessene 
Gegenleistung des Mitglieds des Landtages gewährt wird. Die Entgegennahme 
von Spenden bleibt unberührt.

(3)	 �Ein Mitglied des Landtages, das entgeltlich mit einem Gegenstand beschäftigt 
ist, der in einem Ausschuss oder im Plenum zur Beratung ansteht, hat vor der 
Beratung eine Interessenverknüpfung zu Protokoll zu geben, soweit sie nicht 
aus den gemäß § 4c veröffentlichten Angaben ersichtlich ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Interessen einer Berufs- oder 
Bevölkerungsgruppe berührt, der das Mitglied angehört.

(4)	 �Der Hinweis auf die Mitgliedschaft im Landtag darf durch das Mitglied des 
Landtages nicht genutzt werden, um sich in beruflichen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten Vorteile zu verschaffen.

(5)	 �In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtages verpflichtet, sich durch 
Rückfragen bei der Präsidentin oder dem Präsidenten über die Auslegung 
der Anzeige- und Veröffentlichungspflichten zu vergewissern.

(6)	 �Über Inhalt und Umfang der Anzeigepflichten kann die Präsidentin oder  
der Präsident im Benehmen mit dem Präsidium Ausführungsbestimmungen 
erlassen.
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§ 4b  
Anzeigepflichtige Tatbestände 
(1)	 �Die Mitglieder des Landtages haben der Präsidentin oder dem Präsidenten 

folgende Tätigkeiten, Vereinbarungen und Beteiligungen, die auf für die Aus-
übung des Mandats bedeutende Interessenverknüpfungen hinweisen können, 
anzuzeigen:

	 1.	 �zum Zeitpunkt des Erwerbs und während der Zeit der Mitgliedschaft im 
Landtag ausgeübte berufliche Tätigkeiten und zwar

	 	 a)	� unselbständige Tätigkeiten unter Angabe des Arbeitgebers (mit  
Branche), der eigenen Funktion oder dienstlichen Stellung,

	 	 b)	� selbständige Tätigkeiten als Gewerbetreibende oder Gewerbetreiben-
der unter Angabe der Art des Gewerbes und der Firma,

	 	 c)	� selbständige freiberufliche oder sonstige Tätigkeiten unter Angabe 
des Berufszweiges,

	 2.	� vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, 
Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, sonstigen Organs oder Beirats einer  
Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer anderen Rechtsform betrie-
benen Unternehmens, eines wirtschaftlich tätigen gemeinnützigen Vereins 
oder einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts,

	 3.	� vergütete oder ehrenamtliche Funktionen in Berufsverbänden, Wirtschafts-
vereinigungen, sonstigen Interessenverbänden oder ähnlichen Organi-
sationen auf Landes- oder Bundesebene,

	 4.	� entgeltliche Tätigkeiten der Beratung, Vertretung fremder Interessen und 
Erstattung von Gutachten sowie entgeltliche publizistische Tätigkeiten 
und Vortragstätigkeiten, soweit diese Tätigkeiten nicht im Rahmen des 
ausgeübten Berufes liegen,

	 5.	� das Bestehen oder der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mit-
glied des Landtages während oder nach Beendigung der Mitgliedschaft 
bestimmte Tätigkeiten oder Vermögensvorteile zugewendet werden sollen,

	 6.	� Beteiligungen an Kapital- und Personengesellschaften, wenn dadurch ein 
wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unternehmen begründet 
wird.

	� Anzuzeigen sind auch berufliche Tätigkeiten im Sinne des Satzes 1 Nummer 1, 
die im Hinblick auf die Mandatsausübung ruhen. Bei mehreren anzuzeigen-
den beruflichen Tätigkeiten ist zusätzlich der Schwerpunkt der Tätigkeit anzu-
geben.

(2)	 �Art und Höhe der Einkünfte für Tätigkeiten und Vereinbarungen neben dem 
Mandat im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 sind der Präsidentin 
oder dem Präsidenten anzuzeigen, wenn diese im Monat den Betrag von  
1 000 Euro oder im Jahr den Betrag von 10 000 Euro übersteigen. Zugrunde 
zu legen sind hierbei bei Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit die Brutto-
bezüge unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- und Sachleistun-
gen. Bei gewerblich tätigen Selbständigen, freiberuflich Tätigen und anderen 
Selbständigen entsprechen die Einkünfte dem Nettoumsatz (Einnahmen 
oder Ertrag abzüglich Umsatzsteuer) vor Berücksichtigung von betrieblichen 
Aufwendungen für Personal, Maschinen, Betriebsmitteln, Zinsen, Steuern und 
Abgaben. Die anzuzeigenden Einkünfte dienen der Transparenz von Finanz-
beziehungen und bilden nicht die Einkommensverhältnisse für die private 
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Lebensführung von Mitgliedern des Landtages ab. Übt ein Mitglied des Land-
tages als Gesellschafter eine entgeltliche Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b oder c aufgrund eines von der Gesellschaft mit 
einem Dritten geschlossenen Vertrages aus, so sind die Art der Tätigkeit und 
der Vertragspartner mit Namen und Sitz anzuzeigen, wenn im Einzelfall das 
Mitglied des Landtages bei der Vertragserfüllung persönlich mitwirkt. Als 
Einkünfte sind die ausgekehrten Anteile am Gesellschaftsgewinn anzuzeigen.

(3)	 �Die Anzeigepflicht nach Absatz 2 umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen 
über Dritte, für die das Mitglied des Landtages gesetzliche Zeugnisverweige-
rungsrechte oder gesetzliche oder vertragliche Verschwiegenheitspflichten 
geltend machen kann. Statt der Angaben zum Vertragspartner ist in diesen 
Fällen eine Branchenbezeichnung anzugeben.

(4)	 �Das Mitglied des Landtages hat über Geldspenden und geldwerte Zuwen-
dungen aller Art (Spenden), die für seine mandatsbezogene politische Tätig-
keit oder aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder interna-
tionaler Beziehungen, zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen 
Information, zur Darstellung der Standpunkte des Landtages oder seiner 
Fraktionen oder bei der Repräsentation des Landtages gewährt werden,  
gesondert Rechnung zu führen. Spenden sind der Präsidentin oder dem  
Präsidenten unter Angabe von Name und Anschrift der Spenderin oder des 
Spenders anzuzeigen, soweit sie im Kalenderjahr den Wert von 1 000 Euro je 
Spenderin oder Spender übersteigen. Geldwerte Zuwendungen, die ein  
Mitglied des Landtages als Gastgeschenk in Bezug auf sein Mandat erhält, 
müssen der Präsidentin oder dem Präsidenten angezeigt und ausgehändigt 
werden; das Mitglied des Landtages kann beantragen, das Gastgeschenk 
gegen Bezahlung des Verkehrswertes an die Landeskasse zu behalten. Satz 3 
gilt nicht, wenn der materielle Wert des Gastgeschenkes einen Betrag von 
200 Euro nicht übersteigt.

§ 4c  
Veröffentlichung
(1)	 �Die Angaben gemäß § 4b sind durch die Präsidentin oder den Präsidenten 

auf den Internetseiten des Landtages (www.landtag.sachsen.de) zu veröffent-
lichen. Angaben gemäß § 4b Absatz 4 sind nur zu veröffentlichen, wenn diese 
im Kalenderjahr einen Betrag von 10 000 Euro je Spender übersteigen.

(2)	 �Einkünfte werden in der Form veröffentlicht, dass, bezogen auf jeden einzelnen 
zu veröffentlichenden Sachverhalt, jeweils eine von zehn Einkommensstufen 
ausgewiesen wird. Die Stufe 1 erfasst Einkünfte von 1 000 bis 2 500 Euro,  
die Stufe 2 Einkünfte bis 6 000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte bis 12 700 Euro, 
die Stufe 4 Einkünfte bis 25 000 Euro, die Stufe 5 Einkünfte bis 42 000 Euro, 
die Stufe 6 Einkünfte bis 63 000 Euro, die Stufe 7 Einkünfte bis 84 000 Euro, 
die Stufe 8 Einkünfte bis 126 000 Euro, die Stufe 9 Einkünfte bis 210 000 Euro 
und die Stufe 10 Einkünfte über 210 000 Euro. Regelmäßige monatliche  
Einkünfte werden als solche gekennzeichnet. Werden innerhalb eines Kalender-
jahres mehrere Einkünfte zu einer Tätigkeit angezeigt, wird die Jahressumme 
gebildet und die Einkommensstufe mit der Jahreszahl veröffentlicht.
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§ 4d  
Fristen
(1)	 �Anzeigen nach § 4b Absatz 1 sowie Absatz 4 sind innerhalb einer Frist von 

drei Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag sowie nach Eintritt 
von Änderungen oder Ergänzungen während der Wahlperiode der Präsidentin 
oder dem Präsidenten einzureichen.

(2)	 �Anzeigen nach § 4b Absatz 2 sind nach Erwerb der Mitgliedschaft der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten bis zur Stufe 4 für jedes Kalenderjahr bis zum 
1. April des Folgejahres einzureichen. Ab Stufe 5 beträgt die Frist zur Anzeige 
drei Monate zum Monatsende. Für die Anzeige von

	 1.	� Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft unabhängig von der Stufe und
	 2.	� Einkünften im Sinne des § 4c Absatz 2 Satz 4, die jeweils die Stufe 4 nicht 

übersteigen,
	 gilt die Frist des Satzes 1.
(3)	 �Für die Mitteilung anzeigepflichtiger Einkünfte beziehungsweise Spenden, 

die nicht kalenderjährig anzugeben sind, ist der späteste Zeitpunkt für den 
Fristbeginn der Tag des Zuflusses.

§ 4e  
Verfahren bei Verstößen, Ordnungsgeld
(1)	 �Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Mitglied des Landtages gegen § 4a 

Absatz 2, 3 oder 4, § 4b oder § 4d verstoßen hat, hat die Präsidentin oder der 
Präsident den Sachverhalt aufzuklären und das betreffende Mitglied des 
Landtages anzuhören. Die Präsidentin oder der Präsident kann die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden der Fraktion, der das betreffende Mitglied des Land-
tages angehört, um Stellungnahme bitten.

(2)	 �Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten, 
dass ein Verstoß nach Absatz 1 nicht vorliegt, wird das Verfahren eingestellt 
und das betreffende Mitglied des Landtages informiert.

(3)	 �Liegt nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten ein Ver-
stoß nach Absatz 1 in einem minder schweren Fall oder verursacht durch 
leichte Fahrlässigkeit vor (zum Beispiel bei Überschreitung von Anzeige
fristen), wird das betreffende Mitglied ermahnt.

(4)	 �Ergibt sich nach der Überzeugung der Präsidentin oder des Präsidenten, 
dass ein Verstoß nach Absatz 1, aber nicht nach Absatz 3, vorliegt, teilt sie 
oder er das Ergebnis der Überprüfung dem Präsidium mit. Das Präsidium 
stellt nach erneuter Anhörung des betreffenden Mitglieds fest, ob ein  
Verstoß im Sinne des Absatzes 1 vorliegt. Im Falle eines Verstoßes kann  
das Präsidium ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Grund-
entschädigung nach § 5 festsetzen. Die Höhe des Ordnungsgeldes bemisst 
sich nach der Schwere des Einzelfalls und nach dem Grad des Verschuldens. 
Die Präsidentin oder der Präsident macht das Ordnungsgeld durch Verwal-
tungsakt geltend. § 25 bleibt unberührt.

(5)	 �Nach § 4a Absatz 2 unzulässige Zuwendungen oder Vermögensvorteile oder 
ihre Gegenwerte sind dem Staatshaushalt zuzuführen. Die Präsidentin oder 
der Präsident macht den Anspruch durch Verwaltungsakt geltend, soweit der 
Erhalt der Zuwendung oder des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre 
zurückliegt.
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Zweiter Teil –  
Entschädigung der Abgeordneten und Versorgung 

1. Abschnitt – Leistungen an Abgeordnete 

§ 5  
Grundentschädigung 
(1)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält eine monatliche Abgeordnetenentschä-

digung. Die Abgeordnetenentschädigung beträgt 5 943,50 Euro. Ab dem  
1. April 2022 orientiert sich die Abgeordnetenentschädigung an dem Grund-
gehaltssatz einer Richterin oder eines Richters im Freistaat Sachsen (Besol-
dungsgruppe R 2 Stufe 6) und entspricht der Höhe nach den zum 1. Januar 2021 
geltenden Grundgehaltssätzen der Besoldungsgruppe R 2 Stufe 6 gemäß der 
Anlage 5 des Sächsischen Besoldungsgesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970, 1005), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 662) geändert worden ist.

(2)	 �Die Grundentschädigung für die Präsidentin oder den Präsidenten und je 
Fraktion eine Fraktionsvorsitzende oder einen Fraktionsvorsitzenden beträgt 
das Zweifache, für stellvertretende Präsidentinnen und Präsidenten das Ein-
einhalbfache der Grundentschädigung nach Absatz 1. Hat eine Fraktion zwei 
Fraktionsvorsitzende, so beträgt deren Grundentschädigung das Eineinhalb-
fache der Grundentschädigung nach Absatz 1.

(3)	 �Die Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2 werden zum 1. April 2023, 
1. April 2024 und 1. April 2025 angepasst. Maßstab für die Anpassung ist die 
Entwicklung des vom Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen  
ermittelten Nominallohnindex für den Freistaat Sachsen, die jeweils im ab-
gelaufenen Kalenderjahr gegenüber dem vorangegangenen Jahr eingetreten 
ist. Dieser Wert wird vom Statistischen Landesamt des Freistaates Sachsen 
der Präsidentin oder dem Präsidenten jährlich bis zum 15. März mitgeteilt. 
Der neue Betrag der Entschädigung wird im Sächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt veröffentlicht.

(4)	 �Der Auszahlungsbetrag der Entschädigung nach den Absätzen 1 und 2  
vermindert sich in Ansehung der zu den Kosten in Pflegefällen nach § 21 
gewährten Zuschüsse um 0,5 vom Hundert.

(5)	 �Der Landtag beschließt innerhalb der ersten neun Monate nach der konstituie-
renden Sitzung über die Anpassung der Entschädigung nach den Absätzen 1 
und 2 mit Wirkung für die gesamte Wahlperiode. Die Präsidentin oder der 
Präsident leitet den Fraktionen einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zu.

§ 6  
Aufwandsentschädigung 
(1)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält zur Abgeltung seiner durch das Mandat 

veranlassten Aufwendungen eine Aufwandsentschädigung, die Geld- und 
Sachleistungen umfasst. 

(2)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält eine steuerfreie monatliche Kostenpauschale 
für die Betreuung und die Fahrten innerhalb des Wahlkreises, einschließlich 
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Bürokosten, Porto und Telefon, sowie sonstige Auslagen, die sich aus der 
Stellung einer oder eines Abgeordneten ergeben, und für Mehraufwendungen 
am Sitz des Landtages sowie für Fahrten zwischen Wohnung und Sitz des 
Landtages und zwischen Wohnung und auswärtigen Sitzungsorten ein-
schließlich damit verbundener Übernachtungen an den Sitzungsorten. Über 
Ausnahmen entscheidet das Präsidium. §§ 10 und 11 bleiben unberührt. Die 
Pauschale beträgt beim Hauptwohnsitz am Sitz des Landtages 3 357,24 Euro 
und bei einer Entfernung der Hauptwohnung (außerhalb Dresdens) vom Sitz 
des Landtages 

	 bis 50 km	 3 898,05 Euro,
	 über 50 km bis 100 km	 4 143,27 Euro,
	 über 100 km	 4 389,59 Euro.
	� Als Entfernung gilt die von den Mitgliedern des Landtages gegenüber der 

Landtagsverwaltung angezeigte Fahrtstrecke. In Zweifelsfällen entscheidet 
die Präsidentin oder der Präsident. Die Kostenpauschale wird jährlich zum  
1. April an die Entwicklung des Verbraucherpreisindexes im Freistaat Sachsen 
angepasst, die jeweils im abgelaufenen Kalenderjahr gegenüber dem voran-
gegangenen Kalenderjahr eingetreten ist. Die prozentuale Änderungsrate 
des nach Satz 7 ermittelten Indexes teilt das Statistische Landesamt des 
Freistaates Sachsen der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Der neue  
Betrag der Kostenpauschale wird im Sächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt veröffentlicht. Die Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission, 
der G 10-Kommission, des Parlamentarischen Kontrollgremiums, des Bewer-
tungsausschusses, des Wahlprüfungsausschusses, einer Enquete-Kommission 
und eines Untersuchungsausschusses erhalten für jede Sitzungsteilnahme 
eine zusätzliche Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale, die jeweiligen Vor
sitzenden, mit Ausnahme derjenigen oder desjenigen eines Untersuchungs-
ausschusses, in zweifacher Höhe. Für die Mitglieder des Präsidiums des 
Landtages gilt Satz 10 entsprechend, soweit diese nicht eine Amtsaufwands-
entschädigung nach Absatz 6 Satz 1 erhalten. Die nach Satz 10 gewährte 
Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale beträgt beim Hauptwohnsitz am Sitz 
des Landtages 59 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung (außerhalb 
Dresdens) vom Sitz des Landtages 

	 bis 50 km	 69,61 Euro,
	 über 50 km bis 100 km	 85,66 Euro,
	 über 100 km	 101,74 Euro.
	� Einem Mitglied des Landtages, dem ein Dienstwagen zur ausschließlichen 

Verfügung steht, wird die Kostenpauschale beim Hauptwohnsitz am Sitz des 
Landtages um 294,49 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung  
(außerhalb Dresdens) vom Sitz des Landtages

	 bis 50 km	 um 390,88 Euro,
	 über 50 km bis 100 km	 um 733,56 Euro,
	 über 100 km	 um 872,77 Euro
	� gekürzt. Unterhält ein Mitglied des Landtages eine Nebenwohnung am Sitz 

des Landtages, gilt Satz 13 mit der Maßgabe, dass keine Kürzung in Höhe der 
nachgewiesenen Bruttokaltmiete zuzüglich eines Nebenkostenansatzes in 
Höhe von 30 Prozent erfolgt. Der Betrag reduziert sich maximal um 10 Prozent 
des Höchstbetrages der Pauschale nach Satz 4, jedoch nicht über den  
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jeweiligen Abzugsbetrag nach Satz 13 hinaus. Für die Pauschalen nach den 
Sätzen 12 und 13 gelten die Sätze 7 bis 9 entsprechend.

(3)	 �Gewählte Bewerber, die an Sitzungen teilnehmen, die nach den Wahlen zum 
Landtag, aber vor der ersten Sitzung des Landtages in einer Wahlperiode, zur 
Konstituierung der Fraktionen, der Fraktionsarbeitskreise und ihrer sonsti-
gen satzungsmäßigen Organe oder zur Vorbereitung der ersten Sitzung des 
Landtages stattfinden, erhalten für die Fahrten zwischen ihrer Hauptwohnung 
und dem Sitz des Landtages auf Antrag die nachgewiesenen Übernachtungs-
kosten und Fahrtkosten nach § 11, soweit für den Monat der Sitzung kein 
Anspruch nach Absatz 2 in Verbindung mit § 26 Absatz 1 besteht. 

(4)	 �Mitglieder des Landtages erhalten für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern nach Maßgabe der Ausführungsbestimmungen, die vom 
Präsidium erlassen werden, die tatsächlichen monatlichen Aufwendungen 
bis zu einem Betrag, der dem Zweifachen eines monatlichen Bruttoentgelts 
einer oder eines Beschäftigten der Entgeltgruppe 11 des Tarifvertrages für 
den öffentlichen Dienst der Länder in der Stufe 3 in der jeweiligen Höhe ent-
spricht, erstattet; Nebenleistungen werden nach Maßgabe der Ausführungs-
bestimmungen nach Halbsatz 1 erstattet. Im zurückliegenden Zeitraum nicht 
ausgeschöpfte Mittel können innerhalb eines Kalenderjahres verwendet 
werden. Darüber hinaus können Mittel bis zur Höhe eines Zwölftels des sich 
nach Satz 1 ergebenden Jahresbetrages auf das Folgejahr übertragen werden. 
Ein Ersatz von Aufwendungen kommt nur in Betracht, wenn der Landtags
verwaltung zu Beginn des Beschäftigungsverhältnisses ein Führungszeugnis 
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters vorgelegt wird. Enthält das Führungs-
zeugnis einen Eintrag wegen einer vorsätzlichen Straftat, kann der Aufwen-
dungsersatz nach Abwägung aller Umstände ausgeschlossen werden, soweit 
im konkreten Einzelfall eine Gefährdung parlamentarischer Schutzgüter zu 
besorgen ist. Die Feststellungen hierüber trifft das Präsidium. Für bestehende 
Beschäftigungsverhältnisse gelten die Sätze 4 bis 6 entsprechend. Näheres 
regeln die Ausführungsbestimmungen nach Satz 1.

(5)	 �Zur Aufwandsentschädigung gehören auch die Benutzung der durch den 
Landtag zur Verfügung gestellten Informations- und Kommunikations
einrichtungen und im Landtag die Inanspruchnahme eines Arbeitsraumes 
und sonstiger Sachleistungen in Ausübung des Mandats. Ebenfalls zur Auf-
wandsentschädigung gehört die Benutzung von Verkehrsmitteln gemäß § 10.

(6)	 �Eine steuerfreie monatliche Amtsaufwandsentschädigung erhalten die  
Präsidentin oder der Präsident und die Fraktionsvorsitzenden in Höhe von  
15 Prozent sowie die stellvertretenden Präsidentinnen und Präsidenten und 
die Vorsitzenden von Ausschüssen und Enquete-Kommissionen mit Ausnahme 
derjenigen des Wahlprüfungsausschusses und des Bewertungsausschusses 
in Höhe von 13 Prozent der Kostenpauschale nach Absatz 2 Satz 4 und 7. 
Soweit ein Dienstwagen zur ausschließlichen Verfügung steht, wird abwei-
chend von Satz 1 die Amtsaufwandsentschädigung auf der Grundlage der 
Kostenpauschale mit Hauptwohnsitz am Sitz des Landtages bemessen.  
Wird die oder der Vorsitzende eines Ausschusses oder einer Enquete- 
Kommission in mehr als einer aufeinanderfolgenden Sitzung vertreten,  
erhält das die Stellvertretung wahrnehmende Mitglied des Landtages ab  
der zweiten Sitzung die steuerfreie Aufwandsentschädigung nach Satz 1. 
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Nimmt ein Mitglied des Landtages mehrere Funktionen nach Satz 1 wahr, so 
wird nur die höhere Amtsaufwandsentschädigung gewährt. Die Fraktionen 
können besondere Mehraufwandsentschädigungen für den Mehraufwand 
zur Wahrnehmung von wesentlichen Funktionen, insbesondere als stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende und Arbeitskreisvorsitzende, aus eigenen Mit-
teln in Höhe von 13 Prozent der Kostenpauschale nach Absatz 2 Satz 4 und 7 
gewähren. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Mehraufwandsent
schädigungen nach den Sätzen 5 und 6 können nicht neben einer Mehr
aufwandsentschädigung für Ausschussvorsitzende gewährt werden.

(6a)	�Die Fraktionen im Landtag können in eigener Verantwortung den Parlamen-
tarischen Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern eine steuerpflichtige 
monatliche besondere Aufwandsentschädigung in Höhe von bis zu 50 Prozent 
der Grundentschädigung nach § 5 Absatz 1 gewähren. 

(6b)	�Hat eine Fraktion zwei Fraktionsvorsitzende, so beträgt deren Amtsaufwands-
entschädigung jeweils die Hälfte des Betrages nach Absatz 6 Satz 1.

(7)	 �Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag im Sinne von § 1 erhalten die 
Mitglieder des Landtages ab der 7. Wahlperiode einen einmaligen Zuschuss 
zur Einrichtung, Renovierung und Instandsetzung eines Abgeordnetenbüros 
sowie für präventive Maßnahmen zu dessen Schutz in Höhe von 9 000 Euro 
auf Nachweis. Der Zuschuss wird zu Beginn einer Wahlperiode an die  
Entwicklung des Verbraucherpreisindexes im Freistaat Sachsen angepasst, 
die jeweils in der vergangenen Wahlperiode eingetreten ist. Die prozentuale 
Änderungsrate des ermittelnden Indexes teilt das Statistische Landesamt 
des Freistaates Sachsen der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Der neue 
Betrag wird im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt mit Wirkung für 
die gesamte Wahlperiode veröffentlicht.

§ 7  
Wegfall des Anspruchs auf Aufwandsentschädigung 
Ein Mitglied des Landtages, das im letzten Vierteljahr der Wahlperiode in den 
Landtag eintritt, hat keinen Anspruch auf Leistungen nach § 6 Abs. 2 und 7, wenn 
der Landtag seine Tätigkeit bereits abgeschlossen hat.

§ 8  
Kürzung der Kostenpauschale 
(1)	 �Der vom Präsidium festgestellte Sitzungsplan bildet die Grundlage für die 

Anwesenheitspflicht der Mitglieder des Landtages. Während aller Sitzungen 
des Landtages, seiner Ausschüsse und Gremien sowie der Fraktionen,  
Fraktionsarbeitskreise und sonstigen satzungsmäßigen Organe der Fraktionen, 
die im Rahmen des Sitzungsplanes liegen oder besonders zugelassen werden, 
werden Anwesenheitslisten ausgelegt. Trägt sich ein Mitglied des Landtages 
nicht in die Anwesenheitslisten ein, werden ihm beim Hauptwohnsitz am 
Sitz des Landtages 59 Euro und bei einer Entfernung der Hauptwohnung  
(außerhalb Dresdens) vom Sitz des Landtages 

	 bis 50 km	 69,61 Euro,
	 über 50 km bis 100 km	 85,66 Euro,
	 über 100 km	 101,74 Euro
	� von der Kostenpauschale nach § 6 Absatz 2 einbehalten; dies gilt nicht für 
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Sitzungen im Sinne des § 6 Absatz 2 Satz 10 und 11. § 6 Absatz 2 Satz 5 bis 
9 gilt entsprechend. Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, so erfolgt 
der Einbehalt nur einmal. Der einzubehaltende Betrag erhöht sich jeweils um 
45 Euro, wenn ein Mitglied des Landtages an einem Plenarsitzungstag sich 
nicht in die Anwesenheitsliste eingetragen hat. Die Eintragung in die Anwesen-
heitsliste des Plenums wird ersetzt durch das Amtieren als Präsidentin oder 
Präsident sowie als Schriftführerin oder Schriftführer, durch protokollierte 
Wortmeldung in einer Sitzung des Landtages, durch Teilnahme an einer  
namentlichen Abstimmung oder einer Wahl mit Namensaufruf, durch Eintra-
gung in die Anwesenheitsliste eines Ausschusses oder des Präsidiums, 
durch eine Dienstreisegenehmigung nach § 11 für den Sitzungstag oder 
durch die Teilnahme an einer Veranstaltung im Auftrag des Landtages. Satz 7 
gilt für Sitzungen der Ausschüsse und Fraktionen entsprechend. Finden an 
einem Tag mehrere Sitzungen statt, ist ausreichend, wenn sich die oder der 
Abgeordnete in einer Anwesenheitsliste eingetragen hat.

(2)	� Einem Mitglied des Landtages, das nicht an allen namentlichen Abstimmungen 
oder Wahlen mit Namensaufruf eines Tages teilnimmt, werden 30 EUR von 
der Kostenpauschale nach § 6 Abs. 2 einbehalten, sofern nicht bereits ein 
Abzug nach Absatz 1 erfolgt. Die Teilnahme wird ersetzt durch eine Dienst
reisegenehmigung nach § 11 für den Abstimmungszeitraum oder durch die 
Teilnahme an einer Veranstaltung außerhalb des Landtages im Auftrag des 
Landtages in diesem Zeitraum.

(3)	� Der Abzug nach Absatz 1 wird auch vorgenommen, wenn sich ein stellvertre-
tendes Mitglied eines Ausschusses oder eines Gremiums des Landtages, 
das für eine Sitzung von seiner Fraktion zur Stellvertretung herangezogen 
wurde, nicht in die Anwesenheitslisten einträgt. Ein Mitglied des Landtages, 
das als stellvertretendes Mitglied eines Ausschusses oder eines Gremiums 
ein Mitglied in einer Sitzung nach Absatz 1 Satz 2 vertritt, erhält für jede  
Sitzung eine zusätzliche Tagegeld- und Fahrtkostenpauschale, deren Höhe 
sich nach Absatz 1 Satz 3 und 4 bemisst, sofern es von seiner Fraktion zur 
Stellvertretung herangezogen wurde und für das stellvertretende Mitglied an 
diesem Tag keine sonstige Anwesenheitspflicht im Landtag bestand.

(4)	� Ein Abzug nach Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 1 erfolgt nicht
	 1.	� bei Krankheit unter Vorlage einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbeschei-

nigung,
	 2.	� im Fall einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge 

oder Rehabilitation,
	 3.	� bei Krankheit eines Kindes, wenn die Beaufsichtigung, Betreuung oder 

Pflege nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, eine andere im Haushalt 
lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen oder pflegen 
kann und das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder  
behindert und auf Hilfe angewiesen ist,

	 4.	� in der gesetzlichen Mutterschutzfrist beziehungsweise in angezeigter  
Elternzeit.

	� Die Präsidentin oder der Präsident kann weitere Ausnahmen zulassen.
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§ 9  
(aufgehoben)

§ 10  
Freifahrtberechtigung
Ein Mitglied des Landtages hat das Recht auf freie Benutzung aller Verkehrsmittel 
der Eisenbahn innerhalb des Freistaates Sachsen, auf Antrag erweitert um die 
Strecke nach Berlin.

§ 11  
Dienstreisekosten 
(1)	 �Ein Mitglied des Landtages erhält Reisekostenvergütung nach dem Sächsi-

schen Reisekostengesetz vom 12. Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866, 
876), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
für Dienstreisen

	 1.	� für den Landtag oder für einen Ausschuss, die vor Antritt der Dienstreise 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten genehmigt worden sind,

	 2.	� anlässlich von mehrtägigen Sitzungen im Sinne des § 8 Absatz 1 Satz 2 
an den Sitzen des Deutschen Bundestages, des Europäischen Parlaments, 
der Europäischen Kommission und sonstigen Organen der Europäischen 
Union sowie an einem Standort einer Einrichtung der vorbenannten  
Organe innerhalb Europas, den Sitzen der deutschen Landesparlamente 
und an den Standorten der Verbindungsbüros und Vertretungen des  
Freistaates Sachsen,

	 3.	� anlässlich von Fraktionssitzungen außerhalb des Sitzungsortes Dresden,
	 4.	� anlässlich von Sitzungen des Landtages außerhalb der Plenarwochen,
	 5.	� anlässlich von Sitzungen der ständigen Ausschüsse, die zusätzlich zu den 

im Sitzungskalender aufgeführten Sitzungen stattfinden. 
	� Die Reisekostenvergütung für die Teilnahme an Sitzungen am Sitz des Land-

tages erhalten die Mitglieder des Landtages nicht, wenn für sie an diesem 
Tag eine anderweitige Anwesenheitspflicht in einer Sitzung nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 besteht. Für Dienstreisen im Auftrag einer Fraktion oder ihrer Gremien, 
die vor Antritt der Reise durch eine Fraktionsvorsitzende beziehungsweise 
einen Fraktionsvorsitzenden oder eine dafür Beauftragte beziehungsweise 
einen dafür Beauftragten genehmigt worden sind, gilt Satz 1 entsprechend; 
die Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. Die Dienstreisekosten nach Satz 3 
sind aus Mitteln der Fraktionen aufzubringen.

(2)	� Weist ein Mitglied anlässlich einer Reise im Sinne des Absatzes 1 einen Auf-
wand nach, der aus dem Übernachtungsgeld nicht gedeckt werden kann, 
wird der Mehrbetrag im Rahmen der Angemessenheit erstattet. Hierzu er-
lässt die Präsidentin oder der Präsident im Benehmen mit dem Präsidium 
nähere Bestimmungen.

(3)	 �Wird bei Reisen nach Absatz 1 der eigene Kraftwagen benutzt, werden 0,30 EUR 
je tatsächlich gefahrenen Kilometer ersetzt. § 6 Abs. 2 und § 10 bleiben un-
berührt.

(4)	� Die Tagegelder sind bei Reisen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Kostenpauschale nach § 6 Abs. 2 abgegolten.
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(5)	� Beruft die Präsidentin oder der Präsident oder ein Ausschussvorsitzender 
mit Genehmigung der Präsidentin oder des Präsidenten eine im Sitzungs-
plan nicht vorgesehene Sitzung ein, sind den teilnehmenden Mitgliedern die 
notwendigen Fahrtkosten zu erstatten, sofern sie einen Aufenthalt außer-
halb des Freistaates Sachsen zur Teilnahme an der Sitzung unterbrechen.

§ 11a  
Mitglieder des Landtages mit Behinderungen 
Für Mitglieder des Landtages, die aufgrund ihrer Behinderung nur unter  
erschwerten Bedingungen ihr Mandat wahrnehmen können, trifft die Präsidentin 
oder der Präsident in Abstimmung mit dem Präsidium besondere Regelungen.

2. Abschnitt – Leistungen nach Ausscheiden  
aus dem Landtag 

§ 12  
Übergangsgeld 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages erhält nach seinem Ausscheiden aus dem Land-

tag Übergangsgeld zur Abdeckung fortlaufender mandatsbedingter Kosten 
und zur Unterstützung der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit. Das 
Übergangsgeld wird monatlich in Höhe der Grundentschädigung nach § 5 
Abs. 1 für jedes Jahr der Mitgliedschaft einen Monat geleistet, höchstens  
jedoch für 18 Monate. Zeiten einer früheren Mitgliedschaft im Landtag, für 
die bereits Übergangsgeld gezahlt worden ist, bleiben unberücksichtigt. 
Eine Mitgliedschaft im Landtag von mehr als einem halben Jahr gilt bei der 
Berechnung nach Satz 2 als volles Jahr.

(1a)	�Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise der überlebende Partner sowie die 
Kinder eines Mitgliedes des Landtages erhalten im Falle des Todes des Mit-
gliedes des Landtages ungeachtet der Dauer der Mitgliedschaft Übergangs-
geld in Höhe von 50 Prozent der Grundentschädigung für die Dauer von zwei 
Monaten, um fortlaufende mandatsbedingte Kosten abzudecken. Soweit 
weitere mandatsbedingte Kosten anfallen, können diese gegen Nachweis er-
setzt werden. An wen die Zahlungen zu leisten sind, bestimmt die Präsidentin 
oder der Präsident; sind mehrere Berechtigte vorhanden, ist das Übergangs-
geld in der Regel in der Reihenfolge der Aufzählung in Satz 1 zu gewähren.

(2)	� Ab dem ersten Monat nach dem Ausscheiden aus dem Landtag werden alle 
Erwerbs- und Versorgungseinkünfte bis zu einer Höhe von 50 Prozent auf das 
Übergangsgeld nach Absatz 1 angerechnet; ab dem dritten Monat werden 
sie in voller Höhe angerechnet. Entsprechend angerechnet werden auch das 
Übergangsgeld und die Altersentschädigung, die die oder der Berechtigte als 
ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundes-
tages oder der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes erhält. 
Nicht zu den Erwerbs- und Versorgungseinkünften zählen Einkünfte aus  
Kapitalvermögen, aus privatrechtlichen Lebensversicherungs- oder Renten-
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verträgen, aus Vermietung und Verpachtung, Aufwandsentschädigungen, 
soweit sie Aufwendungen abgelten, die einkommensteuerrechtlich als  
Werbungskosten zu berücksichtigen wären, sowie aus ehrenamtlicher Tätig-
keit, soweit für sie steuerliche Freibeträge gelten. Einkünfte

	 1.	� aus ehrenamtlichen Tätigkeiten im Sinne von § 155a des Sächsischen 
Beamtengesetzes vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 971), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Februar 2021 (SächsGVBl. 
S. 318) geändert worden ist,

	 2.	� aus ehrenamtlichen Tätigkeiten im Sinne von § 21 Absatz 2 der Sächsischen 
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 
(SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezem-
ber 2020 (SächsGVBl. S. 722) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, sowie § 19 Absatz 2 der Sächsischen Landkreisordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 99), 
die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Dezember 2020 (SächsGVBl.  
S. 722) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

	 3.	� aus einer Mitgliedschaft in einem Gesellschaftsorgan gemäß § 98 Absatz 1 
oder 2 der Sächsischen Gemeindeordnung oder § 63 der Sächsischen 
Landkreisordnung in Verbindung mit § 98 Absatz 1 oder 2 der Sächsi-
schen Gemeindeordnung oder in einem entsprechenden Organ

	� werden ab der konstituierenden Sitzung der 7. Wahlperiode nur mit dem  
Betrag angerechnet, der 25 Prozent des Übergangsgeldes nach Absatz 1 
Satz 2 übersteigt.

(3)	 �(aufgehoben)
(4)	 �Tritt ein ehemaliges Mitglied wieder in den Landtag ein, so ruht der Anspruch 

nach Absatz 1. Der Anspruch ruht auch, solange die oder der ehemalige  
Abgeordnete Entschädigung als Mitglied des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestages oder der gesetzgebenden Körperschaft eines ande-
ren Landes bezieht.

(5)	 �Stirbt ein ehemaliges Mitglied, so werden die Leistungen nach Absatz 1 an die 
überlebende Ehegattin beziehungsweise den überlebenden Ehegatten oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise oder den überlebenden Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft sowie die Kinder fortgesetzt oder 
ihnen belassen. Die Zahlung oder Belassung kann an jede Berechtigte oder 
jeden Berechtigten in voller Höhe mit befreiender Wirkung erfolgen.

(6)	� Absatz 1 gilt nicht, wenn das Mitglied die Mitgliedschaft im Landtag infolge 
richterlicher Entscheidung durch Wegfall seiner Wählbarkeit, der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter oder des Mandats verliert. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann die Zahlungen aussetzen, wenn ein Verfahren zu 
erwarten ist, das einen Verlust der Mitgliedschaft nach Satz 1 nach sich  
ziehen kann.

§ 13  
Altersvorsorge 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages erhält zur Finanzierung einer freiwilligen Versi-

cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer anderen eigenen 
Altersversorgung einen monatlichen Vorsorgebeitrag nach § 14a.
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(2)	� Anstelle einer Altersvorsorge nach Absatz 1 erhält ein Mitglied des Landtages 
nach seinem Ausscheiden auf Antrag eine Altersentschädigung nach § 14b 
sowie Leistungen nach den §§ 15 bis 19.

(3)	 �Der Antrag nach Absatz 2 ist innerhalb von vier Monaten nach Erwerb der 
Mitgliedschaft bei der Präsidentin oder bei dem Präsidenten zu stellen. Die 
Entscheidung ist für die Dauer der Wahlperiode unwiderruflich.

§ 14  
(aufgehoben)

§ 14a  
Vorsorgebeitrag 
(1)	� Der monatliche Vorsorgebeitrag nach § 13 Abs. 1 entspricht für jedes Mitglied 

des Landtages dem Höchstbeitrag für eine freiwillige Versicherung in der  
gesetzlichen allgemeinen Rentenversicherung.

(2)	 �Voraussetzung für die Zahlung ist, dass der Beitrag für die Altersversorgung 
der Mitglieder des Landtages und zur Unterstützung ihrer überlebenden Ehe-
gattinnen beziehungsweise Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerinnen 
beziehungsweise Lebenspartner und der Waisen durch eine Rente verwendet 
wird und ein Kapitalwahlrecht vollständig ausgeschlossen ist. Hierfür ist ein 
entsprechender Nachweis nach Maßgabe der Ausführungsbestimmungen, 
die vom Präsidium erlassen werden, zu erbringen.

(3)	 �An Mitglieder des Landtages, die die jeweilige Höchstversorgung nach § 13 
Abs. 2, §§ 14b, 40 oder 42 bereits erlangt haben, wird der Vorsorgebeitrag 
nach Absatz 1 nicht ausgezahlt.

(4)	 �Der Vorsorgebeitrag wird nicht an Mitglieder des Landtages ausgezahlt,  
solange sie Mitglieder der Staatsregierung sind. Die Zahlung entfällt vom auf 
die Ernennung folgenden Kalendermonat bis zu dem Kalendermonat, in dem 
das Mitglied des Landtages aus der Staatsregierung ausscheidet. Hat das 
Mitglied des Landtages bei seinem Ausscheiden hieraus noch kein Anwart-
schaftsrecht oder noch keinen Anspruch auf Ruhegehalt aus dem Amts
verhältnis erworben, erhält es die ihm nach den Absätzen 1 bis 3 zustehenden 
Vorsorgebeiträge für die Zeit als Mitglied der Staatsregierung nachgezahlt.

(5)	� Für die Mitglieder des Landtages, die keine Ansprüche nach den §§ 14b,  
16 und 19 erworben haben und sich für eine auf einem Vorsorgebeitrag nach 
§ 13 Abs. 1 beruhende Altersversorgung entschieden haben, gelten während 
ihrer Zugehörigkeit zum Landtag § 16 Abs. 1 und 3 sowie § 19 entsprechend. 
Diese Versorgungsleistungen werden auf der Grundlage der Altersentschädi-
gung nach § 14b Absatz 2 berechnet, wobei eine anrechenbare Mitglied-
schaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird. 

§ 14b  
Altersentschädigung 
(1)	 �Ein ehemaliges Mitglied des Landtages erhält eine Altersentschädigung 

nach § 13 Abs. 2, sobald es das 67. Lebensjahr vollendet und dem Landtag 
zehn Jahre angehört hat. § 12 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(2)	 �Die Altersentschädigung orientiert sich an dem Grundgehaltssatz einer  
Richterin beziehungsweise eines Richters im Freistaat Sachsen in der Besol-
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dungsgruppe R 2 Stufe 6 gemäß der Anlage 5 des Sächsischen Besoldungs-
gesetzes nach § 5 Absatz 1 bis 3. Der Steigerungssatz beträgt ab der 6. Wahl-
periode für jeden vollen Monat der Mitgliedschaft 0,3 Prozent bis zu einem 
Höchstsatz von 70 vom Hundert. Die Altersentschädigung vermindert sich 
um 0,3 vom Hundert für jeden vollen Monat der vorzeitigen Inanspruch
nahme, die über Absatz 1 hinausgeht. Die vorzeitige Inanspruchnahme nach 
Satz 3 ist zu beantragen. Bei der Bemessung der Höhe der Altersentschädi-
gung finden nur Zeiten der Mitgliedschaft Berücksichtigung, in denen kein 
Anspruch auf Vorsorgebeitrag nach § 13 Absatz 1, § 14a bestand.

(3)	� Beim Zusammentreffen von Ansprüchen aus einer auf dem Vorsorgebeitrag 
nach § 13 Abs. 1 beruhenden Altersversorgung und Ansprüchen aus § 13 
Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 darf der Betrag der Höchstversorgung nicht 
überschritten werden, den das Mitglied des Landtages bei ausschließlicher 
Anwendung von § 13 Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 erlangt hätte. Die Alters-
versorgungsansprüche aus § 13 Abs. 2, §§ 16, 19, 40 und 42 werden in Höhe 
des übersteigenden Betrages gekürzt. Rentenbeträge, die auf darüber hinaus-
gehenden eigenen Beitragsleistungen beruhen, bleiben unberücksichtigt.

§ 15  
Berücksichtigung von sonstigen Zeiten 
(1)	� Zeiten der Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundes-

tag, in der ehemaligen Volkskammer in der Zeit zwischen 18. März und  
2. Oktober 1990 und in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes sowie nach der Mitgliedschaft im Landtag abgeleistete Zeiten als  
direkt gewählte hauptamtliche Bürgermeisterin beziehungsweise haupt
amtlicher Bürgermeister oder Landrätin beziehungsweise Landrat einer  
kommunalen Gebietskörperschaft im Freistaat Sachsen gelten auf Antrag als 
Zeiten der Mitgliedschaft im Sinne des § 14b Absatz 1.

(2)	� Werden durch die Anrechnung von Zeiten im Sinne des Absatzes 1 die  
Voraussetzungen für einen Anspruch nach diesem Gesetz erfüllt, so wird Alters
entschädigung gezahlt. Die Höhe der Altersentschädigung bemisst sich für 
jedes Jahr der tatsächlichen Mitgliedschaft im Landtag nach § 14b Absatz 2.

§ 16  
Gesundheitsschäden 
(1)	 �Hat ein Mitglied des Landtages während seiner Zugehörigkeit zum Landtag 

ohne sein grobes Verschulden Gesundheitsschäden erlitten, die seine  
Arbeitskraft dauernd und so wesentlich beeinträchtigen, dass es sein Mandat 
und bei seinem Ausscheiden aus dem Landtag die bei seiner Wahl zum 
Landtag ausgeübte oder eine andere zumutbare Tätigkeit nicht mehr aus-
üben kann, so erhält es unabhängig von den in § 14b Abs. 1 vorgesehenen 
Voraussetzungen eine Altersentschädigung. Die Höhe der Altersentschädi-
gung bemisst sich nach § 14b Absatz 2 Satz 1 und 2, wobei mindestens eine 
anrechenbare Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird. 
Ist der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Ausübung oder infolge des 
Mandats eingetreten, so erhöht sich der Bemessungssatz nach Satz 2 um  
20 Prozent bis höchstens 70 Prozent.
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(2)	 �Erleidet ein ehemaliges Mitglied, das unabhängig vom Lebensalter die Vor-
aussetzung der Mitgliedschaftsdauer nach § 14b Absatz 1 erfüllt, Gesund-
heitsschäden im Sinne des Absatzes 1, so erhält es Altersentschädigung, 
deren Höhe sich nach § 14b Absatz 2 Satz 1 und 2 richtet.

(3)	� Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 werden nur auf Antrag und nach Ein-
holung eines amtsärztlichen oder polizeiärztlichen Gutachtens oder eines 
Gutachtens einer beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes oder in Aus-
nahmefällen einer nicht beamteten Fachärztin oder eines nicht beamteten 
Facharztes über den Gesundheitszustand gewährt. Für zurückliegende Zeiten 
werden Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 höchstens für drei Monate vor 
Antragstellung gewährt.

§ 17  
Versorgungsabfindung 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages, das bei seinem Ausscheiden weder eine Anwart-

schaft noch einen Anspruch auf Altersentschädigung nach den § 13 Abs. 2 
und § 16 erworben hat, erhält für die Zeit der Zugehörigkeit zum Landtag auf 
Antrag eine Versorgungsabfindung. Sie wird für jeden angefangenen Monat 
der Mitgliedschaft im Landtag gezahlt und beträgt 70 vom Hundert des für 
diesen Monat jeweils geltenden Höchstbeitrages zur Rentenversicherung der 
Angestellten.

(2)	� Die Möglichkeit der Nachentrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen Renten-
versicherung oder in einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung für die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag richtet sich nach § 23 Abs. 3, 
8 und 9 des Abgeordnetengesetzes des Bundes.

(3)	 �Anstelle der Versorgungsabfindung nach Absatz 1 wird die Zeit der Mitglied-
schaft im Landtag oder in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungs-
rechts der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter berück-
sichtigt.

(4)	 �Hat ein ausgeschiedenes Mitglied bis zu seinem Tod keinen Antrag auf  
Versorgungsabfindung gestellt, können seine überlebende Ehegattin bezie-
hungsweise sein überlebender Ehegatte oder die überlebende Partnerin  
beziehungsweise der überlebende Partner einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft oder, soweit solche nicht vorhanden sind, die leiblichen oder die als 
Kind angenommenen Kinder einen Antrag nach Absatz 1 stellen.

(5)	� Zeiten der Mitgliedschaft im Landtag oder diesen nach § 15 Absatz 1 gleich-
gestellte Zeiten, für die nach dieser Vorschrift Ansprüche bestehen und geltend 
gemacht wurden, bleiben bei der Anwendung des § 14 b außer Betracht.

§ 18  
(aufgehoben)

§ 19  
Hinterbliebenenversorgung
(1)	� Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 

die überlebende Partnerin beziehungsweise oder der überlebende Partner 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft eines Mitglieds des Landtages 
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oder ehemaligen Mitglieds des Landtages, das unabhängig vom Lebensalter 
die Voraussetzungen der Mitgliedschaftsdauer nach § 14b Absatz 1 erfüllte, 
erhält als Hinterbliebenenversorgung 55 Prozent der Altersentschädigung, 
deren Höhe sich nach § 14b Absatz 2 bemisst, wobei mindestens eine an
rechenbare Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird.

(2)	� Die überlebende Ehegattin beziehungsweise der überlebende Ehegatte oder 
die überlebende Partnerin beziehungsweise der überlebende Partner einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft eines Mitglieds, das die Voraussetzung 
des § 14b Abs. 1 nicht erfüllt, erhält eine Hinterbliebenenversorgung, deren 
Höhe sich nach Absatz 1 bemisst.

(3)	� Die Kinder eines Mitglieds oder ehemaligen Mitglieds erhalten unter den  
Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 Waisengeld. Es beträgt für die Voll
waise 20 und für die Halbwaise 12 Prozent der Altersentschädigung, deren 
Höhe sich nach § 14b Absatz 2 bemisst, wobei mindestens eine anrechenbare 
Mitgliedschaftsdauer von zehn Jahren zugrunde gelegt wird.

§ 19a  
(aufgehoben)

§ 20  
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 
Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind für die Versorgung  
die für die Landesbeamtinnen und Landesbeamten geltenden Vorschriften sinn-
gemäß anzuwenden.

3. Abschnitt – Zuschuss zu den Kosten in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen, Unterstützungen 

§ 21  
Zuschuss zu den Kosten bei Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen 
(1)	� Mitglieder des Landtages und Versorgungsempfangende nach diesem  

Gesetz erhalten einen Zuschuss zu den notwendigen Kosten in Krankheits-, 
Pflege-, Geburts- und Todesfällen in sinngemäßer Anwendung der Beihilfe-
vorschriften für Landesbeamtinnen und Landesbeamte, soweit sich ein  
Anspruch auf Beihilfe nicht aus anderen landesrechtlichen oder bundes-
rechtlichen Vorschriften ergibt. Versorgungsempfangende im Sinne dieser 
Vorschrift sind

	 1.	� ehemalige Mitglieder des Landtages
		  a)	� die eine auf dem Versorgungsbeitrag nach § 13 Absatz 1 beruhende 

Rente beziehen und die Voraussetzungen des § 14b Absatz 1 oder  
§ 16 Absatz 2 sinngemäß erfüllen,

		  b)	� die Altersentschädigung nach § 13 Absatz 2 oder § 16 beziehen oder
		  c)	� deren Anspruch auf Altersentschädigung deshalb ruht, weil sie Über-

gangsgeld beziehen,

141



	 2.	� Bezieherinnen oder Bezieher von Hinterbliebenenversorgung
	 	 a)	� nach § 13 Absatz 1, die die Voraussetzungen des § 19 sinngemäß 

erfüllen, oder
		  b)	� nach § 19.
(2)	� Der Zuschuss nach Absatz 1 wird unter den dort genannten Voraussetzungen 

auch für die Dauer des Anspruchs auf Übergangsgeld nach § 12 Abs. 1  
gewährt, mindestens jedoch für die Dauer von sechs Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem Landtag.

(3)	� Anstelle des Zuschusses nach den Absätzen 1 und 2 erhalten die Mitglieder 
des Landtages, Personen, die Übergangsgeld empfangen sowie die Versor-
gungsempfangenden einen Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeiträgen 
ohne die zu leistenden Zusatzbeiträge, soweit kein Anspruch auf Beihilfe 
oder Zuschuss von dritter Seite besteht. Besteht die Mitgliedschaft aus-
schließlich in einer gesetzlichen Krankenkasse gemäß § 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 15 
Absatz 30 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 822) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, ist als Zuschuss die Hälfte des aus  
eigenen Mitteln geleisteten Krankenversicherungsbeitrages zu zahlen. In allen 
übrigen Fällen entspricht der Zuschuss dem eigenen Beihilfebemessungs-
satz der oder des Anspruchsberechtigten, der sich nach Absatz 1 Satz 1  
ergeben würde. Der zu bezuschussende Beitrag entspricht höchstens dem 
nach § 257 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zu 
errechnenden durchschnittlichen Höchstbeitrag der gesetzlichen Kranken-
versicherung ohne Zusatzbeitrag.

(4)	� Der Anspruch auf den Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen nach 
Absatz 3 schließt den Anspruch auf den Zuschuss in Höhe der Hälfte des aus 
eigenen Mitteln geleisteten Pflegeversicherungsbeitrages ohne die zu leisten-
den Sonderbeiträge für die aktiven Abgeordneten und die Übergangsgeld
empfangenden ein, höchstens jedoch die Hälfte des Höchstbeitrages der 
sozialen Pflegeversicherung ohne deren Sonderbeiträge.

(5)	� Die Entscheidung darüber, ob das Mitglied des Landtages anstelle der Leis-
tungen nach den Absätzen 1 und 2 den Zuschuss nach Absatz 3 in Anspruch 
nehmen will, ist innerhalb von vier Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft 
der Präsidentin oder dem Präsidenten mitzuteilen; die Entscheidung ist für 
die Dauer der Wahlperiode unwiderruflich. Versorgungsempfangende nach  
§ 13 Abs. 1 haben die Entscheidung ab Gewährung der Rente zu treffen und 
den entsprechenden Zuschuss bei der Präsidentin oder dem Präsidenten zu 
beantragen; dieser wird rückwirkend höchstens für drei Monate ab Antrag-
stellung gewährt. Versorgungsempfangende nach § 13 Abs. 2 haben die  
Entscheidung innerhalb von vier Monaten nach Zustellung des Versorgungs-
bescheides der Präsidentin oder dem Präsidenten mitzuteilen. Die Entschei-
dung nach Satz 2 und 3 ist bindend. In besonderen Ausnahmefällen kann 
die Präsidentin oder der Präsident eine Ausnahme von den Regelungen des 
Satzes 1 Halbsatz 2 und des Satzes 4 zulassen.
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§ 22  
Unfallversicherung und Unterstützungen 
(1)	 �Die Mitglieder des Landtages werden von der Präsidentin oder dem Präsiden-

ten durch den Abschluss einer Gruppenunfallversicherung gegen die Folgen 
eines Unfalls in Ausübung oder infolge des Mandats versichert. Die Versiche-
rung umfasst Ansprüche der Abgeordneten gegen den Versicherer auf eine 
Invaliditätsentschädigung. Den Inhalt des Versicherungsvertrages bestimmt 
die Präsidentin oder der Präsident im Benehmen mit dem Präsidium.

(2)	 �Erleiden Abgeordnete in Ausübung ihres Mandates einen Unfall, so kann  
ihnen der daraus entstandene Schaden in entsprechender Anwendung des  
§ 81 des Sächsischen Beamtengesetzes (SächsBG) vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970, 971), in der jeweils geltenden Fassung, erstattet werden. 
Über die Ersatzleistung entscheidet die Präsidentin oder der Präsident.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident kann in besonderen wirtschaftlichen  
Notfällen einem Mitglied des Landtages einmalige Unterstützungen, einem 
ausgeschiedenen Mitglied und dessen Hinterbliebenen einmalige Unterstüt-
zungen und laufende Unterhaltszuschüsse gewähren. 

(4)	 �Einem Mitglied des Landtages kann in besonderen Ausnahmefällen für Auf-
wendungen zur Beseitigung von Schäden, die durch strafbare, im Zusammen-
hang mit dem Mandat stehende Handlungen, die sich gegen sein Abgeord-
netenbüro, seine Privatwohnung oder sein Kraftfahrzeug richten, auf Antrag 
eine finanzielle Unterstützungsleistung gewährt werden. Hat das Landes
kriminalamt Sachsen in einem derartigen Zusammenhang im Ergebnis einer 
im Einzelfall durchgeführten Gefährdungsbewertung eine Gefährdung mindes-
tens im Bereich des Wahrscheinlichen festgestellt, ohne dass eine konkrete 
Gefährdungseinstufung erfolgt ist, kann auf Antrag und gegen entsprechen-
den Nachweis für einen erhöhten Grundschutz ein Betrag bis zu 15 000 Euro 
gewährt werden. Voraussetzung hierfür ist eine vorherige polizeiliche  
baulich-technische Sicherheitsberatung mit diesbezüglichen Empfehlungen. 
Die Entscheidung hierüber trifft das Präsidium. Das Nähere regeln die vom 
Präsidium zu erlassenden Ausführungsbestimmungen.

4. Abschnitt – Anrechnung beim Zusammentreffen 
mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen
 
§ 23  
Anrechnung beim Zusammentreffen mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 
(1)	� Hat ein Mitglied des Landtages neben der Grundentschädigung nach § 5  

Anspruch auf Einkommen aus einem Amtsverhältnis, so wird die Grund
entschädigung um 50 vom Hundert gekürzt; der Kürzungsbetrag darf jedoch 
30 vom Hundert des Einkommens nicht übersteigen. Die Grundentschädi-
gung ruht, solange und soweit Entschädigung nach dem Abgeordneten
gesetz für das Europäische Parlament, des Bundes oder eines anderen Landes 
gezahlt wird.
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(2)	� Versorgungsansprüche aus einem Amtsverhältnis oder aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst und Ansprüche auf Altersgeld nach den Bestimmungen 
des Abschnitts 3 Unterabschnitt 1 des Sächsischen Beamtenversorgungs
gesetzes (SächsBeamtVG) vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 1045), 
in der jeweils geltenden Fassung, ruhen neben der Grundentschädigung nach 
§ 5 zu 50 vom Hundert, höchstens jedoch zu 75 vom Hundert der Grund
entschädigung nach § 5 Abs. 1. Die Grundentschädigung nach § 5 ruht um 
den Betrag, um welchen nach Satz 1 die Versorgungsbezüge ruhen würden, 
wenn neben dieser Entschädigung

	 1.	� Renten im Sinne des § 74 Abs. 1 Satz 2 SächsBeamtVG mit Ausnahme von 
Renten aus einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 
Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) – Gesetzliche 
Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 12 des  
Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836, 3849) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung; § 74 Abs. 3 und 4 SächsBeamtVG 
gilt entsprechend, 

	 2.	� Versorgungsbezüge oder dem Altersgeld entsprechende Leistungen aus 
einem Amtsverhältnis zum Bund oder zu einem anderen Land,

	 3.	� Versorgungsbezüge aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst im  
Bereich des Bundes oder eines anderen Landes oder

	 4.	�� Versorgungsbezüge aus einer Mitgliedschaft im Europäischen Parlament
	 gewährt werden.
(3)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben dem Einkommen 

aus einem Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst  
zu 50 vom Hundert des Betrages, um den sie und das Einkommen die Grund
entschädigung nach § 5 übersteigen.

(4)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben
	 1.	 �Versorgungsbezügen aus einem Amtsverhältnis,
	 2.	� Versorgungsbezügen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst,
	 3.	� Altersgeld nach den Bestimmungen des Abschnitts 3, Unterabschnitt 1 

SächsBeamtVG oder dem Altersgeld entsprechenden Leistungen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst im Bereich des Bundes oder eines 
anderen Landes und

	 4.	� Renten im Sinne des § 74 Abs. 1 Satz 2 SächsBeamtVG mit Ausnahme 
von Renten aus einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 
Abs. 2 SGB VI; § 74 Abs. 3 bis 5 und 9 SächsBeamtVG gilt entsprechend,

	� zu 50 vom Hundert des Betrages, um den sie und die in Nummern 1 bis 4 
genannten Leistungen die Grundentschädigung nach § 5 übersteigen.

(5)	� Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben dem Übergangs-
geld, das ein ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments bezieht,  
zu 50 vom Hundert des Betrages, um den sie und das Übergangsgeld die 
Grundentschädigung nach § 5 übersteigen.

(6)	� Die in § 29 des Abgeordnetengesetzes des Bundes enthaltenen zusätzlichen 
Regelungen gelten sinngemäß.
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5. Abschnitt – Gemeinsame Vorschriften 

§ 24  
(aufgehoben)

§ 25  
Verzicht, Übertragbarkeit, Nichtanrechenbarkeit 
(1)	 �Ein Verzicht auf die Grundentschädigung nach § 5 und auf die Aufwands

entschädigung nach § 6 ist unzulässig. Die Ansprüche aus § 6 sind nicht 
übertragbar. Die Ansprüche auf Grundentschädigung und auf Übergangs-
geld nach § 12 sind nur zur Hälfte übertragbar. Im Übrigen gelten die Vor-
schriften der §§ 850 ff. der Zivilprozessordnung.

(2)	� Die nach diesem Gesetz gewährten Leistungen bleiben unberücksichtigt,  
sofern und soweit die Leistungen einer betrieblichen Altersversorgung von 
anderen Einkommen abhängig sind.

§ 26  
Beginn und Ende der Ansprüche, Zahlungsvorschriften 
(1)	� Die Mitglieder des Landtages erhalten die Leistungen nach den §§ 5, 6, 13 

Abs. 1 und § 21 vom Ersten des Monats, in dem der Landtag zusammentritt, 
frühestens jedoch vom Ersten des Monats, in dem die Annahme der Wahl 
erfolgt.

(2)	� Ausscheidende Mitglieder erhalten die Leistungen nach den §§ 5, 13 Absatz 1 
und § 21 bis zum Ende des Monats, in dem die Mitgliedschaft endet, und die 
Aufwandsentschädigung nach § 6 bis zum Ende des darauf folgenden Monats. 
Absatz 3 bleibt unberührt.

(3)	� Die Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
werden ab dem Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag bis zum Ende des Monats 
ersetzt, in dem die Wahlperiode endet. Scheidet ein Mitglied des Landtages 
während der Wahlperiode aus, werden die Aufwendungen für die Beschäftigung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern längstens bis zum Ende des fünften 
Monats nach dem Monat des Ausscheidens ersetzt, soweit nicht das Arbeits-
verhältnis zu einem früheren Zeitpunkt beendet werden kann.

(4)	� Die Altersentschädigung wird vom Ersten des Monats, in welchem das an-
spruchsbegründete Ereignis eintritt, bis zum Ablauf des Monats gewährt,  
in dem die oder der Berechtigte stirbt. 

(5)	� Die Altersentschädigung ruht während der Zeit, für die Übergangsgeld bezo-
gen wird. Die Altersentschädigung ruht ferner bei einem späteren Wieder
eintritt in den Landtag für die Dauer der Mitgliedschaft.

(6)	� Die Grundentschädigung nach § 5, die Aufwandsentschädigung nach § 6 
und die Leistungen nach den §§ 12 bis 21 werden monatlich im Voraus ge-
zahlt. Ist nur ein Teil zu leisten, so wird für jeden Kalendertag ein Dreißigstel 
gezahlt.

(7)	 �Die Absätze 1 und 2 sind auf den Erwerb und den Verlust von Funktionen, für 
die Entschädigungen nach den §§ 5 oder 6 gezahlt werden, entsprechend 
anzuwenden.
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§ 27  
Aufrundung 
Die Leistungen des Zweiten und Dritten Abschnitts werden auf volle Euro aufge-
rundet. Dies gilt nicht für den Vorsorgebeitrag nach § 14a Abs. 1.

§ 27a  
Erlöschen und Entziehung von Versorgungsansprüchen 
(1)	� Der Anspruch auf Altersentschädigung nach diesem Gesetz erlischt, wenn 

das Mitglied oder das ehemalige Mitglied seine Mitgliedschaft im Landtag 
infolge richterlicher Entscheidung durch Wegfall seiner Wählbarkeit oder der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verliert oder verlieren würde.  
Für die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt § 17.

(2)	� Die als Mitglied des Landtages erworbenen Ansprüche auf Übergangsgeld, 
Altersentschädigung nach § 13 Abs. 2 und Versorgungsabfindung nach § 17 
können in einem Verfahren auf Aberkennung des Mandats durch Urteil des 
Verfassungsgerichtshofes ganz oder teilweise entzogen werden.

(3)	� Die Entziehung umfasst auch die Hinterbliebenenversorgung, soweit der  
Verfassungsgerichtshof nichts anderes bestimmt.
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Dritter Teil –  
Angehörige des öffentlichen Dienstes im Landtag 

§ 28
Die Rechtsstellung von Abgeordneten mit einem mit dem Mandat unvereinbaren 
Amt richtet sich nach §§ 29 bis 36, diejenige von Abgeordneten mit einem mit 
dem Mandat vereinbaren Amt nach §§ 37 bis 39.

1. Abschnitt – Abgeordnete mit einem  
mit dem Mandat unvereinbaren Amt 

§ 29  
Unvereinbare Ämter 
(1)	� Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen können nicht Abgeordnete sein, 

wenn sie
	 a)	� bei einer obersten, oberen oder mittleren Landesbehörde von der Amts-

bezeichnung Amtfrau oder Amtmann an aufwärts oder
	 b)	� als Staatsanwältin beziehungsweise Staatsanwalt oder Amtsanwältin 

beziehungsweise Amtsanwalt im Landesdienst
	� planmäßig angestellt sind. Für die Rechtsstellung der in Satz 1 genannten 

Personen gelten die §§ 30 bis 34.
(2)	� Für die in den Landtag gewählten Richterinnen und Richter gelten die §§ 30 

bis 32 und § 34 entsprechend.
(3)	� Absatz 1 Satz 1 gilt sinngemäß für Angestellte des öffentlichen Dienstes  

sowie für Angestellte, Geschäftsführende und Vorstandsmitglieder von juris-
tischen Personen oder sonstigen Organisationen des öffentlichen oder  
privaten Rechts, an denen der Freistaat Sachsen mit mehr als 50 Prozent 
beteiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht genügt.

(4)	� Hauptberufliche kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte können nicht 
Abgeordnete sein.

§ 30  
Ruhen der Rechte und Pflichten aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
(1)	� In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen scheiden 

mit der Annahme der Wahl aus ihrem Amt aus. Die Rechte und Pflichten aus 
dem Dienstverhältnis ruhen vom Tag der Annahme der Wahl für die Dauer der 
Mitgliedschaft mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des 
Verbots der Annahme von Belohnungen und Geschenken. Beamtinnen und 
Beamte haben das Recht, die bisherige Amts- und Dienstbezeichnung mit 
dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) zu führen. Bei unfallverletzten Beamtin-
nen und Beamten bleiben die Ansprüche auf das Heilverfahren und einen 
Unfallausgleich unberührt. Satz 2 gilt längstens bis zum Eintritt oder bis zur 
Versetzung in den Ruhestand.
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(2)	� Für in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen und Beamte gilt 
Absatz 1 längstens bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den dauernden 
Ruhestand sinngemäß.

(3)	� In den Landtag gewählten Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vor
bereitungsdienst ist auf Antrag Urlaub ohne Bezüge zu gewähren. Erfolgt 
nach Bestehen der Laufbahnprüfung die Ernennung zur Beamtin oder zum 
Beamten auf Probe, ruhen die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
nach Absatz 1 von dem Tag an, mit dem die Ernennung wirksam wird.

§ 31  
Wiederverwendung nach Beendigung des Mandats 
(1)	� Nach der Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ruhen die in dem 

Dienstverhältnis einer Beamtin oder eines Beamten begründeten Rechte und 
Pflichten für längstens weitere sechs Monate. Beamtinnen und Beamte sind 
auf Antrag, der binnen drei Monaten nach Beendigung der Mitgliedschaft zu 
stellen ist, spätestens drei Monate nach der Antragstellung wieder in das 
frühere Dienstverhältnis zurückzuführen. Das zu übertragende Amt muss 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehören wie das zuletzt  
bekleidete Amt und mit mindestens demselben Endgrundgehalt ausgestattet 
sein. Vom Tag der Antragstellung an erhält sie oder er die Dienstbezüge des 
zuletzt bekleideten Amtes.

(2)	� Stellt die Beamtin oder der Beamte nicht binnen drei Monaten seit der Beendi-
gung der Mitgliedschaft im Landtag einen Antrag nach Absatz 1, so ruhen die 
in dem Dienstverhältnis begründeten Rechte und Pflichten (§ 30 Abs. 1) weiter 
bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den Ruhestand. Die oberste 
Dienstbehörde kann die Beamtin oder den Beamten jedoch, wenn sie oder 
er weder dem Landtag mindestens zwei Wahlperioden lang angehört noch 
bei Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag das 55. Lebensjahr vollendet 
hat, unter Übertragung eines Amtes im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 wieder in 
das frühere Dienstverhältnis zurückführen; wird die Rückführung abgelehnt 
oder ihr nicht gefolgt, ist die Beamtin oder der Beamte entlassen. Satz 2 ist 
nicht anzuwenden, wenn die Beamtin oder der Beamte während der Dauer 
ihrer beziehungsweise seiner Mitgliedschaft im Landtag Mitglied der Staats-
regierung gewesen ist.

§ 32  
Dienstzeiten im öffentlichen Dienst 
(1)	� Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt unbeschadet der Regelung des  

§ 17 Abs. 3 nicht als Dienstzeit im Sinne des Versorgungsrechts. Das Gleiche 
gilt für die Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag, wenn die 
Beamtin oder der Beamte nicht nach § 31 in das frühere Dienstverhältnis 
zurückgeführt wird. Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn ein Antrag nach § 31 
Abs. 1 Satz 2 gestellt wird.

(2)	 �Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitglied-
schaft auf laufbahnrechtliche Dienstzeiten, mit Ausnahme der Probezeit, 
anzurechnen.
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§ 33  
Entlassung 
Beamtinnen oder Beamte, die in ein mit dem Mandat unvereinbares Amt berufen 
werden, sind zu entlassen, wenn sie zur Zeit der Ernennung Mitglied des Land
tages waren und nicht innerhalb der von der obersten Dienstbehörde zu bestim-
menden angemessenen Frist ihr Mandat niederlegen.

§ 34  
Beförderungsverbot 
Legt eine Beamtin oder ein Beamter ihr beziehungsweise sein Mandat nieder 
und bewirbt sie beziehungsweise er sich zur gleichen Zeit erneut um einen Sitz 
im Landtag, in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Bundeslandes, 
im Deutschen Bundestag oder im Europäischen Parlament, so ist in der Zeit  
zwischen der Mandatsniederlegung und der Wahl die Übertragung eines anderen 
Amtes mit höherem Endgrundgehalt und die Übertragung eines anderen Amtes 
beim Wechsel der Laufbahngruppe nicht zulässig. Satz 1 gilt entsprechend für 
die Zeit zwischen dem Tage der Wahl und der Annahme des Mandats sowie für 
die Zeit zwischen zwei Wahlperioden.

§ 35  
Beamte auf Zeit 
(1)	 �Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis einer Beamtin oder eines 

Beamten auf Zeit ruhen längstens bis zum Ablauf der Amtszeit.
(2)	� Fällt bei einer Beamtin oder einem Beamten auf Zeit der Ablauf der Amtszeit 

auf einen Zeitpunkt nach dem Ausscheiden aus dem Landtag, so gilt die 
Amtszeit zu diesem Zeitpunkt insgesamt als abgeleistet. Kehrt die Beamtin 
oder der Beamte auf Zeit in der Zeit zwischen dem Ausscheiden aus dem 
Landtag und dem Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit in ein Beamtenverhältnis 
zurück, so kann die Dienstzeit nur einmal berücksichtigt werden.

(3)	� § 31 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte auf Zeit. 
(4)	� Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für in die gesetzgebende Körperschaft 

eines anderen Bundeslandes, den Deutschen Bundestag oder das Europäische 
Parlament gewählte Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit.

§ 36  
Angestellte des öffentlichen Dienstes und Bedienstete verwandter Einrichtungen, 
Bedienstete in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes 
(1)	� Die §§ 30 bis 35 gelten für die in § 29 Abs. 3 Genannten sinngemäß. Nach 

Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft auf 
Dienst- und Beschäftigungszeiten anzurechnen; im Rahmen einer bestehen-
den zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung gilt dies nur im  
Hinblick auf Vorschriften, die die Anwartschaft oder den Anspruch dem  
Grunde nach regeln.

(2)	� § 17 Abs. 3, §§ 30 bis 32, § 34 und § 35 Abs. 1 bis 3 gelten auch für Beam-
tinnen und Beamte, die der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes angehören, sofern das Amt kraft Gesetzes mit dem Mandat in dem 
anderen Land unvereinbar ist. § 17 Abs. 3, § 30 Abs. 1 sowie §§ 31, 32  
und 34 gelten auch für Richterinnen und Richter, die der gesetzgebenden 
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Körperschaft eines anderen Landes angehören, Absatz 1 Satz 2, § 17 Abs. 3 
sowie § 30 Abs. 1, §§ 31, 32, 34 und 35 Abs. 1 bis 3 gelten für die in § 29 
Abs. 3 Genannten sinngemäß, die der gesetzgebenden Körperschaft eines 
anderen Landes angehören, sofern das Beschäftigungsverhältnis kraft  
Gesetzes mit dem Mandat in dem anderen Land unvereinbar ist.

2. Abschnitt – Abgeordnete mit einem  
mit dem Mandat vereinbaren Amt 

§ 37  
Freistellung, Höchstbezüge 
(1)	� In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte, deren Rechte und Pflichten 

aus dem Dienstverhältnis nicht nach § 30 ruhen, ist zur Ausübung des Mandats 
auf Antrag

	 1.	 �die Arbeitszeit bis auf 30 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit zu ermäßigen 
oder

	 2.	� ein Urlaub ohne Besoldung zu gewähren.
	� Wird Beamtinnen oder Beamten nach Satz 1 Nummer 2 Urlaub ohne Besol-

dung gewährt, sind § 32 Absatz 1 und 2 sowie § 17 Absatz 3 sinngemäß  
anzuwenden.

(2)	 �In den Landtag gewählte Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 1 
erhalten höchstens 50 Prozent der von ihnen zu beanspruchenden Dienst
bezüge.

§ 38  
Ausscheiden aus dem Parlament 
Wird Beamtinnen beziehungsweise Beamten die Arbeitszeit nach § 37 Abs. 1  
Nr. 1 ermäßigt und haben sie bei ihrem Ausscheiden aus dem Landtag weder 
eine Anwartschaft noch einen Anspruch auf Altersentschädigung nach § 13 Abs. 2, 
§§ 14b bis 16 erworben, gilt § 17 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass die Dienstzeit in 
vollem Umfang ruhegehaltsfähig ist.

§ 39  
Angehörige des öffentlichen Dienstes und Bedienstete verwandter Einrichtungen, 
Bedienstete in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes 
(1)	� § 37 gilt sinngemäß für die anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

sowie die Bediensteten der juristischen Personen und Organisationen im 
Sinne des § 29 Abs. 3, deren Rechte und Pflichten nicht nach § 30 oder § 36 
Abs. 1 ruhen. Für die Nachentrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen  
Rentenversicherung oder zu einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung gilt § 17 Abs. 2 entsprechend.

(2)	� Die Rechtsstellung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes sowie der  
Bediensteten der juristischen Personen und Organisationen im Sinne des  
§ 29 Abs. 3, die der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes  
angehören und deren Rechte und Pflichten aus dem Dienst- oder Beschäfti-
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gungsverhältnis nicht ruhen, richtet sich nach den für vergleichbare Be-
dienstete dieses Landes geltenden Vorschriften. In Ermangelung solcher 
Vorschriften sind Absatz 1 Satz 2 sowie § 37 anzuwenden.
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Vierter Teil –  
Übergangsregelungen, In-Kraft-Treten 

§ 40  
Übergangsregelungen zum Zweiten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes 
(1)	� Die Leistungen nach Ausscheiden aus dem Landtag an die derzeitigen und 

künftigen ehemaligen Mitglieder des Landtages sowie deren Hinterbliebenen 
richten sich nach den Regelungen des Abgeordnetengesetzes in der bis zum 
In-Kraft-Treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes vom 9. September 2005 
(SächsGVBl. S. 262) geltenden Fassung mit Ausnahme des § 18, sofern die 
jeweils erforderlichen Mindestzeiträume bis zum Ende der 4. Wahlperiode 
des Sächsischen Landtages erfüllt sind. Für die Altersversorgung der Mit-
glieder des Landtages der 2. bis 4. Wahlperiode, bei denen dies nicht der Fall 
ist, gilt § 13 in der bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes vom 
9. September 2005 (SächsGVBl. S. 262) geltenden Fassung fort. Für An
sprüche nach Satz 2 betragen die Steigerungssätze für jedes Jahr der Mit-
gliedschaft bis zum Ende der 4. Wahlperiode 4,375 vom Hundert und in der 
5. Wahlperiode 3,5 vom Hundert. § 21 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden.

(2)	 �Ab der ersten nach dem In-Kraft-Treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes fol-
genden Anpassung der Grundentschädigung wird der der Berechnung der 
Altersentschädigung zugrunde liegende Bemessungssatz, sofern dieser  
größer als 70 vom Hundert ist, anlässlich jeder weiteren Erhöhung der Grund
entschädigung jeweils um 0,5 vom Hundert bis zum Erreichen von 70 vom 
Hundert gekürzt.

§ 41  
Übergangsregelungen zum Gesetz begleitender Regelungen zum Doppelhaushalt 
2015/2016 (Haushaltsbegleitgesetz 2015/2016 – HBG 2015/2016) 
(1)	 �§ 14b Absatz 2 gilt für die Mitglieder des Landtages, die in der 5. Wahlperiode 

erstmals dem Landtag angehörten, mit der Maßgabe, dass der Steigerungs-
satz für jedes Jahr der Mitgliedschaft in der 5. Wahlperiode 3,0 vom Hundert 
beträgt.

(2)	� Mitglieder des Landtages, für die in der 6. Wahlperiode Anspruch auf Vor
sorgebeitrag nach § 13 Absatz 1, § 14a besteht, erhalten auf Antrag eine Ver-
sorgung nach § 13 Absatz 2, §§ 14b bis 19. Der Antrag ist bis zum 31. Juli 2015 
beim Präsidenten zu stellen. Der Anspruch nach Satz 1 besteht ab dem Ersten 
des auf die Antragstellung folgenden Monats und kann gegen Erstattung  
bereits ausgezahlter Vorsorgebeiträge rückwirkend für den Zeitraum bis zum 
Beginn der 6. Wahlperiode geltend gemacht werden.
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§ 42  
Altersentschädigung in besonderen Fällen 
Ein Mitglied des Landtages, das vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in den Land-
tag gewählt worden ist oder in der bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes laufenden 
Wahlperiode in den Landtag eintritt, erhält nach seinem Ausscheiden eine  
Altersentschädigung, sobald es das 53. Lebensjahr vollendet und dem Landtag 
drei Jahre angehört hat. Die Altersentschädigung beträgt 25 vom Hundert der 
Grundentschädigung nach § 5 und erhöht sich für jedes weitere Jahr der Mitglied-
schaft im Landtag bis zum 13. Jahr um fünf vom Hundert. § 12 Abs. 1 Satz 4 und 
die §§ 15, 17, 23 und 27 finden entsprechende Anwendung. Die §§ 16 und 19 
gelten mit der Maßgabe, dass ab einer Mitgliedschaftsdauer im Landtag von fünf 
Jahren für die Bestimmung der Höhe der Altersentschädigung § 42 Satz 2 Anwen-
dung findet. § 40 findet Anwendung.

§ 43  
Anwendung der Beihilfevorschriften des Bundes 
Bis zum In-Kraft-Treten von Beihilfevorschriften für Landesbeamte werden die 
Beihilfevorschriften für Bundesbeamte sinngemäß angewendet.

§ 44  
Verschwiegenheitspflicht und Aussagegenehmigung
(1)	� Die Mitglieder des Landtages dürfen, auch nach Beendigung des Mandats, 

ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich Aussagen oder 
Erklärungen abgeben über Angelegenheiten, die auf Grund eines Gesetzes 
oder nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung des Sächsischen Land-
tages der Verschwiegenheitspflicht unterliegen.

(2)	� Die Genehmigung erteilt die Präsidentin oder der Präsident. Sind Stellen außer-
halb des Landtages an der Entstehung der geheim zu haltenden Angelegen-
heiten beteiligt gewesen, kann die Genehmigung nur im Einvernehmen mit 
ihnen erteilt werden.

(3)	� Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Aussage oder Erklärung 
dem Wohl des Freistaates Sachsen, des Bundes oder eines anderen Bundes-
landes Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren würde.

§ 44a  
(aufgehoben)

§ 45  
Übergangsregelungen zum Zwölften Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes 
(1)	� Für am 25. Januar 2008 bereits ausgeschiedene Mitglieder des Sächsischen 

Landtages wird, soweit für sie zu diesem Zeitpunkt bereits nach den §§ 40 
und 42 ein Anspruch auf Altersentschädigung besteht, die Zeit der Wahrneh-
mung der Ämter nach § 5 Abs. 3 bei der Berechnung der Altersentschädigung 
in dem Zeitraum vom Tage des Inkrafttretens des Elften Gesetzes zur Ände-
rung des Abgeordnetengesetzes vom 15. November 2007 (SächsGVBl. S. 518) 
bis einschließlich des auf den Tag der Verkündung des Zwölften Gesetzes zur 
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Änderung des Abgeordnetengesetzes folgenden Monats nach den Rege
lungen des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), zuletzt geändert durch das Elfte Gesetz zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes vom 15. November 2007 (SächsGVBl. 
S. 518), berechnet. 

(2)	 �Die Wahrnehmung der Ämter des Präsidenten und seiner Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter bis einschließlich der 4. Wahlperiode wird abweichend 
von § 14b bei der Berechnung der Altersentschädigung nach dem bis zum 
30. November 2007 geltenden Recht berücksichtigt.

§ 45a  
Übergangsregelungen zum Dreizehnten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes 
(1)	� Das Versorgungswerk der Mitglieder des Sächsischen Landtages, das auf-

grund des Elften Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vom  
15. November 2007 (SächsGVBl. S. 518) errichtet wurde, wird mit dem Tage 
des Inkrafttretens des Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Sächsischen Landtages vom 
14. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 334) aufgelöst. Der Freistaat Sachsen 
tritt zu diesem Zeitpunkt in die Rechte und Pflichten des Versorgungswerkes 
ein. Die Kosten der Abwicklung des Versorgungswerkes trägt der Freistaat 
Sachsen.

(2)	� Die Mitglieder des aufgelösten Versorgungswerkes erhalten rückwirkend ab 
dem Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag einen Vorsorgebeitrag nach § 13 
Abs. 1, § 14a. Mitgliedern, die sich für eine freiwillige Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung entscheiden, wird für den Zeitraum ab dem 
Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag bis zum 31. Dezember 2009 ein Betrag 
in Höhe des entsprechenden Höchstbeitrages für eine freiwillige Versicherung 
in der gesetzlichen allgemeinen Rentenversicherung ausgezahlt, soweit sie 
nicht eine Leistung nach Satz 1 erhalten.

(3)	 �Anstelle des Anspruchs nach Absatz 2 erhalten die Mitglieder des aufgelösten 
Versorgungswerkes sowie deren Hinterbliebene auf Antrag rückwirkend ab 
dem Beginn ihrer Mitgliedschaft im Landtag eine Versorgung nach den § 13 
Abs. 2, §§ 14b bis 19. Der Antrag ist bis zum 31. März 2011 beim Präsidenten 
zu stellen.

(4)	� Mitglieder des Landtages, die § 40 oder § 42 unterfallen und die jeweilige 
Höchstversorgung noch nicht erlangt haben, können anstelle einer Altersver-
sorgung nach § 40 oder § 42 eine solche nach § 13 Abs. 1, § 14a beantragen. 
Der Antrag ist bis zum 31. März 2011 beim Präsidenten zu stellen. Der An-
spruch auf Zahlung des Vorsorgebeitrags nach Maßgabe des § 14a besteht 
frühestens ab dem Ersten des Monats der Antragstellung.

(5)	� Beim Zusammentreffen von Ansprüchen auf Übergangsgeld nach § 40 und 
einer auf dem Vorsorgebeitrag nach § 13 Abs. 1 beruhenden Altersver
sorgung darf der Betrag des Übergangsgeldes nach § 12 Abs. 1 nicht über-
schritten werden. Das Übergangsgeld wird in Höhe des übersteigenden  
Betrages gekürzt. Rentenbeträge, die auf darüber hinausgehenden eigenen 
Beitragszahlungen beruhen, bleiben unberücksichtigt.
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§ 45b  
Übergangsregelung zum Fünfzehnten Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes
(1)	 �Für Mitglieder, die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Fünfzehnten  

Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vom 14. Juli 2021  
(SächsGVBl. S. 702) am 1. Juni 2021 dem Landtag angehört haben, ist § 14 b 
Absatz 1 Satz 2 des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekannt
machung vom 4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), das durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in 
seiner bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2)	 �Die Berechnung der Altersentschädigung nach § 14 b Absatz 2 in Verbindung 
mit § 5 Absatz 2 gilt für Mitglieder des Landtages ab Beginn der 7. Wahlperiode, 
wobei die Bemessung anteilig ab der 7. Wahlperiode erfolgt.

§ 46  
Erstattung von Beiträgen zur Rentenversicherung 
Einem Mitglied des Landtages werden für die Zeit vom 15. Oktober 1990 bis zum 
31. Dezember 1991 zu leistende Beiträge zur Rentenversicherung erstattet, sofern 
sie nicht ein neben dem Mandat bestehendes Arbeitsverhältnis betreffen.

§ 47  
In-Kraft-Treten

155



Anlage I

Name, Adresse, Geburtsdatum, Beschäftigung, Arbeitgeber
Persönliche Erklärung

1.	 Waren Sie offizieller oder inoffizieller Mitarbeiter 
	





a)	 des Ministeriums für Staatssicherheit 
b)	 des Amtes für Nationale Sicherheit?
Wenn ja: 
	�	 welcher Art war diese Tätigkeit (auch nebenamtlich)?
–	 von welcher Dauer war die Tätigkeit? 

2.	� Ich bin damit einverstanden, dass diese von mir abgegebene Erklärung zur 
Überprüfung der unter Ziffer 1 gemachten Angaben bei dem Sonderbeauf-
tragten der Bundesregierung für die personenbezogenen Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR verwendet wird. 

3.	� Anschriften der letzten 10 Jahre: 

Hiermit versichere ich, dass die Angaben wahrheitsgemäß und vollständig sind.

Ort, Datum  			 Unterschrift
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Gesetz über die Wahlen 
zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – 
SächsWahlG)

157



Gesetz über die Wahlen  
zum Sächsischen Landtag  
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 
Sächsisches Wahlgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom  
15. September 2003 (SächsGVBl. S. 525), das zuletzt durch Artikel 4  
des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 542) geändert worden ist

Erster Teil –  
Wahlsystem

§ 1  
Zusammensetzung des Sächsischen Landtages und Wahlrechtsgrundsätze 
(1)	� Sächsische Landtag (Landtag) besteht vorbehaltlich der sich aus diesem Ge-

setz ergebenden Abweichungen aus 120 Abgeordneten. Sie werden auf die 
Dauer von fünf Jahren in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei-
mer Wahl nach einem Verfahren gewählt, das die Persönlichkeitswahl mit 
den Grundsätzen der Verhältniswahl verbindet.

(2)	� Von den Abgeordneten werden 60 nach Kreiswahlvorschlägen in den Wahl-
kreisen und die übrigen nach Landeslisten gewählt. 

§ 2  
Einteilung des Wahlgebietes 
(1)	 �Die Einteilung des Freistaates Sachsen (Wahlgebiet) in Wahlkreise ergibt sich 

aus der Anlage zu diesem Gesetz. 
(2)	� Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, die Anlage zu diesem  

Gesetz erneut bekannt zu machen, wenn die Gebietsbeschreibung unrichtig 
geworden ist. 

(3)	� Jeder Wahlkreis wird für die Stimmabgabe in Wahlbezirke eingeteilt. 

§ 3  
Wahlkreiskommission und Wahlkreiseinteilung 
(1)	� Der Landtagspräsident ernennt eine ständige unabhängige Wahlkreiskom-

mission. Sie besteht aus dem Präsidenten des Statistischen Landesamtes, 
einem Richter des Sächsischen Oberverwaltungsgerichtes und drei weiteren 
Mitgliedern.

(2)	� Die Wahlkreiskommission hat die Aufgabe, über Änderungen der Bevölkerungs-
zahlen zu berichten und darzulegen, ob und welche Änderungen der Wahl-
kreiseinteilung sie im Hinblick darauf für erforderlich hält. Sie kann in ihrem 
Bericht auch aus anderen Gründen Änderungsvorschläge machen. Bei ihren 
Vorschlägen zur Wahlkreiseinteilung hat sie folgende Grundsätze zu beachten: 

	 1.	 �Die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises soll von der durchschnittlichen 
Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht um mehr als 15 Prozent abweichen; 

158



Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 

beträgt die Abweichung mehr als 25 Prozent, ist eine Neuabgrenzung vor-
zunehmen. 

	 2.	� Der Wahlkreis soll ein zusammenhängendes Gebiet bilden. 
	 3.	� Die Grenzen der Gemeinden, Verwaltungsverbände, Verwaltungsgemein-

schaften und Landkreise sollen nach Möglichkeit eingehalten werden. 
	� Bei Ermittlung der Bevölkerungszahlen bleiben Ausländer (§ 1 Abs. 2 des 

Ausländergesetzes) unberücksichtigt.
(3)	 �Der Bericht der Wahlkreiskommission ist dem Staatsministerium des Innern 

zur Mitte der Wahlperiode des Landtages zu erstatten. Das Staatsministerium 
des Innern leitet den Bericht unverzüglich dem Landtagspräsidenten zu und 
veröffentlicht ihn im Sächsischen Amtsblatt.

(4)	� Zur nötigen Neuabgrenzung der Wahlkreise hat die Staatsregierung dem 
Landtag rechtzeitig vor der nächsten Landtagswahl einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Anlage zum Landeswahlgesetz vorzulegen. 

§ 4  
Direkt- und Listenstimmen 
Jeder Wähler hat zwei Stimmen, eine Direktstimme für die Wahl eines Wahlkreis-
abgeordneten (Direktbewerbers) und eine Listenstimme für die Wahl einer Landes-
liste einer Partei. 

§ 5  
Wahl in den Wahlkreisen 
In jedem Wahlkreis wird ein Wahlkreisabgeordneter gewählt. Gewählt ist der  
Direktkandidat, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das vom Kreiswahlleiter zu ziehende Los.

§ 6  
Wahl nach Landeslisten 
(1)	� Bei Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien berücksich-

tigt, die mindestens fünf Prozent der abgegebenen gültigen Listenstimmen 
erhalten oder in mindestens zwei Wahlkreisen ein Direktmandat errungen 
haben. 

(2)	 �Von der Gesamtzahl der Abgeordneten (§ 1 Abs. 1) wird die Zahl jener erfolg-
reichen Wahlkreisbewerber (Direktkandidaten) abgezogen, die nicht von einer 
nach Absatz 1 zu berücksichtigenden Partei vorgeschlagen worden sind. 

(3)	� Die nach Absatz 2 verbleibenden Sitze werden auf die gemäß Absatz 1 berück-
sichtigungsfähigen Parteien nach dem d‘Hondtschen Höchstzahlverfahren 
verteilt: Es werden die für jede Landesliste einer Partei insgesamt abgege
benen Listenstimmen zusammengezählt und die Gesamtstimmenzahl einer 
jeden Landesliste nacheinander solange durch 1, 2, 3, 4 und so weiter geteilt, 
bis so viele Höchstzahlen ermittelt sind, als Sitze zu vergeben sind. Jeder 
Landesliste wird dabei der Reihe nach so oft ein Mandat angerechnet, als sie 
jeweils die höchste Teilungszahl aufweist. Ergeben sich für den letzten Sitz 
oder die letzten Sitze gleiche Höchstzahlen für eine größere Anzahl von  
Landeslisten, als Sitze zu vergeben sind, entscheidet das vom Landeswahl-
leiter zu ziehende Los.
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(4)	� Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 3 eine Landesliste, auf die 
mehr als die Hälfte der Gesamtzahl der Listenstimmen aller zu berücksichti-
genden Landeslisten entfallen ist, nicht mehr als die Hälfte der zu vergeben-
den Sitze, wird ihr von den nach Absatz 3 zu vergebenden Sitzen abweichend 
von Absatz 3 zunächst ein weiterer Sitz zugeteilt. Die restlichen Sitze werden 
dann nach Absatz 3 zugeteilt.

(5)	 �Von der für jede Landesliste so ermittelten Zahl der Sitze werden die von der 
Partei in den Wahlkreisen errungenen Direktmandate abgezogen. Die restli-
chen Sitze werden aus der Landesliste in der dort festgelegten Reihenfolge 
besetzt. Bewerber, die in einem Wahlkreis direkt gewählt sind, bleiben auf 
der Landesliste unberücksichtigt. Entfallen auf eine Landesliste mehr Sitze, 
als Bewerber benannt sind, so bleiben diese Sitze unbesetzt.

(6)	� In den Wahlkreisen errungene Direktmandate verbleiben einer Partei auch 
dann, wenn die Summe dieser Sitze die nach den Absätzen 3 und 4 ermittelte 
Zahl übersteigt (Überhangmandate). Die übrigen Landeslisten erhalten Aus-
gleichsmandate, wenn auf sie höhere Höchstzahlen entfallen als auf das 
letzte Überhangmandat. Die Zahl der Ausgleichsmandate darf die der Über-
hangmandate nicht übersteigen. Die Gesamtzahl der Abgeordneten (§ 1 Abs. 1) 
erhöht sich um die Zahl der Überhang- und Ausgleichsmandate. 
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Zweiter Teil –  
Wahlorgane 

§ 7  
Wahlorgane 
(1)	� Wahlorgane sind 
	 1.	 �der Landeswahlleiter und der Landeswahlausschuss für das Wahlgebiet, 
	 2.	� ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuss für jeden Wahlkreis, 
	 3.	� ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk und 
	 4.	� mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden Wahlkreis 

zur Feststellung des Briefwahlergebnisses. 
(2)	 �Der Landeswahlleiter kann bestimmen, dass für mehrere benachbarte Wahl-

kreise ein gemeinsamer Kreiswahlleiter bestellt und ein gemeinsamer Kreis-
wahlausschuss gebildet wird. 

(3)	� Der Kreiswahlleiter kann anordnen, dass Briefwahlvorstände statt für den 
Wahlkreis für einzelne oder mehrere Gemeinden oder für einzelne Kreise  
innerhalb des Wahlkreises einzusetzen sind. Er bestimmt die Anzahl der 
Briefwahlvorstände und bei mehreren Gemeinden die mit der Briefwahl-
durchführung betraute Gemeinde.

§ 8  
Berufung der Wahlorgane 
(1)	� Der Landeswahlleiter und sein Stellvertreter sowie die Kreiswahlleiter und 

ihre Stellvertreter werden vom Staatsministerium des Innern berufen. 
(2)	� Die Wahlausschüsse bestehen aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem und 

sechs von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern. Für jeden Beisitzer 
ist ein Stellvertreter zu berufen. Bei Berufung der Beisitzer sind die im Wahl-
gebiet vertretenen Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen.

(3)	 �Die Wahlvorsteher (Briefwahlvorsteher) und ihre Stellvertreter werden von der 
Gemeinde berufen. 

(4)	� Die Wahlvorstände (Briefwahlvorstände) bestehen aus dem Wahlvorsteher 
(Briefwahlvorsteher) als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und weiteren 
drei bis sieben von der Gemeinde zu berufenden Wahlberechtigten als Bei-
sitzern. Bei der Zusammensetzung der Wahlvorstände sollen die in der Ge-
meinde bestehenden Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen 
angemessen berücksichtigt werden.

(5)	 �Niemand darf in mehrere Wahlorgane berufen werden. Wahlbewerber, Ver-
trauenspersonen für Wahlvorschläge und stellvertretende Vertrauenspersonen 
dürfen nicht in Wahlorgane berufen werden.

(6)	 �Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von Wahlberechtigten 
zum Zweck ihrer Berufung als Mitglied eines Wahlvorstandes auch für künftige 
Wahlen zu erheben und zu verarbeiten, sofern der Betroffene der Verarbei-
tung nicht widersprochen hat. Der Betroffene ist über das Widerspruchsrecht 
zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben und verarbei-
tet werden: Name, Vorname, akademischer Grad, Geburtsdatum, Anschrift, 
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Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Zahl der Berufungen als Mitglied eines Wahl-
vorstandes und die dabei ausgeübte Funktion.

(7)	� Auf Ersuchen der Gemeinde sind zur Sicherstellung der Wahldurchführung 
Körperschaften und sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 
verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter Angabe von Namen, Vor-
namen, akademischem Grad, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummer und 
E-Mail-Adresse zum Zweck der Berufung als Mitglied eines Wahlvorstandes 
diejenigen Personen zu benennen, die im Gemeindegebiet wohnen und voll-
jährig sind. Die ersuchte Stelle hat die Betroffenen über die Datenübermitt-
lung zu unterrichten.

(8)	 �Die Gemeinden sind verpflichtet, die erforderlichen sonstigen Hilfskräfte und 
Hilfsmittel bereitzustellen. 

§ 9  
Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahlvorstände 
(1)	� Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln, beraten und entschei-

den in öffentlicher Sitzung. Bei den Abstimmungen entscheidet Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag.

(2)	 �Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreter und die Schriftführer sind 
zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit 
über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten verpflichtet. 

§ 10  
Ehrenämter 
(1)	 �Die Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder der Wahlvorstände 

üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist 
jeder Wahlberechtigte verpflichtet. Das Ehrenamt darf aus wichtigem Grund 
abgelehnt werden. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet hinsichtlich 
der Mitglieder der Wahlvorstände (Briefwahlvorstände) der Gemeinderat, im 
übrigen der betroffene Wahlausschuss.

(2)	� Die Übernahme eines Wahlamtes können ablehnen: 
	 1.	� Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestages, 

des Landtages sowie der Bundes- oder Staatsregierung, 
	 2.	� Wahlberechtigte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
	 3.	 �Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre 

Familie die Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert, 
	 4.	 �Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruf-

lichen Gründen oder durch Krankheit oder Gebrechen oder aus einem 
sonstigen wichtigen Grund gehindert sind, das Amt ordnungsgemäß aus-
zuüben. 
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Dritter Teil –  
Wahlrecht und Wählbarkeit 

§ 11  
Wahlrecht 
Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grund-
gesetzes, die am Wahltag 
1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
2.	�� seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren 

Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder, falls sie keine Wohnung in ei-
nem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, sich sonst im 
Freistaat Sachsen gewöhnlich aufhalten, 

3.	� nicht nach § 12 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

§ 12  
Ausschluss vom Wahlrecht 
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht 
nicht besitzt. 

§ 13  
Ausübung des Wahlrechts 
(1)	 �Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen 

Wahlschein hat. 
(2)	 �Wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk 

wählen, in dessen Wählerverzeichnis er geführt wird. 
(3)	� Wer einen Wahlschein hat, kann sein Wahlrecht in dem Wahlkreis, in dem der 

Wahlschein ausgestellt ist, 
	 1.	 �durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises 

oder 
	 2.	� durch Briefwahl 
	 ausüben. 
(4)	 �Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich 

ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des 
Wahlberechtigten ist unzulässig.

(5)	� Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen 
Beeinträchtigung oder einer Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehin-
dert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfe-
leistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtig-
ten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme 
erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahl
berechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der 
Hilfsperson besteht. 
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§ 14  
Wählbarkeit 
Wählbar sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
die am Wahltag 
1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
2.	� seit mindestens 12 Monaten im Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren 

Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder, falls sie keine Wohnung in  
einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, sich sonst im 
Freistaat Sachsen gewöhnlich aufhalten, 

3.	 �nicht nach § 15 von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind. 

§ 15  
Ausschluss von der Wählbarkeit 
Nicht wählbar ist, 
1.	 �wer nach § 12 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder 
2.	� wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit nicht besitzt. 
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Vierter Teil –  
Vorbereitung der Wahlen

§ 16  
Wahltag, Wahlzeit 
(1)	� Die Staatsregierung bestimmt im Einvernehmen mit dem Präsidium des 

Sächsischen Landtages den Wahltag. Wahltag muss ein Sonntag oder gesetz-
licher Feiertag sein. Die Stimmabgabe hat zwischen 8.00 Uhr und 18.00 Uhr 
(Wahlzeit) zu erfolgen.

(2)	 �Der Wahltag muss frühestens 58, spätestens 60 Monate nach Beginn der 
Wahlperiode liegen. Hat sich der Landtag gemäß Artikel 58 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen aufgelöst, muss die Neuwahl binnen 60 Tagen statt-
finden.

§ 17  
Wählerverzeichnis und Wahlschein 
(1)	� Die Gemeinden führen für jeden Wahlbezirk ein Wählerverzeichnis. Für die 

Führung des Wählerverzeichnisses dürfen, soweit erforderlich, die Daten des 
Melderegisters genutzt werden. Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den 
Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen 
Öffnungszeiten Einsicht in das Wählerverzeichnis zu nehmen, um die Richtig-
keit und Vollständigkeit der zu seiner Person eingetragenen Daten zu über-
prüfen. Die Einsichtnahme kann sich auch auf die Eintragung anderer Personen 
erstrecken, wenn derjenige, der Einsicht nehmen möchte, Tatsachen glaub-
haft gemacht hat, aus denen sich die Unrichtigkeit des Wählerverzeichnisses 
hinsichtlich dieser Personen ergeben kann. Die Einsichtnahme in Daten ande-
rer Personen ist ausgeschlossen, wenn für diese im Melderegister eine Aus-
kunftssperre nach § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 4 des Gesetzes vom  
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, eingetragen ist.

(2)	 �Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 
Antrag einen Wahlschein. Das Gleiche gilt für den Wahlberechtigten, der aus 
einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden ist. 

§ 18  
Wahlvorschlagsrecht, Beteiligungsanzeige 
(1)	� Wahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 von Wahl-

berechtigten eingereicht werden. 
(2)	 �Parteien, die nicht parlamentarisch vertreten sind und deren Parteieigenschaft 

der Bundeswahlausschuss bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag 
nicht festgestellt hat, können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 90. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr dem Landeswahlleiter ihre 
Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Landeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. Nicht parlamentarisch vertreten 
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ist eine Partei dann, wenn sie am 90. Tag vor der Wahl weder im Deutschen 
Bundestag noch in einem Landesparlament aufgrund eigener Wahlvorschläge 
vertreten ist. Die Anzeige muss enthalten: 

	 1.	 �den Namen und die Kurzbezeichnung, unter denen die Partei sich an der 
Wahl beteiligen wird, und 

	 2.	 �die eigenhändigen Unterschriften von mindestens drei Mitgliedern des 
Landesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter 
oder, wenn ein Landesverband nicht besteht, von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände in deren Bereich der Wahlkreis liegt. 

	� Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Parteien sowie 
ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der 
Anzeige beizufügen.

(3)	 �Der Landeswahlleiter hat die Anzeige nach Absatz 2 unverzüglich nach Eingang 
zu prüfen. Stellt er Mängel fest, so benachrichtigt er sofort den Vorstand und 
fordert ihn auf, behebbare Mängel zu beseitigen. Nach Ablauf der Anzeige-
frist können nur noch Mängel an sich gültiger Anzeigen behoben werden. 
Eine gültige Anzeige liegt nicht vor, wenn 

	 1.	 �Form oder Frist des Absatzes 2 nicht gewahrt ist, 
	 2.	 �die Parteibezeichnung fehlt, 
	 3.	 �die nach Absatz 2 erforderlichen Unterschriften und die der Anzeige bei-

zufügenden Anlagen fehlen, es sei denn, diese Anlagen können infolge 
von Umständen, die die Partei nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
vorgelegt werden, oder 

	 4.	� die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet sind, so dass ihre Person 
nicht feststeht. 

	� Nach der Entscheidung über die Feststellung der Parteieigenschaft ist jede 
Mängelbeseitigung ausgeschlossen. Gegen Entscheidungen des Landeswahl-
leiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann der Vorstand den Landeswahl-
ausschuss anrufen.

(4)	 �Der Landeswahlausschuss stellt spätestens am 72. Tag vor der Wahl für alle 
Wahlorgane verbindlich fest, 

	 1.	� welche Parteien parlamentarisch vertreten sind, 
	 2.	 �für welche Parteien der Bundeswahlausschuss bei der letzten Wahl zum 

Deutschen Bundestag die Parteieigenschaft festgestellt hat, 
	 3.	 �welche Vereinigungen, die nach Absatz 2 ihre Beteiligung angezeigt haben, 

für die Wahl als Partei anzuerkennen sind. 
(5)	 �Eine Partei kann im Wahlgebiet nur eine Landesliste und in jedem Wahlkreis 

nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen. 

§ 19  
Einreichung der Wahlvorschläge 
Kreiswahlvorschläge sind dem Kreiswahlleiter, Landeslisten dem Landeswahl
leiter spätestens am 66. Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr schriftlich einzureichen. 

§ 20  
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 
(1)	 �Der Kreiswahlvorschlag muss den Namen eines Bewerbers enthalten. Der 

Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahl
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vorschlag genannt werden. Als Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, 
wer seine Zustimmung hierzu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist un
widerruflich.

(2)	� Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von dem Vorstand des Landes
verbandes oder, wenn Landesverbände nicht bestehen, von den Vorständen 
der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
eigenhändig unterzeichnet sein. Kreiswahlvorschläge von Parteien, die nicht 
parlamentarisch vertreten sind (§ 18 Abs. 2 Satz 2), müssen außerdem von 
mindestens 100 Wahlberechtigten des Wahlkreises eigenhändig unter
zeichnet sein. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei der Einreichung der Unterstützungsunterschrift 
nachzuweisen.

(3)	� Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 100 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises eigenhändig unterzeichnet sein. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(4)	� Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen den Namen der einreichenden 
Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, andere 
Kreiswahlvorschläge ein Kennwort enthalten. 

§ 21  
Aufstellung von Parteibewerbern 
(1)	� Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt 

werden, wer in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreis
bewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversamm-
lung hierzu gewählt worden ist. Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahl-
kreisbewerbers ist eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im Wahlkreis wahlberechtigten Mitglieder der Partei. Besondere Vertreter-
versammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen Mitglieder
versammlung aus ihrer Mitte gewählten Vertreter. Allgemeine Vertreter
versammlung ist eine nach der Satzung der Partei (§ 6 Parteiengesetz) 
allgemein für bevorstehende Wahlen von einer derartigen Mitgliederversamm-
lung aus ihrer Mitte bestellte Versammlung.

(2)	 �In Landkreisen und Kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkreise umfassen, 
können die Bewerber für diejenigen Wahlkreise, deren Gebiet die Grenze des 
Landkreises oder der Kreisfreien Stadt nicht durchschneidet, in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Vertreterversammlung gewählt werden. Dabei sind 
für jeden Wahlkreis getrennte Wahlen durchzuführen.

(3)	 �Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen werden in 
geheimer Wahl mit Stimmzetteln gewählt. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer 
der Versammlung ist vorschlagsberechtigt; satzungsmäßige Vorschlagsrechte 
bleiben unberührt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr 
Programm der Versammlung vorzustellen. Die Wahlen dürfen frühestens vier 
Jahre nach Beginn der Wahlperiode des Landtages stattfinden; dies gilt 
nicht, wenn die Wahlperiode vorzeitig endet.

(4)	� Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung sowie über das Verfahren für die Wahl der Bewerber regeln die Parteien 
durch ihre Satzungen. 
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(5)	 �Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben 
über Ort, Art und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder und Ergebnis der Wahlen ist mit dem Kreiswahl
vorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei 
von der Versammlung bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Kreiswahlleiter 
an Eides statt zu versichern, dass die Anforderungen gemäß Absatz 3 Satz 1 
bis 3 beachtet worden sind. Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen 
Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt als Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches. 

§ 22  
Vertrauensperson 
(1)	 �In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellver-

tretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so 
gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und 
diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauens-
person.

(2)	 �Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauens-
person und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen. 

(3)	 �Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können 
durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvor-
schlages an den Kreiswahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden. 

§ 23  
Zurücknahme von Kreiswahlvorschlägen 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 
werden, solange nicht über seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 
100 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der 
Mehrheit der Unterzeichner durch eine schriftliche, öffentlich beglaubigte Erklä-
rung zurückgenommen werden.

§ 24  
Änderung von Kreiswahlvorschlägen 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemein-
same schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die 
Wählbarkeit oder die Mitgliedschaft der Partei, die den Wahlvorschlag einge-
reicht hat, verliert. Das Verfahren nach § 21 braucht nicht eingehalten zu werden; 
der Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 3 bedarf es nicht. Nach der Entschei-
dung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1) ist jede 
Änderung ausgeschlossen.
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§ 25  
Beseitigung von Mängeln 
(1)	� Der Kreiswahlleiter hat die Kreiswahlvorschläge unverzüglich nach Eingang 

zu prüfen. Stellt er bei einem Kreiswahlvorschlag Mängel fest, so benach-
richtigt er sofort die Vertrauensperson und fordert sie auf, behebbare Mängel 
rechtzeitig zu beseitigen.

(2)	 �Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger 
Wahlvorschläge behoben werden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, 
wenn 

	 1.	 �die Form oder Frist des § 19 nicht gewahrt ist, 
	 2.	 �die nach § 20 Abs. 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3 erforderlichen gültigen 

Unterschriften mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner fehlen, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden, 

	 3.	 �bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 
Abs. 2 erforderliche Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder 
die Nachweise des § 21 nicht erbracht sind, 

	 4.	 �der Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass seine Person nicht fest-
steht, oder 

	 5.	� die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt. 
(3)	� Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 

Abs. 1 Satz 1) ist jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen. 
(4)	 �Gegen Entscheidungen des Kreiswahlleiter im Mängelbeseitigungsverfahren 

können die Vertrauenspersonen oder der Bewerber den Kreiswahlausschuss 
anrufen. 

§ 26  
Zulassung der Kreiswahlvorschläge 
(1)	� Der Kreiswahlausschuss entscheidet am 58. Tage vor der Wahl über die Zu-

lassung der Kreiswahlvorschläge. Er hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, 
wenn sie 

	 1.	� verspätet eingereicht sind oder 
	 2.	� den Anforderungen nicht entsprechen, die durch dieses Gesetz und die 

Landeswahlordnung aufgestellt sind. 
	� Die Entscheidung ist in der Sitzung des Kreiswahlausschusses bekannt zu 

geben.
(2)	� Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann 

binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den 
Landeswahlausschuss eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind Bewer-
ber und Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, der Landeswahlleiter 
und der Kreiswahlleiter. Der Landeswahlleiter und der Kreiswahlleiter können 
auch gegen eine Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen 
wird, Beschwerde einlegen. In der Beschwerdeverhandlung sind die erschie-
nenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung über die Beschwerde muss 
spätestens am 52. Tage vor der Wahl getroffen werden.

(3)	� Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreiswahlvorschläge spätestens 
am 48. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. 
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§ 27  
Landeslisten 
(1)	 �Eine Landesliste kann nur von einer Partei eingereicht werden. Die Verbindung 

von Wahlvorschlägen mehrerer Parteien und die Aufstellung gemeinsamer 
Wahlvorschläge ist nicht zulässig. Die Landesliste muss von dem Vorstand 
des Landesverbandes oder, wenn ein Landesverband nicht besteht, von den 
Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, die im Wahlgebiet liegen, 
eigenhändig unterzeichnet sein. Landeslisten von Parteien, die nicht parla-
mentarisch vertreten sind (§ 18 Abs. 2 Satz 2) müssen außerdem von mindes-
tens 1 000 Wahlberechtigten des Wahlgebietes eigenhändig unterzeichnet 
sein. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben 
sein und ist bei der Einreichung der Unterstützungsunterschrift nachzuweisen.

(2)	� Landeslisten müssen den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese enthalten. 

(3)	 �Die Namen der Bewerber müssen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt sein. 
(4)	 �Ein Listenbewerber kann nur in einer Landesliste vorgeschlagen werden. 

Hierzu bedarf es seiner schriftlichen Zustimmung; diese ist unwiderruflich.
(5)	 �§ 21 Abs. 1 und 3 bis 5 sowie die §§ 22 bis 25 gelten entsprechend mit der 

Maßgabe, dass die Versicherung an Eides statt nach § 21 Abs. 5 Satz 2 sich 
auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber in der Landesliste in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 

§ 28  
Zulassung der Landeslisten 
(1)	 �Der Landeswahlausschuss entscheidet am 58. Tage vor der Wahl über die 

Zulassung der Landeslisten. Er hat Landeslisten zurückzuweisen, wenn sie 
	 1.	� verspätet eingereicht sind oder 
	 2.	� den Anforderungen nicht entsprechen, die durch dieses Gesetz und die 

Landeswahlordnung aufgestellt sind. 
	� Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfüllt, so 

werden ihre Namen aus der Landesliste gestrichen und die folgenden Bewerber 
rücken nach. Die Entscheidung ist in der Sitzung des Landeswahlausschusses 
bekannt zu geben.

(2)	� Der Landeswahlleiter macht die zugelassenen Landeslisten spätestens am 
48. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. 

§ 29  
Stimmzettel 
(1)	 �Die Stimmzettel, die Wahlumschläge für die Briefwahl und die Wahlbriefum-

schläge (§ 35 Abs. 1) werden amtlich hergestellt. 
(2)	� Der Stimmzettel enthält 
	 1.	� für die Wahl in den Wahlkreisen die Namen der Direktbewerber der zuge-

lassenen Kreiswahlvorschläge, bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 
außerdem die Namen der Parteien und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem 
das Kennwort, 
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	 2.	 �für die Wahl nach Landeslisten die Namen der Parteien und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, sowie die Namen der ersten 
fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten. 

(3)	 �Die Reihenfolge der Landeslisten von Parteien richtet sich nach der Zahl der 
Listenstimmen, die sie bei der letzten Landtagswahl erreicht haben. Die übri-
gen Landeslisten schließen sich in alphabetischer Reihenfolge der Namen 
der Parteien an. Die Reihenfolge der Kreiswahlvorschläge richtet sich nach 
der Reihenfolge der entsprechenden Landeslisten. Sonstige Kreiswahl
vorschläge schließen sich in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Partei-
en oder der Kennwörter an.
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Fünfter Teil –  
Wahlhandlung 

§ 30  
Öffentlichkeit der Wahlhandlung 
Die Wahlhandlung ist öffentlich. Der Wahlvorstand kann Personen, die die Ordnung 
stören, aus dem Wahlraum verweisen.

§ 31  
Unzulässige Wahlbeeinflussung 
(1)	 �Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahl-

raum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Be-
einflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unter-
schriftensammlung verboten. 

(2)	 �Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimm-
abgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit 
unzulässig. 

§ 32  
Wahrung des Wahlgeheimnisses 
(1)	 �Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass der Wähler den Stimmzettel un-

beobachtet kennzeichnen und falten kann. Für die Aufnahme der gefalteten 
Stimmzettel sind Wahlurnen zu verwenden, die die Wahrung des Wahlgeheim-
nisses sicherstellen.

(2)	� Die nach § 13 Absatz 5 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unberührt. 
Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

§ 33  
Wahlräume 
Die Wahlräume sollen nach den örtlichen Gegebenheiten so ausgewählt und ein-
gerichtet werden, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere Menschen mit Be-
hinderungen, die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemeinde 
teilt frühzeitig und in geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei sind. 

§ 34  
Stimmabgabe mit Stimmzetteln 
(1)	 �Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. 
(2)	� Der Wähler gibt 
	 1.	� seine Direktstimme in der Weise ab, dass er durch ein auf den Stimmzettel 

gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchen 
Direktbewerber er wählt, 

	 2.	� seine Listenstimme in der Weise ab, dass er durch ein auf den Stimmzettel 
gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welche 
Landesliste er wählt. 
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	� Der Wähler faltet daraufhin den Stimmzettel in der Weise, dass seine Stimm-
abgabe von außen nicht erkennbar ist und wirft den Stimmzettel in die Wahl-
urne ein. 

§ 35  
Briefwahl 
(1)	 �Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Kreiswahlleiter des Wahlkreises, in dem 

der Wahlschein ausgestellt worden ist im verschlossenen Briefumschlag 
	 1.	� seinen Wahlschein und 
	 2.	� in einem besonderen verschlossenen Umschlag seinen Stimmzettel 
	� so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltage 

bis 16.00 Uhr eingeht. § 32 Abs. 2 gilt entsprechend.
(2)	 �Auf dem Wahlschein hat der Wähler oder die Hilfsperson gegenüber dem 

Kreiswahlleiter an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich 
oder gemäß dem erklärten Willen des Wählers gekennzeichnet worden ist. 
Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt 
zuständig; er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.
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Sechster Teil –  
Feststellung des Wahlergebnisses 

§ 36  
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 
Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Wahlvorstand fest, wie viel Stimmen 
im Wahlbezirk auf die einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktkandidaten) und 
Landeslisten abgegeben worden sind. 

§ 37  
Feststellung des Briefwahlergebnisses 
Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt fest, wie viel durch Briefwahl 
abgegebene Stimmen auf die einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktkandidaten) 
und Landeslisten entfallen. 

§ 38  
Ungültige Stimmen, Zurückweisung von Wahlbriefen, Auslegungsregeln 
(1)	 �Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 
	






1.	� nicht amtlich hergestellt ist oder für eine andere Wahl gültig ist, 
2.	� keine Kennzeichnung enthält, 
3.	 �für einen anderen Wahlkreis gültig ist, 
4.	� den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt, 
5.	� einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
	�In den Fällen der Nummern 1 und 2 sind beide Stimmen (Direkt- und Listen-
stimme) ungültig; im Falle der Nummer 3 ist nur die Direktstimme ungültig. 
Enthält der Stimmzettel nur eine Stimmabgabe, so ist die nicht abgegebene 
Stimme ungültig. Bei der Briefwahl sind außerdem beide Stimmen ungültig, 
wenn der Stimmzettel nicht in einem amtlichen Wahlumschlag oder einem 
Wahlumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer das Wahl-
geheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich 
fühlbaren Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung gemäß Absatz 2 
Nr. 7 oder 8 nicht erfolgt ist.

(2)	� Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn 
	










1.	� der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2.	� dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beiliegt, 
3.	 �dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist, 
4.	� weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen ist, 
5.	� der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht eine gleiche 

Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt 
versehener Wahlscheine enthält, 

6.	� der Wähler oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides 
statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat, 

7.	 �kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist, 
8.	 �ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das Wahl-

geheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält. 
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	� Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wähler gezählt; 
ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(3)	 �Bei der Briefwahl gelten mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimm-
zettel als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer von ihnen 
gekennzeichnet ist; sonst zählen sie als ein Stimmzettel mit zwei ungültigen 
Stimmen. Ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so gelten beide 
Stimmen als ungültig.

(4)	� Die Stimmen eines Wählers, der an der Briefwahl teilgenommen hat, werden 
nicht dadurch ungültig, dass er vor dem oder am Wahltag stirbt, aus dem 
Wahlgebiet wegzieht oder sein Wahlrecht nach § 12 verliert. 

§ 39  
Entscheidung des Wahlvorstandes 
Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
über alle Fragen, die sich bei der Wahlhandlung und bei der Ermittlung des Wahl-
ergebnisses ergeben. Der Kreiswahlausschuss hat das Recht der Nachprüfung.

§ 40  
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis 
(1)	 �Der Kreiswahlausschuss stellt fest, wie viel Stimmen im Wahlkreis für die 

einzelnen Kreiswahlvorschläge (Direktbewerber) und Landeslisten abgege-
ben worden sind und welcher Direktbewerber als Wahlkreisabgeordneter 
gewählt ist. 

(2)	� Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den gewählten Wahlkreisabgeordneten 
und fordert ihn auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob er die Wahl 
annimmt. 

§ 41  
Feststellung des Ergebnisses der Wahl nach Landeslisten 
(1)	� Der Landeswahlausschuss stellt fest, wie viel Stimmen im Wahlgebiet für die 

einzelnen Landeslisten abgegeben worden sind. 
(2)	 �Der Landeswahlausschuss stellt auch fest, wie viel Sitze auf die einzelnen 

Landeslisten entfallen und welche Bewerber gewählt sind. 
(3)	� Der Landeswahlleiter benachrichtigt die Gewählten und fordert sie auf, binnen 

einer Woche schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. 
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Siebter Teil –  
Besondere Vorschriften für eine Nachwahl  
oder Wiederholungswahl

 
§ 42  
Nachwahl 
(1)	 �Eine Nachwahl findet statt, 
	



1.	� wenn in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk die Wahl nicht durch-
geführt worden ist, 

2.	� wenn ein Wahlkreisbewerber nach der Zulassung des Kreiswahlvorschla-
ges, aber noch vor der Wahl stirbt. 

(2)	� Die Nachwahl soll im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 spätestens drei Wochen nach 
dem Tag der Hauptwahl stattfinden. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann sie 
am Tag der Hauptwahl stattfinden; sie soll spätestens sechs Wochen nach 
dem Tag der Hauptwahl stattfinden. Den Tag der Nachwahl bestimmt der  
Landeswahlleiter.

(3)	� Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften, auf denselben Grundlagen 
und derselben Wählerverzeichnisse wie die Hauptwahl statt. 

(4)	 �Im Falle einer Nachwahl ist das vorläufige Ergebnis der Hauptwahl unmittel-
bar nach Beendigung der Wahlhandlung auf der Grundlage der abgegebenen 
Stimmen zu ermitteln, festzustellen und bekannt zu geben. 

§ 43  
Wiederholungswahl 
(1)	 �Wird im Wahlprüfungsverfahren eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig 

erklärt, so ist sie nach Maßgabe der Entscheidung zu wiederholen. 
(2)	� Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften, denselben 

Wahlvorschlägen und, wenn seit der Hauptwahl noch nicht sechs Monate 
verflossen sind, aufgrund derselben Wählerverzeichnisse wie die Hauptwahl 
statt, soweit nicht die Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren hinsichtlich 
der Wahlvorschläge und Wählerverzeichnisse Abweichungen vorschreibt. 

(3)	 �Die Wiederholungswahl muss spätestens 60 Tage nach Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung stattfinden, durch die die Wahl für ungültig erklärt worden ist. 
Ist die Wahl nur teilweise für ungültig erklärt worden, so unterbleibt die Wieder-
holungswahl, wenn feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten ein neuer 
Landtag gewählt wird. Den Tag der Wiederholungswahl bestimmt der Landes-
wahlleiter.

(4)	 �Aufgrund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis nach den Vorschrif-
ten des Sechsten Teils neu festgestellt. § 40 Abs. 2 und § 41 Abs. 3 gelten 
entsprechend.
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Achter Teil –  
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag 

§ 44  
Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag 
(1)	� Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft im Landtag mit dem frist-

gerechten Eingang der auf die Benachrichtigung nach § 40 Abs. 2 oder § 41 
Abs. 3 erfolgenden schriftlichen Annahmeerklärung beim zuständigen Wahl-
leiter, jedoch nicht vor Ablauf der Wahlperiode des letzten Landtages und im 
Falle des § 43 Abs. 4 nicht vor Ausscheiden des nach dem ursprünglichen 
Wahlergebnis gewählten Abgeordneten. Gibt der Gewählte bis zum Ablauf 
der gesetzlichen Frist keine oder keine schriftliche Erklärung ab, so gilt die 
Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. Annahme und Ablehnung können nicht widerrufen werden.

(2)	� Nach Annahme des Mandats hat der Abgeordnete innerhalb einer Woche 
dem Präsidenten des Landtages seine Wohnanschriften der letzten zehn Jahre 
vor der Herstellung der Einheit Deutschlands schriftlich mitzuteilen. Der Ab-
geordnete soll seine Personenkennzahl nach dem Recht der DDR hinzufü-
gen. Der Präsident des Landtages fordert vom Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR sämtliche, 
die Person des gewählten Abgeordneten betreffenden Unterlagen im Sinne 
der § 20 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b, § 21 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes an und gibt dem Abgeordneten hiervon Kenntnis. Der Präsident 
des Landtages übersendet dem Bundesbeauftragten die ihm nach Satz 1 
zugegangenen Mitteilungen.

(3)	� Der Landtag bildet zu Beginn der Wahlperiode einen Bewertungsausschuss. 
Dieser setzt sich aus je zwei Mitgliedern der im Landtag vertretenen Fraktio-
nen zusammen. Der Bewertungsausschuss bewertet die vom Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR übergebenen Unterlagen. Er erstellt einen Bericht mit einer Beschluss-
empfehlung, ob Antrag auf Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberken-
nung des Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen 
empfohlen werden soll. Der Landtag entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung.

(4)	 �Die Sitzungen des Bewertungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mit
glieder des Bewertungsausschusses sind zur Verschwiegenheit über die Ange-
legenheiten verpflichtet, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit im Bewertungs-
ausschuss bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem 
Ausscheiden.

(5)	 �Der Bewertungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend sind. 

(6)	� Vor der Entscheidung über eine Beschlussempfehlung an den Landtag, ob 
ein Antrag auf Erhebung der Abgeordnetenanklage gemäß Artikel 118 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen empfohlen werden soll, gibt der Aus-
schuss dem betroffenen Mitglied des Landtages Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Der Betroffene kann Einsicht in die Unterlagen verlangen. Er hat das 
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Recht, sich durch eine Person seines Vertrauens begleiten, bei der Einsicht-
nahme auch vertreten zu lassen.

(7)	 �Eine Beschlussempfehlung, in der dem Landtag empfohlen werden soll, die 
Erhebung der Anklage mit dem Ziel der Aberkennung des Mandats gemäß 
Artikel 118 der Verfassung des Freistaates Sachsen zu empfehlen, bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bewertungsausschusses. In 
der Beschlussempfehlung ist zu begründen, weshalb die fortdauernde Inne-
habung des Mandats als untragbar erscheint. Die Beschlussempfehlung 
wird nur an die Mitglieder des Landtages verteilt.

§ 45  
Verlust der Mitgliedschaft im Landtag 
(1)	� Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft im Landtag bei 
	







1.	� Ungültigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft, 
2.	� Neufeststellung des Wahlergebnisses, 
3.	� Wegfall einer Voraussetzung seiner jederzeitigen Wählbarkeit, 
4.	 ��Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Partei oder der Teilorganisation 

einer Partei, der er angehört, durch das Bundesverfassungsgericht nach 
Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, 

5.	 �Verzicht, 
6.	� Aberkennung seines Mandats gemäß Artikel 118 der Verfassung des Frei-

staates Sachsen. 
	� Verlustgründe nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt.
(2)	 �Bei Ungültigkeit seiner Direktwahl im Wahlkreis bleibt der Abgeordnete Mit-

glied des Landtags, wenn er zugleich auf einer Landesliste gewählt war, aber 
nach § 6 Abs. 5 Satz 3 unberücksichtigt geblieben ist. 

(3)	� Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur Niederschrift des Präsidenten des 
Landtages oder eines Notars, der seinen Sitz im Wahlgebiet hat, erklärt wird. 
Die notarielle Verzichtserklärung hat der Abgeordnete dem Landtagspräsi-
denten zu übermitteln. Der Verzicht kann nicht widerrufen werden.

(4)	 �Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundes
verfassungsgericht nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für ver-
fassungswidrig erklärt, verlieren die Abgeordneten ihre Mitgliedschaft im 
Landtag und die Listennachfolger ihre Anwartschaft, sofern sie dieser Partei 
oder Teilorganisation in der Zeit zwischen der Antragstellung (§ 43 des Ge-
setzes über das Bundesverfassungsgericht) und der Verkündung der Ent-
scheidung (§ 46 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht) ange-
hört haben. Haben gewählte Direktbewerber nach Satz 1 ihre Mitgliedschaft 
verloren, wird die Wahl eines Wahlkreisabgeordneten in diesen Wahlkreisen 
bei entsprechender Anwendung des § 43 Abs. 2 bis 4 wiederholt; hierbei 
dürfen die Abgeordneten, die nach Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren haben, 
nicht als Bewerber auftreten. Soweit Abgeordnete, die nach Satz 1 ihre Mit-
gliedschaft verloren haben, nach einer Landesliste der für verfassungswidrig 
erklärten Partei oder Teilorganisation der Partei gewählt waren, bleiben die 
Sitze unbesetzt. Im Übrigen gilt § 47 Abs. 1.
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§ 46  
Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft 
(1)	 �Über den Verlust der Mitgliedschaft nach § 45 Abs. 1 entscheidet 
	






1.	 �in den Fällen der Nummern 1 und 3 der Landtag im Wahlprüfungsverfahren, 
2.	 �in den Fällen der Nummern 2 und 4 der Landtag oder ein von ihm beauf-

tragter Ausschuss, 
3.	� im Falle der Nummer 5 der Landtagspräsident, der eine Verzichtserklärung 

schriftlich bestätigt, 
4.	 �im Falle der Nummer 6 der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen. 

(2)	 �Führt eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren zum Verlust der Mitglied-
schaft, so scheidet der Abgeordnete mit der Rechtskraft der Entscheidung 
aus dem Landtag aus. 

(3)	 �Führt eine Entscheidung des Landtages, des Landtagspräsidenten oder eines 
Landtagsausschusses zum Verlust der Mitgliedschaft, so scheidet der Abge-
ordnete mit der Entscheidung aus dem Landtag aus. Die Entscheidung ist 
unverzüglich von Amts wegen zu treffen. Innerhalb von zwei Wochen nach 
Zustellung der Entscheidung kann der Betroffene die Entscheidung des 
Landtages über den Verlust der Mitgliedschaft im Wahlprüfungsverfahren 
beantragen. Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

 
§ 47  
Berufung von Mandatsnachfolgern und Ersatzwahlen 
(1)	 �Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die Annahme der Wahl ablehnt oder 

wenn ein Abgeordneter stirbt oder sonst nachträglich aus dem Landtag aus-
scheidet, so wird der Sitz aus der Landesliste in der dort am Wahltag festge-
schriebenen Reihenfolge derjenigen Partei besetzt, für die der Ausgeschie-
dene bei der Wahl aufgetreten ist. Bei der Nachfolge bleiben diejenigen 
Listenbewerber unberücksichtigt, die seit dem Zeitpunkt der Aufstellung der 
Landesliste aus dieser Partei ausgeschieden sind. Ist die Liste erschöpft, so 
bleibt der Sitz unbesetzt. Die Feststellung, wer als Listennachfolger eintritt, 
trifft der Landeswahlleiter. § 41 Abs. 3 und § 44 gelten entsprechend.

(2)	� War der Ausgeschiedene als Wahlkreisabgeordneter einer Wählergruppe 
oder einer Partei gewählt, für die im Wahlgebiet keine Landesliste zugelassen 
worden war, so findet Ersatzwahl im Wahlkreis statt. Die Ersatzwahl muss 
spätestens 60 Tage nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens stattfinden. Sie 
unterbleibt, wenn feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten ein neuer 
Landtag gewählt wird. Die Ersatzwahl wird nach den allgemeinen Vorschriften 
durchgeführt. Den Wahltag bestimmt der Landeswahlleiter. § 40 Abs. 2 und 
§ 44 gelten entsprechend.
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Neunter Teil –  
Schlussbestimmungen 

§ 48  
Anfechtung 
Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren 
beziehen, können nur mit den in diesem Gesetz und in der Landeswahlordnung 
vorgesehenen Rechtsbehelfen sowie im Wahlprüfungsverfahren angefochten 
werden. 

§ 49  
Ordnungswidrigkeiten 
(1)	� Ordnungswidrig handelt, wer 
	



1.	� entgegen § 10 ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Entschul-
digung den Pflichten eines solchen entzieht oder 

2.	 �entgegen § 31 Abs. 2 ein Ergebnis einer Wählerbefragung veröffentlicht. 
(2)	� Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 

500 EUR, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis 
zu 50 000 EUR geahndet werden. 

(3)	 �Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist 

	






1.	�� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1
		 a)	 �der Kreiswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter das Amt eines Wahl-

vorstehers (Briefwahlvorstehers), stellvertretenden Wahlvorstehers 
oder eines Beisitzers im Wahlvorstand oder im Kreiswahlausschuss, 

	 b)	 �der Landeswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter das Amt eines Bei-
sitzers im Landeswahlausschuss unberechtigt ablehnt oder sich ohne 
genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen Amtes entzieht, 

2.	� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 der Landeswahlleiter. 

§ 49a  
Staatliche Mittel für Träger von Wahlvorschlägen 
(1)	� Bewerber eines nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 von Wahlberechtigten einge-

reichten Wahlvorschlages, die nach dem endgültigen Wahlergebnis mindes-
tens 10 Prozent der in einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Direktstimmen 
erreicht haben, erhalten je gültige Stimme 2,56 EUR. 

(2)	 �Die Festsetzung und die Auszahlung der staatlichen Mittel sind von dem Be-
werber innerhalb von zwei Monaten nach dem Zusammentritt des Sächsi-
schen Landtages beim Präsidenten des Sächsischen Landtages zu beantragen; 
danach eingehende Anträge bleiben unberücksichtigt. Der Betrag wird vom 
Präsidenten des Sächsischen Landtages festgesetzt und ausgezahlt.

(3)	� Die Vorschriften des Parteiengesetzes über die absolute und relative Ober-
grenze finden keine Anwendung. 

(4)	 �Die nach dem Parteiengesetz vom Bund dem Freistaat Sachsen für die Landes-
verbände der Parteien zugewiesenen Mittel werden vom Präsidenten des 
Sächsischen Landtages ausgezahlt. 
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§ 50  
Wahlkosten 
(1)	� Die Kosten der Landtagswahl trägt der Freistaat Sachsen. Im Wege der Einzel-

abrechnung werden erstattet 
	






1.	 �den Gemeinden (Verwaltungsverbänden) 
		 a)	 �die Kosten für den Versand der Wahlbenachrichtigungen, 
		 b)	 �die Kosten für den Versand der Briefwahlunterlagen, 
		 c)	 �die Erfrischungsgelder für die Mitglieder der Wahlvorstände, 
2.	� die Kosten der Kreiswahlleiter, 
3.	� die Kosten des Landeswahlleiters. 

	� Die übrigen Kosten der Gemeinden (Verwaltungsverbände) werden durch  
einen Festbetrag je Wahlberechtigten erstattet, der auf der Grundlage einer 
Kostenerhebung festgesetzt wird.

(2)	 �Der Betrag wird vom Staatsministerium des Innern im Benehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung werden  
laufende persönliche und sachliche Kosten und Kosten für die Benutzung 
von Räumen und Einrichtungen der Gemeinden (Verwaltungsgebäude) und 
Landkreise nicht berücksichtigt.

(3)	 �Der Freistaat Sachsen erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die Herstel-
lung und Verteilung der Stimmzettelschablonen verursachten notwendigen 
Ausgaben. 

§ 51  
Wahlstatistik 
(1)	 �Das Ergebnis der Wahlen zum Landtag ist statistisch zu bearbeiten. 
(2)	 �In den vom Landeswahlleiter im Einvernehmen mit dem Statistischen Landes-

amt des Freistaates Sachsen zu bestimmenden Wahlbezirken sind auch  
Statistiken über Geschlechts- und Altersgliederung der Wahlberechtigten 
und Wähler unter Berücksichtigung der Stimmabgabe für die einzelnen 
Wahlvorschläge zu erstellen. Die Trennung der Wahl nach Altersgruppen und 
Geschlechtern ist nur zulässig, soweit die Stimmabgabe der einzelnen Wähler 
dadurch nicht erkennbar wird.

§ 52  
Landeswahlordnung 
Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
(Landeswahlordnung) die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsvorschriften zu erlassen, insbesondere über 
1.	� die Bestellung der Wahlleiter und Wahlvorsteher (Briefwahlvorsteher), die 

Bildung der Wahlausschüsse und Wahlvorstände (Briefwahlvorstände) sowie 
über die Tätigkeit, Beschlussfähigkeit und das Verfahren der Wahlorgane 
einschließlich der Berufung in ein Wahlehrenamt und über den Ersatz von 
Auslagen für Inhaber von Wahlehrenämtern und über das Bußgeldverfahren, 

2.	� die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung, 
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3.	� die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Wählerverzeichnisse deren 
Führung, Einsichtnahme, Berichtigung und Abschluss, den Einspruch und 
die Beschwerde gegen das Wählerverzeichnis sowie die Benachrichtigung der 
Wahlberechtigten, 

4.	� die Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen, deren Ausstellung, 
den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung der Erteilung von 
Wahlscheinen, 

5.	� den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen, 
6.	� das Verfahren nach § 18 Abs. 2 bis 4, 
7.	� Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie derdazugehörigen 

Unterlagen, über ihre Prüfung, ihre Zulassung, die Beseitigung von Mängeln, 
die Beschwerde gegen Entscheidungen des Kreiswahlausschusses und des 
Landeswahlausschusses sowie die Bekanntgabe der Wahlvorschläge, 

8.	� Form und Inhalt des Stimmzettels, 
9.	� Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Wahlräume sowie über 

Wahlschutzvorrichtungen und Wahlzellen, 
10.	 �die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen 

erfordern, 
11.	 �die Briefwahl, 
12.	� die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten sowie in sozialtherapeutischen und 

Justizvollzugsanstalten, 
13.	� die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe 

sowie die Benachrichtigung der Gewählten, 
14.	� die Durchführung von Nachwahlen, Wiederholungswahlen und Ersatzwahlen 

sowie die Berufung von Listennachfolgern, 
15.	 �die Durchführung der repräsentativen Wahlstatistik. 

§ 53  
Verwaltungsvorschriften 
Das Staatsministerium des Innern erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 

§ 54  
Fristen, Termine und Form 
(1)	� Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-

verordnungen vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder religiösen Feiertag fällt. 
Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen.

(2)	 �Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, für den Fall einer Auflösung 
des Landtages die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen vorgesehenen Fristen und Termine durch 
Rechtsverordnung abzukürzen. 

(3)	� Soweit in diesem Gesetz oder in der Landeswahlordnung nichts anderes be-
stimmt ist, müssen die nach diesem Gesetz oder der Landeswahlordnung 
vorgeschriebenen Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein und bei der zuständigen Stelle im Original vorliegen. 
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§ 54a  
Einschränkung von Grundrechten 
Durch dieses Gesetz wird das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach 
Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen eingeschränkt. 

§ 54b  
Übergangsvorschrift 
Auf die Rechtsverhältnisse des am 30. August 2009 gewählten 5. Sächsischen 
Landtages findet § 16 Abs. 2 Satz 1 in der bis zum 30. Juli 2014 geltenden Fassung 
weiter Anwendung. 

§ 55  
(Änderung des Abgeordnetengesetzes) 

§ 56  
(In-Kraft-Treten) 

§ 57  
(aufgehoben)
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Anlage zu § 2 Absatz 1 – 
Wahlkreiseinteilung

Wahlkreis (WK) Gebiet des Wahlkreises

Nr. Name

1 Vogtland 1 vom Vogtlandkreis
	− 	die Gemeinde 

Plauen, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 2, 3 und 4)

2 Vogtland 2 vom Vogtlandkreis
	− 	die Gemeinden 

Adorf/Vogtl., Stadt; Bad Brambach;  
Bad Elster, Stadt; Bergen; Bösenbrunn; Eichigt; 
Markneukirchen, Stadt; Mühlental;  
Oelsnitz/Vogtl., Stadt; Pausa-Mühltroff, Stadt; 
Rosenbach/Vogtl.; Schöneck/Vogtl., Stadt; 
Theuma; Tirpersdorf; Triebel/Vogtl.; Weischlitz; 
Werda

(übrige Gemeinden siehe WK 1, 3 und 4)

3 Vogtland 3 vom Vogtlandkreis
	 die Gemeinden
		�  Auerbach/Vogtl., Stadt; Ellefeld;  

Falkenstein/Vogtl., Stadt; Grünbach;  
Klingenthal, Stadt; Muldenhammer;  
Neuensalz; Neustadt/Vogtl.; Treuen, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 1, 2 und 4)

4 Vogtland 4 vom Vogtlandkreis
	− 	die Gemeinden 

�Elsterberg, Stadt; Heinsdorfergrund; Lengenfeld, 
Stadt; Limbach; Netzschkau, Stadt; Neumark; 
Pöhl; Reichenbach im Vogtland, Stadt;  
Rodewisch, Stadt; Steinberg

(übrige Gemeinden siehe WK 1, 2 und 3)

5 Zwickau 1 vom Landkreis Zwickau
	− 	die Gemeinden  

�Crinitzberg; Hartenstein, Stadt; Hartmannsdorf 
b. Kirchberg; Hirschfeld; Kirchberg, Stadt;  
Langenweißbach; Lichtentanne; Mülsen;  
Reinsdorf; Wildenfels, Stadt; Wilkau-Haßlau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 6, 7, 8 und 9)
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6 Zwickau 2 vom Landkreis Zwickau
	− die Gemeinden  

�Crimmitschau, Stadt; Dennheritz; Fraureuth; 
Langenbernsdorf; Neukirchen/Pleiße;  
Werdau, Stadt;

	− �von der Gemeinde Zwickau, Stadt  
der Stadtbezirk West

(übrige Stadtbezirke und Gemeinden siehe  
WK 5, 7, 8 und 9)

7 Zwickau 3 vom Landkreis Zwickau
	− von der Gemeinde Zwickau, Stadt  

die Stadtbezirke Mitte, Ost, Nord und Süd

(übrige Stadtbezirke und Gemeinden siehe  
WK 5, 6, 8 und 9)

8 Zwickau 4 vom Landkreis Zwickau
	− 	die Gemeinden 

�Bernsdorf; Glauchau, Stadt; Lichtenstein/Sa., Stadt; 
Meerane, Stadt; Oberwiera; Remse; Schönberg; 
St. Egidien; Waldenburg, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 5, 6, 7 und 9)

9 Zwickau 5 vom Landkreis Zwickau
	− 	die Gemeinden 

Callenberg; Gersdorf; Hohenstein-Ernstthal, Stadt; 
Limbach-Oberfrohna, Stadt; Niederfrohna;  
Oberlungwitz, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 5, 6, 7 und 8)

10 Chemnitz 1 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− 	�die Stadtteile Altendorf, Grüna, Hutholz, Kaßberg, 

Mittelbach, Morgenleite, Rabenstein,  
Reichenbrand, Röhrsdorf, Rottluff, Schloßchemnitz, 
Siegmar und Stelzendorf

(übrige Stadtteile siehe WK 11 und 12)

11 Chemnitz 2 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− 	�die Stadtteile Borna-Heinersdorf, Ebersdorf, 

Furth, Gablenz, Glösa-Draisdorf, Hilbersdorf,  
Lutherviertel, Sonnenberg, Wittgensdorf,  
Yorckgebiet und Zentrum

(übrige Stadtteile siehe WK 10 und 12)
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12 Chemnitz 3 von der Kreisfreien Stadt Chemnitz
	− 	�die Stadtteile Adelsberg, Altchemnitz, Bernsdorf, 

Einsiedel, Erfenschlag, Euba, Harthau,  
Helbersdorf, Kapellenberg, Kappel, Klaffenbach, 
Kleinolbersdorf-Altenhain, Markersdorf,  
Reichenhain und Schönau

(übrige Stadtteile siehe WK 10 und 11)

13 Erzgebirge 1 vom Erzgebirgskreis
	− 	die Gemeinden 

Amtsberg; Auerbach; Burkhardtsdorf; Gornsdorf; 
Hohndorf; Jahnsdorf/Erzgeb.; Lugau/Erzgeb., Stadt; 
Neukirchen/Erzgeb.; Niederdorf; Niederwürschnitz; 
Oelsnitz/Erzgeb., Stadt; Stollberg/Erzgeb., Stadt; 
Thalheim/Erzgeb., Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 14, 15, 16 und 17)

14 Erzgebirge 2 vom Erzgebirgskreis
	− 	die Gemeinden 

�Aue-Bad Schlema Stadt; Bockau; Eibenstock, Stadt; 
Schneeberg, Stadt; Schönheide; Stützengrün; 
Zschorlau

(übrige Gemeinden siehe WK 13, 15, 16 und 17)

15 Erzgebirge 3 vom Erzgebirgskreis
	− 	die Gemeinden 

�Breitenbrunn/Erzgeb.; Elterlein, Stadt; Grünhain-
Beierfeld, Stadt; Johanngeorgenstadt, Stadt; 
Lauter-Bernsbach, Stadt; Lößnitz, Stadt; Raschau-
Markersbach; Schwarzenberg/Erzgeb., Stadt; 
Zwönitz, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 13, 14, 16 und 17)

16 Erzgebirge 4 vom Erzgebirgskreis
	− 	die Gemeinden 

�Annaberg-Buchholz, Stadt; Bärenstein; Crottendorf; 
Ehrenfriedersdorf, Stadt; Gelenau/Erzgeb.;  
Geyer, Stadt; Jöhstadt, Stadt; Königswalde;  
Mildenau; Oberwiesenthal, Kurort, Stadt;  
Scheibenberg, Stadt; Schlettau, Stadt;  
Sehmatal; Tannenberg; Thermalbad Wiesenbad; 
Thum, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 13, 14, 15 und 17)
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17 Erzgebirge 5 vom Erzgebirgskreis
	− 	die Gemeinden 

�Börnichen/Erzgeb.; Deutschneudorf; Drebach; 
Gornau/Erzgeb.; Großolbersdorf; Großrückers-
walde; Grünhainichen; Heidersdorf;  
Marienberg, Stadt; Olbernhau, Stadt;  
Pockau-Lengefeld, Stadt; Seiffen/Erzgeb., Kurort; 
Wolkenstein, Stadt; Zschopau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 13, 14, 15 und 16)

18 Mittelsachsen 1 vom Landkreis Mittelsachsen
	− 	die Gemeinden 

Augustusburg, Stadt; Brand-Erbisdorf, Stadt; 
Dorfchemnitz; Eppendorf; Flöha, Stadt;  
Großhartmannsdorf; Leubsdorf; Mulda/Sa.;  
Neuhausen/Erzgeb.; Niederwiesa; Oederan, Stadt; 
Rechenberg-Bienenmühle; Sayda, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 19, 20, 21 und 22)

19 Mittelsachsen 2 vom Landkreis Mittelsachsen
	− 	die Gemeinden 

�Bobritzsch-Hilbersdorf; Frauenstein, Stadt;  
Freiberg, Stadt, Universitätsstadt; Großschirma, 
Stadt; Halsbrücke; Lichtenberg/Erzgeb.;  
Oberschöna; Reinsberg; Weißenborn/Erzgeb.

(übrige Gemeinden siehe WK 18, 20, 21 und 22)

20 Mittelsachsen 3 vom Landkreis Mittelsachsen
	− 	die Gemeinden 

�Altmittweida; Erlau; Frankenberg/Sa., Stadt; Hai-
nichen, Stadt; Kriebstein; Lichtenau; Mittweida, 
Stadt, Hochschulstadt; Rossau; Striegistal

(übrige Gemeinden siehe WK 18, 19, 21 und 22)

21 Mittelsachsen 4 vom Landkreis Mittelsachsen
	− 	die Gemeinden 

�Döbeln, Stadt; Großweitzschen; Hartha, Stadt; 
Leisnig, Stadt; Ostrau; Roßwein, Stadt;  
Waldheim, Stadt; Zschaitz-Ottewig

(übrige Gemeinden siehe WK 18, 19, 20 und 22)
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22 Mittelsachsen 5 vom Landkreis Mittelsachsen
	− 	die Gemeinden 

�Burgstädt, Stadt; Claußnitz; Geringswalde, Stadt; 
Hartmannsdorf; Königsfeld; Königshain-Wiederau; 
Lunzenau, Stadt; Mühlau; Penig, Stadt;  
Rochlitz, Stadt; Seelitz; Taura; Wechselburg; Zettlitz

(übrige Gemeinden siehe WK 18, 19, 20 und 21)

23 Leipzig Land 1 vom Landkreis Leipzig
	− 	die Gemeinden 

�Borna, Stadt; Frohburg, Stadt; Geithain, Stadt; 
Kitzscher, Stadt; Neukieritzsch; Regis-Breitingen, 
Stadt; Rötha, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 24, 25 und 26)

24 Leipzig Land 2 vom Landkreis Leipzig
	− 	die Gemeinden 

Böhlen, Stadt; Elstertrebnitz; Groitzsch, Stadt; 
Markkleeberg, Stadt; Markranstädt, Stadt; 
Pegau, Stadt; Zwenkau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 23, 25 und 26)

25 Leipzig Land 3 vom Landkreis Leipzig
	− 	die Gemeinden 

�Bad Lausick, Stadt; Belgershain; Colditz, Stadt; 
Grimma, Stadt; Großpösna; Naunhof, Stadt;  
Otterwisch; Parthenstein

(übrige Gemeinden siehe WK 23, 24 und 26)

26 Leipzig Land 4 vom Landkreis Leipzig
	− 	die Gemeinden 

Bennewitz; Borsdorf; Brandis, Stadt; Lossatal; 
Machern; Thallwitz; Trebsen/Mulde, Stadt;  
Wurzen, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 23, 24 und 25)

27 Leipzig 1 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− 	�der Stadtbezirk Ost ohne die Ortsteile Neustadt-

Neuschönefeld und Volkmarsdorf,
	− 	�vom Stadtbezirk Südost die Ortsteile Holzhausen 

und Stötteritz

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 28, 29, 30, 31, 32 und 33)
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28 Leipzig 2 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Süd,
	− vom Stadtbezirk Südost die Ortsteile  

Liebertwolkwitz, Meusdorf und Probstheida

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 29, 30, 31, 32 und 33)

29 Leipzig 3 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk West,
	− der Stadtbezirk Südwest ohne die Ortsteile  

Plagwitz und Schleußig,
	− vom Stadtbezirk Altwest der Ortsteil  

Burghausen-Rückmarsdorf

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 28, 30, 31, 32 und 33)

30 Leipzig 4 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Alt-West ohne den Ortsteil  

Burghausen-Rückmarsdorf,
	− vom Stadtbezirk Südwest die Ortsteile Plagwitz 

und Schleußig,
	− vom Stadtbezirk Nordwest der Ortsteil  

Lützschena-Stahmeln

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 28, 29, 31, 32 und 33)

31 Leipzig 5 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Mitte,
	− vom Stadtbezirk Südost der Ortsteil  

Reudnitz-Thonberg

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 28, 29, 30, 32 und 33)

32 Leipzig 6 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Nordwest ohne den Ortsteil  

Lützschena-Stahmeln,
	− der Stadtbezirk Nord ohne die Ortsteile Seehausen 

und Wiederitzsch

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 28, 29, 30, 31 und 33)
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33 Leipzig 7 von der Kreisfreien Stadt Leipzig
	− der Stadtbezirk Nordost,
	− vom Stadtbezirk Nord die Ortsteile Seehausen 

und Wiederitzsch,
	− vom Stadtbezirk Ost die Ortsteile  

Neustadt-Neuschönefeld und Volkmarsdorf

(übrige Stadtbezirke und Ortsteile siehe  
WK 27, 28, 29, 30, 31 und 32)

34 Nordsachsen 1 vom Landkreis Nordsachsen
	− die Gemeinden 

Delitzsch, Stadt; Krostitz; Löbnitz; Rackwitz; 
Schkeuditz, Stadt; Schönwölkau; Wiedemar

(übrige Gemeinden siehe WK 35 und 36)

35 Nordsachsen 2 vom Landkreis Nordsachsen
	− die Gemeinden 

Bad Düben, Stadt; Doberschütz; Dommitzsch, 
Stadt; Eilenburg, Stadt; Elsnig; Jesewitz; Laußig; 
Mockrehna; Taucha, Stadt; Trossin; Zschepplin

(übrige Gemeinden siehe WK 34 und 36)

36 Nordsachsen 3 vom Landkreis Nordsachsen
	− die Gemeinden 

Arzberg; Beilrode; Belgern-Schildau, Stadt;  
Cavertitz; Dahlen, Stadt; Dreiheide;  
Liebschützberg; Mügeln, Stadt; Naundorf; 
Oschatz, Stadt; Torgau, Stadt; Wermsdorf

(übrige Gemeinden siehe WK 34 und 35)

37 Meißen 1 vom Landkreis Meißen
	− die Gemeinden 

Diera-Zehren; Hirschstein; Käbschütztal;  
Lommatzsch, Stadt; Riesa, Stadt; Stauchitz; 
Strehla, Stadt; Zeithain

(übrige Gemeinden siehe WK 38, 39 und 40)

38 Meißen 2 vom Landkreis Meißen
	− die Gemeinden 

Ebersbach; Glaubitz; Gröditz, Stadt; Großenhain, 
Stadt; Lampertswalde; Nünchritz; Priestewitz; 
Radeburg, Stadt; Röderaue; Schönfeld;  
Thiendorf; Wülknitz

(übrige Gemeinden siehe WK 37, 39 und 40)

190



Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlgesetz – SächsWahlG) 

39 Meißen 3 vom Landkreis Meißen
	− die Gemeinden 

Klipphausen; Meißen, Stadt; Niederau;  
Nossen, Stadt; Weinböhla

(übrige Gemeinden siehe WK 37, 38 und 40)

40 Meißen 4 vom Landkreis Meißen
	− die Gemeinden 

Coswig, Stadt; Moritzburg; Radebeul, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 37, 38 und 39)

41 Dresden 1 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Klotzsche,
	− der Ortsamtsbereich Neustadt ohne die Stadtteile 

Innere Neustadt mit Antonstadt-Süd und  
Leipziger Vorstadt,

	− vom Ortsamtsbereich Loschwitz der Stadtteil 
Dresdner Heide, die Ortschaften Langebrück, 
Schönborn, Schönfeld-Weißig und Weixdorf

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 42, 43, 44, 45, 46 und 47)

42 Dresden 2 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Leuben,
	− der Ortsamtsbereich Loschwitz ohne den Stadtteil 

Dresdner Heide,
	− vom Ortsamtsbereich Prohlis die Stadtteile  

Niedersedlitz, Prohlis-Nord und Prohlis-Süd

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 43, 44, 45, 46 und 47)

43 Dresden 3 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Plauen,
	− vom Ortsamtsbereich Prohlis die Stadtteile 

Leubnitz-Neuostra mit Torna und Mockritz-Ost, 
Lockwitz mit Kauscha, Luga und Nickern sowie 
Reick

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 44, 45, 46 und 47)

44 Dresden 4 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Blasewitz ohne den  

Stadtteil Striesen-Süd mit Johannstadt-Südost

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 43, 45, 46 und 47)
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45 Dresden 5 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Altstadt ohne die Stadtteile 

Friedrichstadt und Wilsdruffer Vorstadt/Seevor-
stadt-West,

	− vom Ortsamtsbereich Blasewitz der Stadtteil 
Striesen-Süd mit Johannstadt-Südost,

	− vom Ortsamtsbereich Neustadt der Stadtteil  
Innere Neustadt mit Antonstadt-Süd und  
Leipziger Vorstadt,

	− vom Ortsamtsbereich Prohlis der Stadtteil Strehlen

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 43, 44, 46 und 47)

46 Dresden 6 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Cotta ohne den Stadtteil 

Cotta mit Friedrichstadt-Südwest,  
die Ortschaften Altfranken, Cossebaude,  
Gompitz, Mobschatz und Oberwartha

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 43, 44, 45 und 47)

47 Dresden 7 von der Kreisfreien Stadt Dresden
	− der Ortsamtsbereich Pieschen,
	− vom Ortsamtsbereich Altstadt die Stadtteile 

Friedrichstadt und Wilsdruffer Vorstadt/Seevor-
stadt-West,

	− vom Ortamtsbereich Cotta der Stadtteil Cotta mit 
Friedrichstadt-Südwest

(übrige Ortsamtsbereiche/Ortschaften und Stadtteile 
siehe WK 41, 42, 43, 44, 45 und 46)

48 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 1

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Dorfhain; Freital, Stadt; Tharandt, Stadt;  
Wilsdruff, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 49, 50 und 51)

49 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 2

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Altenberg, Stadt; Bannewitz; Dippoldiswalde, Stadt; 
Glashütte, Stadt; Hartmannsdorf-Reichenau; 
Hermsdorf/Erzgeb.; Klingenberg; Kreischa;  
Rabenau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 50 und 51)
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50 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 3

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Bad Gottleuba-Berggießhübel, Stadt; Bahretal; 
Dohma; Dohna, Stadt; Heidenau, Stadt;  
Liebstadt, Stadt; Müglitztal; Pirna, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 49 und 51)

51 Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 4

vom Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge
	− die Gemeinden 

Bad Schandau, Stadt; Dürrröhrsdorf-Dittersbach; 
Gohrisch; Hohnstein, Stadt; Königstein/Sächs. 
Schw., Stadt; Lohmen; Neustadt i. Sa., Stadt; 
Rathen, Kurort; Rathmannsdorf; Reinhardtsdorf-
Schöna; Rosenthal-Bielatal; Sebnitz, Stadt; 
Stadt Wehlen, Stadt; Stolpen, Stadt; Struppen

(übrige Gemeinden siehe WK 48, 49 und 50)

52 Bautzen 1 vom Landkreis Bautzen
	− die Gemeinden 

Bischofswerda, Stadt; Burkau; Cunewalde;  
Demitz-Thumitz; Frankental; Göda; Großharthau; 
Großpostwitz/O. L.; Neukirch/Lausitz; Obergurig; 
Rammenau; Schirgiswalde-Kirschau, Stadt; 
Schmölln-Putzkau; Sohland a. d. Spree;  
Steinigtwolmsdorf; Wilthen, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 53, 54, 55 und 56)

53 Bautzen 2 vom Landkreis Bautzen
	− die Gemeinden 

Arnsdorf; Crostwitz; Elstra, Stadt; Großnaundorf; 
Großröhrsdorf, Stadt; Haselbachtal;  
Kamenz, Stadt; Lichtenberg; Nebelschütz; 
Ohorn; Panschwitz-Kuckau; Pulsnitz, Stadt;  
Räckelwitz; Ralbitz-Rosenthal; Steina

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 54, 55 und 56)

54 Bautzen 3 vom Landkreis Bautzen
	− die Gemeinden 

Bernsdorf, Stadt; Königsbrück, Stadt; Laußnitz; 
Lauta, Stadt; Neukirch; Oßling; Ottendorf-Okrilla; 
Radeberg, Stadt; Schwepnitz; Wachau;  
Wittichenau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 55 und 56)
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55 Bautzen 4 vom Landkreis Bautzen
	− die Gemeinden 

Elsterheide; Hoyerswerda, Stadt; Königswartha; 
Lohsa; Neschwitz; Puschwitz; Radibor; Spreetal

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 54 und 56)

56 Bautzen 5 vom Landkreis Bautzen
	− die Gemeinden 

Bautzen, Stadt; Doberschau-Gaußig; Großdubrau; 
Hochkirch; Kubschütz; Malschwitz;  
Weißenberg, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 52, 53, 54 und 55)

57 Görlitz 1 vom Landkreis Görlitz
	− die Gemeinden 

Bad Muskau, Stadt; Boxberg/O. L.; Gablenz; 
Groß Düben; Hähnichen; Hohendubrau; Horka; 
Kodersdorf; Krauschwitz i. d. O. L.; Kreba-Neudorf; 
Mücka; Neißeaue; Niesky, Stadt; Quitzdorf am See; 
Rietschen; Rothenburg/O. L., Stadt; Schleife; 
Schöpstal; Trebendorf; Waldhufen; Weißkeißel; 
Weißwasser/O. L., Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 58, 59 und 60)

58 Görlitz 2 vom Landkreis Görlitz
	− die Gemeinden 

Görlitz, Stadt; Königshain; Markersdorf; 
Reichenbach/O. L., Stadt; Vierkirchen

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 59 und 60)

59 Görlitz 3 vom Landkreis Görlitz
	− die Gemeinden 

Beiersdorf; Bernstadt a. d. Eigen, Stadt;  
Dürrhennersdorf; Ebersbach-Neugersdorf, Stadt; 
Großschweidnitz; Herrnhut, Stadt; Kottmar;  
Lawalde; Löbau, Stadt; Neusalza-Spremberg, 
Stadt; Oppach; Ostritz, Stadt; Rosenbach;  
Schönau-Berzdorf a. d. Eigen; Schönbach

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 58 und 60)

60 Görlitz 4 vom Landkreis Görlitz
	− die Gemeinden 

Bertsdorf-Hörnitz; Großschönau; Hainewalde; 
Jonsdorf, Kurort; Leutersdorf; Mittelherwigsdorf; 
Oderwitz; Olbersdorf; Oybin; Seifhennersdorf, 
Stadt; Zittau, Stadt

(übrige Gemeinden siehe WK 57, 58 und 59)

194



Gesetz über die Prüfung der Wahlen zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlprüfungsgesetz – SächsWprG) 

Gesetz über die Prüfung der Wahlen 
zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlprüfungs-
gesetz – SächsWprG)

195



Gesetz über die Prüfung der Wahlen  
zum Sächsischen Landtag 
(Sächsisches Wahlprüfungsgesetz – 
SächsWprG) 
Sächsisches Wahlprüfungsgesetz vom 22. Juni 1994 (SächsGVBl. S. 1249)

Der Sächsische Landtag hat am 26. Mai 1994 das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1  
Wahlanfechtung und Anfechtungsgründe 
(1)	� Über die Gültigkeit der Wahlen zum Sächsischen Landtag entscheidet vorbe-

haltlich der Beschwerde zum Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 
gemäß Artikel 45 Abs. 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen der Landtag. 
Die Verfassungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit des Gesetzes über die Wahlen 
zum Sächsischen Landtag und der Landeswahlordnung in der jeweils gelten-
den Fassung können im Wahlprüfungsverfahren nicht nachgeprüft werden.

(2)	� Wahlen zum Sächsischen Landtag sind im Wahlprüfungsverfahren ganz oder 
teilweise für ungültig zu erklären, wenn die Verteilung der Abgeordnetensitze 
dadurch beeinflußt worden sein kann, daß 

	 a.	 �bei der Vorbereitung oder Durchführung der Wahl zwingende Vorschriften 
des Gesetzes über die Wahlen zum Sächsischen Landtag oder der Landes-
wahlordnung unbeachtet geblieben oder unrichtig angewendet worden 
sind oder 

	 b.	� fehlerhafte Entscheidungen der Wahlorgane bei der Zulassung oder Zurück-
weisung von Wahlvorschlägen oder bei der Feststellung des Wahlergeb-
nisses ergangen sind oder 

	 c.	� Wahlbewerber oder Dritte sich bei der Wahl eines vollendeten Vergehens 
im Sinne der §§ 107, 107a, 107b, 107c, 108, 108a, 108b, 108d Satz 2 
oder 240 des Strafgesetzbuchs schuldig gemacht haben. 

(3)	 �Soweit eine Wahl für ungültig erklärt wird, sind die Folgerungen festzustellen, 
die sich daraus ergeben. 

§ 2  
Einspruch, Einspruchsfrist 
(1)	� Die Prüfung erfolgt nur auf Einspruch. 
(2)	� Den Einspruch kann jeder an dieser Wahl zum Landtag Wahlberechtigte, jede 

an dieser Wahl beteiligte Partei, jede bei dieser Wahl als Unterzeichner oder 
Mitunterzeichner eines Wahlvorschlags aufgetretene Gruppe von Wahlberech-
tigten und in amtlicher Eigenschaft der Landeswahlleiter und der Präsident 
des Sächsischen Landtages einlegen. 

(3)	� Der Einspruch ist schriftlich beim Landtag einzureichen und zu begründen; 
bei gemeinschaftlichen Einsprüchen soll ein Bevollmächtigter benannt werden. 
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(4)	� Der Einspruch muß beim Landtag binnen eines Monats nach Bekanntmachung 
des endgültigen Ergebnisses der Wahl einschließlich der Sitzverteilung ein-
gehen. Werden dem Präsidenten des Landtages nach Ablauf dieser Frist Um-
stände bekannt, die einen Wahlmangel begründen könnten, kann er innerhalb 
eines Monats nach Bekanntwerden dieser Umstände Einspruch einlegen.

(5)	� Die Vorschriften gelten entsprechend beim späteren Erwerb der Mitgliedschaft. 
(6)	 �Wird der Einspruch zurückgenommen, kann der Landtag das Verfahren ein-

stellen. 
(7)	� Die Erweiterung des Einspruchs und das Nachschieben von Wahlanfechtungs-

gründen nach Ablauf der Einspruchsfrist sind unzulässig. 

§ 3  
Wahlprüfungsausschuß 
(1)	� Die Entscheidung des Landtages wird durch den Wahlprüfungsausschuß vor-

bereitet. 
(2)	� Der Wahlprüfungsausschuß besteht aus sieben ordentlichen Mitgliedern, 

sieben Stellvertretern und je einem ständigen beratenden Mitglied der Frak-
tionen, die in ihm nicht durch ordentliche Mitglieder vertreten sind. Er wird 
vom Landtag aus seinen Mitgliedern für die Dauer der Wahlperiode gewählt. 
Der Wahlprüfungsausschuß wird innerhalb und außerhalb der Sitzungen und 
Beratungen von der Landtagsverwaltung unterstützt.

(3)	� Der Wahlprüfungsausschuß wählt mit Stimmenmehrheit aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des ältesten Mitglieds.

§ 4  
Beschlußfähigkeit 
Der Wahlprüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend oder vertreten ist. Er beschließt mit 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimment-
haltungen werden für die Ermittlung der Stimmenmehrheit nicht berücksichtigt.

§ 5  
Vorprüfung des Einspruchs 
(1)	� Der Vorsitzende bestimmt für jeden Einspruch einen Berichterstatter. 
(2)	� Der Wahlprüfungsausschuß prüft, ob der Einspruch form- und fristgerecht 

eingelegt ist. Er klärt den Sachverhalt soweit auf, daß möglichst nach einem 
einzigen Verhandlungstermin die Schlußentscheidung erfolgen kann.

(3)	� Im Rahmen seiner Prüfung ist der Wahlprüfungsausschuß berechtigt, Aus-
künfte einzuholen sowie Zeugen und Sachverständige gerichtlich vernehmen 
und vereidigen zu lassen, soweit deren Anwesenheit im Verhandlungstermin 
nicht erforderlich ist oder nicht zweckmäßig erscheint. 

(4)	� Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden haben dem Wahlprüfungsausschuß 
Rechts- und Amtshilfe zu leisten. Zu der anstehenden Vernehmung von  
Zeugen und Sachverständigen sind die Beteiligten des Abs. 1 und 2 mindes-
tens eine Woche vorher zu benachrichtigen; sie haben das Recht, Fragen 
stellen zu lassen und den Vernommenen Vorhalte machen zu lassen.
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§ 6  
Verfahren bis zur Schlußentscheidung 
(1)	� Vor seiner Schlußentscheidung kann der Wahlprüfungsausschuß von einer 

mündlichen Verhandlung absehen, wenn seine Prüfung ergeben hat, daß 
	





1.	� der Einspruch nicht fristgerecht eingelegt worden ist, 
2.	 �der Einspruch den Vorschriften des § 2 Abs. 3 nicht entspricht und dem 

Mangel innerhalb einer vom Ausschußvorsitzenden gesetzten Frist nicht 
abgeholfen worden ist 

		 oder 
3.	� der Einspruch offensichtlich unbegründet ist. 

(2)	� Von einer mündlichen Verhandlung kann auch abgesehen werden, wenn alle 
Beteiligten nach § 7 Abs. 3 auf einen Verhandlungstermin verzichten. 

§ 7  
Ladung zur mündlichen Verhandlung 
(1)	� Zu den Verhandlungsterminen sind mindestens eine Woche vorher der Ein-

spruchsführer und der betroffene Abgeordnete, dessen Wahl angefochten 
ist, zu laden. Wenn mehrere Personen gemeinschaftlich Einspruch eingelegt 
haben, genügt die Ladung eines Bevollmächtigten oder eines der Antragsteller.

(2)	� Von dem Verhandlungstermin sind gleichzeitig zu benachrichtigen: 
	



1.	� Präsident des Landtages, 
2.	� das Staatsministerium des Innern, 
3.	 �der Landeswahlleiter, 

	 4.	 �die Fraktion des Landtages, der der betroffene Abgeordnete angehört. 
(3)	 �Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten sind Beteiligte an dem Verfahren.  

Sie haben ein selbständiges Antragsrecht und das Recht auf Einsicht in die 
Akten des jeweiligen Wahlprüfungsverfahrens im Büro des Landtages.

§ 8  
Mündliche Verhandlung 
(1)	� Die mündliche Verhandlung findet öffentlich statt; §§ 171b, 172 des Gerichts-

verfassungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. Zu Beginn der münd-
lichen Verhandlung trägt der Berichterstatter den Sachverhalt vor und be-
richtet über das Ergebnis der Vorprüfung. Sodann erhalten auf Verlangen der 
Einspruchsführer oder die Bevollmächtigten, die sonstigen Beteiligten und 
der betroffene Abgeordnete das Wort.

(2)	 �Geladene Zeugen und Sachverständige sind erforderlichenfalls zu hören 
und, falls der Wahlprüfungsausschuß dies für geboten hält, zu vereidigen. 
Die Beteiligten haben das Recht, Zeugen und Sachverständigen durch den 
Vorsitzenden sachdienliche Fragen vorlegen zu lassen. Nach Abschluß einer 
etwaigen Beweisaufnahme ist den Beteiligten Gelegenheit zu Ausführungen 
zu geben. Das Schlußwort gebührt dem Einspruchsführer.

(3)	 �Über die mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden zu unterzeich-
nende Niederschrift aufzunehmen, in der der wesentliche Inhalt der Aus
sagen der Zeugen und Sachverständigen wiederzugeben ist. 
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§ 9  
Anwendung der Vorschriften für den Zivilprozeß 
Für die Befugnisse des Vorsitzenden in der mündlichen Verhandlung, die Rechte 
und Pflichten der Zeugen und Sachverständigen sowie für Vereidigungen, Zustel-
lungen, Ladungen, Termine und Fristen gelten die Vorschriften für den Zivilprozeß 
entsprechend. 

§ 10  
Beratung im Wahlprüfungsausschuß 
(1)	� Der Wahlprüfungsausschuß berät geheim über das Ergebnis der Verhandlung. 
(2)	� An der Schlußberatung können nur diejenigen ordentlichen Mitglieder oder 

deren Vertreter und die beratenden Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses  
teilnehmen, die der mündlichen Verhandlung beigewohnt haben. § 3 Abs. 2 
Satz 3 bleibt unberührt.

(3)	� Bei der Schlußentscheidung der Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses 
gilt Stimmenthaltung als Ablehnung. 

§ 11  
Beschluß des Wahlprüfungsausschusses 
Der Beschluß des Wahlprüfungsausschusses ist schriftlich niederzulegen; er 
muß dem Landtag eine Entscheidung über die Gültigkeit der angefochtenen 
Wahl unter Beachtung von § 1 Abs. 3 vorschlagen. Dem Beschluß ist ein Bericht 
beizugeben, in dem die wesentlichen Tatsachen und Gründe, auf denen die Ent-
scheidung beruht, anzugeben sind. Wegen der Einzelheiten ist eine Bezugnahme 
auf den Akteninhalt zulässig.

§ 12  
Vorlage an den Landtag 
Der Beschluß ist als Beschlußempfehlung des Wahlprüfungsausschusses an den 
Landtag zu leiten und spätestens drei Tage vor der Beratung im Landtag an sämtli-
che Abgeordnete zu verteilen. Die Beschlußempfehlung ist auf die Tagesordnung 
der nächsten Plenarsitzung zu setzen. Bei der Beratung kann der der Beschluß-
empfehlung beigegebene Bericht durch mündliche Ausführungen des Bericht
erstatters ergänzt werden.

§ 13  
Entscheidung des Landtages 
(1)	� Der Landtag beschließt über die Beschlußempfehlung des Wahlprüfungs-

ausschusses mit einfacher Mehrheit. Der Landtag kann die Beschlußempfeh-
lung des Wahlprüfungsausschusses nur im ganzen annehmen oder ablehnen. 
Wenn er die Beschlußempfehlung ablehnt, gilt diese als an den Ausschuß 
zurückverwiesen. Falls der Landtag die Beschlußempfehlung ablehnt, kann 
er dem Ausschuß die Nachprüfung bestimmter tatsächlicher oder rechtlicher 
Umstände aufgeben.

(2)	 �Der Wahlprüfungsausschuß hat nach erneuter mündlicher Verhandlung ge-
mäß §§ 7 bis 12 dem Landtag eine neue Beschlußempfehlung vorzulegen. 
Diese kann nur abgelehnt werden durch Annahme eines Antrags, der den 
Anforderungen des § 11 genügt.
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(3)	 �Der Beschluß des Landtages ist den Beschwerdebefugten im Sinne von § 32 
Satz 2 des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 
(Sächsisches Verfassungsgerichtshofsgesetz – SächsVerfGHG) vom 18. Feb-
ruar 1993 (SächsGVBl. S. 177) mit einer Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. 
Den übrigen Beteiligten (§ 7 Abs. 1 und 2) ist der Beschluß des Landtages 
bekanntzugeben.

§ 14  
Einspruch nach Ablauf der Einspruchsfrist 
Ergeben sich Zweifel, ob ein Abgeordneter im Zeitpunkt der Wahl wählbar war, so 
kann auch nach Ablauf der Einspruchsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 1) der Präsident des 
Landtages Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl dieses Abgeordneten einlegen. 
Er muß dies tun, wenn 20 Abgeordnete es verlangen.

§ 15  
Nachträgliches Wahlprüfungsverfahren 
(1)	� Nach den Vorschriften dieses Gesetzes ist auch zu verfahren, wenn darüber 

zu entscheiden ist, ob ein Abgeordneter des Landtages die Mitgliedschaft 
nachträglich verloren hat (Artikel 45 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Frei-
staates Sachsen). Der Antrag auf Entscheidung des Landtages kann mit  
Ausnahme der Fälle, in denen der Präsident des Landtages oder der Verfas-
sungsgerichtshof des Freistaates Sachsen über den Verlust der Mitgliedschaft 
entschieden hat – § 46 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SächsWahlG –, jederzeit gestellt 
werden.

(2)	� Gemäß § 46 Abs. 3 Satz 3 SächsWahlG kann der Betroffene die Entscheidung 
des Landtages im Wahlprüfungsverfahren beantragen, wenn der Präsident 
des Landtages oder ein Landtagsausschuß entschieden hat. 

§ 16  
Wirkung der Entscheidung des Landtages 
(1)	 �Stellt der Landtag im Wahlprüfungsverfahren den Verlust eines Abgeordneten-

mandats fest, so behält der Abgeordnete seine Rechte und Pflichten bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung. 

(2)	� Der Landtag kann jedoch mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
beschließen, daß der Abgeordnete bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
nicht mehr an den Arbeiten des Landtages teilnehmen kann. 

(3)	 �Wird gegen die gemäß Absatz 1 ergangene Entscheidung des Landtages Be-
schwerde eingelegt, so kann der Verfassungsgerichtshof des Freistaates 
Sachsen auf Antrag des Beschwerdeführers den gemäß Absatz 2 ergangenen 
Beschluß durch einstweilige Anordnung aufheben oder, falls ein solcher Be-
schluß nicht gefaßt worden ist, auf Antrag eines Fünftels der Mitglieder des 
Landtages eine Anordnung gemäß Absatz 2 treffen. 

§ 17  
Kosten des Verfahrens 
(1)	 �Die Kosten des Verfahrens beim Landtag trägt der Freistaat Sachsen. Dem 

Einspruchsführer, der nicht in amtlicher Eigenschaft handelt, können not-
wendige Auslagen erstattet werden, wenn dem Einspruch stattgegeben oder 
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der Einspruch nur deshalb zurückgewiesen wurde, weil der geltend gemachte 
Mangel keinen Einfluß auf das Wahlergebnis gehabt hat.

(2)	 �Über die Erstattung von Auslagen nach Absatz 1 Satz 2 ist in dem Beschluß 
des Landtages zu entscheiden. 

§ 18  
Mitwirkung Beteiligter im Wahlprüfungsverfahren 
(1)	 �Von der Beratung und Beschlußfassung im Wahlprüfungsverfahren ist der 

Abgeordnete ausgeschlossen, dessen Wahl zur Prüfung steht. 
(2)	� Das gilt nicht, wenn in einem Verfahren die Wahl von mindestens zehn Abge-

ordneten angefochten wird. 

§ 19  
Änderung des SächsWahlG 
Das Gesetz über die Wahlen zum Sächsischen Landtag (SächsWahlG) vom 5. August 
1993 (SächsGVBl. S. 723) in der Fassung des Gesetzes vom 17. März 1994 
(SächsGVBl. S. 461) wird wie folgt geändert: 
1.	� § 46 Abs. 1 Nr. 1 wird durch folgende Nr. 1 und 2 ersetzt: 
	


„�1.	 in den Fällen der Nr. 1 und 3 der Landtag im Wahlprüfungsverfahren, 
	�	 2.	� in den Fällen der Nr. 2 und 4 der Landtag oder ein von ihm beauftragter 

Ausschuß“ 
2.	� In § 46 Abs. 1 wird die bisherige Nr. 2 die Nr. 3, die bisherige Nr. 3 die Nr. 4. 
3.	� Nach § 49 wird folgender § 49a eingefügt: 
	 „§ 49a 
	






Staatliche Mittel für andere Wahlkreisvorschläge
(1)	� Bewerber eines nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 von Wahlberechtigten 

eingereichten Wahlvorschlages, die nach dem endgültigen Wahlergebnis 
mindestens 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis abgegebenen gültigen 
Direktstimmen erreicht haben, erhalten je gültige Stimme 5,00 Deutsche 
Mark. Die Mittel sind im Staatshaushaltsplan auszubringen. 

(2)	� Die Festsetzung und die Auszahlung der staatlichen Mittel sind von dem 
Bewerber innerhalb von zwei Monaten nach dem Zusammentritt des 
Sächsischen Landtages beim Präsidenten des Sächsischen Landtages zu 
beantragen; danach eingehende Anträge bleiben unberücksichtigt. Der 
Betrag wird vom Präsidenten des Sächsischen Landtages festgesetzt und 
ausgezahlt. 

(3)	� Die Vorschriften des Parteiengesetzes über die absolute und relative Ober-
grenze finden keine Anwendung.“ 

§ 20  
Inkrafttreten 
(1)	 �Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
(2)	� Gleichzeitig wird das Gesetz zur übergangsweisen Regelung der Erstattung 

von Wahlkampfkosten für die Wahlen zum Sächsischen Landtag (Wahlkampf-
kosten-Übergangsgesetz – WKÜG) vom 16. Oktober 1992 (SächsGVBl. S. 473) 
aufgehoben.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Gesetz zur Rechtsstellung  
und Finanzierung der Fraktionen  
des Sächsischen Landtages  
(Fraktionsrechtsstellungsgesetz) 
Fraktionsrechtsstellungsgesetz vom 24. August 1998 (SächsGVBl. S. 459, 1999 
S. 130), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 
(SächsGVBl. S. 782) geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 23. Juli 1998 das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1  
Bildung, Rechtsstellung und Aufgaben der Fraktionen 
(1)	� Die Mitglieder des Sächsischen Landtages können sich unter den in der Ge-

schäftsordnung des Sächsischen Landtages geregelten Voraussetzungen zu 
Fraktionen zusammenschließen. Das Nähere über die Bildung einer Fraktion 
sowie über ihre Rechte und Pflichten bestimmt die Geschäftsordnung des 
Sächsischen Landtages. Die verfassungsrechtliche Stellung der Mitglieder 
des Sächsischen Landtages, insbesondere die Freiheit ihres Mandates, wird 
durch dieses Gesetz nicht eingeschränkt.

(2)	 �Fraktionen sind als unabhängige und rechtlich selbständige Gliederungen 
des Sächsischen Landtages mit eigenen Rechten und Pflichten ausgestattete 
Vereinigungen des Parlamentsrechts mit originärem Rechtscharakter, die 
unter ihrem Namen klagen und verklagt werden können. Sie üben keine öf-
fentliche Gewalt aus, sind nicht Teil der Verwaltung und unterliegen keiner 
Staatsaufsicht.

(3)	 �Fraktionen haben sich eine Satzung zu geben, in der insbesondere ihre Ver-
tretung zu regeln ist. Die Satzung ist bei dem Präsidenten des Sächsischen 
Landtages zu hinterlegen.

(4)	� Die Fraktionen dienen der politischen Willensbildung im Sächsischen Land-
tag nach den Grundsätzen der parlamentarischen Demokratie. Sie koordinie-
ren die Kontrolle der Staatsregierung, unterstützen die politisch-parlamenta-
rische Tätigkeit ihrer Mitglieder nach innen und außen einschließlich darauf 
bezogener spezifischer Schulungsmaßnahmen im Einzelfall und ermöglichen 
ein aufeinander abgestimmtes Verfolgen gemeinsamer politischer Ziele. Sie 
können insbesondere mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten, regionale 
und überregionale sowie internationale Kontakte pflegen. Die Fraktionen 
dürfen die Öffentlichkeit über ihre Ziele und Tätigkeit informieren; sie dürfen 
sich dabei auch mit gesellschaftspolitischen Fragen befassen, die mit ihrer 
Tätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 

§ 2  
Leistungen an Fraktionen 
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erhalten die Fraktionen Zuschüsse nach § 3 
sowie sonstige Zuschüsse für bestimmte Zwecke, soweit dies gesetzlich bestimmt 
ist oder es der Haushaltsplan des Freistaates Sachsen vorsieht. Den Fraktionen 
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werden vom Landtag die zu ihrer Aufgabenerledigung notwendigen Räume sowie 
die dazu notwendigen Sach- und Dienstleistungen einschließlich der durch den 
Landtag zur Verfügung gestellten Informations- und Kommunikationseinrich
tungen nach Maßgabe des Haushaltsplanes des Freistaates Sachsen unentgeltlich 
überlassen. Die Leistungen nach Satz 1 und 2 dürfen nicht für Zwecke der Parteien 
verwendet werden.

§ 3  
Fraktionszuschüsse 
(1)	 �Die Fraktionen erhalten monatliche Zuschüsse zur Deckung ihres allgemei-

nen Bedarfs, deren Höhe im Haushaltsplan des Freistaates Sachsen rechts-
verbindlich festgesetzt wird. Der Zuschuß besteht aus einem Grundbetrag  
für jede Fraktion, aus einem Betrag für jedes Mitglied und einem weiteren 
Zuschlag für jede Fraktion, die nicht die Staatsregierung trägt (Oppositions-
zuschlag).

(2)	 �Eine Fraktion erhält den Zuschuß nach Absatz 1 für jeden Monat, in dem sie 
nach der Geschäftsordnung des Sächsischen Landtages die Rechtsstellung 
einer Fraktion hat, letztmals jedoch für den Monat, in dem die Wahlperiode 
endet. Ändern sich die für die Bemessung des Zuschusses maßgeblichen 
Umstände, so werden die Zuschüsse in der bisherigen Höhe bis zum Ende 
des Monats weitergezahlt, in dem die Änderung eintrat. Entsprechendes gilt, 
wenn die Rechtsstellung der Fraktion entfällt.

(3)	� Die Fraktionen sind berechtigt, die in einem Haushaltsjahr nicht veraus
gabten Zuschüsse nach Absatz 1 für die Zwecke dieser Vorschrift in das auf 
das jeweilige Haushaltsjahr folgende Jahr zu übertragen, soweit diese nicht 
25 vom Hundert der jährlichen Fraktionszuschüsse überschreiten. Die Frak
tionen dürfen eine allgemeine Rücklage bilden und aus den Zuschüssen 
nach Absatz 1 auch über die Wahlperiode hinaus Mittel übertragen. Soweit 
eine Fraktion Darlehen oder Kredite aufnimmt, sind diese spätestens zum 
Ende der laufenden Wahlperiode abzulösen; die Rückführung ist in den jähr-
lichen Rechnungslegungen gesondert nachzuweisen. 

§ 4  
Buchführung 
Erhalten die Fraktionen Zuschüsse nach § 2, so haben sie über die Einnahmen 
und Ausgaben nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 gesondert Buch zu führen. Aus den 
Zuschüssen beschaffte Sachen im Wert von mehr als 400 EUR sind in einem  
besonderen Nachweis aufzuführen. 

§ 5  
Rechnungslegung der Fraktionen 
(1)	 �Die Fraktionen haben über ihre Einnahmen und Ausgaben Rechnung zu legen. 

Die Rechnung muß jeweils ein Kalenderjahr umfassen.
(2)	� Die Rechnung ist von dem Fraktionsvorsitzenden und den nach der Fraktions-

satzung zuständigen Personen zu unterzeichnen. 
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(3)	� Die Rechnung ist mindestens wie folgt nach Einnahmen und Ausgaben zu 
gliedern: 

	


1.	� Einnahmen: 

	
	 a)	 �Zuschüsse nach § 2, 
		 b)	� sonstige Einnahmen; 

	


2.	�� Ausgaben: 
	 a)	 �Personalausgaben (Gesamtbetrag), 

	





	 b)	 �Ausgaben für Veranstaltungen und für die Zusammenarbeit mit anderen 
Fraktionen und für die Kontaktpflege, 

		 c)	� Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit, 
		 d)	� Ausgaben des laufenden Geschäftsbetriebes, 
		 e)	� übrige Ausgaben. 

(4)	 �Die Rechnung muß außerdem das Vermögen und die Schulden zu Beginn und 
Ende des Kalenderjahres sowie die Höhe der Rücklagen ausweisen und den 
Nachweis nach § 3 Abs. 3 Satz 3 enthalten. 

(5)	 �Die Rechnung muß den Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aufweisen, daß die Rechnung den Vorschrif-
ten der Absätze 3 und 4 entspricht. 

(6)	 �Solange Fraktionen mit der Rechnungslegung im Verzug sind, sind 50 vom 
Hundert der Zuschüsse nach § 3 zurückzubehalten. 

§ 6  
Veröffentlichung 
Die nach § 5 Abs. 5 geprüften Rechnungen der Fraktionen sind dem Präsidenten 
des Sächsischen Landtages spätestens bis zum Ende des zehnten Monats nach 
Ablauf des Kalenderjahres oder des Monats, in dem die Zuschüsse gemäß § 2 
letztmalig gezahlt werden, zur Veröffentlichung als Drucksache zuzuleiten. 

§ 7  
Rechnungsprüfung 
(1)	 �Der Präsident des Sächsischen Rechnungshofes und ein von ihm Beauftrag-

ter ist berechtigt, die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung 
der Zuschüsse nach § 2 und § 3 durch die Fraktionen zu prüfen. Die Erforder-
lichkeit der Wahrnehmung der Fraktionsaufgaben und die politische Zweck-
mäßigkeit einer Maßnahme einer Fraktion sind nicht Gegenstand der Prüfung. 
Die Einzelheiten der Rechnungsprüfung werden in Ausführungsbestimmun-
gen geregelt, die das Präsidium des Sächsischen Landtages im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten des Sächsischen Rechnungshofes erlässt.

(2)	� Der Präsident des Sächsischen Rechnungshofes erörtert die vorläufigen  
Ergebnisse mit den einzelnen Fraktionen und übermittelt danach die wesent-
lichen Prüfungsergebnisse dem Präsidenten des Sächsischen Landtages zu 
seiner Unterrichtung. 

§ 8  
Rückgewähr 
Zweckwidrig ausgegebene Zuschüsse sind bis zum 30. September des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres an den Sächsischen Landtag zurückzuzahlen. 
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§ 9  
Ende der Rechtsstellung und Liquidation 
(1)	 �Die Rechtsstellung einer Fraktion entfällt 
	






1.	 �mit dem Wegfall ihrer Voraussetzungen gemäß der Geschäftsordnung des 
Sächsischen Landtages; 

2.	 �mit ihrer Auflösung durch Fraktionsbeschluß; 
3.	� vorbehaltlich des Absatzes 2 mit dem Ende der Wahlperiode oder durch 

Auflösung des Landtages; 
4.	 �mit dem Verbot einer Partei, aus deren Mitgliedern sich die Fraktion zu-

sammensetzt. 
(2)	� Eine Fraktion gilt über die Dauer der Wahlperiode hinaus als fortbestehend, 

sofern sie sich in der folgenden Wahlperiode nach den Bestimmungen der 
Geschäftsordnung des Sächsischen Landtages neu bildet. Das Vermögen 
einschließlich der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Rechtsgeschäften 
der früheren Fraktion sowie die übertragenen Mittel insbesondere für die Ab-
deckung der Personal- und Sachkosten gehen auf sie über. Der Beschluß über 
diese Neubildung der Fraktion ist innerhalb von 30 Tagen nach Beginn der 
neuen Wahlperiode dem Präsidenten des Sächsischen Landtages schriftlich 
anzuzeigen.

(3)	� In den Fällen des Absatzes 1 findet mit Ausnahme des Absatzes 2 eine Liqui-
dation statt. Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbe-
stehend, soweit der Zweck der Liquidation es erfordert. Die Liquidation er-
folgt durch den Vorstand oder von ihm zu bestimmende Liquidatoren, soweit 
die Satzung der Fraktion nichts anderes bestimmt. Die Liquidatoren haften 
als Gesamtschuldner für Schäden, die durch ihr Verschulden bei der Durch-
führung der Liquidation entstehen.

(4)	� Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beenden. Sie können im 
Rahmen der Liquidation neue Geschäfte eingehen und das Vermögen in Geld 
umsetzen. Räume und Sachleistungen nach § 2 Satz 2 sind zurückzugeben. 
Aus dem Fraktionsvermögen sowie den Mitteln der Fraktion gemäß § 2 sind 
zunächst Ansprüche aus arbeitsvertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen.

(5)	� Soweit nach Beendigung der Liquidation Mittel aus Zuschüssen nach § 2 
und Verkaufserlösen nach Absatz 4 Satz 2 verbleiben, sind diese an den 
Haushalt des Freistaates Sachsen zurückzuführen. Gleiches gilt für nicht ver-
äußerte Vermögenswerte, die mit diesen Geldern angeschafft wurden.

§ 10  
Fraktionsmitarbeiter 
(1)	� Die Mitarbeiter der Fraktionen haben auch nach der Beendigung ihres Beschäf-

tigungsverhältnisses über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Sie dürfen ohne Genehmi-
gung des Fraktionsvorsitzenden über solche Angelegenheiten auch vor Gericht 
nicht aussagen.

(2)	� Die Zeiten der Tätigkeit bei den Fraktionen des Sächsischen Landtages werden 
als Dienstzeiten im Sinne des öffentlichen Dienst- und Arbeitsrechtes aner-
kannt. 

(3)	� Der Freistaat Sachsen sichert für den Fall der Zahlungsunfähigkeit oder der 
Überschuldung der Fraktion deren Zahlungsfähigkeit insoweit, als deren  
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Arbeitnehmer in diesem Falle vom Freistaat Sachsen die Leistungen verlangen 
können, die sie im Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach den 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes über das Insolvenzausfallgeld 
vom Arbeitsamt und nach den Vorschriften des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung vom Träger der Insolvenzsicherung bean-
spruchen können. 

§ 11  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Gesetz über den Petitionsausschuß 
des Sächsischen Landtages 
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209



Gesetz über den Petitionsausschuß  
des Sächsischen Landtages 
(Sächsisches Petitionsausschußgesetz – 
SächsPetAG)
Sächsisches Petitionsausschußgesetz vom 11. Juni 1991 (SächsGVBl. S. 90),  
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Mai 2008 (SächsGVBl. S. 302) geändert 
worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 24. Mai 1991 das folgende Gesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird. 

§ 1  
Petitionsrecht 
(1)	� Das verfassungsmäßige Recht, sich mit Bitten und Beschwerden (Petitionen) 

an die zuständigen Stellen oder den Landtag zu wenden, steht jedermann 
einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen zu. 

(2) 	�Petitionen sind schriftlich einzureichen. 

§ 2  
Öffentlicher Dienst 
Das Recht der Angehörigen des öffentlichen Dienstes, sich mit Petitionen an den 
Landtag zu wenden, unterliegt keinen Beschränkungen. Der Dienstweg braucht 
nicht eingehalten zu werden.

§ 3  
Personen in Verwahrung 
(1)	� Petitionen von Straf- und Untersuchungsgefangenen sowie von sonstigen 

Personen in einem Verwahrungsverhältnis sind ohne Kontrolle durch die  
Anstalt oder die verwahrende Einrichtung und verschlossen unverzüglich 
dem Landtag zuzuleiten. Das gilt auch für den mit der Petition zusammen-
hängenden Schriftverkehr mit dem Landtag.

(2) 	�Gemeinsame Petitionen der in Absatz 1 genannten Personen können nur dann 
untersagt werden, wenn das gemeinschaftliche Vorbereiten und Verfassen 
der Petition die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder verwahrenden  
Einrichtung gefährden oder dem Vollzugs- oder Verwahrungszweck zuwider-
laufen würden. 

§ 4  
Benachteiligungsverbot 
(1)	� Niemand darf wegen der Tatsache, daß er sich mit einer Petition an den 

Landtag gewandt hat, benachteiligt werden. 
(2)	� Von der Absicht einer Strafanzeige oder eines Strafantrags durch eine säch-

sische Behörde wegen des Inhalts einer Petition ist der Petitionsausschuß 
vorher zu unterrichten. 
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Gesetz über den Petitionsausschuß des Sächsischen Landtages 
(Sächsisches Petitionsausschußgesetz – SächsPetAG)

§ 5  
Aktenvorlage, Auskunft und Zutritt 
(1) 	�Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Petitionen haben die Behörden des 

Landes dem Petitionsausschuß auf Verlangen Akten zur Einsicht vorzulegen, 
Auskunft zu erteilen und jederzeit Zutritt zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 
Auf Verlangen des Petitionsausschusses hat die Behörde durch einen Ver
treter vor dem Ausschuß auch mündlich Auskunft über den Gegenstand der 
Petition zu geben.

(2) 	�Für die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt 
Absatz 1 entsprechend, soweit sie der Aufsicht des Freistaats unterstehen. Ab-
satz 1 gilt ebenso für die Organe der juristischen Personen des Privatrechts und 
der nicht rechtsfähigen Vereinigungen sowie für natürliche Personen, soweit sie 
unter Aufsicht des Landes öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben.

(3)	� Die Anforderung von Akten erfolgt über die zuständige oberste Behörde des 
Freistaats. Bei Auskunftsersuchen und bei dem Zutritt zu Einrichtungen ist die 
zuständige oberste Behörde des Freistaats zu unterrichten.

(4) 	�Der Petitionsausschuß oder einzelne von ihm beauftragte Mitglieder können Un-
tersuchungs- und Strafanstalten, geschlossene Heil- und Pflegeanstalten sowie 
alle anderen der Verwahrung von Menschen dienenden Einrichtungen des Lan-
des Sachsen jederzeit und ohne vorherige Anmeldung besuchen. Dabei muß 
Gelegenheit sein, mit jedem darin verwahrten Menschen jederzeit und ohne 
Gegenwart anderer sprechen und alle Räumlichkeiten besichtigen zu können.

(5)	� Die Gerichte und Verwaltungsbehörden des Landes sind dem Petitionsaus-
schuß zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 

§ 6  
Weigerungsgründe 
(1) 	�Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu Einrichtungen dürfen nur verwei-

gert werden, wenn der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten werden 
muß oder sonstige zwingende Geheimhaltungsgründe bestehen. 

(2) 	�Über die Verweigerung entscheidet die oberste Dienst- oder Aufsichtsbehörde. 
Die Verweigerung ist zu begründen. Der zuständige Staatsminister hat die 
Entscheidung vor dem Ausschuß zu vertreten.

§ 7  
Anhörung 
(1) 	�Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, Auskunftspersonen und 

Sachverständige anzuhören. 
(2) 	�Ein Rechtsanspruch des Petenten auf Anhörung besteht nicht. 

§ 8  
Wahrnehmung der Befugnisse 
(1)	� Die Wahrnehmung der Befugnisse nach diesem Gesetz erfolgt auf Beschluß 

des Petitionsausschusses. 
(2) 	�Der Ausschuß kann einzelne Mitglieder oder eine vom Ausschuß gebildete 

Kommission mit der Ausführung des Beschlusses beauftragen. 
(3) 	�Wird die Aufklärung des Sachverhalts durch Zuwarten vereitelt oder gefährdet, 

kann auch ohne vorherigen Beschluß des Ausschusses der Berichterstatter 
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im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden von den Befugnissen Gebrauch ma-
chen, soweit dies zur Sicherung der Sachaufklärung geboten ist. Dasselbe 
gilt für den Vorsitzenden, soweit ein Berichterstatter nicht rechtzeitig bestellt 
werden kann. Dem Petitionsausschuß ist in der nächsten Sitzung über die 
getroffenen Maßnahmen zu berichten.

(4) 	�Im übrigen kann sich der Berichterstatter zur Einholung von Informationen 
über den Gegenstand einer Petition an die zuständigen Stellen wenden. Eine 
Rechtspflicht zur Erteilung der Informationen besteht nicht.

§ 9  
Zeugnisverweigerungsrecht 
(1)	� Die Mitglieder des Petitionsausschusses können über Personen, die ihnen als 

Mitglied des Petitionsausschusses oder denen sie als Mitglied des Petitions-
ausschusses Tatsachen anvertraut haben, sowie über Tatsachen selbst das 
Zeugnis verweigern. 

(2)	� Personen, deren Mitarbeit die Mitglieder des Petitionsausschusses in dieser 
Eigenschaft in Anspruch nehmen, können das Zeugnis über die Wahrneh-
mungen verweigern, die sie anläßlich dieser Mitarbeit gemacht haben. 

(3) 	�Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von 
Schriftstücken und anderen Informationsträgern unzulässig. 

§ 10  
Berichtspflicht 
(1)	� Wird der Staatsregierung eine Petition zur Berücksichtigung zur Erwägung 

oder zur Veranlassung bestimmter Maßnahmen überwiesen, so berichtet sie 
dem Landtag schriftlich innerhalb von 6 Wochen darüber, was sie aufgrund 
der überwiesenen Petition veranlaßt hat. 

(2)	� Der Landtag kann auf Empfehlung des Petitionsausschusses eine andere 
Frist festsetzen. Im Fall der Fristverlängerung soll ein Zwischenbericht gegeben 
werden.

§ 11  
Entschädigung 
Für die Vergütung oder Entschädigung von Petenten, Auskunftspersonen und 
Sachverständigen, die vom Petitionsausschuss geladen worden sind, gilt das 
Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, Dolmetscherinnen, Dolmet-
schern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädigung von ehren-
amtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten 
(Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz – JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 
S. 718, 776), zuletzt geändert durch Artikel 18 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2007 (BGBl. I S. 2840, 2859), in der jeweils geltenden Fassung, entspre-
chend. Die Verwaltung des Landtags setzt die Entschädigung oder Vergütung 
fest. Für die gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 JVEG ist das Amts
gericht Dresden zuständig. 

§ 12  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz über Einsetzung und Verfahren  
von Untersuchungsausschüssen  
des Sächsischen Landtages 
(Untersuchungsausschußgesetz –  
UAusschG) 
Untersuchungsausschußgesetz vom 12. Februar 1991 (SächsGVBl. S. 29),  
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. März 2009 (SächsGVBl. S. 102) 
geändert worden ist.

§ 1  
Aufgabe und Zulässigkeit 
(1)	� Ein Untersuchungsausschuß des Landtages hat die Aufgabe, Sachverhalte, 

deren Aufklärung im öffentlichen Interesse liegt, zu untersuchen und dem 
Landtag darüber Bericht zu erstatten. 

(2)	� Die Untersuchung ist nur zulässig, wenn sie geeignet ist, dem Landtag Grund-
lagen für eine Beschlußfassung im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zu-
ständigkeiten zu vermitteln. 

(3)	 �Bei Zweifeln über die Zulässigkeit einer Untersuchung überweist der Landtag 
den Antrag auf Einsetzen zur gutachtlichen Äußerung an den für Rechtsfragen 
zuständigen Ausschuß. Der Ausschuß hat diese Äußerung unverzüglich ab-
zugeben.

§ 2  
Antragsrecht und Einsetzung 
(1)	 �Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder 

die Pflicht, einen Untersuchungsausschuß einzusetzen. Der Antrag muß bei 
seiner Einreichung die notwendigen Unterschriften der Mitglieder des Land-
tages tragen.

(2)	 �Ein Untersuchungsausschuß wird jeweils für einen bestimmten Untersuchungs-
auftrag eingesetzt. 

(3)	� Der Antrag wird vor anderen Beratungsgegenständen auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung des Landtages gesetzt. Über einen Minderheitsantrag 
muß der Landtag auf Verlangen der Antragsteller innerhalb von zwei Wochen 
nach der Einreichung beschließen. Diese Frist verlängert sich im Falle der 
Überweisung nach § 1 Abs. 3 um eine Woche.

§ 3  
Gegenstand 
(1)	 �Der Gegenstand der Untersuchung ist in dem Beschluß über die Einsetzung 

genau festzulegen. 
(2)	 �Der in einem Minderheitsantrag bezeichnete Untersuchungsgegenstand kann 

gegen den Willen der Antragsteller nicht verändert werden. 
(3)	� Der Untersuchungsausschuß ist an den ihm erteilten Auftrag gebunden. 
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§ 4  
Zusammensetzung 
(1)	� Dem Untersuchungsausschuß können nur Mitglieder des Landtages angehören. 

Die Zusammensetzung richtet sich nach den entsprechenden Bestimmungen 
der jeweils geltenden Fassung der Geschäftsordnung des Landtages.

(2)	 �Die Mitglieder und Stellvertreter werden vom Landtag nach den Vorschlägen 
der Fraktionen gewählt. Dabei werden die Fraktionen nach ihrer Mitglieder-
zahl beteiligt, wobei jede Fraktion mindestens durch ein Mitglied vertreten 
sein muß.

§ 5  
Ausscheiden von Ausschußmitgliedern 
(1)	� Ein Mitglied des Landtages, das an den zu untersuchenden Sachverhalten 

persönlich und unmittelbar beteiligt ist, darf dem Untersuchungsausschuß 
nicht angehören. Wird dies erst nach Einsetzung des Untersuchungsaus-
schusses bekannt, so hat es auszuscheiden.

(2)	� Hält das Mitglied die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht für gegeben, so 
entscheidet der Landtag auf Antrag des Untersuchungsausschusses. Bis zur 
Entscheidung des Landtages wird das Mitglied vertreten.

(3)	 �Beim Ausscheiden eines Mitgliedes tritt ein Stellvertreter an seine Stelle;  
für diesen wird ein neuer Stellvertreter bestellt. Das Mitglied und der Stell-
vertreter werden vom Landtag nach den Vorschlägen der Fraktion gewählt, 
der das ausscheidende Mitglied angehört.

§ 6  
Vorsitz 
(1)	 �Der Landtag wählt den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses sowie 

dessen Stellvertreter. 
(2)	 �Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen verschiedenen Fraktionen 

angehören, unter den sich eine Regierungsfraktion und eine Oppositions-
fraktion befinden muß. Bei der Einsetzung jedes neuen Untersuchungsaus-
schusses ist unter den Fraktionen zu wechseln. Die Fraktionen sind nach ihrer 
Mitgliederzahl zu berücksichtigen, soweit Satz 1 und 2 dies zulassen. 

§ 6a  
Einberufung der Sitzungen 
Der Vorsitzende beruft den Ausschuß unter Angabe der Tagesordnung ein. Er ist 
zur Einberufung der Sitzung des Untersuchungsausschusses binnen einer Woche 
verpflichtet, wenn dies von mindestens einem Fünftel der Ausschußmitglieder 
unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt wird.

§ 7  
Beschlußfähigkeit, Beschlußfassung 
(1)	 �Der Untersuchungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 

seiner Mitglieder anwesend ist. 
(2)	� Bei Beschlußunfähigkeit unterbricht der Vorsitzende sofort die Sitzung auf 

unbestimmte Zeit. Ist nach dieser Zeit die Beschlußfähigkeit noch nicht einge-
treten, so hat der Vorsitzende unverzüglich eine neue Sitzung anzuberaumen. 
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In dieser Sitzung ist der Untersuchungsausschuß beschlußfähig, auch wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben sind; darauf ist bei der 
Einladung hinzuweisen.

(3)	 �Soweit in diesem Gesetz nicht anders bestimmt ist, beschließt der Unter
suchungsausschuß mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 § 8  
Öffentlichkeit der Sitzungen 
(1)	� Die Beweisaufnahme erfolgt öffentlich. Über die Zulässigkeit von Ton-, Bild- und 

Filmaufnahmen, insbesondere von Ton- und Fernseh-/Rundfunkaufnahmen 
sowie Ton- und Filmaufnahmen, zum Zwecke öffentlicher Vorführung ihres 
Inhalts entscheidet der Vorsitzende.

(2)	� Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, wenn überragende Interessen 
der Allgemeinheit oder überwiegende Interessen eines Einzelnen dies gebieten 
oder wenn es zur Erlangung einer wahrheitsgemäßen Aussage erforderlich 
erscheint. Aus denselben Gründen können auch einzelne Personen ausge-
schlossen werden.

(3)	 �Über den Ausschluß entscheidet der Untersuchungsausschuß mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder in nichtöffentlicher 
Sitzung. 

(4)	 �Die Beratungen des Untersuchungsausschusses sind nicht öffentlich. Eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Ausschußmitglieder kann in nichtöffentlicher 
Sitzung die Herstellung der Öffentlichkeit beschließen.

§ 9  
Mitteilungen über Sitzungen und Unterlagen 
(1)	� Mitteilungen an die Öffentlichkeit über nichtöffentliche Sitzungen sind vor 

Abschluß der Beratung nicht zulässig. Dasselbe gilt für den Inhalt von Unter-
lagen, soweit dieser nicht durch eine öffentliche Verhandlung bekanntge-
worden ist.

(2)	 �In Mitteilungen an die Öffentlichkeit über Beratungen dürfen die Namen der 
Redner nicht genannt werden. 

(3)	� Der Untersuchungsausschuß kann Ausnahmen von Absatz 1 und 2 beschließen. 
(4)	 �Die für den Landtag geltenden Bestimmungen über den Schutz der Geheim-

haltung bleiben unberührt. 
(5)	� Vor Abschluß der Beratung über einen Gegenstand der Verhandlung sollen 

sich die Mitglieder des Untersuchungsausschusses einer öffentlichen Beweis-
würdigung enthalten. 

§ 10  
Teilnahme von Mitgliedern der Regierung 
(1)	� Die Mitglieder der Regierung und ihre Beauftragten können von den Beweis-

erhebungen ausgeschlossen werden, wenn überwiegende Interessen eines 
Zeugen oder Sachverständigen dies gebieten oder wenn es zur Erlangung 
einer wahrheitsgemäßen Aussage erforderlich scheint. Wer nach Satz 1 aus-
geschlossen wird, ist auf sein Verlangen, sobald er wieder vorgelassen ist, 
vom Vorsitzenden über den wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was 
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während der Abwesenheit der Mitglieder der Regierung und ihrer Beauftragten 
ausgesagt oder sonst verhandelt worden ist. Bei der Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen kann der Vorsitzende den Mitgliedern der Regierung 
und ihren Beauftragten Gelegenheit geben, Fragen zu stellen.

(2)	� Die Mitglieder der Regierung und ihre Beauftragten haben zu den nichtöffent-
lichen Beratungen nur Zutritt, wenn sie geladen sind. Sie können gehört  
werden. In jedem Falle gibt der Untersuchungsausschuß der Regierung Gele-
genheit, zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen.

(3)	 �Die Beschlüsse nach Absatz 1 werden mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der anwesenden Mitglieder in nichtöffentlicher Sitzung gefaßt. 

§ 11  
Ordnungsgewalt 
(1)	 �Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung obliegt dem Vorsitzenden. 
(2)	 �Zeugen, Sachverständige, Betroffene, Beistände und Zuhörer, die den zur 

Aufrechterhaltung der Ordnung ergangenen Anordnungen nicht Folge leisten 
oder sich einer Ungebühr schuldig machen, können vom Vorsitzenden aus 
dem Sitzungssaal entfernt werden. 

§ 12  
Niederschriften 
(1)	� Über die Sitzungen des Untersuchungsausschusses ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die vom Vorsitzenden unterzeichnet wird. Die Niederschrift enthält 
mindestens Zeit und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Mitglieder 
und Stellvertreter sowie der sonstigen Sitzungsteilnehmer, die gestellten  
Anträge, die gefaßten Beschlüsse sowie die Angabe, ob öffentlich oder nicht
öffentlich verhandelt worden ist.

(2)	 �Die Beweiserhebungen werden wörtlich protokolliert. Über die Art der Proto-
kollierung der Beratungen entscheidet der Ausschuß.

(3)	 �Der Untersuchungsausschuß entscheidet über die Weitergabe der Nieder-
schriften und über die Einsichtgewährung unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Geheimschutzes. Nach Erstattung des Berichts können die Nieder-
schriften über öffentliche Sitzungen von jedermann eingesehen werden;  
im übrigen entscheidet der Präsident des Landtages über die Weitergabe der 
Niederschriften und über die Einsichtgewährung.

§ 13  
Allgemeine Vorschriften über die Beweisaufnahme 
(1)	 �Der Untersuchungsausschuß erhebt die durch den Untersuchungsauftrag 

gebotenen Beweise aufgrund von Beweisbeschlüssen. 
(2)	 �Beweise sind zu erheben, wenn sie von dem Unterzeichner eines Minderheits-

antrages, von einem Fünftel der Ausschußmitglieder oder dem Betroffenen 
beantragt werden. Ein Beweisantrag nach Satz 1 kann nur abgelehnt werden, 
wenn er offensichtlich nicht im Rahmen des Untersuchungsauftrages liegt. 
Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 244 Abs. 3, 4 und 5 StPO sinn
gemäß.

(3)	 �Absatz 2 gilt auch für alle herbeigeschafften Beweismittel. 
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(4)	 �Der Untersuchungsausschuß kann die Erhebung einzelner Beweise einem 
Unterausschuß übertragen. Dem Unterausschuß muß, falls der Unter
suchungsausschuß nicht einstimmig etwas anderes beschließt, von jeder 
Fraktion ein Mitglied angehören. Auf die Beweiserhebung durch den Unter-
ausschuß finden die für den Untersuchungsausschuß geltenden Vorschriften 
Anwendung.

(5)	� Der Untersuchungsausschuß kann die Erhebung einzelner Beweise einem 
Richter übertragen, wenn die Beweiserhebung durch den Untersuchungs-
ausschuß nicht oder nicht ohne Verzögerung des Verfahrens möglich ist oder 
wenn einem Zeugen oder Sachverständigen das Erscheinen wegen großer 
Entfernung nicht zugemutet werden kann. 

(6)	� Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gelten für die Beweis-
aufnahme die Vorschriften der StPO und der einschlägigen Bestimmungen 
entsprechend. 

§ 14  
Aktenvorlage, Auskunftserteilung, Aussagegenehmigung 
(1)	� Alle Behörden des Landes sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, sind  
unmittelbar zur Vorlage von Akten und zur Erteilung von Auskünften ver-
pflichtet. 

(2)	 �Die Aktenvorlage, die Auskunftserteilung und die Aussagegenehmigung  
dürfen nur verweigert werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit des 
Staates geboten ist oder wenn ein Gesetz der Bekanntgabe an den Aus
schuß entgegensteht. Für Richter und Beamte bleibt § 35 des Gesetzes zur 
Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern  
(Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010),  
das durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I  
S. 160, 262) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, unbe-
rührt. Über die Verweigerung der Aktenvorlage und der Auskunftserteilung 
entscheidet die oberste Dienst- und Aufsichtsbehörde. Die Verweigerung ist 
zu begründen. 

§ 15  
Zutrittsrecht 
Der Untersuchungsausschuß hat Zutritt zu allen Einrichtungen des Landes und 
der unter seiner Aufsicht stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. Der Zutritt darf nur verweigert werden, wenn dies aus 
Gründen der Sicherheit des Staates geboten ist oder wenn ein Gesetz dem Zutritt 
entgegensteht. § 14 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 16  
Zwangsmittel bei der Beweiserhebung 
(1)	� Zeugen und Sachverständige sind verpflichtet, auf Ladung des Ausschusses 

zu erscheinen. Sie sind in der Ladung auf die gesetzlichen Folgen des Aus-
bleibens hinzuweisen.

(2)	� Gegen einen ordnungsgemäß geladenen Zeugen, der ohne genügende Ent-
schuldigung nicht erscheint oder ohne gesetzlichen Grund das Zeugnis oder 

218



Gesetz über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen  
des Sächsischen Landtages (Untersuchungsausschußgesetz – UAusschG) 

die Eidesleistung verweigert, oder gegen einen zur Erstattung des Gutach-
tens verpflichteten Sachverständigen, der ohne genügende Entschuldigung 
nicht erscheint oder ohne gesetzlichen Grund die Erstattung des Gutachtens 
oder die Eidesleistung verweigert, wird auf Antrag des Untersuchungsaus-
schusses durch das zuständige Gericht Ordnungsgeld, Ordnungshaft oder 
Erzwingungshaft gemäß §§ 51, 70 und § 77 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
festgesetzt; die entstehenden Kosten werden ihm auferlegt. 

(3)	 �Auf Antrag des Untersuchungsausschusses ordnet das zuständige Gericht 
die zwangsweise Vorführung des Zeugen an. 

(4)	� Der Untersuchungsausschuß kann beim zuständigen Gericht die Anordnung 
von Beschlagnahmen und Durchsuchungen beantragen, wenn für die Unter-
suchung notwendige Beweise auf andere Weise nicht erhoben werden können. 
Die Vorschriften des 8. Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozeßordnung 
finden entsprechende Anwendung. Die Durchsicht der Papiere nach § 110 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung obliegt dem Gericht.

(5)	� Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis bleiben unbe-
rührt. 

(6)	� Zuständig zur Entscheidung über Anträge nach den Absätzen 2 bis 4 ist das 
Amtsgericht Dresden. Die für den Strafprozeß geltenden Vorschriften über 
die Beschwerde sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß der 
Vorsitzende des Untersuchungsausschusses an die Stelle der Staatsanwalt-
schaft tritt.

(7)	 �Anordnungen nach den Absätzen 2 bis 4 werden nach den für den Strafprozeß 
geltenden Vorschriften durchgeführt.

§ 17  
Zeugnisverweigerung 
(1)	 �Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über das Recht des Zeugen zur Ver-

weigerung der Aussage und der Auskunft sowie über das Recht des Sach
verständigen zur Verweigerung des Gutachtens finden Anwendung. Para-
graph 52 Abs. 1, §§ 55 und 76 Abs. 1 der Strafprozeßordnung gelten mit der 
Maßgabe, daß der Betroffene an die Stelle des Beschuldigten tritt.

(2)	� Ein Zeuge kann ferner die Auskunft auf solche Fragen verweigern, bei deren 
wahrheitsgemäßer Beantwortung er sich der Gefahr einer Abgeordneten
anklage oder einer Ministeranklage aussetzen würde. 

(3)	 �Der Zeuge ist über sein Recht zur Verweigerung der Aussage nach §§ 52 und 
55 der Strafprozeßordnung und über sein Recht zur Verweigerung der Aus-
kunft nach Absatz 2 zu belehren. 

§ 18  
Vereidigung 
Zeugen und Sachverständige können vereidigt werden. Im übrigen gelten die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung entsprechend. Von der Vereidigung ist ferner 
abzusehen, wenn der Verdacht besteht, der Zeuge könne sich eines Verhaltens 
schuldig gemacht haben, das die Erhebung einer Abgeordnetenanklage oder einer 
Ministeranklage zur Folge haben kann.
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§ 19  
Rechtsstellung des Betroffenen 
(1)	� Betroffene sind 
	






1.	� Mitglieder der Regierung im Falle einer Untersuchung zur Vorbereitung 
einer Ministeranklage; 

2.	� Mitglieder des Landtages im Falle einer Untersuchung, die ihre Belastung 
oder Entlastung zum Ziele hat; 

3.	� Richter im Falle einer Untersuchung zur Vorbereitung einer Richteranklage; 
4.	� alle weiteren Personen, über die der Untersuchungsausschuß im Bericht 

eine Äußerung abgeben will, ob eine persönliche Verfehlung vorliegt. 
(2)	� Der Untersuchungsausschuß stellt fest, wer Betroffener ist. Er hat den Betrof-

fenen sofort über seine Entscheidung und deren Gründe zu unterrichten.
(3)	� Dem Betroffenen ist Gelegenheit gegeben, zeitlich vor den Zeugen eine zu-

sammenhängende Sachdarstellung zu geben. Er hat das Recht der Anwesen-
heit bei der Beweisaufnahme.

(4)	 �Der Betroffene ist verpflichtet, auf Ladung des Ausschusses zu erscheinen. 
Für den Inhalt der Ladung sowie für die Folgen des Ausbleibens gilt § 16  
Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(5)	� Der Betroffene ist grundsätzlich zur Aussage verpflichtet. Er hat die Aussage-
verweigerungsrechte nach § 17. Darüber hinaus kann er die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren wahrheitsgemäße Beantwortung ihm oder 
einem seiner Angehörigen den Vorwurf einer strafrechtlichen, dienstrecht
lichen, berufsrechtlichen oder standesrechtlichen Verfehlung aussetzen wür-
de. Über dieses Aussageverweigerungsrecht ist der Betroffene zu belehren. 
Der Betroffene hat die sein Aussagerecht rechtfertigenden Tatsachen glaub-
haft zu machen.

(6)	 �Der Betroffene kann sich eines Beistandes bedienen. 
(7)	� Der Betroffene und der Beistand können von den nichtöffentlichen Beweis

erhebungen ausgeschlossen werden, wenn Gründe der Sicherheit des Staates 
ihrer Anwesenheit entgegenstehen oder wenn es zur Erlangung einer wahr-
heitsgemäßen Aussage erforderlich erscheint. Der Vorsitzende hat den Be-
troffenen, sobald er wieder vorgelassen ist, über den wesentlichen Inhalt 
dessen zu unterrichten, was während seiner Abwesenheit ausgesagt oder 
sonst verhandelt worden ist, soweit nicht Gründe der Sicherheit des Staates 
entgegenstehen.

(8)	� Erhält jemand erst im Verlauf der Untersuchung die Rechtsstellung als Betrof-
fener, so bleiben alle vor dieser Feststellung durchgeführten Untersuchungs-
handlungen wirksam. Der Betroffene ist über die wesentlichen Ergebnisse 
der bisherigen Beweiserhebungen zu unterrichten, soweit sie sich auf ihn 
beziehen und nicht Gründe der Sicherheit des Staates entgegenstehen. Ihm 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 20  
Ersuchen um Rechtshilfe 
(1)	� Das Ersuchen um Rechtshilfe zur Erhebung von Beweisen (§ 13 Abs. 5) ist an 

das Amtsgericht zu richten, in dessen Bezirk die Untersuchungshandlung 
durchgeführt werden soll. 
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(2)	 �Dem Ersuchen ist der Beweisbeschluß und der Untersuchungsauftrag beizu-
fügen. Die an den Zeugen oder Sachverständigen zu stellenden Fragen sind, 
soweit erforderlich, näher zu bezeichnen und zu erläutern. Der Ausschuß 
gibt an, ob der Zeuge oder Sachverständige vereidigt werden soll.

(3)	 �Über die Untersuchungshandlung ist eine Niederschrift zu fertigen. 

§ 21  
Verlesen von Protokollen und Schriftstücken 
(1)	� Protokolle über Beweiserhebungen ersuchter Gerichte (§ 13 Abs. 5) werden 

vor dem Untersuchungsausschuß verlesen. Andere als Beweismittel dienende 
Schriftstücke sind vor dem Untersuchungsausschuß zu verlesen, wenn sie 
nicht allen Mitgliedern des Untersuchungsausschusses und den Betroffenen 
zugänglich gemacht werden oder wenn der Ausschuß die Verlesung beschließt.

(2)	� Die Verlesung erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung, wenn die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 2 Satz 1 gegeben sind. 

§ 22  
Aussetzung und Einstellung des Verfahrens 
(1)	 �Das Untersuchungsverfahren kann ausgesetzt werden, wenn eine alsbaldige 

Aufklärung auf andere Weise zu erwarten ist oder die Gefahr besteht, daß 
gerichtliche Verfahren oder Ermittlungsverfahren beeinträchtigt werden. 
Über die Aussetzung entscheidet der Landtag auf Antrag des Untersuchungs-
ausschusses; ist der Untersuchungsausschuß aufgrund eines Minderheits-
antrages eingesetzt worden, so bedarf die Aussetzung der Zustimmung der 
Antragsteller. Ein ausgesetztes Verfahren kann jederzeit durch Beschluß des 
Landtages wieder aufgenommen werden. Der Beschluß muß gefaßt werden, 
wenn es von einem Fünftel der Mitglieder des Landtages beantragt wird;  
§ 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend.

(2)	 �Der Landtag kann einen Untersuchungsausschuß vor Abschluß der Unter
suchung auflösen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 23  
Bericht 
(1)	� Nach Abschluß der Untersuchung erstattet der Untersuchungsausschuß dem 

Landtag einen schriftlichen Bericht. 
(2)	� Jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses hat das Recht, abweichende 

Berichte vorzulegen. Dieser Bericht ist dem Bericht des Untersuchungsaus-
schusses anzuschließen.

(3)	 �Der Landtag kann während der Untersuchung von dem Untersuchungs
ausschuß jederzeit einen Zwischenbericht über den Verlauf des Verfahrens 
verlangen. 

§ 24  
Kosten und Auslagen 
(1)	� Die Kosten der Untersuchung trägt das Land. Für die Vergütung oder Entschä-

digung von Sachverständigen und Zeugen gilt das Gesetz über die Vergütung 
von Sachverständigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen 
und Übersetzern sowie die Entschädigung von ehrenamtlichen Richterinnen, 
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ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten ( Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetz – JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2840, 2859), in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend. Die 
Entschädigung oder Vergütung wird von der Verwaltung des Landtages fest-
gesetzt. Der Zeuge und der Sachverständige kann beim Amtsgericht Dresden 
die gerichtliche Festsetzung beantragen.

(2)	� Dem Betroffenen können die notwendigen Auslagen, welche durch die  
Wahrnehmung der ihm nach diesem Gesetz zustehenden Rechte entstanden 
sind, ganz oder teilweise erstattet werden. Hierüber entscheidet der Unter-
suchungsausschuß auf Antrag des Betroffenen nach pflichtgemäßem Er
messen. Die Höhe der erstattungsfähigen Auslagen wird von der Verwaltung 
des Landtages festgesetzt; Entschädigung nach Absatz 1 ist anzurechnen. 
Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 25  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz über Volksantrag,  
Volksbegehren und Volksentscheid 
(VVVG)
vom 19. Oktober 1993 (SächsGVBl. S. 949),  
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 542) 
geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 16. September 1993 das folgende Gesetz be-
schlossen:

Teil 1  
Allgemeine Bestimmungen

 
§ 1  
Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz findet Anwendung in den Fällen der Artikel 70 bis 73 und des Arti-
kels 74 Abs. 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen. 

§ 2  
Stimmrecht 
(1)	 �Stimmberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 

Grundgesetzes, die jeweils am Tag der Unterzeichnung des Volksantrages 
oder Volksbegehrens oder am Abstimmungstag 

	


1.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
2.	 �seit mindestens drei Monaten im Gebiet des Freistaates Sachsen ihre 

Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, haben oder 
sich sonst dort gewöhnlich aufhalten, falls sie keine Wohnung in einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, und 

	 3.	 �nicht nach Absatz 2 vom Stimmrecht ausgeschlossen sind. 
(2)	 �Ausgeschlossen vom Stimmrecht ist, wer infolge Richterspruchs das Wahl-

recht nicht besitzt.
(3)	� Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1 Nr. 2 ist der Tag der 

Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen. 
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Teil 2  
Volksantrag 

Abschnitt 1 – Vertrauensperson, Unterstützungs
unterschriften und deren Bestätigung durch die  
Gemeinde 

§ 3  
Vertrauensperson 
In dem Volksantrag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Ver-
trauensperson bezeichnet werden; fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, 
die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und die Person, die als 
zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. Eine Vertrauens-
person kann durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Landtagspräsidenten 
auf ihre Rechtsstellung verzichten; in diesem Fall sowie dann, wenn eine Vertrau-
ensperson handlungsunfähig wird, findet Satz 1 Halbsatz 2 sinngemäße Anwen-
dung. Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson sind,  
jeder für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Antrag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung der Vertrauensperson.

§ 4  
Unterschriftenbogen 
(1)	 �Die Unterschriften zum Volksantrag sind auf Unterschriftenbogen nach amt-

lichem Muster abzugeben. 
(2)	� Jeder Unterschriftenbogen muss den Volksantrag mit dem zugrunde liegenden 

Gesetzentwurf einschließlich Begründung enthalten. 
(3)	� Die Beschaffung der Unterschriftenbogen obliegt den Antragstellern. 

§ 5  
Unterstützungsunterschriften 
(1)	 �Die Unterstützung erfolgt durch die eigenhändig zu leistende Unterschrift des 

Stimmberechtigten. Eine Ausübung des Stimmrechts durch einen Vertreter 
anstelle des Stimmberechtigten ist unzulässig.

(2)	� Vor- und Familienname des Stimmberechtigten, sein Geburtsdatum, seine 
Hauptwohnung sowie der Tag der Unterzeichnung sind leserlich einzutragen. 
Bei Stimmberechtigten, die in der Bundesrepublik Deutschland keine Woh-
nung haben, ist an Stelle der Hauptwohnung der Ort des gewöhnlichen  
Aufenthaltes einzutragen. In diesem Falle hat der Stimmberechtigte dem  
Unterschriftenbogen eine schriftliche Erklärung darüber beizufügen, dass 
die einzelnen Voraussetzungen des § 2 erfüllt sind und er noch nicht ander-
weitig eine Unterstützungsunterschrift geleistet hat.

(3)	� Ein Stimmberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer körper
lichen Beeinträchtigung oder einer Behinderung an der Abgabe seiner Stimme 
gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen.  
Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Stimm-
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berechtigten selbst getroffenen und geäußerten Abstimmungsentscheidung 
beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung 
des Stimmberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessen
konflikt der Hilfsperson besteht.

(4)	 �Jeder Stimmberechtigte darf denselben Volksantrag nur einmal unterstützen.
 
§ 6  
Bestätigung durch die Gemeinde 
(1)	� Durch eine Bestätigung der Gemeinde des Wohnortes, bei mehreren Woh-

nungen der Gemeinde der Hauptwohnung, oder im Falle des § 5 Abs. 2 Satz 2 
des Ortes des gewöhnlichen Aufenthaltes, ist nachzuweisen, dass die Unter-
stützungsunterschrift gültig ist. 

(2)	� Gültig ist eine Unterstützungsunterschrift, wenn 
	


1. 	�der Unterzeichner stimmberechtigt ist, 
2.	� der Unterschriftenbogen die Anforderungen des § 4 erfüllt und 

	 3. 	�die Anforderungen des § 5 erfüllt sind. 
(3)	 �Die Bestätigung wird auf dem Unterschriftenbogen unentgeltlich und unver-

züglich erteilt. Liegt keine gültige Unterstützungsunterschrift vor oder ist die 
Gemeinde örtlich nicht zuständig, wird die Bestätigung verweigert. Der Ver-
weigerungsgrund ist auf dem Unterschriftenbogen anzugeben. Die örtlich 
unzuständige Gemeinde ist zur Weiterleitung des Unterschriftenbogens an 
die zuständige Gemeinde nicht verpflichtet. 

§ 7  
(aufgehoben)

Abschnitt 2 – Einreichung, Prüfung und Kosten 

§ 8  
Einreichung und Stellungnahme 
(1)	 �Der Volksantrag ist beim Landtagspräsidenten einzureichen. 
(2)	 �Der Landtagspräsident holt die Stellungnahme der Staatsregierung zur Zu-

lässigkeit des Volksantrags ein (Artikel 71 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des 
Freistaates Sachsen); diese hat unverzüglich zu erfolgen. 

§ 9  
(aufgehoben) 

§ 10  
Prüfung durch den Landtagspräsidenten 
Der Landtagspräsident entscheidet nach Einholen der Stellungnahme der Staats-
regierung unverzüglich über die Zulässigkeit des Volksantrages. Er ist bei der 
Überprüfung der Gültigkeit der Unterstützungsunterschriften nicht an die Ent-
scheidungen der Gemeinde gemäß § 6 gebunden.
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§ 11  
Zuständigkeit und Verfahren des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	� Hält der Landtagspräsident die formellen Voraussetzungen des Volksantrages 

nicht für erfüllt oder hält er diesen aus anderen Gründen für ganz oder teil-
weise verfassungswidrig, entscheidet auf seinen Antrag der Verfassungs
gerichtshof. Der Landtagspräsident unterrichtet die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson von seinem Antrag.

(2)	� Der Verfassungsgerichtshof gibt der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson sowie der Staatsregierung Gelegenheit, sich binnen 
einer zu bestimmenden Frist zu äußern. Die Vertrauensperson und die stell-
vertretende Vertrauensperson sowie die Staatsregierung können dem Ver-
fahren beitreten.

(3)	 �Der Volksantrag darf bis zu einer gegenteiligen Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs nicht als unzulässig behandelt werden. 

§ 12  
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	 �Gelangt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volks

antrag den formellen Voraussetzungen genügt, stellt er das Vorliegen der 
formellen Voraussetzungen fest. Absatz 2 bleibt unberührt. Gelangt er zu der 
Überzeugung, dass die formellen Voraussetzungen des Volksantrages nicht 
erfüllt sind, stellt er fest, dass ein den formellen Voraussetzungen genügender 
Volksantrag nicht vorliegt.

(2)	 �Gelangt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volksantrag 
aus anderen Gründen ganz oder teilweise verfassungswidrig ist, so erklärt er 
diesen für unzulässig. 

(3)	 �Die Entscheidungsformel wird durch den Landtagspräsidenten im Sächsischen 
Amtsblatt bekannt gemacht. 

§ 13  
Veröffentlichung 
Der Landtagspräsident veröffentlicht den Volksantrag mit dem zugrunde liegenden 
Gesetzentwurf einschließlich Begründung im Sächsischen Amtsblatt. 

§ 14  
Behandlung im Landtag 
Der Landtag entscheidet über den Volksantrag nach den Bestimmungen seiner 
Geschäftsordnung. Er gibt den Antragstellern Gelegenheit zur Anhörung.

§ 15  
Kosten 
(1)	� Die bis zu seiner Einreichung beim Landtagspräsidenten anfallenden Kosten 

des Volksantrags tragen die Antragsteller; § 6 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. 
(2)	� Die übrigen Kosten des Volksantrags fallen dem Freistaat Sachsen zur Last. 
(3)	 �Der Freistaat Sachsen erstattet den Gemeinden die durch den Volksantrag 

veranlassten notwendigen Kosten durch einen festen Betrag je Stimmrechts-
bestätigung. Der Betrag wird vom Staatsministerium der Justiz im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung 
werden laufende persönliche und sachliche Kosten nicht berücksichtigt. 

227



Teil 3  
Volksbegehren

 

Abschnitt 1 – Allgemeines 

§ 16  
Einleitung des Volksbegehrens 
(1)	 �Stimmt der Landtag dem unveränderten Volksantrag nicht binnen sechs Mo-

naten seit der Veröffentlichung (§ 13) zu, können die Antragsteller binnen 
weiterer sechs Monate erklären, dass sie ein Volksbegehren mit dem Ziel eines 
Volksentscheids einleiten. 

(2)	 �Die Erklärung ist schriftlich durch die Vertrauensperson und die stellvertre-
tende Vertrauensperson gegenüber dem Landtagspräsidenten abzugeben. 
Der Erklärung muss der Gesetzentwurf des Volksantrags in der Fassung, die 
den Gegenstand des Volksbegehrens bilden soll, beigegeben sein.

(3)	 �Wird dem Volksbegehren ein gegenüber dem Volksantrag veränderter Gesetz-
entwurf zugrunde gelegt, finden §§ 8 bis 12 entsprechende Anwendung. 

§ 17  
Veröffentlichung 
Der Landtagspräsident veröffentlicht das Volksbegehren mit dem zugrunde lie-
genden Gesetzentwurf einschließlich Begründung unverzüglich im Sächsischen 
Amtsblatt. 

Abschnitt 2 – Unterstützungsunterschriften  
und deren Bestätigung durch die Gemeinde 

§ 18  
Unterschriftenbogen 
(1)	 �Die Unterschriften zum Volksbegehren sind auf Unterschriftenbogen nach 

amtlichem Muster abzugeben. 
(2)	 �Jeder Unterschriftenbogen hat folgende Angaben zu enthalten: 
	



1.	 �den Wortlaut des Volksbegehrens mit dem zugrunde liegenden Gesetz-
entwurf einschließlich Begründung und das Datum der Veröffentlichung 
im Sächsischen Amtsblatt, 

2.	� die Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson. 

(3)	� Die Beschaffung der Unterschriftenbogen obliegt den Antragstellern. 

§ 19  
Unterstützungsunterschriften und deren Bestätigung durch die Gemeinde 
Die §§ 5 und 6 finden entsprechende Anwendung. 
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Abschnitt 3 – Einreichung, Prüfung und Kosten 

§ 20  
Unterstützungsfrist 
Die Unterschriftenbogen eines Volksbegehrens sind dem Landtagspräsidenten 
spätestens acht Monate seit der Veröffentlichung des Volksbegehrens im Sächsi-
schen Amtsblatt (§ 17) insgesamt einzureichen. 

§ 21  
Prüfung durch den Landtagspräsidenten 
Der Landtagspräsident entscheidet unverzüglich darüber, ob das Volksbegehren 
den formellen Voraussetzungen genügt. Bei der Prüfung der Gültigkeit der Unter-
stützungsunterschriften ist er nicht an die Entscheidung der Gemeinde gemäß  
§ 19 in Verbindung mit § 6 gebunden. 

§ 22  
Feststellung des Ergebnisses 
(1)	� Stellt der Landtagspräsident fest, dass das Volksbegehren durch die Unter-

schriften von 450 000 oder von mindestens 15 vom Hundert der Stimmbe-
rechtigten unterstützt ist, erklärt er es für erfolgreich abgeschlossen. 

(2)	 �Anderenfalls erklärt der Landtagspräsident das Volksbegehren durch schrift-
lichen Bescheid für gescheitert. Der Bescheid ist der Vertrauensperson oder 
der stellvertretenden Vertrauensperson zuzustellen.

§ 23  
Zuständigkeit, Verfahren und Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
(1)	� Gegen den Bescheid des Landtagspräsidenten können die Vertrauensperson 

und die stellvertretende Vertrauensperson binnen eines Monats den Verfas-
sungsgerichtshof des Freistaates Sachsen anrufen. 

(2)	 �Der Verfassungsgerichtshof gibt dem Landtagspräsidenten und der Staats
regierung Gelegenheit, sich binnen einer zu bestimmenden Frist zu äußern. 
Der Landtagspräsident und die Staatsregierung können dem Verfahren bei-
treten.

(3)	 �Wird dem Antrag stattgegeben, hebt der Verfassungsgerichtshof den Bescheid 
des Landtagspräsidenten auf und stellt fest, dass das Volksbegehren erfolg-
reich abgeschlossen ist. 

(4)	 �§ 12 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 

§ 24  
Kostenerstattung für die Organisation 
(1)	 �Den Antragstellern werden die notwendigen Kosten für die Organisation des 

Volksbegehrens erstattet. 
(2)	� Die Erstattung wird mit 0,51 EUR je zehn Stimmberechtigten, die das Volksbe-

gehren durch ihre Unterschrift rechtswirksam unterstützt haben, pauschaliert; 
dabei werden höchstens 450 000 Stimmberechtigte berücksichtigt. 
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(3)	� Die Erstattung kann nur innerhalb von zwei Monaten nach der Feststellung 
gemäß § 22 beim Landtagspräsidenten schriftlich beantragt werden. 

(4)	� Der Erstattungsbetrag wird vom Landtagspräsidenten festgesetzt. 
(5)	� Den Antragstellern wird auf Antrag der Vertrauensperson oder der stellver

tretenden Vertrauensperson eine Abschlagszahlung bis zum Höchstbetrag 
von 2 000 EUR gewährt. Der Antrag ist schriftlich beim Landtagspräsidenten 
einzureichen. Abschlagszahlungen sind nach Ablauf der Unterstützungsfrist 
zurückzuzahlen, soweit sie den Erstattungsbetrag übersteigen oder wenn 
ein Erstattungsanspruch nicht entstanden ist. 

§ 25  
Kosten 
(1)	� Die Kosten des Volksbegehrens trägt der Freistaat Sachsen. 
(2)	 �§ 15 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 
(3)	� Die nach § 24 erforderlichen Mittel sind im Haushaltsplan des Freistaates 

Sachsen, Einzelplan „Landtag“, auszubringen. 
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Teil 4  
Volksentscheid 

Abschnitt 1 – Vorbereitung und Organisation  
der Abstimmung 

§ 26  
Abstimmungstag 
(1)	� Hat der Landtagspräsident das Volksbegehren für erfolgreich abgeschlossen 

erklärt, bestimmt er unverzüglich den Abstimmungstag. Der Abstimmungs-
tag ist auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag festzusetzen.

(2)	� Zwischen der Feststellung, dass das Volksbegehren erfolgreich abgeschlos-
sen ist, und dem Volksentscheid muss eine Frist von mindestens drei und 
höchstens sechs Monaten liegen. Diese Frist kann nur mit Einverständnis der 
Antragsteller unter- oder überschritten werden.

§ 27  
Bekanntmachung von Tag und Gegenstand des Volksentscheids 
(1)	� Der Landtagspräsident macht den festgesetzten Abstimmungstag und den 

Gegenstand des Volksentscheids unverzüglich im Sächsischen Amtsblatt 
bekannt. 

(2)	� Die Bekanntmachung des Gegenstands hat zu enthalten: 
	




1.	� den Text des Gesetzentwurfs einschließlich Begründung, 
2.	� für den Fall, dass der Landtag von der Möglichkeit des Artikels 72 Abs. 2 

Satz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen Gebrauch macht, den Text 
des beigefügten Gesetzentwurfs einschließlich Begründung, 

3.	� den Inhalt des Stimmzettels. 

§ 28  
Ausübung des Stimmrechts 
(1)	 �Ein Stimmberechtigter kann sein Stimmrecht nur ausüben, wenn er in einem 

Stimmberechtigtenverzeichnis (§ 32 Abs. 1) eingetragen ist oder einen 
Stimmschein (§ 32 Abs. 3) hat. 

(2)	� Wer in einem Stimmberechtigtenverzeichnis eingetragen ist, kann nur in 
dem Stimmbezirk abstimmen, in dessen Stimmberechtigtenverzeichnis er 
geführt wird. 

(3)	� Wer einen Stimmschein hat, kann entweder 
	 1.	� durch persönliche Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk des 

Abstimmungsgebiets oder 
	 2.	� durch Briefabstimmung 
	 abstimmen. 
(4)	� Jeder Stimmberechtigte darf sein Stimmrecht nur einmal und nur persönlich 

ausüben. § 5 Absatz 1 Satz 2 und § 5 Absatz 3 gilt entsprechend. 
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§ 29  
Gliederung des Abstimmungsgebiets 
(1)	� Abstimmungsgebiet ist der Freistaat Sachsen. Es gliedert sich in Stimmkreise 

und Stimmbezirke.
(2)	 �Stimmkreise sind die Kreisfreien Städte und Landkreise. 
(3)	� Jede Gemeinde bildet in der Regel mindestens einen Stimmbezirk; in größeren 

Gemeinden sind mehrere Stimmbezirke zu bilden. 
(4)	� Der Kreisabstimmungsleiter kann für kleine Gemeinden einen gemeinsamen 

Stimmbezirk bilden. 

§ 30  
Abstimmungsorgane 
(1)	 �Abstimmungsorgane sind 
	







1.	 �der Landesabstimmungsleiter und der Landesabstimmungsausschuss für 
das Abstimmungsgebiet, 

2.	� ein Kreisabstimmungsleiter und ein Kreisabstimmungsausschuss für jeden 
Stimmkreis, 

3.	 �ein Stimmbezirksvorsteher und ein Stimmbezirksvorstand für jeden Stimm-
bezirk und 

4.	� mindestens ein Abstimmungsvorsteher und ein Abstimmungsvorstand für 
die Briefabstimmung (Briefabstimmungsvorstand) für jeden Stimmkreis. 

(2)	 �Der Kreisabstimmungsleiter kann anordnen, dass Briefabstimmungsvorstände 
statt für den Stimmkreis für einzelne oder mehrere Gemeinden einzusetzen 
sind. Er bestimmt die Anzahl der Briefabstimmungsvorstände und bei mehreren 
Gemeinden die mit der Briefabstimmungsdurchführung betraute Gemeinde.

(3)	� (aufgehoben) 

§ 30a  
Berufung der Abstimmungsorgane 
(1)	� Der Landesabstimmungsleiter und sein Stellvertreter sowie die Kreisabstim-

mungsleiter und ihre Stellvertreter werden vom Staatsministerium der Justiz 
berufen und abberufen. 

(2)	 �Der Landesabstimmungsausschuss und die Kreisabstimmungsausschüsse 
bestehen aus dem Abstimmungsleiter als Vorsitzendem und sechs von ihm 
berufenen Stimmberechtigten als Beisitzern. Für jeden Beisitzer ist ein Stell-
vertreter zu berufen. Bei der Berufung der Beisitzer sind die im Abstimmungs-
gebiet vertretenen Parteien und sonstigen organisierten Wählergruppen 
nach Möglichkeit zu berücksichtigen.

(3)	 �Die Stimmbezirksvorsteher werden von der Gemeinde, die Briefabstimmungs-
vorsteher vom Kreisabstimmungsleiter berufen. Im Falle einer Anordnung 
nach § 30 Abs. 2 tritt an die Stelle des Kreisabstimmungsleiters der Bürger-
meister der betreffenden oder, wenn der Briefabstimmungsvorstand für meh-
rere Gemeinden eingesetzt wurde, der Bürgermeister der betrauten Gemeinde.

(4)	 �Die Stimmbezirksvorstände (Briefabstimmungsvorstände) bestehen aus dem 
Stimmbezirksvorsteher (Briefabstimmungsvorsteher) als Vorsitzendem,  
seinem Stellvertreter und weiteren drei bis sieben Stimmberechtigten als 
Beisitzern. Für die Berufung gilt Absatz 3 entsprechend. Bei der Zusammen-
setzung der Abstimmungsvorstände sollen die in der jeweiligen Gemeinde 
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oder dem jeweiligen Stimmkreis vertretenen Parteien und sonstigen organi-
sierten Wählergruppen angemessen berücksichtigt werden.

(5)	� Niemand darf in mehr als einem Abstimmungsorgan Mitglied sein. Die Ver-
trauensperson und ihr Stellvertreter dürfen nicht zu Mitgliedern eines Ab-
stimmungsorgans berufen werden.

(6)	� Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene Daten von Stimmberechtigten 
zum Zwecke ihrer Berufung zu Mitgliedern von Abstimmungsvorständen zu 
erheben und zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personenbezogene  
Daten von Stimmberechtigten, die zur Tätigkeit in Abstimmungsvorständen 
geeignet sind, auch für künftige Abstimmungen verarbeitet werden, sofern 
die betroffene Person der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Die betrof-
fene Person ist über das Widerspruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen 
dürfen folgende Daten erhoben und verarbeitet werden: Namen, Vornamen, 
Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu einem 
Mitglied der Abstimmungsvorstände oder Wahlvorstände und die dabei aus-
geübte Funktion.

(7)	� Auf Ersuchen der Gemeinde und des Kreisabstimmungsleiters sind zur Sicher-
stellung der Durchführung der Abstimmung die Körperschaften und sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts verpflichtet, aus dem Kreis 
ihrer Bediensteten Personen unter Angabe von Namen, Vornamen, Geburts-
datum, Anschrift und Telefonnummern zu benennen, die zur Tätigkeit in  
Abstimmungsorganen geeignet sind. Die ersuchte Stelle hat die betroffene 
Person über die übermittelten Daten und den Empfänger zu unterrichten.

§ 30b  
Tätigkeit der Abstimmungsausschüsse und -vorstände 
(1)	� Die Abstimmungsausschüsse und Abstimmungsvorstände verhandeln, bera-

ten und entscheiden in öffentlicher Sitzung. Soweit nicht in diesem Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist, wird mit Stimmenmehrheit entschieden; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2)	 �Die Mitglieder der Abstimmungsorgane, ihre Stellvertreter und die Schrift-
führer sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Ver
schwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt geworde-
nen Angelegenheiten verpflichtet. 

§ 30c  
Ehrenämter 
(1)	� Die Beisitzer der Abstimmungsausschüsse und Mitglieder der Abstimmungs-

vorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehren-
amtes ist jeder Stimmberechtigte verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus 
wichtigen Gründen abgelehnt werden.

(2)	 �Die Übernahme eines Abstimmungsehrenamtes können ablehnen: 
	




1.	 �Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des Deutschen Bundestages 
oder eines Landtages, 

2.	 �Mitglieder der Bundes- oder einer Landesregierung, 
3.	 �Stimmberechtigte, die am Abstimmungstag das 65. Lebensjahr vollendet 

haben, 
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	 4.	� Stimmberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre 
Familie die Ausübung des Amtes in besonderer Weise erschwert, 

	 5.	� Stimmberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruf-
lichen Gründen oder durch Krankheit, wegen einer körperlichen Beein-
trächtigung oder aus einem sonstigen wichtigen Grund gehindert sind, 
das Amt ordnungsgemäß auszuüben. 

§ 31  
Mitwirkung der Landkreise und Gemeinden 
Die Landkreise und Gemeinden sind zur Mitwirkung bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Volksentscheiden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
verpflichtet. Das Staatsministerium der Justiz kann den Landkreisen und Gemein-
den im Benehmen mit dem Staatsministerium des Innern Weisungen erteilen. 

§ 32  
Stimmberechtigtenverzeichnis und Stimmschein 
(1)	 �Zur Durchführung eines Volksentscheids stellen die Gemeinden für jeden 

Stimmbezirk ein Verzeichnis der Stimmberechtigten auf. Hierfür dürfen Daten 
des Melderegisters genutzt werden.

(2)	� Jeder Stimmberechtigte hat das Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung während der allgemeinen Öffnungszeiten die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Stimmberechtigten-
verzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung der Richtig-
keit oder Vollständigkeit der Daten von anderen Personen haben Stimm
berechtigte während dieses Zeitraumes nur dann ein Recht auf Einsicht in 
das Stimmberechtigtenverzeichnis, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Stimmberech-
tigtenverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung gemäß Satz 2 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Stimmberechtigten, für die im Melde-
register eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 
( BMG) vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), in der jeweils geltenden Fassung, 
eingetragen ist.

(3)	� Ein Stimmberechtigter, der verhindert ist, in dem Stimmbezirk abzustimmen, 
in dessen Stimmberechtigtenverzeichnis er eingetragen ist, oder der aus einem 
von ihm nicht zu vertretenden Grund in das Stimmberechtigtenverzeichnis 
nicht eingetragen worden ist, erhält auf Antrag einen Stimmschein. 

§ 33  
Stimmzettel 
(1)	 �Die Stimmzettel und die Umschläge für die Briefabstimmung (§ 38 Abs. 1) 

werden amtlich hergestellt. 
(2)	� Den Inhalt des Stimmzettels bestimmt der Landtagspräsident. Die dem Volks-

entscheid vorzulegende Frage ist so zu stellen, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ 
beantwortet werden kann.

(2a)	�Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer amtlichen Herstel-
lung den Verbänden von Menschen mit Behinderungen, die ihre Bereitschaft 
zur Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung ge-
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stellt. Das Land erstattet den Verbänden die durch die Herstellung und die 
Verteilung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben.

(3)	 �Stehen mehrere Gesetzentwürfe, die den gleichen Gegenstand betreffen,  
inhaltlich aber miteinander nicht vereinbar sind, zur Abstimmung, so sind 
sie auf einem Stimmzettel gemeinsam aufzuführen. Ihre Reihenfolge richtet 
sich nach der vom Landtagspräsidenten festgestellten Zahl der gültigen  
Unterstützungsunterschriften. Hat der Landtag dem Volk einen eigenen  
Gesetzentwurf mit zur Entscheidung vorgelegt, so wird dieser nach den mit 
Volksbegehren gestellten Gesetzentwürfen aufgeführt. Absatz 2 Satz 2 ist für 
jeden dieser Gesetzentwürfe anzuwenden. 

Abschnitt 2 – Abstimmungshandlung 

§ 34  
Öffentlichkeit der Abstimmungshandlung 
Die Abstimmungshandlung ist öffentlich. Der Stimmbezirksvorstand kann Perso-
nen, die die Ordnung stören, aus dem Wahlraum verweisen. Stimmberechtigten 
ist zuvor Gelegenheit zur Stimmabgabe zu geben.

§ 35  
Unzulässige Beeinflussung der Abstimmung 
(1)	 �Während der Abstimmungszeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der 

Abstimmungsraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem  
Gebäude jede Beeinflussung der Abstimmenden durch Wort, Ton, Schrift 
oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten. 

(2)	 �Die Veröffentlichung der Ergebnisse von Befragungen der Abstimmenden 
nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Abstimmungsentscheidung ist 
vor Ablauf der Abstimmungszeit unzulässig. 

§ 36  
Wahrung des Abstimmungsgeheimnisses 
(1)	 �Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass der Abstimmende den Stimm

zettel unbeobachtet kennzeichnen und falten kann. Für die Aufnahme der 
Stimmzettel sind Stimmurnen zu verwenden, die die Wahrung des Abstim-
mungsgeheimnisses sicherstellen. Die Wahlräume sollen nach den örtlichen 
Gegebenheiten so ausgewählt und eingerichtet werden, dass allen Wahl
berechtigten, insbesondere Menschen mit Behinderungen, die Teilnahme 
an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemeinde teilt frühzeitig und in 
geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei sind.

(2)	 �Die nach § 5 Absatz 3 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unberührt. 
Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Abstimmung einer anderen Person erlangt hat.

(3)	 �Ein blinder oder sehbehinderter Stimmberechtigter kann sich zur Kennzeich-
nung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen. 
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§ 37  
Stimmabgabe mit Stimmzetteln 
(1)	 �Abgestimmt wird mit amtlichen Stimmzetteln. 
(2)	 �Der Stimmberechtigte übt sein Stimmrecht in der Weise aus, dass er auf dem 

Stimmzettel in einem der bei den Worten „Ja“ und „Nein“ befindlichen Kreise 
ein Kreuz einsetzt oder durch eine andere Art der Kennzeichnung des Stimm-
zettels eindeutig zu erkennen gibt, ob er die gestellte Frage bejahen oder 
verneinen will. Der Abstimmende faltet daraufhin den Stimmzettel in der 
Weise, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist, und wirft ihn in die 
Stimmurne. Satz 1 gilt sinngemäß, wenn mehrere Gesetzentwürfe zur Ab-
stimmung stehen. 

§ 38  
Briefabstimmung 
(1)	 �Bei der Briefabstimmung hat der Abstimmende dem Kreisabstimmungsleiter 

des Stimmkreises, in dem der Stimmschein ausgestellt worden ist, im ver-
schlossenen Abstimmungsbriefumschlag 

	


1.	 �seinen Stimmschein und 
2.	� in dem besonders verschlossenen Abstimmungsumschlag seinen Stimm-

zettel 
	� so rechtzeitig zu übersenden, dass der Abstimmungsbrief spätestens am Ab-

stimmungstag bis zum Ende der Abstimmungszeit eingeht. § 36 Absatz 2 
und 3 findet entsprechende Anwendung.

(2)	 �Auf dem Stimmschein hat der Abstimmende oder die Person seines Ver
trauens gegenüber dem Kreisabstimmungsleiter an Eides Statt zu versichern, 
dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen des 
Stimmberechtigten gekennzeichnet worden ist. Der Kreisabstimmungsleiter 
ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides Statt zuständig; er gilt 
als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs.

(3)	 �Im Falle einer Anordnung des Kreisabstimmungsleiters nach § 30 Abs. 2 tritt 
an die Stelle des Kreisabstimmungsleiters in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
die Gemeinde, bei der der zuständige Briefabstimmungsvorstand bestellt ist. 

Abschnitt 3 – Ermittlung, Feststellung und  
Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses 

§ 39  
Ungültige Stimmabgaben und Stimmen, Auslegungsregeln, Zurückweisung von 
Abstimmungsbriefen 
(1)	� Ungültig ist die Stimmabgabe, wenn der Stimmzettel 
	



1.	� nicht amtlich hergestellt oder für eine andere Wahl oder Abstimmung be-
stimmt ist, 

2.	� keine Kennzeichnung enthält, 
	 3.	� den Willen des Abstimmenden insgesamt nicht zweifelsfrei erkennen lässt, 
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	 4.	� bei mehreren denselben Gegenstand betreffenden Gesetzentwürfen mehr-
mals „Ja“ enthält oder 

	 5.	 �einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
	� Bei der Briefabstimmung ist die Stimmabgabe außerdem ungültig, wenn der 

Stimmzettel nicht in einem amtlichen Abstimmungsumschlag oder in einem 
Abstimmungsumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer das 
Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder 
einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung 
nach Absatz 4 Nr. 7 oder 8 nicht erfolgt ist.

(2)	� Enthält der Stimmzettel weniger abgegebene Stimmen als Gesetzentwürfe 
zur Abstimmung stehen, so sind die nicht abgegebenen Stimmen ungültig. 
Ungültig sind zudem Stimmen, die den Willen des Abstimmenden hinsicht-
lich einzelner Gesetzentwürfe nicht zweifelsfrei erkennen lassen.

(3)	� Bei der Briefabstimmung gelten mehrere in einem Abstimmungsumschlag ent-
haltene Stimmzettel als ein Stimmzettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer 
von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen sie als ungültige Stimmabgabe. 
Ein leer abgegebener Abstimmungsumschlag gilt als ungültige Stimmabgabe.

(4)	 �Bei der Briefabstimmung sind Abstimmungsbriefe zurückzuweisen, wenn 
	












1.	 �der Abstimmungsbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2.	� dem Abstimmungsbriefumschlag kein oder kein gültiger Stimmschein 

beiliegt, 
3.	� dem Abstimmungsbriefumschlag kein Abstimmungsumschlag beigefügt ist, 
4.	� weder der Abstimmungsbriefumschlag noch der Abstimmungsumschlag 

verschlossen ist, 
5.	� der Abstimmungsbriefumschlag mehrere Abstimmungsumschläge, aber 

nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides statt versehener Stimmscheine enthält, 

6.	� der Abstimmende oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung 
an Eides statt zur Briefabstimmung auf dem Stimmschein nicht unter-
schrieben hat, 

7.	 �kein amtlicher Abstimmungsumschlag benutzt worden ist oder 
8.	� ein Abstimmungsumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer 

das Abstimmungsgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen ab-
weicht oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält. 

	� Die Einsender zurückgewiesener Abstimmungsbriefe werden nicht als Ab-
stimmende gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(5)	 �Die Stimme eines Abstimmenden, der an der Briefabstimmung teilgenommen 
hat, wird nicht dadurch ungültig, dass er vor dem oder am Abstimmungstag 
stirbt, aus dem Abstimmungsgebiet wegzieht oder sein Abstimmungsrecht 
nach § 2 Abs. 2 verliert. 

§ 40  
Ermittlung und Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
(1)	 �Nach Beendigung der Abstimmungshandlung ermitteln die Stimmbezirks-

vorstände das Ergebnis der Abstimmung im Stimmbezirk. Sind in einem Stimm-
bezirk mehrere Stimmbezirksvorstände für verschiedene Abstimmungsräume 
oder -tische gebildet worden, kann auf Anordnung des Kreisabstimmungs
leiters die Ergebnisermittlung gemeinsam durch einen Stimmbezirksvorstand 
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erfolgen, wenn ansonsten aufgrund der geringen Stimmenzahl das Abstim-
mungsgeheimnis gefährdet wäre. Gleichzeitig ermitteln die Briefabstimmungs-
vorstände das Ergebnis der Briefabstimmung aus den ihnen zugewiesenen 
Abstimmungsbriefen. Die Kreisabstimmungsausschüsse prüfen die Ordnungs-
mäßigkeit der Abstimmung im Stimmkreis, fassen die Abstimmungsergeb-
nisse der Stimmbezirksvorstände und der Briefabstimmungsvorstände zu 
einem Abstimmungsergebnis für den Stimmkreis zusammen und stellen dieses 
fest. Der Landesabstimmungsausschuss fasst die von den Kreisabstimmungs-
ausschüssen festgestellten Abstimmungsergebnisse der Stimmkreise zu  
einem Abstimmungsergebnis des Landes zusammen und stellt dieses fest.

(2)	 �Die Stimmbezirksvorstände und die Briefabstimmungsvorstände entscheiden 
bei der Ermittlung des Abstimmungsergebnisses über die Gültigkeit der ab-
gegebenen Stimmen und über sonstige bei der Feststellung des Abstimmungs-
ergebnisses sich ergebenden Fragen. Die Kreisabstimmungsausschüsse  
haben die Feststellungen der Stimmbezirksvorstände und Briefabstimmungs-
vorstände nachzuprüfen. Sie können fehlerhafte Entscheidungen abändern; 
zurückgewiesene Abstimmungsbriefe können sie nicht zulassen. Der Landes-
abstimmungsausschuss kann Zählfehler und andere offensichtliche Unrichtig-
keiten berichtigen.

(3)	 �Festzustellen sind die Zahl der Stimmberechtigten, die Zahl der Personen, die 
abgestimmt haben, die Zahlen der abgegebenen gültigen und ungültigen 
Stimmen sowie die Zahlen der gültigen Ja-Stimmen und der gültigen Nein-
Stimmen. 

(4)	 �Das zahlenmäßige Abstimmungsergebnis ist in öffentlicher Sitzung zu ermit-
teln und festzustellen. 

§ 41  
Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses 
Der Landesabstimmungsleiter teilt das vom Landesabstimmungsausschuss fest-
gestellte zahlenmäßige Ergebnis des Volksentscheids dem Landtag und der 
Staatsregierung mit und macht es im Sächsischen Amtsblatt bekannt. 

Abschnitt 4 – Zustandekommen und Prüfung 

§ 42  
Annahme eines Gesetzentwurfs 
(1)	 �Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Ja“ lautet. Ist die Zahl der gültigen 
Ja- und Nein-Stimmen gleich, so ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

(2)	� Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung für mehrere Gesetzentwürfe, die 
den gleichen Gegenstand betreffen, inhaltlich aber miteinander nicht verein-
bar sind, jeweils mehr gültige Ja- als Nein-Stimmen abgegeben worden, so ist 
der Entwurf angenommen, der die meisten Ja-Stimmen erhalten hat. Ist die 
Zahl der gültigen Ja-Stimmen für mehrere Gesetzentwürfe gleich, so ist derje-
nige angenommen, der nach Abzug der auf ihn entfallenden Nein-Stimmen 
die größte Zahl der Ja-Stimmen auf sich vereinigt.
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§ 43  
Prüfung des Volksentscheids durch den Landtagspräsidenten 
(1)	� Der Landtagspräsident prüft die Vorbereitung und Durchführung des Volks-

entscheids. Er gibt das Ergebnis der Prüfung der Vertrauensperson, der stell-
vertretenden Vertrauensperson, den Mitgliedern des Landtages, der Staats-
regierung und dem Landesabstimmungsleiter bekannt.

(2)	� Ein Volksentscheid ist insoweit für ungültig zu erklären, als sein Erfolg (§ 42) 
dadurch beeinflusst worden sein kann, dass 

	




1.	� bei der Vorbereitung oder Durchführung des Volksentscheids zwingende 
Vorschriften dieses Gesetzes oder der Verordnung zu diesem Gesetz un-
beachtet geblieben oder unrichtig angewendet worden sind 

		 oder 
2.	 �in bezug auf die Volksabstimmung vollendete Vergehen im Sinne der  

§§ 107, 107 a, 107 b, 107 c, 108, 108 a oder 108 b in Verbindung mit 108 d 
oder im Sinne des § 240 des Strafgesetzbuchs begangen worden sind. 

§ 44  
Beschwerde zum Verfassungsgerichtshof 
(1)	 �Gegen Entscheidungen des Landtagspräsidenten gemäß § 43 kann innerhalb 

eines Monats nach Zugang beim Verfassungsgerichtshof des Freistaates 
Sachsen Beschwerde erhoben werden. 

(2)	 �Beschwerdebefugt sind 
	 1.	 �die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson des dem 

Volksentscheid zugrunde liegenden Volksbegehrens, 
	 2.	 �eine Fraktion, 
	 3.	� eine Gruppe von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtags, 
	 4.	 �die Staatsregierung. 
(3)	 �Kommt der Verfassungsgerichtshof zu der Überzeugung, dass der Volksent-

scheid gemäß § 43 Abs. 2 für ungültig zu erklären ist, erklärt er zugleich das 
gemäß § 42 angenommene Gesetz für unwirksam. 

(4)	� Die Entscheidungsformel des Verfassungsgerichtshofes wird vom Landtags-
präsidenten im Gesetz- und Verordnungsblatt des Freistaates Sachsen bekannt 
gemacht. 

Abschnitt 5 – Vorschriften über besondere  
Abstimmungen 
§ 45  
Nachabstimmung 
(1)	 �Eine Nachabstimmung findet statt, wenn in einem Stimmkreis oder in einem 

Stimmbezirk die Abstimmung nicht durchgeführt worden ist. 
(2)	 �Die Nachabstimmung soll spätestens drei Wochen nach dem Tag der Haupt-

abstimmung stattfinden. Den Tag der Nachabstimmung bestimmt der Landes-
abstimmungsleiter.
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(3)	 �Die Nachabstimmung findet nach denselben Vorschriften, auf denselben 
Grundlagen und aufgrund derselben Stimmberechtigtenverzeichnisse wie 
die Hauptabstimmung statt. 

§ 46  
Wiederholung des Volksentscheids 
(1)	 �Wird im Verfahren nach § 43 oder § 44 ein Volksentscheid ganz oder teil

weise für ungültig erklärt, so ist er nach Maßgabe der Entscheidung zu wieder-
holen. 

(2)	� Bei der Wiederholung des Volksentscheids wird, vorbehaltlich einer anderen 
Entscheidung im Verfahren nach § 43 oder § 44 und sofern seit der Haupt
abstimmung noch nicht sechs Monate verstrichen sind, aufgrund derselben 
Stimmberechtigtenverzeichnisse wie bei der Hauptabstimmung abgestimmt. 

(3)	 �Die Wiederholung des Volksentscheids muss spätestens 60 Tage nach Un
anfechtbarkeit der Entscheidung stattfinden, durch die der Volksentscheid 
ganz oder teilweise für ungültig erklärt worden ist. Den Tag, an dem der 
Volksentscheid wiederholt wird, bestimmt der Landtagspräsident.

(4)	 �Aufgrund der wiederholten Abstimmung wird das Abstimmungsergebnis neu 
festgestellt. 

Abschnitt 6 – Kosten 

§ 47  
Kostenerstattung für den Abstimmungskampf 
(1)	 �Den Antragstellern werden die notwendigen Kosten eines angemessenen 

Abstimmungskampfes erstattet. 
(2)	 �Die Erstattung wird mit 1,02 EUR je 100 Stimmberechtigten, die bei dem 

Volksentscheid bei dem Gesetzentwurf der Antragsteller in gültiger Weise 
mit „Ja“ gestimmt haben, pauschaliert. 

(3)	� Im übrigen finden § 24 Abs. 3 bis 5 entsprechende Anwendung. Dabei ist 
maßgeblicher Zeitpunkt im Sinne des Absatzes 3 die öffentliche Bekanntma-
chung des Abstimmungsergebnisses gemäß § 41, im Sinne des Absatzes 5 
Satz 3 der Abstimmungstag. Eine Abschlagszahlung wird bis zum Höchst
betrag von 4 500 EUR gewährt. 

§ 48  
Kosten 
(1)	 �Die Kosten des Volksentscheids trägt der Freistaat Sachsen. 
(2)	� Er erstattet den Gemeinden (Verwaltungsverbänden) die durch die Vorberei-

tung und Durchführung des Volksentscheids entstandenen notwendigen 
Kosten durch einen festen, nach der Zahl der Stimmberechtigten abgestuften 
Betrag je Stimmberechtigten. Die bei den Kreisabstimmungsleitern und 
Kreisabstimmungsausschüssen entstandenen notwendigen Kosten werden 
durch einen festen Betrag je Stimmberechtigten erstattet. Die Beträge werden 
vom Staatsministerium der Justiz im Benehmen mit dem Staatsministerium 
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der Finanzen festgesetzt. Bei der Festsetzung werden laufende persönliche 
und sachliche Kosten und Kosten für die Benutzung von Räumen und Einrich-
tungen der Gemeinden (Verwaltungsverbände) und Landkreise nicht berück-
sichtigt.

(3)	 �Die nach § 47 erforderlichen Mittel sind im Haushaltsplan des Freistaates 
Sachsen, Einzelplan „Landtag“, auszubringen. 

(4)	� Das Land erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung 
von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die Herstellung und die 
Verteilung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben. 
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Teil 5  
Verfassungsänderung durch Volksentscheid 

§ 49  
Verfassungsänderung auf Initiative des Landtags 
(1)	� Auf die Durchführung eines Volksentscheids, der von mehr als der Hälfte der 

Mitglieder des Landtags beantragt wurde, finden § 2, §§ 26 bis 41, §§ 43 bis 46 
und § 48 entsprechende Anwendung. 

(2)	� Das verfassungsändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der 
Stimmberechtigten zustimmt. 

§ 50  
Verfassungsänderung auf Initiative des Volkes 
(1)	� Auf die Durchführung des Volksantrags, des Volksbegehrens und des Volks-

entscheids mit dem Ziel einer Verfassungsänderung finden §§ 2 bis 41 und 
§§ 43 bis 48 entsprechende Anwendung. 

(2)	 �Das verfassungsändernde Gesetz ist beschlossen, wenn die Mehrheit der 
Stimmberechtigten zustimmt. § 42 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.
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Teil 6  
Schlussbestimmungen 

§ 51  
Anfechtung 
Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Verfahren von 
Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid beziehen, können nur mit den 
in diesem Gesetz und in der Verordnung zu diesem Gesetz vorgesehenen Rechts-
behelfen sowie im Verfahren nach § 43 angefochten werden. 

§ 52  
Verordnungsermächtigung 
Das Staatsministerium der Justiz erlässt durch Rechtsverordnung die zum Vollzug 
dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften. Es trifft darin insbesondere Vor-
schriften über 
1.	 �die Unterschriftenbogen und das Verfahren der Bestätigung der Unterstüt-

zungsunterschriften durch die Gemeinde bei Volksantrag und Volksbegehren, 
2.	 �die Bestellung der Abstimmungsleiter und -vorsteher, die Bildung der Ab-

stimmungsausschüsse und -vorstände sowie über die Tätigkeit, Beschluss-
fähigkeit und das Verfahren der Abstimmungsorgane einschließlich des  
Ersatzes von Auslagen, 

3.	� die Abstimmungszeit, 
4.	� die Bildung der Stimmbezirke und ihre Bekanntmachung, 
5.	� die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die Stimmberechtigten-

verzeichnisse, deren Führung, Einsichtnahme, Berichtigung und Abschluss, 
über den Einspruch und die Beschwerde gegen das Stimmberechtigten
verzeichnis sowie über die Benachrichtigung der Stimmberechtigten, 

6.	 �die einzelnen Voraussetzungen für die Erteilung von Stimmscheinen, deren 
Ausstellung, über den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung 
der Erteilung von Stimmscheinen, 

7.	 �den Nachweis der Abstimmungsvoraussetzungen, 
8.	� Form und Inhalt des Stimmzettels, 
9.	� Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Abstimmungsräume 

sowie über Abstimmungsschutzvorrichtungen und Stimmzellen, 
10.	 �die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen 

erfordern, 
11.	� die Abstimmung in Krankenhäusern, Alten-, Erholungs- und Pflegeheimen, 

Klöstern, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten, 
12.	 �Briefabstimmung, 
13.	� die Feststellung der Abstimmungsergebnisse, ihre Weitermeldung und Be-

kanntgabe, 
14.	 �die Durchführung von Nachabstimmungen und über die Wiederholung des 

Volksentscheids, 
15.	� die Erstattung der Abstimmungskosten an die Gemeinden und Landkreise 

nach § 48 Abs. 2, 
16.	 �das Bußgeldverfahren. 

243



§ 52a  
Ordnungswidrigkeiten 
(1)	 �Ordnungswidrig handelt, wer 
	 1.	� entgegen § 30c ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Entschul-

digung den Pflichten eines solchen entzieht oder 
	 2.	� entgegen § 35 Abs. 2 ein Ergebnis einer Abstimmungsbefragung veröf-

fentlicht. 
(2)	� Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 

500 EUR, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis 
zu 50 000 EUR geahndet werden. 

(3)	� Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ( OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
26. Juli 2002 (BGBl. I S. 2864) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, ist 

	� 1.	� bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 
	 	 a)	 �der Kreisabstimmungsleiter, wenn ein Stimmberechtigter das Amt  

eines Stimmbezirksvorstehers (Briefabstimmungsvorstehers), stellver-
tretenden Stimmbezirksvorstehers oder eines Beisitzers im Stimm
bezirksvorstand oder Kreisabstimmungsausschuss, 

		  b)	� der Landesabstimmungsleiter, wenn ein Stimmberechtigter das Amt 
eines Beisitzers im Landesabstimmungsausschuss 

		�  unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den 
Pflichten eines solchen Amtes entzieht, 

	 2.	 �bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 der Landesabstimmungs-
leiter. 

§ 53  
Übergangsregelung 
Wurden Volksanträge oder Volksbegehren vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
oder einer Änderung dieses Gesetzes beim Landtagspräsidenten eingereicht, 
finden für das weitere Volksgesetzgebungsverfahren die Bestimmungen dieses 
Gesetzes in der nunmehr geltenden Fassung Anwendung. Der Lauf von Fristen 
zur Anrufung des Verfassungsgerichtshofs des Freistaates Sachsen beginnt erst 
mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

§ 54  
Fristen und Termine 
Die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern sich 
nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, 
einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

§ 54a  
Einschränkung von Grundrechten 
Durch dieses Gesetz wird das Recht aus Artikel 33 der Verfassung des Freistaates 
Sachsen eingeschränkt. 
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§ 55  
Inkrafttreten 
Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden
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Gesetz über den  
Sächsischen Ausländerbeauftragten 
(SächsAuslBeauftrG) 

vom 9. März 1994 (SächsGVBl. S. 465),  
das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SächsGVBl. S. 168) geändert 
worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 28. Januar 1994 das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1  
Grundsatz 
Zur Wahrung der Belange der im Freistaat Sachsen lebenden Ausländer und ins-
besondere zur Förderung der gesellschaftlichen Eingliederung der hier auf Dauer 
oder langfristig lebenden Ausländer wird beim Sächsischen Landtag der Sächsi-
sche Ausländerbeauftragte (Ausländerbeauftragte) berufen. 

§ 2  
Wahl 
(1)	� Der Ausländerbeauftragte wird vom Landtag zu Beginn der Wahlperiode für 

deren Dauer aus seiner Mitte mit der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt. 
(2)	 �Der Ausländerbeauftragte übt seine Tätigkeit bis zur Wahl durch den neuge-

wählten Landtag aus. Er kann während der Wahlperiode nur mit den Stimmen 
der Mehrheit der Mitglieder des Landtages abberufen werden.

(3)	 �Im Falle einer Abberufung, eines Verzichts oder bei Verlust der Mitgliedschaft 
im Landtag erfolgt eine Nachwahl für den Rest der Wahlperiode. 

§ 3  
Aufgaben und Befugnisse 
(1)	� Der Ausländerbeauftragte wird nach pflichtgemäßem Ermessen aufgrund eige-

ner Entscheidung tätig. Er kann vom Staatsministerium des Innern und den 
sächsischen Ausländerbehörden Auskunft und Akteneinsicht verlangen.

(2)	� Der Ausländerbeauftragte erstattet dem Landtag einen jährlichen Bericht zur 
Situation der im Freistaat Sachsen lebenden Ausländer. Er kann dem Landtag 
jederzeit Einzelberichte vorlegen. Auf Anforderung des Landtages hat er diesem 
besondere Berichte vorzulegen.

(3)	 �Zu Gesetzentwürfen ausländerrechtlichen Inhalts kann er Stellungnahmen 
und Empfehlungen gegenüber den Ausschüssen abgeben, die den Entwurf 
beraten. Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, die die Rechte 
und Pflichten der Ausländer im Freistaat Sachsen maßgeblich berühren, erläßt 
die Staatsregierung nach Anhörung des Ausländerbeauftragten.

(4)	� Auf Anforderung des Petitionsausschusses nimmt der Ausländerbeauftragte zu 
Petitionen Stellung, die Belange der im Freistaat Sachsen lebenden Ausländer be-
treffen. Die Stellungnahme soll innerhalb einer Frist von sechs Wochen erfolgen.

(5)	 �Der Ausländerbeauftragte nimmt an ihn gerichtete Bitten und Beschwerden 
(Eingaben) entgegen und geht ihnen im Rahmen seiner Möglichkeiten nach. 
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Er kann sich dabei an die zuständigen staatlichen und privaten Stellen mit 
der Bitte um Unterstützung wenden. Soweit nicht auszuschließen ist, daß es 
einer Aufklärung des Sachverhalts der Eingabe mit den Mitteln des Gesetzes 
über den Petitionsausschuß des Sächsischen Landtags (Sächsisches Petitions-
ausschußgesetz – SächsPetAG ) vom 11. Juni 1991 (SächsGVBl. S. 90) bedarf, 
soll der Ausländerbeauftragte sie mit Zustimmung des Eingabeführers an den 
Präsidenten des Landtages als Petition weiterleiten.

(6)	 �Der Ausländerbeauftragte soll seine Erkenntnisse über Verletzungen von 
Rechten oder Benachteiligungen von Ausländern den zuständigen Behörden 
zugänglich machen. 

(7)	 �Er arbeitet mit den kommunalen Ausländerbeauftragten zusammen und unter-
stützt sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

§ 4  
Rechtsstellung 
(1)	 �Der Ausländerbeauftragte ist in der Ausübung seiner Tätigkeit unabhängig, 

weisungsfrei und nur dem Gesetz unterworfen. 
(2)	 �Der Präsident des Landtages ernennt den nach § 2 Gewählten. 
(3)	 �Der Ausländerbeauftragte erhält eine erhöhte steuerpflichtige Grundent-

schädigung nach § 5 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes und eine steuerfreie 
monatliche Amtsaufwandsentschädigung nach § 6 Abs. 6 Satz 1 des Abge-
ordnetengesetzes wie ein stellvertretender Präsident. § 6 Abs. 6 Satz 2 des 
Abgeordnetengesetzes gilt entsprechend.

§ 5  
Geschäftsstelle 
(1)	� Zur Unterstützung des Ausländerbeauftragten besteht als Bestandteil der 

Verwaltung des Landtages eine Geschäftsstelle, für die dem Ausländer
beauftragten die für die Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Personal- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen ist. 

(2)	� Die Besetzung der Stellen erfolgt im Benehmen mit dem Ausländerbeauf-
tragten. Er ist der Vorgesetzte seiner Mitarbeiter. Der Präsident des Landtages 
übt die Dienstaufsicht über die Mitarbeiter aus.

(3)	 �Die Mitarbeiter des Ausländerbeauftragten haben, auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit, über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Ange
legenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen 
im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(4)	 �Die Mitarbeiter des Ausländerbeauftragten dürfen ohne Genehmigung des 
Präsidenten des Landtages über solche Angelegenheiten weder vor Gericht 
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung, 
als Zeuge auszusagen, darf nur nach den für sächsische Beamte geltenden 
Vorschriften versagt werden.

§ 6  
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
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Gesetz zur Regelung der Tätigkeit des 
Sächsischen Landesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
und der fortwährenden Aufarbeitung  
der SED-Diktatur, ihrer Entstehung,  
ihrer Auflösung und ihrer Nachwirkungen 
auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen 
(Landesbeauftragtengesetz) 
Landesbeauftragtengesetz vom 30. Juni 1992 (SächsGVBl. S. 293), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. April 2018 (SächsGVBl. S. 198) 
geändert worden ist.

Präambel

In Anerkennung des Einsatzes der sächsischen Bürgerinnen und Bürger, die mit 
einer Friedlichen Revolution erfolgreich das Ende der Diktatur der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands („SED-Diktatur“) erreicht und das Fundament für  
die Entstehung des Freistaates Sachsen auf der Grundlage einer demokratischen 
Verfassung in einem geeinten Deutschland gelegt haben, im mahnenden und 
ehrenden Gedenken an die Opfer der diktatorischen Herrschaft, insbesondere 
durch das Wirken des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen  
Demokratischen Republik („DDR“) und seiner Vorläuferorganisationen seit der 
Sowjetischen Besatzungszone bis zur deutschen Wiedervereinigung, in Verant-
wortung für die Erhaltung eines demokratischen, freiheitlichen und rechtsstaat-
lichen Freistaates Sachsen für heutige und zukünftige Generationen, hat der 
Sächsische Landtag das folgende Gesetz beschlossen. 
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§ 1  
Gesetzeszweck
(1)	� Dieses Gesetz regelt die Stellung und die Tätigkeit des Landesbeauftragten 

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur im Freistaat Sachsen. Es dient auch der 
Ausführung von § 38 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 18. Februar 2007 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 4 Absatz 40 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2)	 �Das Gesetz hat zum Ziel, 
	 1.	 �die Beratung und Unterstützung von in der Sowjetischen Besatzungs

zone und der DDR aus politischen oder religiösen Gründen Verfolgten und 
Benachteiligten sowie allgemein von Einzelpersonen in Fragen bezüglich 
des Zugangs zu den vom Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR 
gespeicherten Informationen langfristig zu sichern; 

	 2.	 �die fortwährende Informationssicherung, Aufarbeitung und langfristige 
Dokumentation von Entstehung, Struktur, Wirkungsweise, Ende und Folgen 
der sowjetischen Militäradministration und der SED-Diktatur zu befördern 
und zu Zwecken der Opferrehabilitation und Aufarbeitung persönlicher 
Schicksale, der Wissenschaft und politischen Bildung der Öffentlichkeit 
zugänglich zu erhalten und zu machen. Dabei soll in besonderer Weise 
die Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes und seiner in der Sowjeti-
schen Besatzungszone und der DDR tätigen Vorläuferorganisationen im 
Zusammenwirken mit der SED und anderen Organisationen berücksichtigt 
werden. Im Hinblick auf den Zweck der politischen Bildung soll die einzig-
artige Möglichkeit genutzt werden, für nachfolgende Generationen an-
schaulich eine Warnung vor der Unmenschlichkeit einer Diktatur zu geben. 
Damit soll auch der gesellschaftliche und persönliche Einsatz für demo-
kratische Werte und für eine freiheitliche und demokratische Grundord-
nung gefördert werden; 

	 3.	� die Zusammenarbeit insbesondere zwischen öffentlichen Stellen des 
Landes, den im Freistaat Sachsen tätigen Opfer- bzw. Verfolgtenverbänden 
und Aufarbeitungsinitiativen sowie sonstigen Bildungseinrichtungen und 
dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zu unterstützen 
und 

	 4.	� die Berücksichtigung der Belange der in der Sowjetischen Besatzungs
zone und der DDR aus politischen oder religiösenGründen Verfolgten und 
Benachteiligten durch Beratung und Hilfe bei der Stellung von Anträgen 
auf Rehabilitation und Entschädigung sicherzustellen. 

§ 1a  
Anrufung des Landesbeauftragten 
Jede Person hat das Recht, sich in Angelegenheiten dieses Gesetzes unmittelbar 
an den Landesbeauftragten zu wenden. 
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§ 2  
Wahl und Rechtsstellung 
(1)	� Der Landesbeauftragte wird vom Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 

für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Landes-
beauftragte muss bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben und 
jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintreten. Er muss die nötige Fachkunde und Erfahrung zur 
Erfüllung der Aufgaben besitzen. Gewählt werden kann nur, wer weder für 
das Ministerium für Staatssicherheit der ehemaligen DDR noch für dessen 
Vorläufer- oder Nachfolgeorganisationen tätig war noch anderweitig gegen 
die Grundsätze von Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat. 
Eine herausragende Funktion in der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands, einer anderen Blockpartei, in Massenorganisationen, gesellschaftlichen 
Organisationen oder eine sonstige vor dem 7. Dezember 1989 erlangte her-
ausgehobene Funktion im System der Deutschen Demokratischen Republik 
führt zum Ausschluss der Wählbarkeit. Der Gewählte führt die Amtsbezeich-
nung „Sächsischer Landesbeauftragter zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“.

(2)	� Vor Ablauf der Amtszeit kann der Landesbeauftragte nur mit den Stimmen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtages abgewählt 
werden. 

(3)	 �Vorschlagsberechtigt für die Wahl des Landesbeauftragten ist der Präsident 
des Landtages. 

(4)	 �Der Landesbeauftragte soll frühestens drei Monate und spätestens einen 
Monat vor Beendigung der Amtszeit des Vorgängers gewählt werden. Ist der 
Landtag in dieser Zeit aufgelöst, soll die Wahl innerhalb von drei Monaten 
nach dem ersten Zusammentritt des neu gewählten Landtages stattfinden. 
Der Landesbeauftragte führt das Amt bis zur Bestellung eines Nachfolgers fort.

(5)	� Der Landesbeauftragte ist in der Ausübung seines Amtes unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen. Er untersteht der Rechts- und Dienstaufsicht 
des Präsidenten des Landtages. Dem Landesbeauftragten sind für die Erfüllung 
seiner Aufgaben die notwendige und sachverständige Personalausstattung 
und die notwendige Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Die Besetzung 
von Personalstellen erfolgt im Benehmen mit dem Landesbeauftragten. Der 
Landesbeauftragte ist Vorgesetzter seiner Mitarbeiter. Dienstvorgesetzter 
und oberste Dienstbehörde des Landesbeauftragten und seiner Mitarbeiter 
ist der Präsident des Landtages.

(6)	 �Ist der Landesbeauftragte länger als sechs Wochen an der Ausübung seiner 
Dienstgeschäfte verhindert, kann der Präsident des Landtages einen Vertreter 
für die Dauer der Verhinderung mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauf-
tragen. Der Landesbeauftragte soll dazu gehört werden. Bei einer kürzeren 
Verhinderung oder bis eine Regelung nach Satz 1 getroffen ist, werden die 
Geschäfte des Landesbeauftragten in Stellvertretung ausgeführt.

(7)	� Der Landesbeauftragte ist, auch nach Beendigung seines Amtsverhältnisses, 
verpflichtet, über die ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig 
sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Der Landes-
beauftragte darf, soweit er zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, nur mit Ge-
nehmigung des Präsidenten des Landtages vor Gericht oder außergerichtlich 
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aussagen oder Erklärungen abgeben. Unberührt bleibt die gesetzlich be-
gründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten. 

§ 3  
Aufgaben des Landesbeauftragten 
Der Landesbeauftragte hat folgende Aufgaben:
1.	 �Beratung und Unterstützung von in der Sowjetischen Besatzungszone und 

der ehemaligen DDR aus politischen Gründen Verfolgten sowie Einzelpersonen 
in Fragen des Zugangs zu den vom Staatssicherheitsdienst der ehemaligen 
DDR gespeicherten Informationen einschließlich der Beratung über und  
Vermittlung von psychosozialen Betreuungsangeboten bei Bedarf; 

2.	� Beförderung der Bildung durch die Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie 
Unterstützung der Bildungsarbeit über den Alltag in der DDR, das Wirken  
des Partei-, Staats- und Sicherheitsapparates in den verschiedenen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens sowie über die Rolle des politischen Wider-
stands und der Opposition, ferner über Entstehung, Aufbau, Struktur, Metho-
den, Wirkungsweise und Folgen der SED-Diktatur, insbesondere auch des 
Staatssicherheitsdienstes und seiner in der Sowjetischen Besatzungszone 
tätigen Vorläuferorganisationen sowie sonstiger Instrumente staatlicher  
Repression im Zusammenwirken mit anderen Organisationen in der DDR und 
der Sowjetischen Besatzungszone; 

3.	� Beratung der nach §§ 13, 15 bis 17 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes Anspruchs-
berechtigten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte; 

4.	� Information, Vermittlung und Beratung für Opfer der SED-Diktatur über deren 
Ansprüche auf Entschädigung; dies erfolgt in einem jeweils alle zwei Jahre 
vorab im Benehmen mit den Opfer- bzw. Verfolgtenverbänden festgelegten 
Rahmen; 

5.	� Unterstützung der Arbeit des Bundesbeauftragten bei der Wahrnehmung  
seiner Aufgaben nach § 37 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes; 

6.	 �Stellungnahme gegenüber dem Bundesbeauftragten zu landesspezifischen 
Besonderheiten bei der Verwendung der Unterlagen; 

7.	� Information und Beratung von natürlichen Personen sowie von nichtöffent
lichen und öffentlichen Stellen im Umgang mit Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes und Beratung öffentlicher Stellen einschließlich des Landtages 
in Überprüfungsverfahren im Rahmen einer von einer öffentlichen Stelle bean-
tragten Hinzuziehung des Landesbeauftragten; 

8.	� Information und Beratung des Landtages und seiner Gremien; 
9.	 �Unterstützung der Schulen im Rahmen der Umsetzung des Bildungsauf

trages durch Projekte über und Informationen aus der Zeit der SED-Diktatur 
und der Sowjetischen Besatzungszone und Werben für Demokratie, Recht 
und Freiheit; 

10.	� Beratung und Information zu Besonderheiten der Wirkung des Staatssicher-
heitsdienstes und seiner in der Sowjetischen Besatzungszone tätigen Vor-
läuferorganisationen bei der Verfolgung von Menschen aus religiösen Grün-
den und wegen deren Engagement in Kirchen und Religionsgemeinschaften 
im Freistaat Sachsen; 
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11.	� Zusammenarbeit, Unterstützung und im Einzelfall Ergänzung der von anderen 
öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen im Freistaat Sachsen durchgeführten 
Dokumentations-, Bildungs- und Forschungstätigkeit im Bereich der histori-
schen und politischen Aufarbeitung der SED-Diktatur und der bereits im Vorfeld 
auf dem Gebiet der Sowjetischen Besatzungszone beginnenden Diktatur, 
wobei der Schwerpunkt in der Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssicher-
heitsdienstes und seiner Vorläuferorganisationen im Zusammenwirken mit 
der SED und anderen Organisationen liegt. 

§ 4  
Berichtspflicht 
(1)	 �Auf Ersuchen des Landtages oder der Staatsregierung hat der Landesbeauf-

tragte Auskünfte zu erteilen, Stellungnahmen abzugeben und Gutachten zu 
erstellen. 

(2)	� Der Landesbeauftragte erstattet dem Landtag auf dessen Ersuchen, im Übrigen 
mindestens alle zwei Jahre einen Bericht über die Tätigkeit und zum Stand der 
Aufarbeitung. Soweit der Bericht Beratungsgegenstand in den Ausschüssen 
des Landtages ist, soll der Landesbeauftragte gehört werden.

§ 5  
Befugnisse
(1)	� Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Ihm ist zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben nach § 3 Auskunft zu erteilen und Einsicht in Registraturen, Archive 
und sonstige Informationssammlungen zu gewähren, soweit dies im Zeitpunkt 
der Informationsanfrage zur Erfüllung der ihm nach diesem Gesetz übertra-
genen Aufgaben erforderlich erscheint und dies gegenüber den jeweiligen 
Stellen angezeigt wurde. Wurde der Landesbeauftragte auf Antrag einer  
öffentlichen Stelle zu Überprüfungsverfahren beratend hinzugezogen, darf 
er im Rahmen dessen Einsicht in die herangezogenen Unterlagen und Ergeb-
nisse von Überprüfungen von Mitarbeitern und Bewerbern bei den zur Über-
prüfung berechtigten Stellen nehmen.

(2)	 �Der Landesbeauftragte ist im Rahmen der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
und nach Maßgabe dieses Gesetzes befugt, sich mit den dafür zuständigen 
Stellen in anderen Ländern, insbesondere in den europäischen Nachbar
ländern der Republik Polen und der Tschechischen Republik, zu verständigen. 

(3)	 �Der Landesbeauftragte kann sich in Wahrnehmung seiner Aufgaben und nach 
Maßgabe dieses Gesetzes öffentlich äußern. 

(4)	� Der Landesbeauftragte darf die zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 3 erfor-
derlichen personenbezogenen Daten nach Maßgabe des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes und soweit es zur Erfüllung seiner weiteren Aufgaben erforderlich 
ist verarbeiten. 

(5)	 �Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der  
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 
vom 22.11.2016, S. 72), in der jeweils geltenden Fassung, findet keine An-
wendung, soweit der Landesbeauftragte wissenschaftliche oder historische 
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Forschungszwecke oder im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke 
verfolgt oder soweit die Erfüllung einer sonstigen im öffentlichen Interesse 
liegenden Aufgabe und der Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen 
öffentlichen Interesses dies erforderlich machen. Verlangt eine betroffene 
Person nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 Auskunft, ob der  
Landesbeauftragte sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet, ist 
die betroffene Person über die Beschränkung des Widerspruchsrechts nach 
Satz 1 zu informieren. 

§ 6  
Einschränkung von Grundrechten
Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes und nach Artikel 33 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen wird durch dieses Gesetz eingeschränkt. 

§ 7  
Personenbezeichnung
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher 
und weiblicher Form. 

§ 8  
Übergangsbestimmung
Der Amtsinhaber und die Beschäftigten des Landesbeauftragten werden mit  
Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Landtag zugeordnet. 
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Gesetz über die Rechte der Sorben  
im Freistaat Sachsen  
(Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG) 
Sächsisches Sorbengesetz vom 31. März 1999 (SächsGVBl. S. 161),  
das zuletzt durch Artikel 59a des Gesetzes vom 27. Januar 2012  
(SächsGVBl. S. 130) geändert worden ist.

Der Sächsische Landtag hat am 20. Januar 1999 das folgende Gesetz beschlossen: 

Präambel

In Anerkennung des Willens des sorbischen Volkes, das in der Nieder- und Ober-
lausitz seine angestammte Heimat hat und seine Sprache und Kultur bis in die 
heutige Zeit bewahrt hat, seine Identität auch in Zukunft zu erhalten,

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Sorben außerhalb der Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland keinen Mutterstaat haben, der sich ihnen verpflichtet 
fühlt und Sorge für den Schutz und die Bewahrung ihrer Sprache, Kultur und 
Überlieferung trägt, 

im Bewußtsein, daß der Schutz, die Pflege und Entwicklung der sorbischen Werte 
sowie die Erhaltung und Stärkung des sorbisch-deutschen Charakters der Lausitz 
im Interesse des Freistaates Sachsen liegen, 

in Erkenntnis, daß das Recht auf die nationale und ethnische Identität sowie die 
Gewährung der Gesamtheit der Volksgruppen- und Minderheitenrechte keine 
Gabe und kein Privileg, sondern Teil der universellen Menschen- und Freiheits-
rechte sind, 

in Erfüllung der von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierten internatio
nalen Übereinkommen zum Schutz und zur Förderung nationaler Minderheiten 
und Volksgruppen, 

unter Berufung auf Artikel 3 des Grundgesetzes, Artikel 35 des Einigungsvertrages, 
ergänzt um die Protokollnotiz Nummer 14, und die Verfassung des Freistaates 
Sachsen 

beschließt der Sächsische Landtag, ausgehend von Artikel 6 der Sächsischen 
Verfassung, das nachstehende Gesetz über die Rechte der Sorben im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Sorbengesetz – SächsSorbG). 
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§ 1  
Sorbische Volkszugehörigkeit 
Zum sorbischen Volk gehört, wer sich zu ihm bekennt. Das Bekenntnis ist frei.  
Es darf weder bestritten noch nachgeprüft werden. Aus diesem Bekenntnis dürfen 
keine Nachteile erwachsen.

§ 2  
Recht auf sorbische Identität 
(1)	 �Die im Freistaat Sachsen lebenden Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit sind 

gleichberechtigter Teil des Staatsvolkes. 
(2)	� Das sorbische Volk und jeder Sorbe haben das Recht, ihre ethnische, kulturelle 

und sprachliche Identität frei zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und 
weiterzuentwickeln. 

(3)	� Das sorbische Volk und jeder Sorbe haben das Recht auf Schutz, Erhaltung und 
Pflege ihrer angestammten Heimat und ihrer Identität. Der Freistaat Sachsen, 
die Landkreise, Gemeindeverbände und Gemeinden im sorbischen Siedlungs-
gebiet gewährleisten und fördern Bedingungen, die es den Bürgern sorbischer 
Volkszugehörigkeit ermöglichen, ihre Sprache und Traditionen sowie ihr kul-
turelles Erbe als wesentliche Bestandteile ihrer Identität zu bewahren und 
weiterzuentwickeln.

§ 3  
Sorbisches Siedlungsgebiet 
(1)	 �Als sorbisches Siedlungsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gelten diejenigen 

Gemeinden und Gemeindeteile der Landkreise Görlitz und Bautzen, in denen 
die überwiegende Mehrheit der im Freistaat Sachsen lebenden Bürger sor
bischer Volkszugehörigkeit ihre angestammte Heimat hat und in denen eine 
sorbische sprachliche oder kulturelle Tradition bis in die Gegenwart nach-
weisbar ist. 

(2)	� Im einzelnen umfaßt das sorbische Siedlungsgebiet die Gemeinden und Ge-
meindeteile, die in der Anlage zu diesem Gesetz festgelegt sind. Änderungen 
der Gemeindezugehörigkeit berühren nicht die Zugehörigkeit zum sorbischen 
Siedlungsgebiet.

(3)	 �Durch das sorbische Siedlungsgebiet wird der geographische Anwendungs-
bereich für gebietsbezogene Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung der 
sorbischen Identität bestimmt. Im Einzelfall kann das Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst auf Antrag einer Gemeinde, nach Anhörung des je-
weiligen Landkreises, der Interessenvertretung der Sorben gemäß § 5 und 
des Rates für sorbische Angelegenheiten gemäß § 6, Ausnahmen von gebiets-
bezogenen Maßnahmen gewähren.

(4)	 �Der besondere Charakter des sorbischen Siedlungsgebietes und die Interessen 
der Sorben sind bei der Gestaltung der Landes- und Kommunalplanung zu 
berücksichtigen.
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§ 4  
Sorbische Farben und Hymne 
(1)	� Farben und Wappen der Sorben können im sorbischen Siedlungsgebiet 

gleichberechtigt neben den Landesfarben und dem Landeswappen verwen-
det werden. Die sorbischen Farben sind Blau-Rot-Weiß.

(2)	� Die sorbische Hymne kann im sorbischen Siedlungsgebiet gleichberechtigt 
verwendet werden. 

§ 5  
Interessenvertretung der Sorben 
Die Interessen der Bürger sorbischer Volkszugehörigkeit können auf Landes-,  
Regional- und Kommunalebene von einem Dachverband der sorbischen Verbände 
und Vereine wahrgenommen werden. 

§ 6  
Rat für sorbische Angelegenheiten 
(1)	 �Der Sächsische Landtag wählt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

jeweils für die Dauer einer Wahlperiode einen Rat für sorbische Angelegen-
heiten. Dieser besteht aus fünf Mitgliedern. Den sorbischen Verbänden und 
Vereinen sowie den Gemeinden des sorbischen Siedlungsgebietes gemäß  
§ 3 steht für die Wahl ein Vorschlagsrecht zu.

(2)	� In Angelegenheiten, die die Rechte der sorbischen Bevölkerung berühren, 
haben der Sächsische Landtag und die Staatsregierung den Rat für sorbische 
Angelegenheiten zu hören. 

(3)	� Die Mitglieder des Rates für sorbische Angelegenheiten üben ihr Amt ehren-
amtlich aus. Für ihre Tätigkeit erhalten sie vom Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst eine Abfindung.

§ 7  
Bericht der Staatsregierung 
Die Staatsregierung erstattet dem Sächsischen Landtag mindestens einmal in 
jeder Legislaturperiode einen Bericht zur Lage des sorbischen Volkes im Freistaat 
Sachsen. 

§ 8  
Sorbische Sprache 
Der Gebrauch der eigenen Sprache ist ein wesentliches Merkmal sorbischer 
Identität. Der Freistaat Sachsen erkennt die sorbischen Sprachen, insbesondere 
das Obersorbische, als Ausdruck des geistigen und kulturellen Reichtums des 
Landes an. Ihr Gebrauch ist frei. Ihre Anwendung in Wort und Schrift im öffent
lichen Leben und die Ermutigung dazu werden geschützt und gefördert.

§ 9  
Sorbische Sprache vor Behörden und Gerichten 
(1)	� Im sorbischen Siedlungsgebiet haben die Bürger das Recht, sich vor Behörden 

des Freistaates Sachsen und der seiner Aufsicht unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts der sorbischen 
Sprache zu bedienen. Machen sie von diesem Recht Gebrauch, hat dies die-
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selben Wirkungen, als würden sie sich der deutschen Sprache bedienen.  
In sorbischer Sprache vorgetragene Anliegen der Bürger können von den  
Behörden des Freistaates Sachsen und der seiner Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts in sorbi-
scher Sprache beantwortet und entschieden werden. Kostenbelastungen oder 
sonstige Nachteile dürfen den sorbischen Bürgern hieraus nicht entstehen.

(2)	 �In den Heimatkreisen der sorbischen Bevölkerung gemäß § 184 Satz 2 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ( GVG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 3 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2300, 2303) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, gelten die Festlegungen des Absatzes 1 
vor Gerichten des Freistaates Sachsen entsprechend. Heimatkreise sind die 
Landkreise Bautzen und Görlitz.

(3)	 �Der Freistaat Sachsen setzt sich dafür ein, daß die Festlegungen des Absatzes 1 
auch auf Bundesbehörden und Einrichtungen des Privatrechts, insbesondere 
des Verkehrs- und Fernmeldewesens, der Post, des Gesundheits- und Sozial-
wesens sowie der Kultur und Bildung, die im sorbischen Siedlungsgebiet 
ansässig sind, angewandt werden.

§ 10  
Zweisprachige Beschilderung 
(1)	� Die Beschilderung im öffentlichen Raum durch die Behörden des Freistaates 

Sachsen und die seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, insbesondere an öffentlichen Gebäu-
den, Einrichtungen, Straßen, Wegen, öffentlichen Plätzen und Brücken, soll 
im sorbischen Siedlungsgebiet in deutscher und sorbischer Sprache erfolgen. 

(2)	� Der Freistaat Sachsen und die seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wirken darauf hin, daß 
auch andere Gebäude von öffentlicher Bedeutung im sorbischen Siedlungs-
gebiet in deutscher und sorbischer Sprache beschriftet werden. 

§ 11  
Ansprechpartner bei den Behörden 
(1)	� Im sorbischen Siedlungsgebiet soll bei den Behörden des Freistaates Sachsen 

und den Behörden der seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts möglichst ein der sorbischen 
Sprache mächtiger Mitarbeiter als Ansprechpartner zur Verfügung stehen. 

(2)	� Im sorbischen Siedlungsgebiet wirkt der Freistaat Sachsen darauf hin, daß 
die Belange der Sorben sowie der Erwerb sorbischer Sprachkenntnisse in dem 
Angebot für die Aus- und Weiterbildung der Bediensteten der öffentlichen 
Verwaltung angemessen Berücksichtigung finden. 

§ 12  
Wissenschaft 
(1)	� Der Freistaat Sachsen fördert die wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiet 

der sorbischen Sprache, Geschichte und Kultur. 
(2)	� Der Freistaat Sachsen unterhält eine universitäre Forschungs- und Lehrein-

richtung für Sorabistik an der Universität Leipzig. 
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§ 13  
Kultur 
(1)	 �Der Freistaat Sachsen schützt und fördert die Kultur und das künstlerische 

Schaffen der Sorben. 
(2)	 �Die Landkreise und Gemeinden im sorbischen Siedlungsgebiet beziehen die 

sorbische Kultur angemessen in ihre Kulturarbeit ein. Sie fördern sorbische 
Kunst, Sitten und Gebräuche sowie ein von Tradition, Toleranz und gegen
seitiger Achtung geprägtes Zusammenleben ihrer Bürger.

§ 14  
Medien 
Der Freistaat Sachsen ist bemüht, daß die sorbische Sprache und Kultur insbe-
sondere durch sorbischsprachige Sendungen und Beiträge in den Medien ange-
messen berücksichtigt werden. 

§ 15  
Länderübergreifende Zusammenarbeit 
(1)	 �Der Freistaat Sachsen fördert die Zusammengehörigkeit und unterstützt die 

länderübergreifenden Interessen der Sorben der Nieder- und Oberlausitz.  
Zu diesem Zweck arbeitet er mit dem Land Brandenburg zusammen.

(2)	� Der Freistaat Sachsen bezieht die sorbischen Verbände und Institutionen in 
seine grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit anderen Ländern und Staaten 
angemessen ein. 

§ 16  
Verkündung 
Dieses Gesetz wird in deutscher und obersorbischer Sprache verkündet. 

§ 17  
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten das 
Gesetz zur Wahrung der Rechte der sorbischen Bevölkerung vom 23. März 1948 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Land Sachsen S. 191), soweit es nach Maßgabe 
des Artikels 3 des Rechtsbereinigungsgesetzes des Freistaates Sachsen vom  
17. April 1998 (SächsGVBl. S. 151, 152) fortgilt, § 3 des Vorläufigen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen ( SächsVwVfG) vom 21. Januar 1993 
(SächsGVBl. S. 74), geändert durch § 22 des Gesetzes vom 19. April 1994 
(SächsGVBl. S. 777, 781), und § 3 des Gesetzes zur Ausführung verfahrensrecht-
licher und grundstücksrechtlicher Vorschriften im Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums der Justiz (Justizausführungsgesetz – JustAG) vom 12. Dezember 1997 
(SächsGVBl. S. 638) außer Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
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Geschäftsordnung  
des Sächsischen Landtags  
(GO) 7. Wahlperiode
vom 1. Oktober 2019 (SächsABl. S. 1515)

I. Konstituierung

§ 1  
Einberufung
(1)	� Die von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter als gewählt fest-

gestellten und durch Wahlurkunde ausgewiesenen Mitglieder des Landtags 
treten auf Einladung des ältesten Mitglieds des Landtags (Alterspräsidentin 
oder Alterspräsident) spätestens am 30. Tag nach der Neuwahl zur ersten 
Sitzung zusammen.

(2)	� Mit dem Beginn der ersten Sitzung ist die Amtszeit der Präsidentin oder des 
Präsidenten des vorangegangenen Landtags beendet.

§ 2  
Erste Sitzung
(1)	 �Die erste Sitzung wird von der Alterspräsidentin oder dem Alterspräsidenten 

eröffnet und geleitet, falls sie oder er ablehnt, vom nächstältesten dazu berei-
ten Mitglied des Landtags. Sie oder er führt die Geschäfte bis zur Übernahme 
des Amtes durch die neu gewählte Präsidentin oder den neu gewählten Prä-
sidenten. Die Alterspräsidentin oder der Alterspräsident wird von der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des vorangegangenen Landtags festgestellt.

(2)	 �Die Alterspräsidentin oder der Alterspräsident benennt fünf Mitglieder des 
Landtags zu vorläufigen Schriftführerinnen oder Schriftführern. Hierauf erfol-
gen der Namensaufruf der Mitglieder des Landtags und ihre Verpflichtung. 
Die vor dem Landtag abzugebende Verpflichtungserklärung lautet: „Die Mit-
glieder des Sächsischen Landtags bezeugen vor dem Lande, dass sie ihre ganze 
Kraft dem Wohle des Volkes im Freistaat Sachsen widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm abwenden, die Verfassung und die Gesetze achten, 
die übernommene Pflicht und Verantwortung nach bestem Wissen und Kön-
nen erfüllen und in der Gerechtigkeit gegen jedermann dem Frieden dienen 
werden.“ Die Verpflichtung wird durch Erheben von den Plätzen bekräftigt.

(3)	 �Später eintretende Mitglieder des Landtags werden in der ihrer Berufung folgen-
den Sitzung des Landtags, an der sie teilnehmen, durch Handschlag verpflichtet.

(4)	 �Der Landtag wählt aus seiner Mitte nach § 3
	 1.	 �die Präsidentin oder den Präsidenten,
	 2.	� die Erste Vizepräsidentin oder den Ersten Vizepräsidenten,
	 3.	 �die Zweite Vizepräsidentin oder den Zweiten Vizepräsidenten und
	 4.	 �die Dritte Vizepräsidentin oder den Dritten Vizepräsidenten.
(5)	� Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Schriftführerinnen und Schriftführer 

nach § 7 Absatz 1.
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II. Präsidentin oder Präsident, Präsidium,  
Schriftführerinnen und Schriftführer,  
Sitzungsvorstand

§ 3  
Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten und  
der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten
(1)	 �Die Präsidentin oder der Präsident wird in geheimer Abstimmung gewählt. 

Die stärkste Fraktion schlägt ein Mitglied des Landtags für die Wahl zur Präsi-
dentin oder zum Präsidenten vor.

(2)	� Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten werden in geheimer Abstimmung 
gewählt. Das Vorschlagsrecht haben die Fraktionen in der Reihenfolge gemäß 
§ 15 Absatz 1.

(3)	� Zur Präsidentin oder zum Präsidenten gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtags erhält. Ergibt sich im ersten Wahlgang 
keine Mehrheit, so können für den zweiten Wahlgang neue Bewerberinnen 
oder Bewerber vorgeschlagen werden. Ergibt sich auch dann keine Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder des Landtags, so findet ein dritter Wahlgang 
statt. Bei nur einer Bewerberin oder einem Bewerber ist dieser gewählt, 
wenn sie oder er die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich 
vereinigt. Bei mehreren Bewerberinnen und Bewerbern kommen die beiden 
Bewerberinnen oder Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen in die engere 
Wahl; gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los durch die Hand der Alterspräsidentin oder des 
Alterspräsidenten.

(4)	 �Erklärt sich die oder der Gewählte auf die Anfrage der Alterspräsidentin oder 
des Alterspräsidenten zur Annahme des Amtes der Präsidentin oder des Präsi-
denten bereit, so geht die Führung der Geschäfte sofort auf sie oder ihn über; 
lehnt sie oder er ab, so wird die Wahl wiederholt.

(5)	� Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten werden nach demselben Ver-
fahren wie die Präsidentin oder der Präsident gewählt.

§ 4  
Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten und  
der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident vertritt den Landtag und führt seine  

Geschäfte. Sie oder er vertritt den Freistaat in allen Angelegenheiten des 
Landtags. Sie oder er übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Landtags-
gebäude aus.

(2)	 �Die Präsidentin oder der Präsident führt ihr oder sein Amt unparteiisch und 
gerecht. Sie oder er wahrt die Würde und die Rechte des Landtags, fördert 
seine Arbeit und hält die Ordnung aufrecht.

(3)	 �Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Sitzungen des Landtags ein und 
leitet sie.

(4)	 �Die Präsidentin oder der Präsident hat in allen Ausschüssen beratende Stimme.

267



(5)	� Die Landtagsverwaltung untersteht der Leitung der Präsidentin oder des Präsi-
denten. Ihr oder ihm obliegen die Einstellung und Entlassung der Beschäftig-
ten sowie im Benehmen mit dem Präsidium die Ernennung und Entlassung 
der Beamtinnen und Beamten des Landtags. Die Präsidentin oder der Präsident 
ist oberste Dienstbehörde für die Beamtinnen, Beamten und Beschäftigten 
des Landtags.

(6)	� Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Sitzungen des Präsidiums ein. 
Sie oder er setzt die Tagesordnung fest. Die Einladung zur Sitzung und die 
Tagesordnung werden den Mitgliedern des Präsidiums fünf Werktage vorher 
zugeleitet. Sie soll die zugehörigen Beschlussvorlagen enthalten. Das Präsi-
dium kann weitere Tagesordnungspunkte aufnehmen. Die Präsidentin oder 
der Präsident leitet die Sitzungen.

(7)	� Der Präsidentin oder dem Präsidenten obliegt der dienstliche Verkehr des 
Landtags mit der Staatsregierung, dem Verfassungsgerichtshof, dem Rech-
nungshof und der oder dem Sächsischen Datenschutzbeauftragten.

(8)	 �Die Zusammensetzung des Präsidiums, Änderungen in der Zusammensetzung 
des Landtags, Beschlüsse zu Regierungsvorlagen und sonstige Beschlüsse, 
soweit sie eine Stellungnahme der Staatsregierung erfordern, werden dieser 
von der Präsidentin oder vom Präsidenten mitgeteilt.

(9)	 �Ist die Präsidentin oder der Präsident verhindert, so tritt die Erste Vizepräsi-
dentin oder der Erste Vizepräsident an ihre oder seine Stelle. Ist auch diese 
oder dieser verhindert, so wird sie oder er durch die Zweite Vizepräsidentin 
oder den Zweiten Vizepräsidenten vertreten. Ist auch diese oder dieser ver-
hindert, so vertritt die Dritte Vizepräsidentin oder der Dritte Vizepräsident 
die Präsidentin oder den Präsidenten.

§ 5  
Zusammensetzung des Präsidiums
(1)	 �Das Präsidium besteht aus 21 Mitgliedern. Dem Präsidium gehören die Präsi-

dentin oder der Präsident, die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten und 
die Vorsitzenden der im Landtag vertretenen Fraktionen an. Bei der Besetzung 
des Präsidiums werden die Fraktionen entsprechend § 15 Absatz 2 beteiligt, 
wobei jede Fraktion mindestens ein Mitglied stellt. Die Präsidiumsmitglieder 
müssen Mitglied einer Fraktion sein.

(2)	� Die weiteren Mitglieder des Präsidiums werden von den Fraktionen für die 
Dauer der Wahlperiode benannt. Ist die Parlamentarische Geschäftsführerin 
oder der Parlamentarische Geschäftsführer einer Fraktion nicht Präsidiums-
mitglied, so ist sie oder er im Präsidium persönliche Stellvertreterin oder 
persönlicher Stellvertreter einer oder eines Fraktionsvorsitzenden der betref-
fenden Fraktion. Im Übrigen werden die Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
sämtlicher Präsidiumsmitglieder von den Fraktionen für die Dauer der Wahl-
periode benannt. Die Benennung der weiteren Präsidiumsmitglieder und der 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter erfolgt schriftlich gegenüber der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten. Diese oder dieser gibt die Namen der Benannten 
dem Landtag bekannt. Steht einer Fraktion neben den Mitgliedern nach  
Absatz 1 Satz 2 kein weiterer Sitz im Präsidium zu, können die Parlamenta
rische Geschäftsführerin oder der Parlamentarische Geschäftsführer oder 
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ein anderes Mitglied der Fraktion beratend an den Sitzungen des Präsidiums 
teilnehmen; sie sind rede-, aber nicht stimmberechtigt.

(3)	� Scheidet ein Mitglied des Präsidiums aus seiner Fraktion aus, so verliert es 
seine Mitgliedschaft im Präsidium.

(4)	� Scheidet ein Mitglied aus dem Präsidium aus, so benennt die berechtigte 
Fraktion unverzüglich eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger.

§ 6  
Aufgaben und Sitzungen des Präsidiums
(1)	� Das Präsidium unterstützt die Präsidentin oder den Präsidenten bei der Füh-

rung der parlamentarischen Geschäfte und bei der Verwaltung. Der Sitzungs-
plan des Landtags wird vom Präsidium festgestellt. In parlamentarischen 
Angelegenheiten entscheidet das Präsidium grundsätzlich in der Form der 
Verständigung.

(2)	� Das Präsidium legt im Sitzungsplan die Wochen fest, in denen grundsätzlich 
keine Sitzungen des Landtags oder seiner Ausschüsse stattfinden (sitzungs-
freie Zeit).

(3)	� Das Präsidium stellt die Voranschläge für den Haushaltsplan des Landtags 
fest, von denen der Haushalts- und Finanzausschuss im Benehmen mit dem 
Präsidium abweichen kann.

(4)	� Das Präsidium verfügt über die Räume des Landtags.
(5) 	�  Präsidium muss einberufen werden, wenn mindestens ein Fünftel seiner 

Mitglieder oder eine Fraktion es verlangt. Das Präsidium kann beraten und 
entscheiden, wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(6)	� Die Direktorin oder der Direktor beim Landtag nimmt an den Sitzungen des 
Präsidiums teil. Sie oder er fertigt eine Niederschrift, die die Präsidentin oder 
der Präsident unterzeichnet.

(7)	� Die Sitzungen des Präsidiums sind nicht öffentlich. Über Anwesenheit und 
Rederecht von Personen, die nicht dem Präsidium angehören, beschließt 
das Präsidium. Über den Inhalt der Beratungen des Präsidiums werden die 
Fraktionen durch ihre Vertreterinnen oder Vertreter unterrichtet. Im Einzelfall 
kann das Präsidium beschließen, die Öffentlichkeit über die Ergebnisse der 
Beratung zu informieren.

§ 7  
Wahl und Aufgaben der Schriftführerinnen und Schriftführer
(1)	� Der Landtag beschließt die Anzahl der Schriftführerinnen und Schriftführer. 

Er wählt diese nach den Vorschlägen der Fraktionen für die Dauer der Wahl-
periode mit einfacher Mehrheit. Wenn kein Mitglied des Landtags wider-
spricht, können die Schriftführerinnen und Schriftführer und die Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter in einem Wahlgang durch Handzeichen gewählt 
werden. Scheidet eine Schriftführerin oder ein Schriftführer aus dem Amt 
aus, wählt der Landtag gemäß Satz 2 und 3 eine Nachfolgerin oder einen 
Nachfolger.

(2)	� Die Schriftführerinnen und Schriftführer unterstützen die amtierende Präsi-
dentin oder den amtierenden Präsidenten in der Sitzungsleitung. Sie haben 
insbesondere die Liste der Rednerinnen und Redner zu führen, die Redezeit 
und den Gang der Abstimmungen zu überwachen, bei Abstimmungen und 
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Wahlen die Namen der Mitglieder des Landtags aufzurufen und für die 
Stimmabgabe zu sorgen, soweit dies nicht durch die Leiterin oder den Leiter 
der Wahlkommission geschieht, die Stimmen zu zählen, soweit dies nicht von 
der Wahlkommission vorgenommen wird, sowie Schriftstücke zu verlesen.

(3)	� Reichen die anwesenden Schriftführerinnen und Schriftführer nicht aus, so 
ernennt die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident anwesende 
Mitglieder des Landtags zu Stellvertreterinnen oder Stellvertretern.

§ 8  
Sitzungsvorstand
(1)	� In den Sitzungen des Landtags bilden die amtierende Präsidentin oder der 

amtierende Präsident und zwei Schriftführerinnen oder Schriftführer den  
Sitzungsvorstand.

(2)	� Die Präsidentin oder der Präsident bestimmt im Einvernehmen mit ihren oder 
seinen Stellvertreterinnen oder Stellvertretern die Reihenfolge der Vertretung. 
Im Verhinderungsfall kann die Präsidentin oder der Präsident ein anderes 
Mitglied des Präsidiums mit der Leitung der Sitzung beauftragen.
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III. Mitglieder des Landtags

§ 9  
Rechte und Pflichten
(1)	 �Jedes Mitglied des Landtags folgt bei Reden, Handlungen, Abstimmungen und 

Wahlen seiner Überzeugung und seinem Gewissen.
(2)	 �Die Mitglieder des Landtags sind verpflichtet, an den Arbeiten des Landtags 

teilzunehmen. An jedem Sitzungstag wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, 
in die sich die Mitglieder des Landtags einzutragen haben. Die Folgen der 
Nichteintragung und der Nichtbeteiligung an einer namentlichen Abstimmung 
ergeben sich aus dem Abgeordnetengesetz.

§ 10  
Verhaltensregeln
Die vom Landtag beschlossenen Verhaltensregeln sind in den elektronischen 
Medien des Landtags zu veröffentlichen.

§ 11  
Geheimschutzordnung, IT-Sicherheitsleitlinie, Datenschutzordnung
Die als Anlage 1 beigefügte Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags, 
die als Anlage 2 beigefügte Informationssicherheitsleitlinie für den Sächsischen 
Landtag und die als Anlage 3 beigefügte Datenschutzordnung des Sächsischen 
Landtags sind Bestandteil dieser Geschäftsordnung.

§ 12  
Arbeitsunterlagen
Die Mitglieder des Landtags erhalten je eine Ausgabe des Grundgesetzes, der 
Verfassung des Freistaates Sachsen, der Geschäftsordnung und des Abgeordneten-
gesetzes.

§ 13  
Akteneinsicht, Aktenbenutzung
(1)	 �Jedes Mitglied des Landtags ist berechtigt, alle parlamentarischen Akten ein-

zusehen, die sich beim Landtag oder einem Ausschuss befinden, sofern der 
Landtag nichts anderes beschließt oder nichts anderes bestimmt ist; für die 
Einsichtnahme in Akten, die in elektronischer Form geführt werden, wird das 
Verfahren im Einzelnen durch das Präsidium geregelt. Die Arbeit des Land-
tags, seiner Ausschüsse, der Vorsitzenden oder Berichterstatterinnen und 
Berichterstatter darf durch die Akteneinsicht nicht behindert werden.

(2)	 �Die Einsichtnahme in persönliche Akten und Abrechnungen, die beim Land-
tag über Landtagsmitglieder geführt werden, ist nur den Betreffenden gestattet. 
Wünschen andere Mitglieder des Landtags Einsicht in diese Akten, so darf 
dies nur mit vorheriger Zustimmung der oder des Betreffenden und der Präsi-
dentin oder des Präsidenten geschehen.
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(3)	� Die Einsicht in Personalakten ist nur der Präsidentin oder dem Präsidenten 
und im Falle der Stellvertretung ihrer oder seiner Vertreterin oder ihrem oder 
seinem Vertreter gestattet. Die Einsicht in Verwaltungsakten des Landtags 
steht jedem Präsidiumsmitglied mit vorheriger Zustimmung der Präsidentin 
oder des Präsidenten zu. Die vorherige Zustimmung darf nur aus wichtigem 
Grund versagt werden; hiergegen kann die Entscheidung des Präsidiums be-
antragt werden.
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IV. Fraktionen

§ 14  
Bildung der Fraktionen
(1)	� Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens sechs Mitgliedern des Land-

tags. Diese müssen derselben Partei angehören oder aufgrund von Wahlvor-
schlägen derselben Partei in den Landtag gewählt worden sein.

(2)	� Ein Mitglied des Landtags kann nur einer Fraktion angehören.
(3)	� Mitglieder des Landtags, die keiner Fraktion angehören, können sich einer 

Fraktion als ständige Gäste anschließen. Die Gäste zählen bei der Feststellung 
der Zahl der Mitglieder einer Fraktion mit.

(4)	 �Fraktionen haben sich nach § 1 Absatz 3 Satz 1 des Fraktionsrechtsstellungs-
gesetzes eine Satzung zu geben, in der insbesondere ihre Vertretung zu re-
geln ist. Die Satzung darf nicht den Grundsätzen dieser Geschäftsordnung, 
des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes oder der Verfassung des Freistaates 
Sachsen widersprechen. Sie ist bei der Präsidentin oder dem Präsidenten zu 
hinterlegen.

(5)	� Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen der Vorsitzenden 
und ihrer Mitglieder sowie der ständigen Gäste sind der Präsidentin oder dem 
Präsidenten schriftlich mitzuteilen.

(6)	� Mindestens drei Mitglieder des Landtags, die sich zusammenschließen, ohne 
Fraktionsmindeststärke zu erreichen, können als Gruppe anerkannt werden. 
Für sie gelten die Absätze 2 bis 5 entsprechend.

(7)	� Die Anerkennung als Gruppe und die Festlegung ihrer Rechte und Pflichten 
erfolgt durch Parlamentsbeschluss auf Empfehlung des Ausschusses für  
Geschäftsordnung und Immunitätsangelegenheiten.

§ 15  
Reihenfolge der Fraktionen
(1)	 �Die Reihenfolge der Fraktionen richtet sich nach der Zahl der Mitglieder. Bei 

gleicher Mitgliederzahl entscheidet die in der Landtagswahl erzielte Gesamt-
stimmenzahl; im Übrigen entscheidet das Los, das die Präsidentin oder der 
Präsident in einer Sitzung des Präsidiums zieht. Frei gewordene Mitglieder-
sitze werden bis zur Neubesetzung bei der Fraktion mitgezählt, die sie bisher 
innehatte.

(2)	 �Bei der Besetzung des Präsidiums, der Ausschüsse sowie bei der Benennung 
der Ausschussvorsitzenden und ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
ist für die Feststellung des Stärkeverhältnisses der Fraktionen das Höchst-
zahlverfahren nach d’Hondt zugrunde zu legen. Bei gleicher Höchstzahl nach 
d’Hondt ist für den Stichentscheid die Höchstzahl entscheidend, die sich aus 
der in der Landtagswahl erzielten Gesamtstimmenzahl ergibt; im Übrigen ist 
das Ergebnis des Losverfahrens nach Absatz 1 zu berücksichtigen. Dies gilt 
grundsätzlich auch für die Besetzung sonstiger Gremien des Landtags und 
für Wahlen, die durch den Landtag vorzunehmen sind, jedoch nicht für die 
Wahlen nach den §§ 66 bis 70b.
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(3)	 �Absatz 2 gilt grundsätzlich mit der Maßgabe, dass bei Gremien und Aus-
schüssen mit mehr als vier Sitzen jede Fraktion mit einem Sitz vertreten ist. 
Kann dies durch das Sitzverteilungsverfahren nicht gewährleistet werden, so 
erhält zunächst jede Fraktion einen Sitz in der Reihenfolge nach Absatz 1. 
Sodann werden die weiteren Sitze den Fraktionen nach Absatz 2 Satz 1 und 2 
zugeteilt.
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V. Vorlagen

§ 16  
Vorlagen
(1)	 �Folgende Vorlagen können nach Maßgabe der Geschäftsordnung als Beratungs-

gegenstand auf die Tagesordnung gesetzt werden (selbstständige Vorlagen):
	 1.	 �Gesetzentwürfe,
	 2.	� Anträge,
	 3.	 �Kleine Anfragen,
	 4.	� Große Anfragen an die Staatsregierung und ihre Beantwortung,
	 5.	 �Wahlvorschläge,
	 6.	� Beschlussempfehlungen und Berichte der Ausschüsse,
	 7.	� Beratende Äußerungen des Sächsischen Rechnungshofes,
	 8.	� Berichte und Materialien zur Unterrichtung des Landtags (Unterrichtungen),
	 9.	 �Berichte des Bewertungsausschusses,
	 10.	�Berichte sowie Zwischenberichte der Untersuchungsausschüsse und  

Enquetekommissionen,
	 11.	�Anträge der Staatsregierung auf gesetzlicher Grundlage,
	 12.	�Rechtsetzungsvorschläge, Mitteilungen und Konsultationen der Europä

ischen Kommission (Kommissionsvorlagen),
	 13.	�Mündliche Anfragen zur Fragestunde.
(2)	� Vorlagen zu Beratungsgegenständen (unselbstständige Vorlagen) sind:
	 1.	� Änderungsanträge,
	 2.	� Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen, Unterrichtungen, Regierungs-

erklärungen, Großen Anfragen, Berichten sowie Zwischenberichten der 
Untersuchungsausschüsse und Enquetekommissionen,

	 3.	 �Ergänzungsvorlagen zu Drucksachen.
(3)	� Initiativvorlagen (Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 11, 12, Absatz 2 Nummer 1 und 2) 

sind als digital signierte barrierefreie elektronische Dokumente über das Fach-
verfahren (EDASinput) einzureichen. Für Initiativvorlagen der Staatsregie-
rung, die über die Schnittstelle zwischen VIS.SAX und EDASinput übermittelt 
werden, andere Vorlagen und auf Initiativvorlagen folgende Dokumente ge-
nügt die Einreichung als nachweisbar autorisierte barrierefreie elektronische 
Dokumente. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für in den Ausschüssen gestellte 
Änderungsanträge. Ist die Einreichung oder Übermittlung technisch nicht mög-
lich, erfolgt sie als Papierdokument. Maßgebend ist die elektronische Form.

(4)	� Die persönliche digitale Signatur von Mitgliedern des Landtags ist verdeckt 
auf dem Dokument anzubringen oder durch eine Grafik, die ausschließlich 
den Namenszug der oder des Signierenden enthält. Wird für eine Fraktion 
signiert, kann die Grafik auch das Logo der Fraktion enthalten. Bei Nicht
beachtung kann die Präsidentin oder der Präsident die Vorlage als unzulässig 
zurückweisen.

(5)	 �Vorlagen erhalten eine Drucksachennummer und werden elektronisch an  
die Mitglieder des Landtags, die Fraktionen, die Staatsregierung und die 
Staatsministerien verteilt. Wenn dies technisch nicht möglich ist oder die  
Empfängerinnen und Empfänger dies zusätzlich wünschen, erfolgt eine Über-
mittlung als Papierdokument. Maßgebend ist die elektronische Form.
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(6)	 �Innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Geschäftsordnung  
dürfen Vorlagen in Papierform eingereicht werden. Das Präsidium kann eine 
Verlängerung beschließen.

(7)	� Jede Vorlage kann von der Einreicherin oder dem Einreicher bis zum Beginn 
der letzten Abstimmung zurückgezogen oder für erledigt erklärt werden,  
sofern nicht eine oder ein zur Vorlage Berechtigte oder Berechtigter wider-
spricht. Der Widerspruch ist, wenn die Vorlage auf einer vom Plenum bestä-
tigten Tagesordnung steht, unverzüglich, anderenfalls innerhalb von fünf 
Werktagen nach Erhalt der Mitteilung über die Zurückziehung oder Erledi-
gungserklärung mitzuteilen. Im Fall des Widerspruches gelten die Wider
sprechenden nunmehr als die Einreicherin oder der Einreicher der Vorlage.

(8)	� Das Präsidium erlässt auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten 
Richtlinien für die Erstellung von Vorlagen, die für alle Einreicherinnen oder 
Einreicher verbindlich sind.

§ 17  
Behandlung von Unterrichtungen, Berichten und Kommissionsvorlagen
(1)	� Unterrichtungen überweist die Präsidentin oder der Präsident an den zuständi-

gen Ausschuss. Dies gilt auch für Berichte, Stellungnahmen und Gutachten 
des Rechnungshofes oder der oder des Datenschutzbeauftragten.

(2)	� Der Ausschuss legt dem Landtag eine Beschlussempfehlung vor, wenn die 
Berichtspflicht auf gesetzlicher Grundlage beruht. Im Übrigen steht es dem 
Ausschuss frei, dem Landtag eine Beschlussempfehlung vorzulegen. Sieht 
er davon ab, ist die Unterrichtung mit Behandlung im Ausschuss erledigt. Die 
Beschlussempfehlungen werden in eine Sammeldrucksache aufgenommen, 
sofern sie nicht als eigenständiger Tagesordnungspunkt für das Plenum vor-
gesehen sind.

(3)	� Kommissionsvorlagen überweist die Präsidentin oder der Präsident an den 
zuständigen Ausschuss. Diesbezügliche Unterrichtungen und Stellungnahmen 
der Staatsregierung werden der überwiesenen Vorlage zugeordnet.

§ 18  
Unerledigte Gegenstände
Am Ende der Wahlperiode oder im Fall der Auflösung des Landtags gelten alle 
Vorlagen als erledigt. Dies gilt nicht für Petitionen; diese müssen vom neu ge-
wählten Landtag weiterbehandelt werden. Die Beratung einer durch Volksantrag 
eingebrachten Vorlage, über die der Landtag nicht entschieden hat, wird vom 
neu gewählten Landtag neu aufgenommen.
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VI. Ausschüsse

§ 19  
Ständige Ausschüsse und zeitweilige Ausschüsse
(1)	� Zur Vorbereitung seiner Sitzungen bildet der Landtag ständige Ausschüsse 

für die Dauer der Wahlperiode. Für bestimmte Aufgaben können zeitweilige 
Ausschüsse bestellt werden.

(2)	 �Soweit die Verfassung des Freistaates Sachsen oder Landesgesetze die Ein-
setzung von Ausschüssen vorschreiben oder zulassen, richten sich die Ein-
setzung und das Verfahren nach den Bestimmungen dieser Geschäftsord-
nung, es sei denn, dass in der Verfassung des Freistaates Sachsen oder in 
den Landesgesetzen etwas anderes bestimmt ist.

§ 20  
Einsetzung von Unterausschüssen
(1)	� Jeder Ausschuss kann aus seiner Mitte zur Vorbereitung seiner Beschlüsse 

Unterausschüsse einsetzen, sich über ihre Arbeit berichten lassen und sie 
wieder auflösen. Sie dürfen sich nur mit den Gegenständen befassen, die 
ihnen der Ausschuss weiterüberwiesen hat. In die Unterausschüsse können 
auch stellvertretende Ausschussmitglieder entsandt werden.

(2)	� In einem Unterausschuss muss jede Fraktion, die im Ausschuss vertreten ist, 
auf ihr Verlangen mindestens mit einem Mitglied vertreten sein. Im Übrigen 
sind die Grundsätze des § 15 Absatz 2 zu berücksichtigen.

(3)	� Ist eine Vorlage mehreren Ausschüssen zur Beratung überwiesen worden oder 
fällt ein Beratungsgegenstand in den Geschäftsbereich mehrerer Ausschüsse, 
können diese einen gemeinsamen Unterausschuss bilden.

§ 21  
Aufgaben
(1)	� Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung der ihnen überwiesenen Vorlagen 

verpflichtet. Als vorbereitende Beschlussorgane des Landtags haben sie die 
Pflicht, dem Landtag bestimmte Beschlüsse zu empfehlen, die sich nur auf 
die ihnen überwiesenen Vorlagen oder mit diesen im unmittelbaren Sach
zusammenhang stehende Fragen beziehen dürfen. Sie können sich jedoch 
auch mit anderen Fragen aus ihrem Geschäftsbereich befassen, wenn es der 
Ausschuss beschließt.

(2)	 �Zwölf Sitzungswochen nach Überweisung einer Vorlage können eine Fraktion 
oder sechs Mitglieder des Landtags verlangen, dass der Ausschuss dem 
Landtag einen Bericht über den Stand der Beratungen erstattet.

(3)	� Der für die Geschäftsordnung zuständige Ausschuss kann ohne besonderen 
Auftrag Fragen der Geschäftsordnung behandeln und hierzu dem Plenum  
Beschlussempfehlungen unterbreiten.

(4)	 �Ist eine fristgerechte Beschlussfassung des Landtags zu Rechtsetzungs
vorschlägen der Europäischen Kommission im Rahmen des Subsidiaritäts-
frühwarnsystems in einer ordentlichen Sitzung nicht möglich, hat der zustän-
dige Ausschuss anstelle des Landtags die Beschlüsse zu fassen. § 38 kommt 
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insoweit nicht zur Anwendung. Innerhalb einer Woche nach dem Tag der 
Verteilung des Ausschussbeschlusses als Drucksache kann von einem Mitglied 
des Landtags Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich 
bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen und zu begründen. 
Im Falle eines Widerspruchs wird der Ausschussbeschluss als Beschluss-
empfehlung auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen Sitzung des 
Landtags gesetzt. § 46 Absatz 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.  
Mit der Beschlussfassung durch den Landtag entfällt die Außenwirksamkeit 
des Ausschussbeschlusses.

§ 22  
Federführung, Mitberatung
(1)	� Wird eine Vorlage ausnahmsweise an mehrere beteiligte Ausschüsse über-

wiesen, so ist ein Ausschuss als federführend zu bestimmen. Dieser erstattet 
den Bericht gemäß § 37 Absatz 3 an den Landtag. Sofern ein mitberatender 
Ausschuss eine Stellungnahme vorgelegt hat, wird diese dem Bericht des 
federführenden Ausschusses angeschlossen.

(2)	 �Der mitberatende Ausschuss erstattet dem federführenden Ausschuss alsbald 
eine Stellungnahme zu der Vorlage. Liegt die Stellungnahme dem federführen-
den Ausschuss in der zweiten Ausschusswoche nach der Überweisung noch 
nicht vor, kann der federführende Ausschuss dem Landtag Bericht erstatten. 
Ein mitberatender Ausschuss kann mit dem federführenden Ausschuss eine 
längere Frist zur Übermittlung der Stellungnahme vereinbaren. Steht die Vor-
lage auf der Tagesordnung eines mitberatenden Ausschusses, der erst nach 
der Sitzung des federführenden Ausschusses tagt, so ist der Beschluss des 
federführenden Ausschusses unter den Vorbehalt der zu verabschiedenden 
Stellungnahme zu stellen. Ergeben sich aus der Stellungnahme Abweichun-
gen zum Vorbehaltsbeschluss, so muss sich der federführende Ausschuss 
nochmals mit der Vorlage befassen.

(3)	 �Eine Vorlage kann nicht im mitberatenden Ausschuss zurückgezogen oder 
für erledigt erklärt werden.

§ 23  
Stärke der Ausschüsse
(1)	� Die Zahl der Mitglieder eines jeden Ausschusses wird vom Landtag fest

gelegt; Veränderungen sind nur mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mit-
glieder des Landtags möglich.

(2)	 �Die Fraktionen benennen die Ausschussmitglieder und die Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter schriftlich gegenüber der Präsidentin oder dem Präsi-
denten. Die Anzahl der von einer Fraktion benannten Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter darf die doppelte Anzahl der von dieser Fraktion zu benennen-
den Ausschussmitglieder nicht überschreiten. Mitglieder und Stellvertrete-
rinnen oder Stellvertreter können von den jeweils entsendenden Fraktionen 
abberufen werden.

(3)	� An der Besetzung der Ausschüsse sowie der Benennung der Vorsitzenden 
und ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter sind die Fraktionen entspre-
chend § 15 Absatz 2 beteiligt, wobei jedoch jede Fraktion in den Ausschüssen 
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mindestens ein Mitglied stellt. Die Präsidentin oder der Präsident benennt 
fraktionslose Mitglieder des Landtags als beratende Ausschussmitglieder.

(4)	 �Die Benennung wird mit Bekanntgabe der erstmals benannten Mitglieder 
und der späteren Änderungen durch die Präsidentin oder den Präsidenten 
wirksam. Die Bekanntgabe hat unverzüglich zu erfolgen.

(5)	� Zur Unterstützung und Beratung der Mitglieder ist die Teilnahme von Fraktions-
mitarbeiterinnen oder -mitarbeitern jeder Fraktion zuzulassen. Näheres regelt 
Anlage 4.

§ 24  
Benennung und Abberufung der Vorsitzenden und  
Stellvertreterinnen und Stellvertreter
(1)	� Die zur Benennung berechtigte Fraktion bestimmt die Vorsitzende oder den 

Vorsitzenden des Ausschusses. Die Benennung erfolgt schriftlich gegenüber 
der Präsidentin oder dem Präsidenten. Diese oder dieser gibt den Namen der 
oder des Vorsitzenden dem Landtag bekannt.

(2)	 �Die zur Benennung berechtigte Fraktion kann die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden eines Ausschusses jederzeit abberufen.

(3)	� Der Landtag kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden eines Ausschusses 
auf Antrag der Mehrheit der Mitglieder des Landtags durch Beschluss ab
berufen. Der Landtag behandelt den Antrag ohne Ausschussüberweisung in 
einer Beratung. Über den Antrag darf frühestens drei Wochen nach seinem 
Eingang abgestimmt werden. Der Beschluss bedarf der Zustimmung von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags.

(4)	 �Im Falle einer Abberufung nach Absatz 2 oder Absatz 3 hat die berechtigte 
Fraktion unverzüglich eine andere Vorsitzende oder einen anderen Vorsitzen-
den zu benennen. Die erneute Benennung der oder des Abberufenen ist 
nicht zulässig.

(5)	 �Für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden 
eines Ausschusses gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.

§ 25  
Petitionsausschuss
Der Landtag bestellt zur Behandlung der an ihn gerichteten Bitten und Beschwer-
den entsprechend der Verfassung des Freistaates Sachsen und des Sächsischen 
Petitionsausschussgesetzes einen Petitionsausschuss. Das Verfahren richtet 
sich insbesondere nach Abschnitt X.

§ 26  
Untersuchungsausschüsse
Der Landtag bestellt Untersuchungsausschüsse entsprechend der Verfassung des 
Freistaates Sachsen und des Untersuchungsausschussgesetzes.

§ 27  
Enquetekommissionen
(1)	� Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche und bedeutsame 

Sachverhalte sowie zur eigenständigen Informationsgewinnung in komplexen 
Themenfeldern kann der Landtag Enquetekommissionen einsetzen, denen 
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Abgeordnete und andere Sachverständige angehören können. Abstimmungs-
berechtigt sind die Abgeordneten. Auf Antrag eines Drittels seiner Mitglieder 
ist der Landtag zur Einsetzung verpflichtet. Der Einsetzungsbeschluss muss 
den Auftrag der Kommission genau bestimmen.

(2)	 �Die Mitglieder der Kommission werden im Einvernehmen der Fraktionen be-
nannt und von der Präsidentin oder dem Präsidenten berufen. Kann ein Einver-
nehmen nicht hergestellt werden, so benennen die Fraktionen die Mitglieder 
im Verhältnis ihrer Stärke, mindestens jedoch benennt jede Fraktion ein  
Mitglied. Die Mitgliederzahl der Kommission soll 20 nicht übersteigen. Jede 
Fraktion kann jedoch ein weiteres externes Mitglied benennen.

(3)	� Die Kommission wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden, die 
Mitglied des Landtags sein müssen. Im Übrigen finden die Vorschriften über 
die Ausschüsse sinngemäß Anwendung. Bei der Benennung der Ausschuss-
vorsitzenden und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter gemäß § 15  
Absatz 2 bleiben Enquetekommissionen unberücksichtigt.

(4)	� Die Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten nehmen auf Be-
schluss und nach Maßgabe der Enquetekommission an deren Sitzungen teil. 
§ 35 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(5)	 �Die Enquetekommission hat einen schriftlichen Bericht so rechtzeitig vorzu-
legen, dass bis zum Ende der Wahlperiode eine Aussprache darüber im 
Landtag stattfinden kann. Sofern ein abschließender Bericht nicht erstattet 
werden kann, ist ein Zwischenbericht vorzulegen, auf dessen Grundlage der 
Landtag entscheiden kann, ob die Enquetekommission ihre Arbeit fortsetzen 
oder einstellen soll.

(6)	� Die Mitglieder der Enquetekommission, die nicht dem Landtag angehören, 
erhalten eine pauschale Grundentschädigung, Sitzungsgeld und Reisekosten-
vergütung entsprechend den Vorschriften des Sächsischen Reisekosten
gesetzes. Die Höhe der Grundentschädigung und des Sitzungsgeldes wird 
jeweils vom Präsidium des Landtags festgesetzt. Für die Mitglieder der  
Enquetekommission, die Mitglieder des Landtags sind, gelten die Bestim-
mungen des Abgeordnetengesetzes, insbesondere § 6 Absatz 2 Satz 10 und 
Absatz 6. Die von der Enquetekommission beigezogenen Sachverständigen 
und sonstigen Personen erhalten eine Entschädigung entsprechend den 
Bestimmungen des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes.

§ 28  
Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung (Notparlament)
(1)	� Der Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung des Freistaates Sachsen  

besteht aus 21 Mitgliedern. Die Präsidentin oder der Präsident und ihre oder 
seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind Mitglieder des Ausschusses. 
Die Fraktionen benennen die weiteren Mitglieder und eine zweifache Zahl 
von Stellvertreterinnen und Stellvertretern für alle Mitglieder. § 5 Absatz 2 
Satz 4 und 5 findet entsprechende Anwendung.

(2)	� Die Präsidentin oder der Präsident ist Vorsitzende oder Vorsitzender des  
Ausschusses, die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sind ihre oder 
seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter in der Reihenfolge, in der sie sie 
als Präsidentin oder ihn als Präsidenten vertreten. Bei der Benennung der 

280



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

Ausschussvorsitzenden und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter ge-
mäß § 15 Absatz 2 bleibt der Ausschuss nach Artikel 113 der Verfassung des 
Freistaates Sachsen unberücksichtigt.

(3)	� Die Mitglieder des Ausschusses und die Stellvertreterinnen und Stellvertre-
ter haben sicherzustellen, dass sie in dem in Artikel 113 Absatz 1 Satz 1 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen genannten Fall jederzeit erreichbar sind.

(4)	 �Der Ausschuss wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden einberufen. 
Sie oder er ist dazu verpflichtet, wenn ein Fünftel der Mitglieder des Aus-
schusses oder die Staatsregierung es verlangt.

(5)	� Die Beratungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. § 34 findet bei nicht 
öffentlichen Sitzungen keine Anwendung. Der Ausschuss kann Personen, die 
ihm nicht angehören und die keine Mitglieder oder Beauftragten der Staats-
regierung sind, die Teilnahme an den nicht öffentlichen Sitzungen gestatten; 
er kann die Teilnahme von Fraktionsmitarbeiterinnen oder -mitarbeitern zur 
Unterstützung der Mitglieder des Ausschusses zulassen. Der Ausschuss ver-
handelt öffentlich, wenn dies mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder des Landtags beschlossen wird.

(6)	 �Die oder der Vorsitzende teilt zu Beginn der Sitzung mit, ob die Feststellung nach 
Artikel 113 Absatz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen getroffen ist.

(7)	� Gesetzentwürfe und alle sonstigen Vorlagen werden in einer Beratung erledigt. 
§ 43 Absatz 2 ist nicht anzuwenden.

(8)	 �Im Übrigen richtet sich das Verfahren des Ausschusses nach den für den 
Landtag geltenden Bestimmungen. Können bestimmte Rechte nach diesen 
Bestimmungen nur von einer Mehrzahl von Mitgliedern des Landtags oder 
einer Fraktion ausgeübt werden, so können sie im Ausschuss von zwei Mit-
gliedern des Landtags oder einer Fraktion ausgeübt werden; ist die Ausübung 
von Rechten einem bestimmten Anteil der Mitglieder des Landtags oder einer 
Fraktion vorbehalten, so können diese Rechte von dem entsprechenden  
Anteil der Mitglieder des Ausschusses oder einer Fraktion ausgeübt werden.

(9)	� Der Ausschuss lässt sich mindestens einmal jährlich von der Staatsregierung 
über ihre Planungen für den Fall des Artikels 113 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen unterrichten.

(10)	�§ 35 Absatz 1 und 2 findet auch für den Ausschuss nach Artikel 113 der  
Verfassung des Freistaates Sachsen Anwendung.

§ 29  
Anwendbare Vorschriften
Für die Ausschüsse gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die übrigen Bestim-
mungen dieser Geschäftsordnung sinngemäß.

§ 30  
Einberufung der Ausschusssitzungen, Tagesordnung
(1)	� Die oder der Vorsitzende beruft im Rahmen des vom Präsidium festgelegten 

Sitzungsplanes Ausschusssitzungen selbstständig ein, es sei denn, dass der 
Ausschuss im Einzelfall etwas anderes beschließt. Die Mitglieder werden zu 
den Ausschusssitzungen in elektronischer Form eingeladen, sofern nicht zu-
sätzlich die Papierform gewünscht wird.
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(2)	� Termin und Tagesordnung werden von der oder dem Vorsitzenden festge-
setzt, es sei denn, dass der Ausschuss vorher darüber beschließt. Vorlagen 
einer Fraktion setzt die oder der Vorsitzende im Benehmen mit derselben auf 
die Tagesordnung, sonstige Vorlagen unverzüglich nach Überweisung. Der Aus-
schuss kann die Tagesordnung mit Mehrheit ändern; erweitern kann er sie nur, 
wenn nicht eine Fraktion oder ein Drittel der Ausschussmitglieder widerspricht.

(3)	 �Ort, Zeit und Tagesordnung der Ausschusssitzungen werden den Ausschuss-
mitgliedern, den stellvertretenden Ausschussmitgliedern, der Präsidentin 
oder dem Präsidenten, den Fraktionen und den Mitgliedern der Staatsregie-
rung frühestens am zehnten, spätestens am fünften Werktag vor der Sitzung 
in elektronischer Form mitgeteilt, sofern nicht zusätzlich die Papierform ge-
wünscht wird.

(4)	 �Die oder der Vorsitzende soll auf Verlangen einer Fraktion oder auf Beschluss 
des Ausschusses zu einer Sitzung außerhalb des Sitzungsplanes unter Ver-
kürzung der Einladungsfrist gemäß Absatz 3 einladen. Die Einladung erfolgt 
spätestens am zweiten Werktag vor der Sitzung. Die Sitzung soll nicht  
gleichzeitig mit einer Sitzung des Plenums oder des Präsidiums stattfinden. 
Abweichungen von Satz 3 sowie Sitzungen während der im Sitzungsplan 
festgelegten sitzungsfreien Zeit bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Präsidentin oder des Präsidenten.

§ 31  
Rechte und Pflichten der oder des Vorsitzenden
(1)	� Der oder dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung, Einberufung und Leitung 

der Ausschusssitzung sowie die Durchführung der Beschlüsse des Aus-
schusses. Ist die oder der Vorsitzende verhindert, so vertritt sie oder ihn die 
oder der stellvertretende Ausschussvorsitzende. Ist auch diese oder dieser 
verhindert, so leitet das älteste anwesende Ausschussmitglied die Verhand-
lungen des Ausschusses.

(2)	 �Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldun-
gen unter Berücksichtigung der Grundsätze des § 82 Absatz 3 Satz 2 und des 
§ 86 Absatz 1 Satz 1.

(3)	� Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung obliegt der oder dem Vor-
sitzenden. Sitzungsteilnehmerinnen oder -teilnehmer, die nicht Mitglieder 
des Landtags sind, und Zuhörerinnen und Zuhörer unterstehen ebenfalls  
der Ordnungsgewalt der oder des Vorsitzenden. Die §§ 97, 98 finden keine 
Anwendung.

(4)	� Ist der ordnungsgemäße Ablauf einer Sitzung nicht mehr gewährleistet, kann 
die oder der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen.

§ 32  
Feststellung der Anwesenheit
(1)	 �Die an der Sitzung teilnehmenden Ausschussmitglieder tragen sich in die 

Anwesenheitsliste ein.
(2)	 �Die Vertreterinnen und Vertreter der Staatsregierung und die weiteren Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer melden sich beim Vorsitzenden unter Angabe 
des Namens ihrer Dienststelle und Nennung ihres Namens und der Amtsbe-
zeichnung an und tragen sich in eine besondere Anwesenheitsliste ein.
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§ 33  
Öffentlichkeit der Ausschüsse
(1)	� Die Sitzungen der Ausschüsse sind grundsätzlich nicht öffentlich. Der Aus-

schuss kann beschließen, für einen bestimmten Beratungsgegenstand oder 
Teile desselben die Öffentlichkeit zuzulassen. Antragsberechtigt sind die 
Fraktionen oder fünf Prozent der Mitglieder des Ausschusses oder die oder 
der Ausschussvorsitzende. Die Öffentlichkeit einer Sitzung ist hergestellt, 
wenn der Presse und sonstigen Zuhörerinnen und Zuhörern im Rahmen der 
Raumverhältnisse des Landtags der Zutritt gestattet wird.

(2)	 �Die Beratung folgender Gegenstände findet in öffentlicher Sitzung statt:
	 1.	� Anträge nach § 51, die nach § 38 angehört wurden,
	 2.	� Große Anfragen gemäß § 57,
	 3.	 �Kommissionsvorlagen nach § 16 Absatz 1 Nummer 12.
	� Der Ausschuss kann beschließen, die Öffentlichkeit für einen bestimmten 

Verhandlungsgegenstand auszuschließen, wenn überwiegende Belange des 
Gemeinwohls oder schutzwürdige Interessen Einzelner dies erfordern. Auf 
Antrag einer Fraktion oder von fünf Prozent der Mitglieder des Ausschusses 
kann der Ausschuss mit einer Mehrheit von zwei Dritteln die Nichtöffentlich-
keit der Sitzung beschließen. Über den Antrag beschließt der Ausschuss in 
nicht öffentlicher Sitzung.

(3)	 �Der Ausschuss kann die öffentliche Behandlung von Bitten und Beschwerden 
beschließen. Dies gilt nicht, wenn Rechtsvorschriften die Bekanntgabe von 
Daten untersagen.

(4)	 �Auch über nicht öffentliche Verhandlungen sind Mitteilungen über die Ergeb-
nisse der Beratungen in der Öffentlichkeit zulässig. Die Namen der Rednerin-
nen und Redner dürfen hierbei nicht genannt werden.

(5)	 �Für die Beratung von Verschlusssachen gilt die Geheimschutzordnung des 
Sächsischen Landtags (Anlage 1).

§ 34  
Teilnahme anderer Mitglieder des Landtags
(1)	 �Die Mitglieder des Landtags können an Sitzungen von Ausschüssen, denen 

sie nicht angehören, als Zuhörerin oder Zuhörer teilnehmen, soweit nichts 
anderes vorgeschrieben ist oder der Landtag nichts Abweichendes be-
schließt.

(2)	 �Berät ein Ausschuss über Anträge von Mitgliedern des Landtags, so hat die 
Antragstellerin oder der Antragsteller das Recht, hieran selbst oder durch ein 
von ihm beauftragtes anderes Mitglied des Landtags mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Bei Vorlagen von Fraktionen kann die Fraktion ein Mitglied 
des Landtags hierfür bestimmen. Vom Zeitpunkt der Beratung eines Antrages 
ist die Antragstellerin oder der Antragsteller, bei Anträgen mit mehreren Unter-
schriften die Erstunterzeichnerin oder der Erstunterzeichner, wenn sie oder 
er nicht Mitglied des Ausschusses ist, schriftlich zu benachrichtigen.

(3)	 �In besonderen Fällen kann ein Ausschuss auch andere Mitglieder des Land-
tags mit beratender Stimme hinzuziehen.

(4)	 �Beraten mehrere beteiligte Ausschüsse in gemeinsamer Sitzung über den-
selben Beratungsgegenstand, stimmen sie getrennt ab.
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§ 35  
Teilnahme von Mitgliedern der Regierung und weiterer Personen  
mit institutionellen Rechten
(1)	 �Der Ausschuss kann auf Antrag einer Fraktion oder von fünf Prozent seiner 

Mitglieder die Anwesenheit eines jeden Mitglieds der Staatsregierung ver-
langen. Über den Antrag entscheidet der Ausschuss mit Mehrheit.

(2)	 �Die Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten haben zu den  
Sitzungen der Ausschüsse Zutritt und müssen jederzeit gehört werden.  
Die Beauftragten müssen sich zu Beginn der Sitzung bei der oder dem Vor
sitzenden durch schriftliche Vollmacht legitimieren. Die Mitglieder der 
Staatsregierung und ihre Beauftragten können in angemessenem Umfang 
durch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter begleitet werden, sofern dies sach-
dienlich ist.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident des Rechnungshofes und vom Landtag 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen gewählte Landesbeauftragte oder von 
ihnen bevollmächtigte Personen haben im Rahmen ihrer gesetzlichen Auf
gaben Zutritt zu den Sitzungen der Ausschüsse. Sie sollen sich bei der  
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vorher anmelden; die bevollmächtigten 
Personen haben sich zu Beginn der Sitzung bei der oder dem Vorsitzenden 
durch schriftliche Vollmacht zu legitimieren. Sie sind auf ihr Verlangen oder 
das Verlangen eines Ausschussmitglieds zu hören. Die Präsidentin oder der 
Präsident des Rechnungshofes und die vom Landtag aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen gewählten Landesbeauftragten oder von ihnen bevollmäch-
tigte Personen können in angemessenem Umfang durch Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter begleitet werden, sofern dies sachdienlich ist.

(4)	� Behandelt der Ausschuss Fragen, die für die Haushalts- und Wirtschafts
führung des Freistaates Sachsen von Bedeutung sind, sowie Angelegenheiten 
von besonderer Bedeutung und hat der Landtag nach den gesetzlichen Be-
stimmungen hierzu eine gutachterliche Stellungnahme oder einen Bericht 
verlangt, so kann der Ausschuss die Anwesenheit der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Rechnungshofes oder des zuständigen Mitglieds verlangen.

(5)	� Soweit im Ausschuss die Tätigkeitsberichte der vom Landtag aufgrund  
gesetzlicher Bestimmungen gewählten Landesbeauftragten oder andere  
Fragen, zu denen der Landtag nach den gesetzlichen Bestimmungen ein Gut-
achten oder einen Bericht angefordert hat, behandelt werden, kann der 
Ausschuss die Anwesenheit der Landesbeauftragten verlangen.

§ 36  
Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände
(1)	� Berät der federführende Ausschuss einen ihm überwiesenen Gesetzentwurf, 

durch den wesentliche Belange von Gemeinden und Gemeindeverbänden 
berührt werden, soll den auf Landesebene bestehenden kommunalen  
Spitzenverbänden vor Beschlussfassung im Ausschuss Gelegenheit zur  
Stellungnahme gegeben werden. Dies gilt insbesondere bei Gesetzentwürfen, 
die ganz oder teilweise von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden aus-
zuführen sind, ihre öffentlichen Finanzen unmittelbar betreffen oder auf ihre 
Verwaltungsorganisation einwirken.
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(2)	 �Bei Regierungsvorlagen, zu denen die Staatsregierung Stellungnahmen der 
kommunalen Spitzenverbände eingeholt hat, sind diese der Begründung der 
Vorlagen beizufügen; liegen die Stellungnahmen zum Zeitpunkt der Einrei-
chung der Vorlage noch nicht vor, sind sie nach Eingang unverzüglich nach-
zureichen. In diesen Fällen kann von der Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1 
abgesehen werden.

(3)	 �Die Rechte des Ausschusses nach § 38 bleiben unberührt.

§ 36a  
Beteiligung des Rates für sorbische Angelegenheiten
(1)	 �In Angelegenheiten, die die Rechte der sorbischen Bevölkerung berühren, 

hat der Landtag den Rat für sorbische Angelegenheiten zu hören. Den Mit-
gliedern des Rates für sorbische Angelegenheiten werden dazu die Vorlagen 
nach § 16 Absatz 1 und 2 zur Verfügung gestellt.

(2)	� Berät der federführende Ausschuss einen ihm überwiesenen Gesetzentwurf, 
durch den wesentliche Belange der sorbischen Bevölkerung berührt werden, 
wird dem Rat für sorbische Angelegenheiten vor Beschlussfassung im Aus-
schuss Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

§ 37  
Beschlussempfehlung, Berichterstattung
(1)	� Berichte zu überwiesenen Vorlagen an den Landtag sind schriftlich zu erstatten. 

Der Ausschuss kann mündliche Berichterstattung beantragen.
(2)	 �Für Beratungsgegenstände bestimmt der Ausschuss eine Berichterstatterin 

oder einen Berichterstatter oder mehrere Berichterstatterinnen oder Bericht-
erstatter. Bei selbstständigen Anträgen sollen Berichterstatterinnen oder 
Berichterstatter nicht derselben Fraktion wie die Antragstellerin, der Antrag-
steller oder die Antragsteller angehören.

(3)	� Berichte zu überwiesenen Vorlagen müssen die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses mit Begründung sowie die Ansicht der Minder-
heit und die Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse sowie in den 
Fällen des § 52 Absatz 2 Satz 2 die Stellungnahme der Staatsregierung ent-
halten. Das Präsidium kann auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsi
denten Richtlinien für die Formulierung von Beschlussempfehlungen der 
Ausschüsse erlassen.

(4)	 �Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen, über die in den Beratungen des feder-
führenden Ausschusses entschieden worden ist, werden dem Ausschuss
bericht angeschlossen.

(5)	� Zu überwiesenen Vorlagen werden Beschlussempfehlungen und Berichte 
der Ausschüsse an den Landtag erstellt, von der Berichterstatterin oder vom 
Berichterstatter und von der oder dem Vorsitzenden unterzeichnet und der 
Präsidentin oder dem Präsidenten zugeleitet.

(6)	 �Hat der federführende Ausschuss sechs Monate nach der Überweisung einer 
von einer Fraktion eingereichten Vorlage noch keine Beschlussempfehlung 
erstellt, kann die einreichende Fraktion verlangen, dass diese in der nächst-
folgenden Sitzung des Ausschusses erstellt wird.
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§ 38  
Anhörungen
(1)	 �Die Ausschüsse können beschließen, öffentliche Anhörungen von Sach

kundigen zur Information über einen Beratungsgegenstand durchzuführen. 
Mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses kann 
bestimmt werden, dass die Anhörung nicht öffentlich stattfindet. Der Aus-
schuss kann in eine allgemeine Aussprache mit den Sachkundigen eintreten, 
soweit dies zur Klärung des Sachverhaltes erforderlich ist. Der Ausschuss 
kann Übersetzungen öffentlicher Anhörungen von Sachkundigen für Menschen 
mit Behinderungen beschließen.

(2)	� Bei überwiesenen Vorlagen ist der federführende Ausschuss auf Verlangen 
eines Viertels seiner Mitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, eine Anhö-
rung nach Absatz 1 durchzuführen. Eine weitere Anhörung zu einem Ände-
rungsantrag ist statthaft, wenn sich der Änderungsantrag nicht auf den Gegen-
stand der überwiesenen Vorlage bezieht oder an Fragen anknüpft, die mit 
der Vorlage nicht in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Die entspre-
chende Beantragung der Anhörung kann unter dem Tagesordnungspunkt 
„Verschiedenes“ erfolgen.

(3)	� Über Termin sowie Art und Umfang der Anhörung entscheidet der Ausschuss 
grundsätzlich in der Form der Verständigung, anderenfalls durch Beschluss. 
Hat eine Minderheit die Durchführung einer Anhörung verlangt und kommt 
eine Verständigung nicht zustande, müssen die von ihr benannten Personen 
angehört werden. Der Ausschuss kann beschließen, die Anzahl der anzu
hörenden Personen zu begrenzen. In diesem Fall kann von der Minderheit 
nur der ihrem Stärkeverhältnis im Ausschuss entsprechende Anteil an der 
Gesamtzahl der anzuhörenden Personen benannt werden.

(4)	 �Dem mitberatenden Ausschuss sind Ort und Termin mitzuteilen. Mitglieder 
des mitberatenden Ausschusses haben während der Anhörung ein Frage-
recht; dies kann im Einvernehmen mit dem mitberatenden Ausschuss auf 
einzelne seiner Mitglieder beschränkt werden, wobei gesichert sein soll, 
dass mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter jeder Fraktion das Frage-
recht hat.

(5)	� Der mitberatende Ausschuss kann beschließen, im Einvernehmen mit dem 
federführenden Ausschuss eine Anhörung nach Absatz 1 durchzuführen,  
soweit der federführende Ausschuss von der Möglichkeit des Absatzes 1  
keinen Gebrauch gemacht hat. Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.

(6)	 �Zur Vorbereitung einer Anhörung soll der Ausschuss den Sachkundigen die 
jeweiligen Fragestellungen übermitteln. Er kann die Sachkundigen um Ein-
reichung einer schriftlichen Stellungnahme bitten.

(7)	 �Der Ersatz von Auslagen an Sachkundige erfolgt nach der vom Präsidium zu 
beschließenden Richtlinie. Erwachsen aus der Zuziehung von Sachkundigen 
im Einzelfall weitergehende Kosten, so ist vor der Bestellung die Zustim-
mung der Präsidentin oder des Präsidenten einzuholen.

(8)	 �Vor der Anhörung sind Termin, Ort, Gegenstand und teilnehmende Sach
kundige der Anhörung auf der Internetseite des Landtags zu veröffentlichen.

286



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

§ 39  
Beratungsgegenstände
(1)	 �Beratungsgegenstände sind die dem Ausschuss überwiesenen Vorlagen, die 

mit diesen unmittelbar im Zusammenhang stehenden Fragen und andere 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Ausschusses (§ 21 Absatz 1 Satz 3).

(2)	� Sind dem Ausschuss mehrere Vorlagen zum selben Gegenstand überwiesen, 
beschließt der Ausschuss, in welcher Reihenfolge er die Vorlagen behandelt.

§ 40  
Beschlussfähigkeit, Umlaufbeschlüsse
(1)	 �Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder 

anwesend sind. Er gilt so lange als beschlussfähig, wie nicht vor einer Ab-
stimmung ein Mitglied verlangt, die Beschlussfähigkeit durch Auszählen 
festzustellen.

(2)	 �Der Ausschuss kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden einstimmig  
ermächtigen, außerhalb der Sitzungswochen über bestimmte Fragen in  
besonderen Eilfällen eine Abstimmung schriftlich oder per E-Mail durch
führen zu lassen. Macht der Ausschuss von dieser Möglichkeit Gebrauch, hat 
die oder der Vorsitzende den Mitgliedern des Ausschusses den Entwurf einer 
Beschlussempfehlung zuzuleiten, über die innerhalb einer bestimmten Frist 
in entsprechender Anwendung des § 102 Absatz 1 Satz 2 abgestimmt werden 
kann. Eine schriftliche Abstimmung entfällt, wenn eine Sitzung des Aus-
schusses aufgrund der Bestimmungen des § 30 Absatz 4 stattfindet.

§ 40a  
Fragen an die Staatsregierung
In jeder Ausschusssitzung ruft die oder der Vorsitzende den Tagesordnungspunkt 
„Fragen an die Staatsregierung“ auf. Die Dauer dieses Tagesordnungspunkts soll 
30 Minuten nicht überschreiten, soweit der Ausschuss eine Verlängerung nicht 
beschließt. Jedes Ausschussmitglied ist berechtigt, ohne vorherige schriftliche 
Einreichung mündliche Anfragen zum Geschäftsbereich an die anwesenden Mit-
glieder der Staatsregierung oder deren Beauftragte zu stellen. Die Fragen sollen 
kurzgefasst und aktuell sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen.

§ 41  
Ausschussprotokolle
(1)	� Über jede Ausschusssitzung ist ein schriftliches Protokoll anzufertigen. Die 

Fertigung eines Wortprotokolls von Ausschusssitzungen muss spätestens 
am fünften Werktag vor der Sitzung beantragt und in der Sitzung beschlossen 
werden; sie bedarf der vorherigen Zustimmung der Präsidentin oder des  
Präsidenten. Bei Verkürzung der Einladungsfrist ist die Fertigung eines Wort-
protokolls spätestens in der Frist des § 30 Absatz 4 Satz 2 zu beantragen.

(2)	� Das Ausschussprotokoll muss mindestens enthalten:
	� 1.	 �die Tagesordnung,
	� 2.	 �die Namen der anwesenden Ausschussmitglieder, der Regierungsvertre-

terinnen oder Regierungsvertreter, der zugezogenen Sachverständigen 
und Sachkundigen,

	� 3.	� die gestellten Anträge,
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	� 4.	 �die gefassten Beschlüsse, Abstimmungsverhältnisse und
	� 5.	� den wesentlichen Inhalt der Ausführungen.
(3)	� Protokolle werden vorbehaltlich der Festlegungen der Geheimschutzordnung 

(Anlage 1) und des Untersuchungsausschussgesetzes an die Ausschuss
mitglieder, an die stellvertretenden Ausschussmitglieder, die an der Sitzung 
teilgenommen haben, und die Fraktionen verteilt. Außerdem werden sie der 
Staatsregierung zugeleitet. Der Präsidentin oder dem Präsidenten des Rech-
nungshofes und den vom Landtag aufgrund gesetzlicher Bestimmungen  
gewählten Landesbeauftragten wird jeweils ein Protokoll auf Anforderung im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben zur Verfügung gestellt. Dies gilt insbe-
sondere, wenn sie oder ihre bevollmächtigten Personen an der Sitzung teil-
genommen haben.

(4)	 �Die Verteilung und Zuleitung der Protokolle erfolgen in elektronischer Form, 
sofern nicht zusätzlich die Papierform gewünscht wird. Alle Mitglieder des 
Landtags können, soweit sich aus dem Untersuchungsausschussgesetz oder 
dieser Geschäftsordnung nichts anderes ergibt, Einsicht in die Protokolle 
verlangen.

(5)	� Über die Billigung des Protokolls und über mögliche Änderungen ist in der 
Regel in der Sitzung, die auf die Verteilung des Protokolls folgt, zu beschließen. 
Anträge auf Änderungen des Protokolls können von den Ausschussmitglie-
dern und den Mitgliedern der Staatsregierung gestellt werden. Der Beschluss 
ist dem betreffenden Protokoll beizufügen. Nicht angenommene Anträge auf 
Änderungen sind ebenfalls beizufügen. Die Billigung des Protokolls der  
voraussichtlich letzten Sitzung einer Wahlperiode erfolgt durch Festlegung 
einer Frist, innerhalb der die gemäß Satz 2 Antragsberechtigten Anträge auf 
Änderung des Protokolls stellen können. Die oder der Vorsitzende ist er-
mächtigt, die Beschlussfassung über einen Änderungsantrag entsprechend 
§ 40 Absatz 2 durchzuführen. Wird ein Änderungsantrag innerhalb der Frist 
nicht gestellt, ist das Protokoll gebilligt.

(6)	� Die als Anlage 5 beigefügte Richtlinie zur Einsichtnahme in Protokolle ist  
Bestandteil dieser Geschäftsordnung.
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VII. Gesetzgebungsverfahren

§ 42  
Einbringen von Gesetzentwürfen
(1)	 �Gesetzentwürfe können von den Fraktionen, mindestens sechs Mitgliedern 

des Landtags, durch die Staatsregierung oder durch Volksanträge einge-
bracht werden. Sie müssen schriftlich begründet sein.

(2)	 �Gesetzentwürfe der Fraktionen bedürfen der Unterzeichnung durch eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden oder deren oder dessen Stellvertretung, 
Gesetzentwürfe der Staatsregierung der Unterzeichnung durch die Minister-
präsidentin oder den Ministerpräsidenten. Die Einbringung von Volksanträ-
gen wird durch die Verfassung des Freistaates Sachsen und das Gesetz über 
Volksantrag, Volksbegehren und Volksentscheid geregelt.

(3)	 �Alle Gesetzentwürfe sind bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen.

§ 43  
Beratungsverfahren
(1)	 �Die Präsidentin oder der Präsident überweist Gesetzentwürfe, sofern die Ein-

bringerin oder der Einbringer nicht widerspricht, sogleich an einen Ausschuss; 
damit entfällt die erste Beratung; § 44 Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend. 
Sofern die Einbringerin oder der Einbringer widerspricht, findet die erste Be-
ratung statt.

(2)	� Die erste Beratung beginnt frühestens am fünften Werktag nach Verteilung 
der Drucksache. Sie muss innerhalb von sechs Sitzungswochen nach Vertei-
lung des Gesetzentwurfs beginnen. Die Frist kann mit Zustimmung der Ein-
bringerin oder des Einbringers verlängert werden.

§ 44  
Erste Beratung
(1)	� In der ersten Beratung findet eine allgemeine Aussprache nur statt, wenn es 

vom Präsidium empfohlen wird. In der Aussprache werden nur die Grund
sätze der Entwürfe erörtert.

(2)	 �Bei der Behandlung von Volksanträgen findet in der ersten Beratung eine 
allgemeine Aussprache statt, sofern dies von einer Fraktion oder sechs Mit-
gliedern des Landtags verlangt wird.

(3)	� Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen sind vor Schluss der ersten Beratung 
nicht zulässig.

(4)	 �Am Schluss der ersten Beratung beschließt der Landtag, ob der Gesetzentwurf 
an einen Ausschuss überwiesen werden soll. Eine Überweisung gilt als be-
schlossen, wenn mindestens 25 Prozent der Mitglieder des Landtags dafür-
stimmen. Grundsätzlich erfolgt die Überweisung nur an einen Ausschuss.  
In Ausnahmefällen kann die Überweisung an mehrere Ausschüsse erfolgen, 
wobei ein Ausschuss als federführend zu bestimmen ist.

(5)	� Gesetzentwürfe, die zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen führen, gelten 
stets als an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen. Sie können 
zugleich auch an andere Ausschüsse überwiesen werden.
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(6)	� Wird der Gesetzentwurf nicht an einen Ausschuss überwiesen, gilt § 46  
Absatz 1 Satz 1.

§ 45  
Vereinfachtes Verfahren für Ergänzungsvorlagen und Nachtragshaushaltsgesetze
(1)	� Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsgesetzes und Haushaltsplanes  

(Ergänzungsvorlagen) überweist die Präsidentin oder der Präsident unmittel-
bar an den Haushalts- und Finanzausschuss und die weiter betroffenen 
Fachausschüsse. Die Ergänzungsvorlagen gelten insoweit als Bestandteil 
des Entwurfes des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes.

(2)	 �Ergänzungsvorlagen sollen die Ausschüsse so beraten, dass das Gesetz
gebungsvorhaben selbst nicht hinausgezögert wird. Die Staatsregierung soll 
die Ergänzungsvorlagen dem Landtag mindestens drei Wochen vor der ge-
planten Beschlussfassung des Haushalts- und Finanzausschusses zuleiten.

(3)	� Für Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes 
(Nachtragshaushaltsvorlagen) gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Sie sind 
vom Landtag binnen fünf Wochen nach der Überweisung abschließend zu 
beraten. Nachtragshaushaltsvorlagen sind von den mitberatenden Aus-
schüssen so zu beraten, dass die Frist nach Satz 2 eingehalten werden kann.

§ 46  
Zweite Beratung
(1)	 �Die zweite Beratung beginnt frühestens am ersten Werktag nach Schluss der 

ersten Beratung. Ist der Gesetzentwurf einem Ausschuss überwiesen worden, 
so beginnt die zweite Beratung frühestens am zweiten Werktag nach der  
Verteilung der Beschlussempfehlung. Sie kann früher beginnen, wenn auf 
Antrag einer Fraktion oder von sechs Mitgliedern des Landtags zwei Drittel 
der anwesenden Mitglieder des Landtags es bestimmen.

(2)	� Es findet zuerst eine allgemeine Aussprache statt. Fand eine Ausschuss
beratung statt, so erhält zuvor die Berichterstatterin oder der Berichterstatter 
das Wort. Auf Verlangen ist ihr oder ihm auch während der Aussprache vor 
anderen Mitgliedern das Wort zu erteilen.

(3)	 �Liegt eine Beschlussempfehlung eines Ausschusses vor, bildet sie die Grund-
lage für die zweite Beratung. Hat der Ausschuss Ablehnung empfohlen, so 
bildet der Gesetzentwurf die Grundlage für die zweite Beratung. Änderungs-
anträge können, solange die Beratung nicht geschlossen ist, von jedem Mit-
glied schriftlich gestellt werden.

(4)	 �Im Anschluss an die allgemeine Aussprache wird über die Änderungsanträge 
in der Reihenfolge ihres Eingangs abgestimmt. Die Reihenfolge kann vom 
Landtag geändert werden. Die Änderungsanträge können als Ganzes oder in 
Teilen getrennt zur Beratung und Abstimmung gestellt werden.

(5)	 �Die Beratung des Gesetzentwurfs oder der Beschlussempfehlung, gegebe-
nenfalls in der Fassung der beschlossenen Änderungsanträge, wird über 
jede Einzelbestimmung und über die Abschnittsüberschriften der Reihenfolge 
nach eröffnet und geschlossen. Die Reihenfolge kann vom Landtag geändert 
werden. Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. Nach Schluss der Beratung wird 
abgestimmt.
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(6)	� Solange nicht die letzte Einzelbestimmung erledigt ist, kann der Gesetzent-
wurf ganz oder teilweise auch an einen anderen Ausschuss zurückverwiesen 
werden. Dies gilt auch für beratene Teile.

§ 47  
Schlussabstimmung
Nach Schluss der zweiten Beratung wird über den Gesetzentwurf als Ganzes  
abgestimmt. Bei Ablehnung aller Teile des Gesetzentwurfs findet eine Schluss-
abstimmung auf Antrag der Einbringerin und des Einbringers statt.

§ 48  
Entschließungsanträge
Über Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen und Teilen des Haushaltsplans 
wird in der Regel nach der Schlussabstimmung abgestimmt.

§ 49  
Übermittlung des Gesetzesbeschlusses an die Staatsregierung
(1)	 �Die Präsidentin oder der Präsident stellt den Wortlaut des vom Landtag  

beschlossenen Gesetzes fest, fertigt das verfassungsmäßig beschlossene 
Gesetz nach Gegenzeichnung der Ministerpräsidentin oder des Ministerprä-
sidenten und der zuständigen Staatsministerinnen oder Staatsminister aus 
und übersendet es der Staatsregierung. Offenbare Unrichtigkeiten können 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten hierbei beseitigt werden. Soweit 
es infolge von Streichungen oder Einfügungen erforderlich geworden ist, 
kann sie oder er auch die Nummern von Paragrafen oder anderen Teilen des 
Gesetzes ändern.

(2)	� Verfassungsmäßig beschlossene Gesetze sind binnen Monatsfrist im Gesetz- 
und Verordnungsblatt zu verkünden. Wenn der Landtag die Dringlichkeit be-
schließt, müssen sie unverzüglich ausgefertigt und verkündet werden.

§ 50  
Volksantrag
(1)	 �Der Landtag entscheidet über die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage 

durch unveränderte Annahme oder Ablehnung. Beschließt der Landtag eine 
Änderung der Vorlage, so ist der Volksantrag abgelehnt. Die geänderte Vor
lage ist der eigene Gesetzentwurf des Landtags im Sinne des Artikels 72  
Absatz 2 Satz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen, sofern der Landtag 
nicht etwas anderes beschließt.

(2)	 �Die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage wird entsprechend den Bestim-
mungen dieses Abschnittes behandelt. Der Landtag kann beschließen, den 
Vertrauenspersonen der Volksantragstellerinnen oder Volksantragsteller das 
Wort zu erteilen.

(3)	 �Der Ausschuss, an den die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage feder
führend überwiesen wurde, führt eine Anhörung der Vertrauenspersonen der 
Volksantragstellerinnen oder Volksantragsteller durch. Die Anhörung ist  
öffentlich.

(4)	 �Die durch Volksantrag eingebrachte Vorlage wird in der Regel innerhalb von 
drei Monaten nach der Unterbreitung behandelt.
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VIII. Anträge

§ 51  
Anträge, Änderungsanträge und Entschließungsanträge
(1)	 �Anträge beginnen mit den Worten „Der Landtag möge beschließen“ und  

werden so gefasst, wie sie zum Beschluss erhoben werden sollen. Sie sind in 
der Regel schriftlich zu begründen.

(2)	� Anträge (§ 16 Absatz 1 Nummer 2) und Entschließungsanträge (§ 16 Absatz 2 
Nummer 2) können durch eine Fraktion oder durch sechs Mitglieder des 
Landtags eingebracht werden.

(3)	 �Änderungsanträge (§ 16 Absatz 2 Nummer 1) können von jedem Mitglied des 
Landtags und von Fraktionen gestellt werden. Sie müssen sich auf den Gegen-
stand der selbstständigen Vorlage beziehen. Sie sind nur zulässig, sofern 
durch sie nicht einer Beschlussfassung über den Gegenstand des ursprüng-
lichen Antrages ausgewichen werden soll.

(4)	 �Änderungsanträge und Entschließungsanträge müssen den Mitgliedern des 
Landtags bei der Abstimmung im Plenum als Papierdokument vorliegen,  
sofern sie nicht bereits vor Sitzungsbeginn nach § 16 Absatz 5 und § 116 
Absatz 1 verteilt wurden.

(5)	 �Über Änderungsanträge und Entschließungsanträge ist jeweils in der Reihen-
folge ihrer Einbringung abzustimmen. Über Entschließungsanträge wird in 
der Regel nach der Schlussabstimmung abgestimmt.

(6)	 �Hält die Präsidentin oder der Präsident einen Antrag, einen Änderungsantrag 
oder einen Entschließungsantrag für unzulässig, legt sie oder er ihn zunächst 
dem Präsidium mit ihren oder seinen zu begründenden Bedenken vor. Über 
die Zulässigkeit entscheidet das Präsidium. Die Antragstellenden können 
gegen die Entscheidung des Präsidiums einen Beschluss des Landtags über 
die Zulässigkeit verlangen.

§ 52  
Behandlung von Anträgen
(1)	 �Anträge werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten im Benehmen mit 

der antragstellenden Fraktion dem zuständigen Ausschuss überwiesen.  
Anträge zu Angelegenheiten, für die die Staatsregierung unmittelbar oder 
mittelbar verantwortlich ist, leitet die oder der Ausschussvorsitzende auf  
Antrag der Antragstellerinnen oder Antragsteller unverzüglich der Staats
regierung zu, die innerhalb von drei Wochen nach Absendedatum des Land-
tags zu dem Antrag Stellung nimmt. Die oder der Vorsitzende kann die Frist 
im Einvernehmen mit den Antragstellerinnen oder Antragstellern verlängern. 
Fällt der Lauf der Stellungnahmefrist in die sitzungsfreie Zeit, kann die oder 
der Vorsitzende die Stellungnahmefrist um bis zu zwei Wochen verlängern, 
sofern die Antragstellerinnen oder Antragsteller nicht vorab widersprechen. 
Die Stellungnahme der Staatsregierung wird von der oder dem Vorsitzenden 
unverzüglich den Ausschussmitgliedern übermittelt.

(2)	 �Die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse werden mindestens einmal 
monatlich in eine Sammeldrucksache aufgenommen und auf die Tagesord-

292



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

nung einer Sitzung des Landtags gesetzt. Grundlage der Beschlussfassung 
des Landtags ist die Beschlussempfehlung des Ausschusses. Beschluss-
empfehlungen können an den Ausschuss zurückverwiesen oder an einen 
anderen Ausschuss verwiesen werden.

(3)	 �Unbeschadet des Absatzes 1 kann jede Fraktion für die nächstfolgende Plenar-
woche bis zu zwei Anträge einreichen, die ohne vorherige Überweisung und 
Beratung im Ausschuss auf die Tagesordnung der Plenarsitzung gesetzt  
werden sollen. Die Anträge müssen bis spätestens Montag, 12:00 Uhr, der 
der Plenarwoche vorhergehenden Woche eingereicht werden. Gleichzeitig 
ist der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen, dass die  
Anträge nach Satz 1 behandelt werden sollen. Die antragstellende Fraktion 
kann alternativ dazu Anträge nach Absatz 1 benennen, die im Ausschuss 
noch nicht angehört oder abschließend behandelt worden sind und die auf 
die Tagesordnung der Plenarsitzung gesetzt werden sollen.

(4)	� In wechselnder Folge kann je eine Fraktion zusätzlich für die zweite Plenar-
sitzung einer Sitzungswoche einen Antrag einreichen, dessen Beratung im 
Anschluss an die Befragung der Staatsregierung stattfindet (Prioritäten
antrag); § 79 Absatz 2 Satz 5 findet insoweit keine Anwendung. Absatz 3 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(5)	 �Anträge der Staatsregierung (§ 16 Absatz 1 Nummer 11) überweist die Präsi-
dentin oder der Präsident an den zuständigen Ausschuss.

(6)	� Anträge zu Haushaltsvorlagen von einzelnen Abgeordneten, die nicht dem 
Haushalts- und Finanzausschuss angehören, werden unmittelbar an diesen 
Ausschuss überwiesen.

§ 53  
Dringliche Anträge
(1)	 �Dringliche Anträge werden auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt; 

§ 51 Absatz 6 gilt entsprechend.
(2)	� Dringlich sind Anträge,
	 1.	� die Immunität eines Mitglieds des Landtags aufzuheben,
	 2.	� der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten das Vertrauen zu 

entziehen,
	 3.	 �einen Untersuchungsausschuss einzusetzen.
(3)	 �Andere Anträge können vom Präsidium durch einmütigen Beschluss oder 

vom Landtag für dringlich erklärt werden, sofern sie am dritten Werktag vor 
der Plenarsitzung eingereicht werden. Dies gilt nicht für Anträge zu Ange
legenheiten, die in Form eines Antrages oder einer Großen Anfrage bereits  
Gegenstand der Beratungen im Landtag sind, sofern nicht inzwischen neue 
wesentliche Tatsachen, welche die Dringlichkeit begründen, eingetreten 
sind. Voraussetzung für die Dringlichkeit eines Antrages ist, dass im übli-
chen Verfahren (§ 52) eine rechtzeitige Entscheidung des Landtags über einen 
solchen Antrag nicht erreichbar ist. Stellt das Präsidium die Dringlichkeit 
fest, sind die Anträge in der nächsten Sitzung abschließend zu behandeln. 
Werden Anträge durch den Landtag für dringlich erklärt, sind sie in derselben 
Sitzung abschließend zu behandeln.
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IX. Befragung der Staatsregierung, Anfragen,  
Aktuelle Stunde

§ 54  
Befragung der Staatsregierung
(1)	� In Sitzungswochen findet am zweiten Plenartag nach der Aktuellen Stunde 

für die Dauer von einer Dreiviertelstunde eine Befragung der Staatsregierung 
statt. Die Fragen müssen kurzgefasst sein und kurze Antworten ermöglichen.

(2)	� Anträge zur Sache, Zwischenfragen und Kurzinterventionen sind unzulässig.
(3)	 �Die Einzelheiten des Verfahrens der Befragung der Staatsregierung sind in 

einer Richtlinie geregelt (Anlage 8).

§ 54a  
Fragestunde
(1)	 �Jedes Mitglied des Landtags ist berechtigt, kurze mündliche Anfragen an die 

Staatsregierung zu richten, die von der Staatsregierung möglichst kurz  
beantwortet werden sollen. Hierzu soll zumindest an einem Sitzungstag je 
Sitzungswoche eine halbe Stunde zur Verfügung stehen. Die Zeitdauer kann 
mit Zustimmung des Landtags zu Beginn der Fragestunde verlängert werden.

(2)	 �Die Einzelheiten des Verfahrens der Fragestunde sind in einer Richtlinie ge-
regelt (Anlage 6).

§ 55  
Aktuelle Stunde
(1)	 �Eine Fraktion kann zu einem bestimmt bezeichneten Gegenstand der Landes-

politik von allgemeinem und aktuellem Interesse eine Aktuelle Debatte im 
Rahmen der Aktuellen Stunde beantragen. Ist ein Beratungsgegenstand in 
Form eines Antrags, einer Beschlussempfehlung oder einer Großen Anfrage 
bereits in die Tagesordnung der laufenden Plenarwoche aufgenommen, so ist 
eine Aktuelle Debatte hierüber nicht zulässig. Die Aktuelle Debatte muss 
spätestens in der Präsidiumssitzung vor der Plenarwoche unter Nennung des 
Themas beantragt werden. Das Thema der Aktuellen Debatte kann noch bis zum 
Montag der Plenarwoche, 12:00 Uhr, geändert werden. Der Antrag ist schrift-
lich bei der Präsidentin oder dem Präsidenten einzureichen, die oder der ihn 
unverzüglich den Fraktionen und der Staatsregierung zur Kenntnis bringt.

(2)	 �In einer Plenarwoche finden bei Bedarf bis zu zwei Aktuelle Stunden statt. 
Jede Fraktion kann eine Aktuelle Debatte beantragen. In der Aktuellen Stunde 
können höchstens drei Aktuelle Debatten durchgeführt werden.

(3)	� In der Aktuellen Stunde steht den Fraktionen insgesamt eine Redezeit von 
einer Stunde zur Verfügung. Sind zwei Aktuelle Debatten beantragt, verlängert 
sich die Redezeit der Fraktionen auf zwei Stunden. Sind drei Aktuelle Debatten 
beantragt, verlängert sich die Redezeit der Fraktionen auf drei Stunden.

(4)	 �Über die Verteilung der ihnen zur Verfügung stehenden Redezeiten auf die 
einzelnen Aktuellen Debatten entscheiden die Fraktionen. Die Redezeit der 
Staatsregierung wird auf die Dauer der Aktuellen Stunde nicht angerechnet.
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(5)	 �In der Aktuellen Debatte dürfen die einzelnen Redebeiträge fünf Minuten 
nicht überschreiten. Eine Rednerin oder ein Redner kann jedoch in der  
Aktuellen Debatte mehrfach das Wort ergreifen. Redebeiträge werden in freier 
Rede gehalten. Die Verwendung von Manuskripten zur Unterstützung der 
Rednerin oder des Redners ist zulässig; jedoch dürfen keine vorgefertigten 
Redebeiträge verlesen werden. Ergreift die Staatsregierung das Wort für 
mehr als zehn Minuten, erhält auf Antrag einer Fraktion eines ihrer Mitglieder 
Gelegenheit, fünf Minuten ohne Anrechnung auf die ihr zur Verfügung  
stehende Zeit zu sprechen. In diesem Fall verlängert sich die Dauer der  
Aktuellen Stunde um die zusätzlich in Anspruch genommene Zeit.

(6)	� Beschlüsse zur Sache werden in der Aktuellen Debatte nicht gefasst.

§ 56  
Kleine Anfragen
(1)	� Jedes Mitglied des Landtags kann an die Staatsregierung schriftliche Anfragen 

in Frageform richten. Die Anfragen müssen sich auf einen bestimmten Sach-
verhalt beziehen. Der Fragestellung kann eine kurze und knappe Begründung 
vorangestellt werden. Die Anfragen sind bei der Präsidentin oder dem Präsi-
denten einzureichen.

(2)	 �Die Kleinen Anfragen müssen knapp und scharf umrissen die Tatsachen an-
führen, über die Auskunft gewünscht wird. Sie dürfen nicht mehr als fünf 
Einzelfragestellungen enthalten.

(3)	 �Zulässig sind nur Anfragen über Angelegenheiten, die in den Verantwortungs-
bereich der Staatsregierung fallen. § 51 Absatz 6 gilt entsprechend. In anderen 
Fällen kann sich die oder der Abgeordnete mit einem Abgeordnetenschreiben 
direkt an das zuständige Staatsministerium wenden.

(4)	� Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Kleine Anfrage der Staatsregierung 
zur schriftlichen Beantwortung zu. Die Staatsregierung kann in ihrer Antwort 
Internetlinks mit Datum des letzten Aufrufs sowie digitale Anlagen beifügen. 
Die Antwort ergeht an die Präsidentin oder den Präsidenten, die oder der sie 
der Fragestellerin oder dem Fragesteller übermittelt.

(5)	 �Die Kleine Anfrage ist binnen vier Wochen nach Absendedatum des Landtags 
zu beantworten. Fällt der Lauf der Antwortfrist in die sitzungsfreie Zeit, kann die 
Präsidentin oder der Präsident die Antwortfrist um bis zu zwei Wochen ver-
längern, sofern die Fragestellerin oder der Fragesteller nicht vorab widerspricht. 
§ 59 bleibt unberührt.

(6)	� Kleine Anfrage und Antwort werden nach § 16 Absatz 5 verteilt.
(7)	� Wird die Antwort nicht innerhalb der Frist nach Absatz 5 erteilt, so setzt die 

Präsidentin oder der Präsident auf Verlangen der Fragestellerin oder des Frage-
stellers, das binnen drei Wochen geltend gemacht werden kann, die Anfrage 
zur mündlichen Beantwortung auf die Tagesordnung der nächsten Plenar
woche und erteilt der Fragestellerin oder dem Fragesteller zur Verlesung das 
Wort. Wird die Anfrage mündlich beantwortet und erscheint der Fragestellerin 
oder dem Fragesteller die Antwort nicht ausreichend, so kann sie oder er 
höchstens zwei ergänzende Fragen stellen. Eine Besprechung der Antwort 
findet nicht statt.
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§ 57  
Einbringung von Großen Anfragen
(1)	 �In Angelegenheiten von erheblicher oder grundsätzlicher politischer Bedeu-

tung können Große Anfragen an die Staatsregierung gerichtet werden.
(2)	 �Große Anfragen sind bei der Präsidentin oder beim Präsidenten einzureichen. 

Sie müssen kurz und bestimmt gefasst und von einer Fraktion oder von sechs 
Mitgliedern des Landtags unterzeichnet sein. Sie sollen schriftlich begründet 
werden. § 51 Absatz 6 gilt entsprechend.

§ 58  
Behandlung von Großen Anfragen
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident teilt der Staatsregierung die Große Anfrage 

zur schriftlichen Beantwortung mit.
(2)	� Nach Eingang der schriftlichen Antwort wird die Große Anfrage zur Bespre-

chung auf die Tagesordnung gesetzt, wenn dies von einer Fraktion oder von 
sechs Mitgliedern des Landtags innerhalb von drei Monaten, gerechnet vom 
Ausgabedatum der Drucksache, verlangt wird.

(3)	� Beantwortet die Staatsregierung die Große Anfrage nicht binnen zehn Wochen 
nach Absendedatum des Landtags, so wird die Große Anfrage auf Verlangen 
der Antragstellerin oder des Antragstellers, das binnen drei Wochen geltend 
gemacht werden kann, zur Besprechung auf die Tagesordnung der nächsten 
Plenarwoche gesetzt.

(4)	� Unter den Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 kann die Antragstellerin 
oder der Antragsteller verlangen, dass die Große Anfrage anstelle der Be-
handlung im Plenum im zuständigen Ausschuss besprochen wird. Die §§ 37 
und 38 finden keine Anwendung.

(5)	 �Die Behandlung von Großen Anfragen im Plenum ist auf eine Große Anfrage 
innerhalb der Sitzungswoche beschränkt. § 79 Absatz 5 bleibt unberührt.

§ 59  
Fristverlängerung
Die Präsidentin oder der Präsident fordert die Staatsregierung auf, Kleine und 
Große Anfragen innerhalb der festgelegten Frist schriftlich zu beantworten. Sie 
oder er kann die Frist im Einvernehmen mit der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller verlängern.
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X. Petitionen

§ 60  
Überweisung von Petitionen
(1)	� Die Präsidentin oder der Präsident überweist die Petitionen an den Petitions-

ausschuss.
(2)	 �Betrifft eine Petition eine Bitte an den Landtag, kann der Petitionsausschuss 

fachliche Stellungnahmen von anderen Ausschüssen einholen.
(3)	� Vor Abschluss des Petitionsverfahrens kann der Petitionsausschuss mit 

Mehrheit beschließen, dass die Präsidentin oder der Präsident die Staats
regierung ersucht, auf den Vollzug geplanter Maßnahmen zu verzichten, bis 
das Petitionsverfahren beendet ist. In diesen Fällen ist das Petitionsverfahren 
innerhalb von vier Monaten zu bearbeiten.

§ 61  
Obliegenheiten des Petitionsausschusses
(1)	� Der Petitionsausschuss hat Grundsätze über die Behandlung von Bitten und 

Beschwerden aufzustellen und diese Grundsätze zum Ausgangspunkt seiner 
Entscheidung im Einzelfall zu machen.

(2)	� Mitglieder des Landtags, die eine Petition überreichen, sind auf ihr Verlangen 
zu den Ausschussverhandlungen mit beratender Stimme hinzuzuziehen.

(3)	� Die Anforderung von Akten erfolgt über die zuständige oberste Behörde des Frei-
staates Sachsen. Bei Auskunftsersuchen und bei dem Zutritt zu Einrichtungen 
ist die zuständige oberste Behörde des Freistaates Sachsen zu unterrichten.

(4)	 �Von der Anhörung der Petentin oder des Petenten, von Zeuginnen oder Zeu-
gen oder Sachverständigen ist das zuständige Mitglied der Staatsregierung 
rechtzeitig zu unterrichten.

§ 62  
Abgabefrist für Stellungnahmen
Stellungnahmen nach § 5 des Sächsischen Petitionsausschussgesetzes sollen 
in einer Frist von sechs Wochen nach dem Absendedatum des Landtags abgege-
ben werden. Die oder der Vorsitzende des Petitionsausschusses kann im Einzel-
fall eine andere Frist bestimmen.

§ 63  
Beschlussempfehlung und Bericht des Petitionsausschusses
(1)	� Der Petitionsausschuss empfiehlt dem Landtag in der Regel wie folgt zu be-

schließen:
	 1.	� Der Petition wird abgeholfen, teilweise abgeholfen oder kann nicht abge-

holfen werden.
	 2.	� Die Petition wird für erledigt erklärt.
	 3.	 �Die Petition wird der Staatsregierung zur Berücksichtigung, Erwägung, 

Veranlassung bestimmter Maßnahmen oder als Material überwiesen.
	� Näheres bestimmen die Grundsätze des Petitionsausschusses über die Be-

handlung von Bitten und Beschwerden.
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(2)	 �Der Bericht über die vom Petitionsausschuss behandelten Petitionen wird 
mit einer Beschlussempfehlung dem Landtag in einer Sammeldrucksache 
vorgelegt. Der Bericht soll monatlich vorgelegt werden. Darüber hinaus erstat-
tet der Petitionsausschuss dem Landtag jährlich einen schriftlichen Bericht 
über seine Tätigkeit.

(3)	� Die Berichte werden gedruckt, verteilt und spätestens im übernächsten auf 
die Verteilung der Berichte folgenden Plenum auf die Tagesordnung gesetzt. 
Sie können von der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter mündlich 
ergänzt werden. Eine Aussprache findet jedoch nur statt, wenn diese von  
einer Fraktion oder von anwesenden fünf Prozent der Mitglieder des Land-
tags verlangt wird.

§ 64  
Erneute Beratung
Wird eine Petition gemäß § 10 des Sächsischen Petitionsausschussgesetzes der 
Staatsregierung überwiesen und die gesetzte Frist nicht eingehalten, hat der  
Petitionsausschuss das Recht, über diese Petition erneut zu beraten. Gleiches 
gilt, wenn der Petitionsausschuss beschließt, dass er nach dem Bericht der 
Staatsregierung weiteren Beratungsbedarf hat.

§ 65  
Erledigung
Den Einsenderinnen oder Einsendern wird die Art der Erledigung ihrer Petition 
schriftlich mitgeteilt. Diese Mitteilung ist mit Gründen zu versehen. Bei Massen-
petitionen erfolgt die Mitteilung durch Veröffentlichung.
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XI. Besondere Beratungsgegenstände

§ 66  
Wahl der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten, Misstrauensvotum
(1)	� Die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident wird vom Landtag mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder ohne Aussprache in geheimer Abstimmung gewählt. 
Kommt eine Wahl nach Satz 1 nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem 
weiteren Wahlgang die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält.

(2)	� Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Landtags kann dieser der Minister-
präsidentin oder dem Ministerpräsidenten das Vertrauen nur dadurch ent-
ziehen, dass er mit der Mehrheit seiner Mitglieder eine Nachfolgerin oder 
einen Nachfolger wählt. Zwischen dem Antrag und der Wahl müssen mindes-
tens drei Tage liegen.

§ 67  
Wahlen für den Verfassungsgerichtshof
Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes werden vom Landtag ohne Ausspra-
che in geheimer Abstimmung mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
gewählt.

§ 68  
Wahl und Zustimmung für den Rechnungshof
(1)	� Beantragt die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident die Wahl der 

Präsidentin oder des Präsidenten oder die Zustimmung zur Ernennung der 
Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten des Rechnungshofes, so berät  
zunächst der zuständige Ausschuss.

(2)	 �Der Ausschuss kann die Personalakten der vorgeschlagenen Personen  
anfordern. Personalakten sind vertraulich zu behandeln. Einsicht darf nur 
den Mitgliedern des Ausschusses und nur im Landtagsgebäude gewährt 
werden. Der Ausschuss legt dem Landtag eine Beschlussempfehlung zum 
Antrag der Staatsregierung vor.

(3)	� Die Präsidentin oder der Präsident des Rechnungshofes wird vom Landtag in 
geheimer Abstimmung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen ohne Bericht über die Ausschussberatung und ohne  
Aussprache gewählt. Für die Ernennung der Vizepräsidentin oder des Vize-
präsidenten ist die Zustimmung des Landtags erforderlich; eine Aussprache 
findet nicht statt.

§ 69  
Wahl der oder des Sächsischen Datenschutzbeauftragten
Für die Wahl der oder des Sächsischen Datenschutzbeauftragten gilt § 68 Absatz 
1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtags die Staatsregierung um Wahlvorschläge ersuchen kann. Die oder 
der Sächsische Datenschutzbeauftragte wird vom Landtag ohne Aussprache in 
geheimer Abstimmung mit der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt.
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§ 70  
Wahl der oder des Sächsischen Ausländerbeauftragten
Die oder der Sächsische Ausländerbeauftragte wird vom Landtag ohne Ausspra-
che aus seiner Mitte mit der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt. § 104 Absatz 2 
Satz 1 und 3 gilt entsprechend.

§ 70a  
Wahl der oder des Sächsischen Landesbeauftragten  
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
Die oder der Sächsische Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
wird vom Landtag ohne Aussprache mit der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt. 
Vorschlagsberechtigt für die Wahl der oder des Landesbeauftragten ist die Präsi-
dentin oder der Präsident des Landtags. § 104 Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt entspre-
chend.

§ 70b  
Rat für sorbische Angelegenheiten
Gemäß dem Sächsischen Sorbengesetz wählt der Landtag mit Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen ohne Aussprache jeweils für die Dauer einer Wahlperiode 
einen Rat für sorbische Angelegenheiten. Dieser besteht aus fünf Mitgliedern. 
Den sorbischen Verbänden und Vereinen sowie den Gemeinden des sorbischen 
Siedlungsgebietes steht für die Wahl ein Vorschlagsrecht zu.

§ 71  
Anklage gegen ein Mitglied des Landtags oder der Staatsregierung
(1)	� Der Antrag, ein Mitglied des Landtags oder der Staatsregierung vor dem Ver-

fassungsgerichtshof anzuklagen, ist von mindestens einem Drittel der Mit-
glieder des Landtags bei der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich 
einzureichen. Der Antrag wird in zwei Beratungen behandelt. Der Antrag wird 
am Schluss der ersten Beratung an den zuständigen Ausschuss überwiesen. 
Der Ausschuss hat die Betroffene oder den Betroffenen zu hören.

(2)	� Der Beschluss auf Erhebung der Anklage erfordert bei Anwesenheit von min-
destens zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags eine Zweidrittelmehrheit, 
die jedoch mehr als die Hälfte der Mitglieder betragen muss.

§ 72  
Anklage gegen eine Richterin oder einen Richter
Der Antrag, eine Richterin oder einen Richter vor dem Bundesverfassungsgericht 
anzuklagen, ist von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtags bei  
der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich einzureichen. § 71 Absatz 1 
Satz 2 bis 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 73  
Immunitätsangelegenheiten
(1)	� In Immunitätsangelegenheiten gelten die in Anlage 7 niedergelegten Richt

linien.
(2)	� Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten unmittelbar an den zuständigen Ausschuss zu überweisen. Der 
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Ausschuss gibt eine Beschlussempfehlung ab, ob die beantragte Aufhebung 
der Immunität genehmigt werden soll. Über die Empfehlung wird im Plenum 
ohne Aussprache abgestimmt.

(3)	� Der Landtag kann für die Dauer einer Legislaturperiode oder Teile hiervon 
eine generelle Genehmigung zur Strafverfolgung erteilen. Dieser Beschluss 
muss Dauer und Umfang der Genehmigung enthalten.

§ 74  
Auflösung des Landtags
Der Antrag, den Landtag aufzulösen, ist bei der Präsidentin oder dem Präsidenten 
schriftlich einzureichen und von mindestens einem Drittel der Mitglieder des 
Landtags zu unterzeichnen. Der Antrag wird in einer einzigen Beratung behandelt. 
Eine Überweisung an einen Ausschuss erfolgt nicht. Die Beratung und Beschluss-
fassung finden frühestens am dritten Tag nach Verteilung des Antrages statt. Die 
Auflösung bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags.
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XII. Tagungen des Landtags

§ 75  
Öffentlichkeit
(1)	 �Die Sitzungen des Landtags sind grundsätzlich öffentlich.
(2)	 �Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, soweit die Verfassung des Freistaates 

Sachsen oder ein Gesetz eine nicht öffentliche Sitzung vorschreibt.
(3)	� Die Öffentlichkeit kann auf Antrag von zwölf Mitgliedern des Landtags oder 

eines Mitglieds der Staatsregierung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder des Landtags ausgeschlossen werden.

(4)	� Die Entscheidung und Beratung über die Behandlung unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit findet in nicht öffentlicher Sitzung statt.

(5)	 �Öffentliche Sitzungen des Landtags werden aufgrund einer auf Empfehlung 
des Präsidiums erteilten Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten 
für Menschen mit Behinderungen übersetzt.

§ 76  
Zutritt zum Sitzungssaal
Der Aufenthalt im Sitzungssaal ist anderen Personen als Mitgliedern des Landtags, 
Mitgliedern und Beauftragten der Staatsregierung sowie der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Rechnungshofes und der oder dem Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten nur mit Genehmigung der Präsidentin oder des Präsidenten 
gestattet.

§ 77  
Einberufung
(1)	 �Sitzungen des Landtags sollen mindestens in jeder vierten Sitzungswoche 

stattfinden.
(2)	� Die Sitzungen des Landtags werden spätestens am dritten Werktag vor der 

Sitzung durch Mitteilung von Zeit, Ort und Tagesordnung von der Präsidentin 
oder dem Präsidenten einberufen. In der Regel wird der Termin der nächsten 
Sitzung am Schluss der laufenden Sitzung bekannt gegeben.

(3)	 �Selbstständig setzt die Präsidentin oder der Präsident Zeit und Tagesordnung 
fest, wenn der Landtag sie oder ihn hierzu ermächtigt oder wegen Beschluss-
unfähigkeit oder aus anderen Gründen nicht entscheiden kann.

(4)	 �In unaufschiebbaren Fällen kann die Präsidentin oder der Präsident unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung abweichend von Absatz 2 Satz 1 eine Sitzung 
einberufen. Ist eine schriftliche Einladung nicht möglich, so kann die Einla-
dung auf anderem Wege erfolgen.

(5)	� Verlangt ein Viertel der Mitglieder des Landtags oder die Staatsregierung die 
Einberufung des Landtags, so ist der gewünschte Beratungsgegenstand an-
zugeben. Die Präsidentin oder der Präsident hat den Landtag unverzüglich 
zu einer Sitzung mit dem gewünschten Beratungsgegenstand einzuberufen.
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§ 78  
Redezeitfestlegung
(1)	 �Fragen der Redezeit regelt das Präsidium. Es berücksichtigt dabei eine an

gemessene Grundredezeit für kleinere Fraktionen, die Redezeit der Staatsre-
gierung und steuert unter Beachtung der Stärkeverhältnisse der Fraktionen 
auf zeitlich gestraffte Debatten hin.

(2)	� Das Präsidium schlägt die Dauer der Redezeit zu den einzelnen Tagesord-
nungspunkten oder die Gesamtredezeit für die Tagesordnung und ihre Auf-
teilung auf Fraktionen und Staatsregierung vor und kann für bestimmte Tages-
ordnungspunkte Redezeiten für die jeweiligen Redebeiträge vorschlagen;  
in den Fällen des § 77 Absatz 3 bis 5 macht die Präsidentin oder der Präsident 
diesen Vorschlag. Für Aktuelle Stunden gilt § 55 Absatz 3 bis 5.

§ 79  
Tagesordnung
(1)	 �In der Plenarwoche finden in der Regel zwei Plenarsitzungen an aufeinander-

folgenden Tagen statt.
(2)	� Die Beratungsgegenstände sollen in der Tagesordnung nach der Bedeutung, 

der Aktualität und unter Berücksichtigung des Sachzusammenhanges geordnet 
werden. Kommt ein Einvernehmen im Präsidium nicht zustande, so soll sich 
die Aufstellung der Tagesordnung durch das Präsidium an nachstehender 
Reihenfolge orientieren:

	 1.	 �Dringliche Anträge,
	 2.	� Aktuelle Stunde,
	 3.	� Befragung der Staatsregierung,
	 4.	 �Prioritätenantrag,
	 5.	� Gesetzentwürfe (zweite Beratung, erste Beratung),
	 6.	 �Fraktionsanträge (einschließlich sonstiger Dringlicher Anträge) und Große 

Anfragen,
	 7.	 �Sammeldrucksachen mit Beschlussempfehlungen und Berichten,
	 8.	 �Sonstige Anträge und Vorlagen,
	 9.	� Fragestunde,
	 10.	�Kleine Anfragen.
	� Bei Vorlagen nach Satz 2 Nummer 6 sollen die Fraktionen grundsätzlich im 

Wechsel entsprechend der Reihenfolge ihrer Stärke berücksichtigt werden. 
Bei der Aufstellung der Tagesordnung soll zumindest jede Fraktion in einer 
Plenarwoche mit zwei Anträgen nach § 52 Absatz 3 Satz 1 und 4 in gesonderten 
Tagesordnungspunkten zum Zuge kommen. Soweit möglich, sind sachlich 
zusammenhängende Vorlagen gebündelt, zumindest jedoch hintereinander 
auf die Tagesordnung zu setzen; unbeschadet des Satzes 4 können in diesem 
Fall weitere Anträge nach § 52 Absatz 3 Satz 1 und 4, die mit den Vorlagen in 
thematischem Zusammenhang stehen, in die entsprechenden Tagesordnungs-
punkte mit aufgenommen werden. Der Landtag kann die gemeinsame Behand-
lung mehrerer Beratungsgegenstände beschließen.

(3)	 �Die Tagesordnung wird vom Präsidium festgestellt, sofern sie nicht gemäß  
§ 77 Absatz 3, 4 oder 5 von der Präsidentin oder dem Präsidenten festgesetzt 
wird. Rechtzeitig vor der Präsidiumssitzung soll der zwischen den Fraktionen 
ausgehandelte vorläufige Vorschlag für die Tagesordnung verteilt werden.
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(4)	� Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des Landtags und der Staatsregierung 
übersandt.

(5)	 �Der Landtag kann, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Antrag einer  
Fraktion oder auf Vorschlag der amtierenden Präsidentin oder des amtieren-
den Präsidenten

	 1.	� zu Sitzungsbeginn die Tagesordnung erweitern,
	 2.	 �nach Sitzungsbeginn die Tagesordnung erweitern, wenn nicht eine Fraktion 

oder zehn Prozent der Mitglieder des Landtags widersprechen und
	 3.	� jederzeit die Reihenfolge der Tagesordnung ändern, Gegenstände absetzen 

oder gleichartige oder verwandte Gegenstände gemeinsam verhandeln.
	� § 86 Absatz 4 bleibt unberührt.
(6)	 �Wird für denselben Tag eine weitere Sitzung anberaumt, so gibt die Präsidentin 

oder der Präsident Zeit und Tagesordnung mündlich bekannt.

§ 80  
Beschlussfähigkeit
(1)	 �Der Landtag ist beschlussfähig, wenn nicht auf Antrag eines seiner Mitglieder, 

der nur unmittelbar vor Beginn einer Abstimmung zulässig ist, von der amtie-
renden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten festgestellt wird, 
dass weniger als die Hälfte der Mitglieder des Landtags anwesend ist.

(2)	 �Wird die Beschlussfähigkeit bezweifelt und von der amtierenden Präsidentin 
oder dem amtierenden Präsidenten weder bejaht noch verneint, kann sie 
oder er die Sitzung vor einer erneuten Feststellung kurze Zeit unterbrechen. 
Die Beschlussfähigkeit wird durch Zählung oder Namensaufruf festgestellt.

(3)	� Ist eine Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit aufgehoben worden, kann die 
Präsidentin oder der Präsident für denselben Tag einmal eine weitere Sitzung 
mit derselben Tagesordnung einberufen. Innerhalb dieser Tagesordnung kann 
sie oder er den Zeitpunkt für die Wiederholung einer erfolglosen Abstimmung 
festlegen; auch kann sie oder er eine Abstimmung von der Tagesordnung 
absetzen, es sei denn, dass von einer Fraktion oder zehn Prozent der anwe-
senden Mitglieder des Landtags widersprochen wird.

§ 81  
Beratung
(1)	� Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident hat über jeden 

Beratungsgegenstand, der auf der Tagesordnung steht, die Aussprache zu 
eröffnen, sofern diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt.

(2)	 �Gleichartige oder im Sachzusammenhang stehende Beratungsgegenstände 
können gemeinsam beraten werden.

(3)	 �Ist die Liste der Rednerinnen und Redner erschöpft oder meldet sich niemand 
zu Wort, so erklärt die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident 
die Aussprache für geschlossen.

(4)	� Nach der Aussprache steht den einreichenden Fraktionen bei Anträgen nach 
§ 52 Absatz 4 und 5 ein Schlusswort zu.
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§ 82  
Wortmeldung, Worterteilung
(1)	 �Wortmeldungen zu einzelnen Tagesordnungspunkten sind rechtzeitig vor 

Aufruf des Tagesordnungspunktes, in der Regel schriftlich mit Angabe des 
Tagesordnungspunktes, beim Sitzungsvorstand einzureichen.

(2)	 �Die Mitglieder des Landtags dürfen nur sprechen, wenn ihnen die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort erteilt hat.

(3)	 �Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident legt die Reihen-
folge der Rednerinnen und Redner fest. Dabei soll sie oder ihn die Sorge für 
eine sachgemäße Erledigung und zweckmäßige Gestaltung der Beratung, die 
Rücksicht auf die verschiedenen Fraktionen und ihre Stärke und auf Rede 
und Gegenrede leiten. Werden Vorlagen verschiedener Einreicherinnen oder 
Einreicher im selben Tagesordnungspunkt behandelt, so sprechen zunächst 
die Einreicherinnen oder Einreicher in der Reihenfolge des Eingangs ihrer 
Vorlagen.

(4)	� Will sich die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident als Red-
nerin oder Redner an der Aussprache beteiligen, so gibt sie oder er für die 
Dauer ihrer oder seiner Beteiligung an der Aussprache den Vorsitz ab. Satz 1 
gilt für Schriftführerinnen oder Schriftführer entsprechend.

§ 83  
Zwischenfragen
(1)	� Zwischenfragen an die Rednerinnen oder Redner zum Beratungsgegenstand 

sind dadurch anzuzeigen, dass sich das Mitglied des Landtags an ein Saal-
mikrofon begibt. Zwischenfragen, die kurz und knapp sein müssen, dürfen 
erst gestellt werden, wenn die Rednerin oder der Redner sie nach einem  
Hinweis der amtierenden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten zu-
lässt. Der Missbrauch von Zwischenfragen zu selbstständigen Redebeiträgen 
ist von der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten zu 
unterbinden.

(2)	 �Zwischenfragen eines Mitglieds einer anderen Fraktion sowie darauf fol
gende Antworten werden nicht auf die Redezeit der Rednerin oder des Redners 
angerechnet.

§ 84  
Kurzintervention
Während einer Aussprache kann die Präsidentin oder der Präsident Mitgliedern 
des Landtags im Anschluss an einen Redebeitrag das Wort zu einer Kurzinterven-
tion erteilen. Hierauf darf die Rednerin oder der Redner noch einmal antworten. 
Die für die Kurzintervention und die Antwort erforderliche Zeit darf jeweils zwei 
Minuten nicht überschreiten; sie wird auf die Redezeiten nicht angerechnet. Zu 
jedem Tagesordnungspunkt sind zwei Kurzinterventionen pro Fraktion zulässig. 
Eine Kurzintervention ist kein Redebeitrag im Sinne des Satzes 1.
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§ 85  
Herbeirufung von Mitgliedern der Staatsregierung
Der Antrag, ein Mitglied der Staatsregierung herbeizurufen, kann von einer Fraktion 
oder von sechs Mitgliedern des Landtags gestellt werden. Über den Antrag ent-
scheidet der Landtag mit Mehrheit.

§ 86  
Redebeiträge der Mitglieder der Staatsregierung
(1)	� Die Mitglieder der Staatsregierung müssen auf ihr Verlangen jederzeit gehört 

werden. Überschreitet die Staatsregierung ihre nach § 78 festgelegte Rede-
zeit, erhält jede Fraktion, die eine abweichende Meinung vortragen will, eine 
Ergänzungsredezeit in Länge der Überschreitung. Die amtierende Präsidentin 
oder der amtierende Präsident informiert über die Dauer der Redezeitüber-
schreitung.

(2)	 �Erhält während der Beratung ein Mitglied der Staatsregierung zu dem Bera-
tungsgegenstand das Wort, so wird die verbleibende Redezeit der Fraktionen, 
die ihre ursprüngliche Redezeit zu diesem Tagesordnungspunkt bereits zu 
mehr als drei Vierteln ausgeschöpft haben, auf ein Viertel der ursprünglichen 
Redezeit ergänzt.

(3)	 �Erhält ein Mitglied der Staatsregierung das Wort zu einem Beratungsgegen-
stand nach Schluss der Aussprache, so ist diese wieder eröffnet.

(4)	� Erhält ein Mitglied der Staatsregierung das Wort außerhalb der Tagesordnung, 
so wird auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden sechs Mitgliedern 
des Landtags die Aussprache über seine Ausführungen eröffnet. In dieser 
Aussprache dürfen keine Sachanträge gestellt werden.

§ 86a  
Redebeiträge weiterer Personen mit institutionellen Rechten
Die Präsidentin oder der Präsident des Rechnungshofes, die oder der Sächsische 
Datenschutzbeauftragte, die oder der Ausländerbeauftragte und die oder der 
Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur stellen ihre regelmäßig zu 
erstattenden Berichte auf ihr Verlangen oder das einer Fraktion im Plenum vor.

§ 87  
Protokollerklärungen
(1)	 �Ein Mitglied des Landtags kann seine Rede mit Zustimmung der amtierenden 

Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten zur Aufnahme in den Sitzungs-
bericht übergeben. Dies ist auch zulässig, wenn Teile der Rede gehalten  
wurden. Die zu Protokoll gegebene Rede darf die Redezeit nicht überschrei-
ten, die der Rednerin oder dem Redner zur Verfügung gestanden hätte.

(2)	 �Ein Mitglied der Staatsregierung kann eine Rede mit Zustimmung der amtie-
renden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten zur Aufnahme in den 
Sitzungsbericht übergeben, wenn die Länge der Rede das Zweifache der  
Redezeit nicht übersteigt, die der kleinsten Fraktion zu diesem Tagesord-
nungspunkt zur Verfügung steht. Dies ist auch zulässig, wenn Teile der Rede 
gehalten wurden.
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(3)	 �Die Rede muss der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsi-
denten vor Schluss der Sitzung schriftlich oder auf körperlichem Datenträger 
übergeben werden.

(4)	� Enthält ein zu Protokoll gegebener Redebeitrag einen Ordnungsverstoß, 
kann die Präsidentin oder der Präsident nach Anhörung des Präsidiums den 
Abdruck der betreffenden Passage in der Niederschrift unterbinden.

§ 88  
Freier Vortrag
(1)	� Die Rednerinnen und Redner sollen grundsätzlich in einem freien Vortrag 

sprechen. Sie können hierbei Aufzeichnungen benutzen.
(2)	� Der Vortrag von im Wortlaut vorbereiteten Reden ist bei Erklärungen der 

Staatsregierung, Erklärungen der Fraktionen und Berichten ausnahmsweise 
zulässig.

(3)	� Die Rednerinnen und Redner richten ihre Ausführungen ausschließlich an 
den Landtag.

§ 89  
Zur Geschäftsordnung
(1)	� Anträge zur Geschäftsordnung können von einer Fraktion oder von sechs Mit-

gliedern des Landtags gestellt werden. Sie müssen sich auf die geschäftliche 
Behandlung des Beratungsgegenstands oder auf die Tagesordnung beziehen.

(2)	 �Die als Nummern 1 bis 7 beispielhaft genannten Anträge haben vor allen 
übrigen Anträgen in der aufgeführten Reihenfolge den Vorrang:

	 1.	 �Übergang zur Tagesordnung,
	 2.	 �Schluss der Aussprache,
	 3.	� Schluss der Liste der Rednerinnen und Redner,
	 4.	� Vertagung,
	 5.	� Überweisung an einen Ausschuss,
	 6.	� Unterbrechung der Sitzung,
	 7.	� Behandlung unter einem späteren Tagesordnungspunkt.
(3)	� Anträge zur Geschäftsordnung können außerhalb der Reihenfolge der Red-

nerinnen und Redner, jedoch erst nach Abschluss der Ausführungen einer 
Rednerin oder eines Redners gestellt werden. Der Übergang zur Tagesordnung 
kann bis zur Abstimmung jederzeit beantragt werden. Über den Antrag wird 
vor Änderungsanträgen abgestimmt. Zu Vorlagen der Staatsregierung kann 
Übergang zur Tagesordnung nicht beantragt werden. Ein Antrag auf Schluss 
der Aussprache oder auf Schluss der Liste der Rednerinnen und Redner darf 
erst zur Abstimmung gestellt werden, wenn jede Fraktion Gelegenheit hatte, 
einmal das Wort zu nehmen. Anträge auf Schluss der Liste der Rednerinnen 
und Redner können von jedem Mitglied des Landtags nach Beginn der Aus-
sprache gestellt werden. Bis zur Abstimmung über Anträge auf Schluss der 
Liste der Rednerinnen und Redner sind weitere Wortmeldungen unzulässig.

(4)	 �Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann die Worter-
teilung bei Geschäftsordnungsanträgen, denen entsprochen werden muss, 
auf die Antragstellerin oder den Antragsteller, bei anderen Geschäftsord-
nungsanträgen auf eine Sprecherin oder einen Sprecher jeder Fraktion be-
schränken.
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(5)	 �Meldet sich ein Mitglied des Landtags zur Geschäftsordnung zu Wort, ohne 
zu einem Geschäftsordnungsantrag zu sprechen, kann ihm die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort entziehen.

(6)	 �Zur Geschäftsordnung darf die einzelne Rednerin oder der einzelne Redner 
nicht länger als drei Minuten sprechen.

§ 90  
Zwischenrufe
Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident hat dafür zu sorgen, 
dass die Rednerin oder der Redner seine Gedanken ungehindert aussprechen 
kann; jedoch sind Zwischenrufe von Mitgliedern des Landtags und der Staats
regierung, die eine solche Verhinderung nicht darstellen und nicht zu einem 
Zwiegespräch mit der Rednerin oder dem Redner ausarten, gestattet.

§ 91  
Erklärung außerhalb der Tagesordnung
Zu einer Erklärung außerhalb der Tagesordnung kann die amtierende Präsidentin 
oder der amtierende Präsident das Wort vor Eintritt in die Tagesordnung, nach 
Schluss, Unterbrechung oder Vertagung der Aussprache erteilen. Der Anlass ist 
ihr oder ihm bei der Wortmeldung mitzuteilen. Die amtierende Präsidentin oder 
der amtierende Präsident kann verlangen, dass ihr oder ihm die Erklärung schrift-
lich vorgelegt wird.

§ 92  
Persönliche Erklärungen
(1)	� Zu persönlichen Erklärungen erteilt die amtierende Präsidentin oder der amtie-

rende Präsident auf Verlangen nach der Aussprache, unmittelbar vor der Ab-
stimmung oder vor Schluss der Sitzung außerhalb der Tagesordnung das Wort.

(2)	� In persönlichen Erklärungen dürfen die Rednerinnen und Redner nur Äuße-
rungen in Bezug auf ihre Person zurückweisen oder eigene Ausführungen 
richtigstellen.

(3)	 �Wird die Beratung durch Vertagung unterbrochen, so erteilt die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident das Wort zu dieser persönlichen 
Erklärung nach dem Vertagungsbeschluss.

§ 93  
Sachliche Richtigstellung
Zu einer sachlichen Richtigstellung erteilt die amtierende Präsidentin oder der 
amtierende Präsident auf Verlangen nach der Aussprache oder unmittelbar vor 
der Abstimmung oder vor Schluss der Sitzung außerhalb der Tagesordnung das 
Wort.

§ 94  
Erklärung zum Abstimmungsverhalten
Jedes Mitglied des Landtags und die Fraktionen sind berechtigt, nach Bekannt-
gabe des Ergebnisses einer abschließenden Sachabstimmung das Abstimmungs-
verhalten zu begründen. Dies gilt nicht, wenn ohne Aussprache abzustimmen ist.

308



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

§ 94a  
Dauer der Erklärungen und Aussprache
(1)	� Erklärungen nach §§ 91 bis 94 dürfen die Dauer von drei Minuten nicht über-

schreiten.
(2)	� Über Erklärungen nach §§ 91 bis 94 findet keine Aussprache statt.

§ 95  
Verweisung zur Sache
Eine Rednerin oder ein Redner, die oder der vom Beratungsgegenstand abweicht, 
wird von der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten zur 
Sache verwiesen.

§ 96  
Ordnungsruf, Wortentziehung
(1)	 �Verletzt ein Mitglied des Landtags die Ordnung, so erteilt ihm die amtierende 

Präsidentin oder der amtierende Präsident unter Nennung des Namens einen 
Ordnungsruf.

(2)	 �Bei gröblicher Verletzung der Ordnung kann die amtierende Präsidentin  
oder der amtierende Präsident einer Rednerin oder einem Redner das Wort 
entziehen.

(3)	 �Ist eine Rednerin oder ein Redner während einer Rede dreimal zur Sache ver-
wiesen oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Male durch die amtie-
rende Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten auf die Folgen einer 
dritten Verweisung zur Sache oder eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen 
worden, so muss ihm die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsi-
dent das Wort entziehen.

(4)	� Nach der Wortentziehung wird der Rednerin oder dem Redner das Wort vor 
Erledigung des zur Beratung stehenden Gegenstandes nicht mehr erteilt.

(5)	� Ein Ordnungsruf kann auch nachträglich, spätestens in der auf die Ordnungs-
verletzung folgenden Sitzung ausgesprochen werden, wenn die Präsidentin 
oder der Präsident dies anhand der Niederschrift feststellt.

§ 97  
Ausschluss von Sitzungen
(1)	� Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann ein Mitglied 

des Landtags von der Sitzung ausschließen, wenn eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 96 wegen der Schwere der Ordnungsverletzung nicht ausreicht. Die 
amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident fordert das Mitglied 
des Landtags auf, den Sitzungssaal unverzüglich zu verlassen. Leistet das 
Landtagsmitglied dieser Aufforderung nicht Folge, so wird die Sitzung unter-
brochen. Das Mitglied des Landtags ist damit ohne Weiteres für die nächsten 
drei Sitzungstage von der Sitzung ausgeschlossen. § 96 Absatz 5 gilt ent-
sprechend.

(2)	� In besonders schweren Fällen kann die Präsidentin oder der Präsident im 
Einvernehmen mit dem Präsidium feststellen, dass der Ausschluss für mehrere 
Sitzungstage, höchstens jedoch für zehn Sitzungstage wirksam ist. Dasselbe 
gilt beim erneuten Ausschluss eines Mitglieds des Landtags, das sich inner-
halb derselben Wahlperiode des Landtags bereits einmal den Ausschluss 
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von der Sitzung zugezogen hat. Die Präsidentin oder der Präsident gibt vor 
dem Ende der Sitzung bekannt, für wie viele Sitzungstage das Mitglied des 
Landtags ausgeschlossen ist. § 96 Absatz 5 gilt entsprechend.

(3)	 �Ein ausgeschlossenes Mitglied des Landtags darf vor dem Abschluss des  
Sitzungstages, für welchen der Ausschluss gilt, auch an keiner Ausschuss
sitzung teilnehmen. Bei einem Ausschluss für mehrere Tage ist der Ablauf des 
letzten Sitzungstages maßgebend.

(4)	 �Die oder der Betroffene gilt als nicht beurlaubt; sie oder er ist für den in  
Absatz 3 bezeichneten Zeitraum von der Anwesenheitsliste zu streichen.

§ 98  
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen
(1)	� Gegen den Ordnungsruf, die Wortentziehung und den Ausschluss von der 

Sitzung kann das Mitglied des Landtags bis zum Beginn der nächsten Sitzung 
bei der Präsidentin oder dem Präsidenten schriftlich Einspruch einlegen. 
Über den Einspruch entscheidet der Landtag in dieser Sitzung ohne Beratung. 
Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

(2)	� Ordnungsmaßnahmen sowie der Anlass dazu werden nicht besprochen.

§ 99  
Weitere Ordnungsmaßnahmen
(1)	 �Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des 

Landtags sind, und Zuhörerinnen und Zuhörer unterstehen der Ordnungs
gewalt der Präsidentin oder des Präsidenten.

(2)	 �Den Zuhörerinnen und Zuhörern sind Zeichen des Beifalls, der Missbilligung 
und sonstige Meinungskundgaben untersagt. Zuhörerinnen und Zuhörer, die 
hiergegen verstoßen oder die Ordnung in anderer Weise verletzen, können 
auf Anordnung der Präsidentin oder des Präsidenten des Plenarsaals ver
wiesen werden. Bei störender Unruhe kann die Präsidentin oder der Präsident 
die Besuchertribüne räumen lassen.

§ 100  
Unterbrechung der Sitzung
Bei grober oder anhaltender Störung kann die amtierende Präsidentin oder der 
amtierende Präsident die Sitzung unterbrechen oder aufheben. Kann sich die 
amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kein Gehör verschaffen, 
so verlässt sie oder er den Stuhl der Präsidentin oder des Präsidenten; die Sitzung 
ist für 30 Minuten unterbrochen.

§ 101  
Schluss der Sitzung
(1)	 �Die Sitzung wird nach Erledigung der Tagesordnung durch die amtierende 

Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten geschlossen.
(2)	 �Auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten oder einer Fraktion kann 

das Präsidium das Ende der Sitzung mit Zustimmung des Landtags unabhän-
gig von der Erledigung der Tagesordnung auf einen bestimmten Zeitpunkt 
festlegen.
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(3)	� Eine Sitzung kann vor Erledigung der Tagesordnung auf Antrag einer Fraktion 
oder von zehn Prozent der Mitglieder des Landtags auf Beschluss des Land-
tags geschlossen werden.

(4)	� Anträge, die am Schluss eines Sitzungstages noch nicht behandelt wurden, 
werden auf die Tagesordnung des nächsten Sitzungstages derselben Plenar-
woche gesetzt. Die Einreicherin oder der Einreicher kann Anträge, die wegen 
des Endes der Plenarwoche in dieser nicht mehr behandelt werden können, 
auf die Tagesordnung der nächsten Plenarwoche setzen lassen. Anderenfalls 
sind die Anträge erledigt.

311



XIII. Abstimmung

§ 102  
Abstimmungsfrage, Einzelabstimmung über Teile einer Vorlage,  
Abstimmung über Sammeldrucksachen
(1)	 �Nach Schluss der Beratung stellt die amtierende Präsidentin oder der amtie-

rende Präsident die Fragen, über die der Landtag zu entscheiden hat. Sie 
werden so gefasst, dass sie mit „Ja“ oder mit „Nein“ beantwortet werden 
können. Über Fassung und Reihenfolge der gestellten Fragen kann zur  
Geschäftsordnung das Wort verlangt werden. Wird den Vorschlägen der  
amtierenden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten widersprochen, 
so entscheidet der Landtag.

(2)	� Über mehrere Teile einer Vorlage kann getrennt abgestimmt werden. Auf  
Antrag der Einreicherin oder des Einreichers, einer Fraktion oder von sechs 
Mitgliedern des Landtags ist getrennt abzustimmen.

(3)	 �Widerspricht eine Einreicherin oder ein Einreicher eines Antrages der ge-
trennten Abstimmung über ihre oder seine Vorlage, so muss über diesen im 
Ganzen abgestimmt werden.

(4)	 �Über eine Vorlage, über die gemäß Absatz 2 abgestimmt wurde, muss hin-
sichtlich der in der Einzelabstimmung angenommenen Teile eine Schluss
abstimmung erfolgen; § 47 Satz 2 gilt entsprechend.

(5)	 �Auf Verlangen ist unmittelbar vor der Abstimmung der Abstimmungstext vor-
zulesen.

(6)	� Über Änderungs- und Entschließungsanträge, die von Mitgliedern des Land-
tags während der Beratung gestellt werden, kann erst abgestimmt werden, 
wenn sie vervielfältigt den Mitgliedern des Landtags vorliegen.

(7)	 �Bei der Abstimmung über Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die in 
Sammeldrucksachen zusammengeführt werden, stellt die Präsidentin oder 
der Präsident die Zustimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten im 
Ausschuss fest, sofern kein anderes Abstimmungsverhalten angekündigt 
oder keine Einzelabstimmung begehrt wird.

§ 103  
Abstimmungsregeln
(1)	 �Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen oder durch Erheben von den Sitzen. 

§ 106 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.
(2)	� Bei der Abstimmung entscheidet die einfache Mehrheit, soweit nicht etwas 

anderes bestimmt ist.
(3)	 �Stimmengleichheit gilt als Ablehnung der Beschlussvorlage.
(4)	� Stimmenthaltungen werden mitgezählt bei Feststellung der Beschlussfähig-

keit, nicht aber bei Berechnung der Mehrheit.
(5)	� Vom Beginn der Aufforderung zur Abstimmung bis zur Bekanntgabe des Ergeb-

nisses wird ein Antrag nicht mehr zugelassen und das Wort nicht mehr erteilt.
(6)	� Bei mehreren Anträgen wird über den Antrag, der von der Vorlage am weitesten 

abweicht, bei Zahlenunterschieden über die höhere Zahl, zuerst abgestimmt.
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(7)	 �Ist nach Absatz 6 keine Reihenfolge erkennbar und handelt es sich um kon-
kurrierende Anträge, wird darüber in der Reihenfolge ihres Eingangs einzeln 
abgestimmt. Sind dabei für mehrere konkurrierende Anträge jeweils mehr 
gültige Ja- als Neinstimmen abgegeben worden, so ist der Antrag angenom-
men, der nach Abzug der Neinstimmen die größte Zahl der Jastimmen auf 
sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit gelten beide Anträge als abgelehnt.

(8)	� Liegen Anträge zur Geschäftsordnung und zur Sache vor, so wird zuerst über 
die Anträge zur Geschäftsordnung abgestimmt.

(9)	� Liegen mehrere Anträge zur Geschäftsordnung vor, so wird zuerst über den 
Antrag abgestimmt, der der Weiterbehandlung des Gegenstandes am nach-
haltigsten widerspricht.

§ 104  
Wahlen
(1)	� Bei Wahlen findet eine geheime Abstimmung statt. Zur Abgabe der Stimm-

zettel werden die Mitglieder des Landtags mit Namen aufgerufen. Der Land-
tag bestimmt, welche besonderen Vorkehrungen zur Gewährleistung der  
geheimen Durchführung der Wahl zu treffen sind.

(2)	� Wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht, kann durch Handzeichen ab-
gestimmt werden. Dies gilt nicht bei Wahlen, für welche in der Verfassung 
des Freistaates Sachsen, durch Gesetz oder in dieser Geschäftsordnung  
geheime Abstimmung vorgeschrieben ist. Eine namentliche Abstimmung ist 
nicht zulässig.

(3)	� Findet ein Wahlvorschlag für eine Position, die gemäß § 15 Absatz 2 einer 
Fraktion zusteht, nicht die erforderliche Mehrheit, so kann er einmal wieder-
holt werden. Findet er auch dann nicht die erforderliche Mehrheit, ist eine 
weitere Wiederholung nur zulässig, wenn vor der zweiten Abstimmung ein 
hinreichendes Verständigungsverfahren über die Gründe für die Ablehnung 
des Wahlvorschlags stattgefunden hat.

(4)	� Für die Durchführung von Wahlen kann die Präsidentin oder der Präsident 
eine Wahlkommission berufen. In diesem Fall bestimmt sie oder er die Mit-
glieder der Wahlkommission und deren Leiterin oder Leiter.

§ 105  
Namentliche Abstimmung
(1)	� Eine namentliche Abstimmung findet statt, wenn ein entsprechender Antrag 

durch sechs anwesende Mitglieder des Landtags unterstützt wird.
(2)	� Über Verfassungsänderungen muss in der Schlussabstimmung namentlich 

abgestimmt werden.
(3)	� Namentliche Abstimmung ist unzulässig über
	 1.	� die Stärke des Ausschusses,
	 2.	 �die Abkürzung der Fristen,
	 3.	� die Tagungszeit und Tagesordnung,
	 4.	� die Vertagung der Sitzung,
	 5.	� die Vertagung der Beratung oder den Schluss der Aussprache,
	 6.	 �Teile der Vorlage,
	 7.	� die Überweisung an einen Ausschuss,
	 8.	 �die Entscheidung über Einsprüche gegen Ordnungsmaßnahmen.
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(4)	� Bei der namentlichen Abstimmung werden die Mitglieder des Landtags einzeln 
in alphabetischer Reihenfolge aufgerufen. Bei jeder Abstimmung wird der 
Anfangsbuchstabe gewechselt.

(5)	 �Beim Aufruf ihres Namens antworten die Mitglieder des Landtags mit „Ja“ 
oder „Nein“ oder „Enthaltung“. Die amtierende Schriftführerin oder der  
amtierende Schriftführer wiederholt die gegebene Antwort. Ergeben sich 
Zweifel, ob oder wie ein Mitglied des Landtags abgestimmt hat, so wird es 
von der amtierenden Schriftführerin oder dem amtierenden Schriftführer  
unter Namensnennung gefragt. Erfolgt keine Antwort, so stellt die amtie
rende Schriftführerin oder der amtierende Schriftführer fest, dass sich das 
Mitglied des Landtags an der Abstimmung nicht beteiligt hat. Vor Schluss  
der Abstimmung fragt die amtierende Schriftführerin oder der amtierende 
Schriftführer nach, ob ein anwesendes Mitglied des Landtags nicht aufgeru-
fen worden ist. Ist dies der Fall, wird die oder der Betreffende unter Namens-
nennung nach ihrer oder seiner Stimmabgabe gefragt.

(6)	 �Das Ergebnis der Abstimmung wird durch die Schriftführerinnen oder Schrift-
führer festgestellt und von der amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden 
Präsidenten verkündet.

(7)	 �Wird die Richtigkeit von einem Mitglied des Landtags bezweifelt, so erfolgt 
eine Nachprüfung durch die Schriftführerinnen oder Schriftführer und die 
amtierende Präsidentin oder den amtierenden Präsidenten.

(8)	 �Nach Schluss der Sitzung, in der die Abstimmung vorgenommen wurde, 
kann das Ergebnis nicht mehr angefochten werden.

§ 106  
Abstimmungsergebnis
(1)	 �Nach jeder Abstimmung gibt die amtierende Präsidentin oder der amtierende 

Präsident das Ergebnis bekannt.
(2)	 �Ist sich der Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung nicht einig 

oder ist das Ergebnis unklar, wird die Abstimmung wiederholt. Bleibt er auch 
danach uneinig, so werden die Stimmen gezählt. Auf Anordnung des Sitzungs-
vorstandes erfolgt die Zählung durch Namensaufruf oder gemäß Absatz 3.

(3)	 �Nachdem die Mitglieder des Landtags auf Aufforderung der amtierenden Präsi-
dentin oder des amtierenden Präsidenten den Plenarsaal verlassen haben, 
werden die Türen bis auf drei Abstimmungstüren geschlossen. An jeder Tür 
stellen sich zwei Schriftführerinnen oder Schriftführer auf. Auf ein Zeichen 
der amtierenden Präsidentin oder des amtierenden Präsidenten betreten die 
Mitglieder des Landtags durch die mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ be-
zeichnete Tür wieder den Sitzungssaal und werden von den Schriftführerinnen 
oder Schriftführern laut gezählt. Zur Beendigung der Zählung gibt die amtie-
rende Präsidentin oder der amtierende Präsident ein Zeichen. Mitglieder des 
Landtags, die später eintreten, werden nicht mitgezählt. Die amtierende  
Präsidentin oder der amtierende Präsident und die amtierenden Schriftfüh-
rerinnen oder Schriftführer geben ihre Stimme öffentlich ab. Die amtierende 
Präsidentin oder der amtierende Präsident verkündet das Ergebnis.
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§ 107  
Sitzungsunterbrechung
Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident kann die Sitzung vor 
wichtigen Sach- oder Verfahrensentscheidungen oder vor einer Wahl unter
brechen. Sie oder er muss es tun, wenn es eine Fraktion oder sechs Mitglieder 
des Landtags verlangen. Die Unterbrechung darf 30 Minuten nicht überschreiten. 
Ist eine längere Zeit erforderlich, so hat die amtierende Präsidentin oder der  
amtierende Präsident eine Entscheidung des Landtags über eine Vertagung des 
Tagesordnungspunkts herbeizuführen.
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XIV. Plenarprotokolle und Veröffentlichung

§ 108  
Plenarprotokolle
(1)	� Über jede Sitzung des Landtags wird eine wörtliche Niederschrift (Plenar

protokoll) angefertigt. Sie ist aufzubewahren.
(2)	� Alle anderen Aufnahmen der Verhandlungen des Landtags (Ton- und Bildauf-

zeichnungen) sind nach Weisung der Präsidentin oder des Präsidenten eine 
angemessene Zeit aufzubewahren. Nach Ablauf dieser Aufbewahrungszeit 
sind sie zu archivieren.

§ 109  
Überprüfung der Niederschrift
(1)	� Jede Rednerin und jeder Redner erhält die Niederschrift ihrer oder seiner 

Ausführungen vor ihrer Aufnahme in das Plenarprotokoll zur Durchsicht und 
Berichtigung. Gibt sie oder er die Niederschrift nicht am zweiten Werktag 
nach Empfang zurück, so gilt sie als genehmigt. Die Präsidentin oder der 
Präsident kann eine abweichende Frist festsetzen.

(2)	 �Berichtigungen dürfen den Sinn der Rede nicht ändern. Ergeben sich hin-
sichtlich der Zulässigkeit einer Korrektur Zweifel und wird keine Verständi-
gung zwischen der Rednerin oder dem Redner und der Leiterin oder dem Leiter 
des Stenografischen Dienstes erzielt, so ist die Entscheidung der Präsidentin 
oder des Präsidenten einzuholen.

(3)	 �Zu Protokoll gegebene Reden werden im Plenarprotokoll am Ende der Nieder-
schrift über den Tagesordnungspunkt abgedruckt und als „Erklärung zu  
Protokoll“ kenntlich gemacht. Ausführungen einer Rednerin oder eines  
Redners, der oder dem das Wort nicht erteilt wurde, werden in das Plenar
protokoll nicht aufgenommen.

(4)	 �Niederschriften dürfen vor Anerkennung ihrer Richtigkeit ohne Zustimmung 
der Rednerin oder des Redners nur der Präsidentin oder dem Präsidenten zur 
Einsicht überlassen werden.

§ 110  
Zwischenrufe
Soweit Zwischenrufe sprachlich erkennbar sind, werden sie von der Stenografin 
oder dem Stenografen aufgenommen. Wenn die Zwischenruferin oder der  
Zwischenrufer in der Niederschrift namentlich bezeichnet ist, wird ihr oder ihm 
der Zwischenruf zugeleitet. Bestreitet das Mitglied des Landtags, dass der  
Zwischenruf von ihr oder ihm erfolgt ist, so entscheidet die Präsidentin oder der 
Präsident nach Rücksprache mit der Leiterin oder dem Leiter des Stenografi-
schen Dienstes, ob der Name der Zwischenruferin oder des Zwischenrufers  
gelöscht wird oder nicht. § 109 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
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§ 111  
Einsicht in Plenarprotokolle
(1)	� Die Einsicht in Plenarprotokolle über öffentliche Sitzungen richtet sich nach 

der Richtlinie in Anlage 5.
(2)	 �Fand eine nicht öffentliche Sitzung statt, beschließt der Landtag vor Ende der 

nächsten öffentlichen Sitzung über die Veröffentlichung des betreffenden 
Plenarprotokolls mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder.

§ 112  
Veröffentlichung im Internet
Vorlagen und Protokolle öffentlicher Sitzungen werden gemäß den gesetzlichen 
Vorschriften barrierefrei in elektronischen Medien des Landtags (z. B. Internet-
auftritt) veröffentlicht. Dies gilt nicht für Vorlagen, deren Inhalte aufgrund gesetz-
licher Vorschriften nicht oder nur teilweise veröffentlicht werden dürfen, und für 
Protokolle öffentlicher Befragungen von Zeuginnen oder Zeugen in Untersuchungs-
ausschüssen vor Erstattung des öffentlichen Berichts.
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XV. Geschäftsordnungsfragen

§ 113  
Auslegung der Geschäftsordnung
(1)	 �Die Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall obliegt der Präsidentin 

oder dem Präsidenten.
(2)	 �Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Auslegung der  

Geschäftsordnung kann der Landtag nur aufgrund eines von einer Fraktion 
oder mindestens zehn Prozent der Mitglieder des Landtags eingebrachten 
und von dem für die Geschäftsordnung zuständigen Ausschuss geprüften 
Antrages beschließen.

§ 114  
Abweichung von der Geschäftsordnung
(1)	 �Einzelne Abweichungen von der Geschäftsordnung kann der Landtag mit der 

Mehrheit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder beschließen.
(2)	 �Auf Verlangen einer Fraktion oder von zehn Prozent der Mitglieder des Land-

tags geht der Beschlussfassung eine Prüfung durch den für die Geschäfts-
ordnung zuständigen Ausschuss voraus.

§ 115  
Änderungen der Geschäftsordnung
Änderungen der Geschäftsordnung kann der Landtag nur aufgrund einer von  
20 seiner Mitglieder eingebrachten und von dem für die Geschäftsordnung  
zuständigen Ausschuss geprüften Vorlage mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der anwesenden Mitglieder des Landtags beschließen.
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XVI. Schlussbestimmungen

§ 116  
Fristenberechnung
(1)	� Ist für den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf eines Tages 

fallender Zeitpunkt maßgebend, so wird bei der Berechnung der Frist der Tag 
nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, soweit 
diese Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. Ereignis im Sinne von 
Satz 1 ist insbesondere die Verteilung einer Vorlage. Eine Vorlage gilt als verteilt, 
wenn sie für die Mitglieder des Landtags elektronisch abrufbar ist und sie 
hierüber durch E-Mail informiert wurden oder, wenn dies technisch unmöglich 
war, die Vorlage in ihre Fächer verteilt worden ist. Fristen gelten auch dann als 
gewahrt, wenn Dokumente infolge technischer Schwierigkeiten oder aus zu-
fälligen Gründen für einzelne Mitglieder des Landtags erst nach der allgemei-
nen Verteilung elektronisch abrufbar oder in ihre Fächer verteilt worden sind.

(2)	 �Ist eine Frist nach Werktagen bemessen, so wird bei der Berechnung der Frist 
der Samstag nicht mitgerechnet.

(3)	� Eine Frist nach Wochen oder Monaten endet mit Ablauf desjenigen Tages der 
letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch seine Benennung 
oder seine Zahl dem Tage entspricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt 
nach Absatz 1 fällt. Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist in dem 
letzten Monat der für ihren Ablauf maßgebende Tag, so endet die Frist mit 
dem Ablauf des letzten Tages dieses Monats.

§ 117  
Fristenwahrung
(1)	 �Ist innerhalb einer bestimmten Frist gegenüber dem Landtag eine Erklärung 

abzugeben oder eine Leistung zu bewirken, so ist die Frist gewahrt, wenn die 
Erklärung oder Leistung am letzten Tag der Frist beim Landtag eingeht.

(2)	� Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, Sonntag oder auf einen im 
Freistaat Sachsen staatlich anerkannten Feiertag, so tritt an die Stelle eines 
solchen Tages der nächste Werktag.

§ 118  
Landtagsverwaltung
(1)	 �Die Landtagsverwaltung unterstützt die Präsidentin oder den Präsidenten 

bei der Erfüllung ihrer oder seiner Verwaltungsaufgaben. Die Direktorin oder 
der Direktor beim Landtag ist ständige Vertreterin oder ständiger Vertreter 
der Präsidentin oder des Präsidenten in der Verwaltung.

(2)	 �Jedem Mitglied des Landtags und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Fraktionen stehen die allgemeinen Dienstleistungen der Landtagsverwal-
tung zur Verfügung. Die von der Präsidentin oder dem Präsidenten und dem 
Präsidium erlassenen Bestimmungen sind einzuhalten.

§ 119  
Inkrafttreten
Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung in Kraft.
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Anlagen zur Geschäftsordnung

Anlage 1  
Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags

§ 1  
Anwendungsbereich
(1)	 �Diese Geheimschutzordnung gilt für Verschlusssachen, die innerhalb des 

Landtags entstehen oder dem Landtag, seinen Ausschüssen, dem Präsidium 
oder einzelnen Mitgliedern des Landtags zugeleitet werden. Die für die Aus-
schüsse geltenden Vorschriften finden Anwendung auf andere Gremien, die 
vom Landtag oder den Ausschüssen eingesetzt sind oder auf gesetzlicher 
Grundlage beruhen.

(2)	 �Die Verschlusssachenanweisung vom 4. Januar 2008 (SächsABl. SDr. S. S 2), 
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 27. November 2017 
(SächsABl. SDr. S. S 346), gilt entsprechend, soweit sich aus dieser Geheim-
schutzordnung nichts Abweichendes ergibt.

§ 2  
Verantwortung und Zuständigkeit
Die Präsidentin oder der Präsident ist für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Geheimschutzordnung verantwortlich. Die Präsidentin oder der Präsident kann 
Aufgaben nach der Geheimschutzordnung ganz oder teilweise auf eine Beamtin 
oder einen Beamten der Landtagsverwaltung (Geheimschutzbeauftragte oder 
Geheimschutzbeauftragter) übertragen.

§ 3  
Begriff der Verschlusssache
(1)	 �Verschlusssachen (VS) sind im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbe-

dürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, unabhängig von ihrer 
Darstellungsform.

(2)	� Zwischenmaterial, das im Zusammenhang mit einer VS anfällt, ist ebenfalls 
VS im Sinne des Absatzes 1.

§ 4  
Grundsätze
(1)	� Über VS ist Verschwiegenheit zu bewahren. VS dürfen an Unbefugte nicht 

weitergegeben werden.
(2)	 �Jede Person, der eine VS anvertraut oder zugänglich gemacht worden ist, 

trägt ohne Rücksicht darauf, wie die VS zu ihrer Kenntnis oder in ihren Besitz 
gelangt ist, die persönliche Verantwortung für ihre sichere Aufbewahrung und 
vorschriftsmäßige Behandlung sowie für die Geheimhaltung ihres Inhaltes 
gemäß den Bestimmungen dieser Geheimschutzordnung.

(3)	 �Erörterungen über VS in Gegenwart Unbefugter und in der Öffentlichkeit sind 
zu unterlassen.
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(4)	 �Über VS dürfen keine Telefongespräche geführt werden. Telefongespräche 
mit VS-VERTRAULICH oder VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuftem 
Inhalt dürfen ausnahmsweise geführt werden, wenn die sonstige Erledigung 
der Angelegenheit einen unvertretbaren Zeitverlust bedeuten würde; in diesem 
Falle sind die Gespräche so zu führen, dass der Sachverhalt Dritten nicht 
verständlich ist.

(5)	� Niemand darf sich dadurch zur Preisgabe von VS an Unbefugte verleiten lassen, 
dass diese sich über den Vorgang unterrichtet zeigen.

(6)	 �Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheiden 
aus dem Landtag.

§ 5  
Geheimhaltungsgrade
VS sind je nach dem Schutz, dessen sie bedürfen, in folgende Geheimhaltungs-
grade einzustufen:
1.	� STRENG GEHEIM,
	� wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder lebenswichtige 

Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden 
kann;

2.	� GEHEIM,
	� wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden oder ihren Interessen schweren 
Schaden zufügen kann;

3.	� VS-VERTRAULICH,
	� wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes

republik Deutschland oder eines ihrer Länder schädlich sein kann;
4.	� VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH,
	� wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes

republik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein kann.

§ 6  
Bestimmung und Änderung der Geheimhaltungsgrade
(1)	 �Die herausgebende Stelle bestimmt den Geheimhaltungsgrad der VS. Dieser 

Geheimhaltungsgrad ist auch für die Behandlung innerhalb des Landtags 
verbindlich.

(2)	 ��Herausgebende Stellen innerhalb des Landtags sind:
	 1.	 �die Präsidentin oder der Präsident, auch für die VS der Verwaltung,
	 2.	� die Ausschüsse,
	 3.	� weitere von der Präsidentin oder dem Präsidenten zu ermächtigende 

Stellen.
	� § 2 bleibt unberührt.
(3)	 �Von Einstufungen in einen Geheimhaltungsgrad ist nur der unbedingt not-

wendige Gebrauch zu machen. Verschlusssachen sind nicht höher einzustufen, 
als es ihr Inhalt erfordert. Die herausgebende Stelle hat den Geheimhaltungs-
grad einer VS zu ändern oder aufzuheben, sobald die Gründe für die bisherige 
Einstufung weggefallen sind. Von der Änderung oder Aufhebung hat die her-
ausgebende Stelle, soweit seit der Herausgabe der VS nicht mehr als 30 Jahre 
vergangen sind, alle Empfänger schriftlich zu benachrichtigen. Nach Ablauf 
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der Wahlperiode oder der Neuwahl des Gremiums tritt die Präsidentin oder der 
Präsident des Landtags an die Stelle der Ausschüsse als herausgebende Stelle. 
§ 2 bleibt unberührt.

(4)	 �Ist die Einstufung einer VS von einem bestimmten Zeitpunkt ab oder mit dem 
Eintritt eines bestimmten Ereignisses nicht mehr oder nicht mehr in dem ur-
sprünglichen Umfang erforderlich, so ist dies auf der VS zu bestimmen.

(5)	 �Der Geheimhaltungsgrad von im Landtag herausgegebenen VS ist nach 30 Jah-
ren aufgehoben, sofern auf der VS nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist. 
Die Frist beginnt am 1. Januar des auf die Einstufung folgenden Jahres.

§ 7  
Kenntnis von und Zugang zu VS
(1)	 �Zugang zu VS können Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des mit der VS 

befassten Ausschusses und die oder der Vorsitzende und im Verhinderungs-
fall stellvertretende Vorsitzende jeder im Ausschuss vertretenen Fraktion  
erhalten. Gleiches gilt für die Präsidentin oder den Präsidenten und die Mit-
glieder des Präsidiums, wenn sie mit der VS befasst werden. Darüber hinaus 
können auf Vorschlag einer oder eines Fraktionsvorsitzenden weitere Mit-
glieder des Landtags bei unabweisbarem Bedarf Zugang zu VS erhalten.  
Besteht kein Geheimhaltungsbeschluss im Sinne des § 353b Absatz 2  
Nummer 1 des Strafgesetzbuches bezüglich der VS, so kann der Zugang zu 
VS mit dem Geheimhaltungsgrad VS-VERTRAULICH oder höher nur gewährt 
und Kenntnis nur gegeben werden, wenn das Landtagsmitglied unter Hinweis 
auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich 
verpflichtet worden ist.

(2)	� Die Entscheidung über den Zugang zu VS sowie die förmliche Verpflichtung 
nach Absatz 1 erfolgen durch die Präsidentin oder den Präsidenten. § 2 bleibt 
unberührt. Die Entscheidungen sind aktenkundig zu machen.

(3)	� Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktionen dürfen VS der Geheim-
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher nur zugänglich gemacht werden, 
wenn sie im Auftrag eines im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 Berechtigten 
handeln und wenn sie entsprechend dem Sächsischen Sicherheitsüber
prüfungsgesetz überprüft sowie von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
zum Zugang zu VS schriftlich ermächtigt und unter Hinweis auf die Strafbar-
keit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet sind. 
§ 2 bleibt unberührt. Die Entscheidungen sind aktenkundig zu machen.  
Die oder der Geheimschutzbeauftragte arbeitet in Fragen der Ermächtigung 
mit den parlamentarischen Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern der 
Fraktionen zusammen.

(4)	� Für Beamtinnen und Beamte des Landtags genügen die Sicherheitsüber
prüfung und die schriftliche Ermächtigung. Für die anderen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Landtagsverwaltung ist zusätzlich erforderlich, dass sie 
unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheim
haltung förmlich verpflichtet sind.
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§ 8  
Behandlung von VS in Ausschüssen
(1)	� Wird über VS beraten, muss die oder der Vorsitzende vor Beginn der Beratungen 

sicherstellen, dass sich keine unbefugten Personen im Sitzungssaal aufhal-
ten. Bei der Behandlung von VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH 
und höher dürfen keine Handys oder sonstigen elektronischen Geräte im 
Sitzungssaal mitgeführt werden. Dies gilt nicht für elektronische Geräte der 
VS-Registratur.

(2)	 �Bei Beratungen über VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und 
höher dürfen nur die Beschlüsse protokolliert werden. Der Ausschuss kann 
beschließen, dass die Beratungen dem Inhalt nach festgehalten werden; in 
diesem Fall hat er über Auflage und Verteilung der Protokolle zu beschließen.

(3)	 �Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher einem 
Ausschuss zugeleitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens für deren 
Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe 
unterbleiben, wenn die Überwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist.

(4)	 �Stellt sich erst im Laufe oder am Schluss der Beratungen heraus, dass die 
Beratungen als VS-VERTRAULICH oder höher zu bewerten sind, kann der Aus-
schuss die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich beschließen.

(5)	� Sitzungsnotizen über VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und  
höher sind am Ende der Sitzung der Verwahrstelle zu übergeben. Nach  
Ablauf der Wahlperiode werden die Sitzungsnotizen vernichtet. Im Falle der 
ständigen Gremien werden die Sitzungsnotizen nach der Neuwahl des  
Gremiums vernichtet.

§ 9  
Behandlung von VS im Plenum
Für die Behandlung von VS im Plenum gilt § 8 entsprechend. Artikel 48 der  
Verfassung des Freistaates Sachsen bleibt unberührt.

§ 10  
Kennzeichnung und Vervielfältigung
Die Kennzeichnung von VS, die innerhalb des Landtags oder der Landtagsverwal-
tung entstehen, und die Vervielfältigung (Kopien, Abschriften, Auszüge und so 
weiter) aller VS erfolgen ausschließlich durch die Landtagsverwaltung.

§ 11  
Aufbewahrung, Sicherung, Verwaltung, Beförderung und Vernichtung von VS
(1)	 �Bei allen dem Landtag zugehenden oder im Landtag entstehenden VS der 

Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher erfolgt die Aufbewahrung, 
Sicherung, Verwaltung, Beförderung außer Haus, Archivierung und Vernich-
tung zentral durch die Landtagsverwaltung.

(2)	� VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter 
Verschluss aufzubewahren. Dies ist nicht notwendig, wenn sie in Räumen 
aufbewahrt werden, zu denen Unbefugte keinen Zutritt haben.

(3)	 �Tonträger sind nach bestimmungsgemäßer Auswertung sofort zu löschen. 
Von einer Löschung kann mit vorheriger Zustimmung der Präsidentin oder 
des Präsidenten abgesehen werden. § 2 bleibt unberührt.
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§ 12  
Weitergabe innerhalb des Landtags
(1)	� VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH können gegen Quittung an 

zum Empfang berechtigte Personen von Hand zu Hand weitergegeben werden. 
Bei Weitergabe ist die Verwahrstelle unverzüglich in Kenntnis zu setzen; die 
Quittung ist ihr auszuhändigen.

(2)	 �VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind täglich in die 
Verwahrstelle zurückzugeben.

(3)	� Von der Quittungspflicht ausgenommen sind VS-VERTRAULICH eingestufte 
Unterlagen, die innerhalb von Referaten oder vergleichbaren Organisations-
einheiten weitergegeben oder die täglich an die Verwahrstelle zurückgegeben 
werden.

(4)	� VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte Unterlagen werden ohne 
Quittung weitergegeben und wie nicht eingestuftes Schriftgut befördert.

§ 13  
Mitnahme von VS
(1)	� Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 

aus den Räumen des Landtags ist grundsätzlich unzulässig. Die Präsidentin 
oder der Präsident kann die Mitnahme zulassen, soweit dies aus Gründen der 
parlamentarischen Arbeit zwingend notwendig ist. Die Präsidentin oder der 
Präsident legt gleichzeitig fest, wie die VS zu transportieren und zu verwahren 
sind. § 2 bleibt unberührt.

(2)	 �Für eine ununterbrochene sichere Aufbewahrung ist zu sorgen. Derartige VS 
dürfen in der Öffentlichkeit nicht gelesen oder erörtert werden.

(3)	� Es ist unzulässig, VS in Kraftwagen zurückzulassen, sie in Hotelsafes oder 
Gepäckschließfächern und dergleichen zu verwahren. Bei Aufenthalten im 
Ausland ist die VS nach Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen aufzu-
bewahren.

§ 14  
Mitteilungspflicht
Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungs
versuche fremder Nachrichtendienste oder darauf schließen lässt, dass Unbe-
fugte Kenntnis vom Inhalt von VS erhalten haben, sowie der Verlust von VS der 
Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher oder der Verlust von Sicher-
heitsschlüsseln sind unverzüglich der Präsidentin oder dem Präsidenten oder 
der oder dem Geheimschutzbeauftragten mitzuteilen.

§ 15  
Ausführungsbestimmungen
Die Präsidentin oder der Präsident ist ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen.
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Anlage 2  
Informationssicherheitsleitlinie  
für den Sächsischen Landtag

Präambel

Staat, Wirtschaft und Gesellschaft werden durch die immer intensivere Nutzung 
moderner Informationstechnik (IT) geprägt. Informationsinfrastrukturen gehören 
heute neben Straßen, Wasser- und Stromleitungen zu den nationalen Infra
strukturen, ohne die das berufliche und das private Leben zum Stillstand kämen. 
Auch für den Sächsischen Landtag wäre eine effektive parlamentarische Arbeit 
ohne geeignete Informationsinfrastruktur nicht mehr denkbar.

Der Freistaat Sachsen stellt mit dem Sächsischen Verwaltungsnetz eine Informa-
tionsinfrastruktur bereit. Diese steht einem Verbund staatlicher und nicht staat-
licher Stellen, dem der Sächsische Landtag einschließlich seiner gewählten  
Mitglieder und deren Beschäftigten, der Fraktionen und deren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und seiner Verwaltung angehört, zur Nutzung zur Verfügung. 
Das Sächsische Verwaltungsnetz gilt es gegen Angriffe auf die Informations
sicherheit und auf die IT-Sicherheit zu schützen, um sowohl die Vertraulichkeit 
und die Integrität der gespeicherten Daten als auch die Verfügbarkeit und die 
Funktionsfähigkeit der Informations- und Kommunikationssysteme sicherzustellen.

Um die Informationssicherheit im Freistaat Sachsen zu erhöhen und Gefahren für 
informationstechnische Systeme abzuwehren, hat der Sächsische Landtag ein 
Gesetz zur Gewährleistung der Informationssicherheit im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Informationssicherheitsgesetz) beschlossen. Es trägt der verfas-
sungsmäßigen Stellung des Sächsischen Landtags Rechnung, indem es den 
Sächsischen Landtag nur teilweise in seinen Geltungsbereich einbezieht und 
ihm im Übrigen die Verpflichtung auferlegt, sich eine Informationssicherheits-
leitlinie zu geben.

Mit der Informationssicherheitsleitlinie hat der Sächsische Landtag nicht nur für 
sich selbst ein angemessenes Sicherheitsniveau festzulegen, sondern darüber 
hinaus auch sicherzustellen, dass sich seine Schutzmechanismen wirkungsvoll 
in das Gesamtsystem, welches sich aus der Einbindung in das Sächsische  
Verwaltungsnetz zum einen und aus dem vom Sächsischen Informationssicher-
heitsgesetz vorgegebenen Rahmen zum anderen ergibt, eingliedern. Die vorlie-
gende Informationssicherheitsleitlinie basiert auf der bereits seit dem Jahre 2014 
in der Landtagsverwaltung etablierten Leitlinie zur Gewährleistung der IT-/Informa-
tionssicherheit für den Sächsischen Landtag.
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1 �Bedeutung der IT-/Informationssicherheit  
für den Sächsischen Landtag

Durch die verstärkte Abhängigkeit von moderner Kommunikationstechnik hat 
sich das Risiko der Beeinträchtigung von Informationsinfrastrukturen und deren 
Komponenten durch vorsätzliche Angriffe von innen und außen, fahrlässiges 
Handeln, Nachlässigkeiten, Ignoranz, Unkenntnis und potenzielles Versagen der 
Technik sowohl qualitativ als auch quantitativ deutlich erhöht. Auch der Sächsische 
Landtag ist diesen Risiken ausgesetzt.

Vor diesem Hintergrund ist eine angemessene IT-/Informationssicherheit in den 
Geschäftsprozessen des Sächsischen Landtags zu organisieren. Es sind organisato-
rische Rahmenbedingungen zur nachhaltigen Gewährleistung von IT-/Informations-
sicherheit zu schaffen, ein IT-/Informationssicherheitsmanagement einzurichten, 
Standards zur IT-/Informationssicherheit einschließlich der Definition von Verant-
wortlichkeiten und Befugnissen zu erarbeiten, Komponenten zur Steigerung der 
IT-/Informationssicherheit zu standardisieren und alle Sicherheitsvorkehrungen 
und Sicherheitsmaßnahmen hinreichend zu dokumentieren.

Die Informationssicherheitsleitlinie beschreibt die allgemeinen Ziele, Strategien 
und Organisationsstrukturen, welche für die Initiierung und Etablierung eines 
ganzheitlichen IT-/Informationssicherheitsprozesses erforderlich sind. Sie bildet 
außerdem den Rahmen für spezifische Sicherheitskonzepte und Organisations-
anweisungen des Sächsischen Landtags im Bereich der IT-/Informationssicherheit, 
insbesondere für das IT-Sicherheitskonzept und das Notfallkonzept.

2 Geltungsbereich

Diese Informationssicherheitsleitlinie gilt
–	� für jegliche Informations- und Kommunikationstechnik, die über die IT-Infra-

struktur des Sächsischen Landtags an das Sächsische Verwaltungsnetz ange-
bunden ist und

–	 �von den Mitgliedern des Sächsischen Landtags (nachfolgend: Abgeordnete) 
und deren Beschäftigten, den Fraktionen des Sächsischen Landtags (nach-
folgend: Fraktionen) und deren Beschäftigten sowie von den Beschäftigten 
der Landtagsverwaltung genutzt wird.

Externe, die vom Sächsischen Landtag, von Abgeordneten, den Fraktionen bzw. 
der Landtagsverwaltung mit der Erbringung von Leistungen im Zusammenhang 
mit Informations- und Kommunikationstechnik beauftragt werden, haben die 
Vorgaben dieser Informationssicherheitsleitlinie ebenfalls einzuhalten. Sie sind 
dazu von der jeweiligen Auftraggeberin oder dem jeweiligen Auftraggeber auf die 
Einhaltung dieser Informationssicherheitsleitlinie vertraglich zu verpflichten.
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3 �Grundsätze und Ziele der IT-/Informationssicherheit

3.1 Grundsätze

3.1.1 Begriffseinführung
IT-/Informationssicherheit: 
IT-/Informationssicherheit bezeichnet einen Zustand, in dem die Risiken für die 
Sicherheitsziele Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit von Informationen 
und Informationstechnik durch angemessene Maßnahmen auf ein tragbares Maß 
reduziert sind. Die IT-/Informationssicherheit umfasst die Sicherheit der IT-Systeme 
und der darin gespeicherten Daten.

Vertraulichkeit: 
Vertrauliche Informationen, Daten und Programme sind vor unberechtigten Zu-
griffen und unbefugter Preisgabe zu schützen. Zu den Schutzobjekten gehören die 
gespeicherten oder transportierten Nachrichteninhalte, die näheren Informationen 
über den Kommunikationsvorgang (wer, wann, wie lange etc.) sowie die Daten 
über den Sende- und Empfangsvorgang.

Integrität: 
Integrität heißt Vollständigkeit und Korrektheit. Der Begriff der Integrität bezieht 
sich auf Informationen, Daten und gesamte IT-Systeme. Die Integrität der Daten 
kann nur bei ordnungsgemäßer Verarbeitung und Übertragung sichergestellt 
werden.

Vollständigkeit: 
Vollständigkeit setzt voraus, dass alle Teile der Information verfügbar sind.

Korrektheit: 
Korrekt sind Daten, wenn sie den bezeichneten Sachverhalt unverfälscht wieder-
geben.

Verfügbarkeit: 
Die Funktionen der Hard- und Software im System- und Netzbereich sowie notwen-
dige Informationen stehen Nutzerinnen und Nutzern zum geforderten Zeitpunkt 
in der erforderlichen Weise zur Verfügung.

3.1.2 IT-/Informationssicherheitsstandards
Für das IT-Sicherheitskonzept, das Notfallkonzept, die Risikoanalysen und die 
weiteren Maßnahmen zur Erreichung und Aufrechterhaltung eines angemesse-
nen und ausreichenden IT-/Informationssicherheitsniveaus gelten grundsätzlich 
die Standards und Kataloge des Bundesamtes für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) in der jeweils aktuellen Fassung.

3.1.3 IT-/Informationssicherheit als Leistungsmerkmal von IT-Verfahren
Die IT-/Informationssicherheit ist ein zu bewertendes und herbeizuführendes 
Leistungsmerkmal von IT-Verfahren. Bleiben im Einzelfall trotz der Sicherheits-
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vorkehrungen Risiken untragbar, ist auf den IT-Einsatz zu verzichten. Belange der 
IT-/Informationssicherheit sind zu berücksichtigen bei:
–	� der Entwicklung und Einführung von IT-Verfahren
–	� dem Betrieb und der Pflege von IT-Verfahren
–	� der Beschaffung und Beseitigung/Entsorgung von IT-Produkten
–	� der Nutzung von Diensten Dritter.

3.1.4 IT-/Informationssicherheit als Leistungsmerkmal der Organisation
Bei der Gestaltung von technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnah-
men ist darauf zu achten, dass diese stets integraler Bestandteil der Prozesse 
sind. Belange der IT-/Informationssicherheit sind zu berücksichtigen bei:
–	� der Gestaltung der Organisation
–	� der Schaffung und Besetzung von Rollen
–	� der Führung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
–	� dem Bereich Aus- und Weiterbildung
–	� der Gestaltung von Arbeitsabläufen
–	� der Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Externen
–	� der Auswahl und dem Einsatz von Arbeits- und Hilfsmitteln.

3.1.5 Ressourcenbereitstellung und Ausstattung
Für die Umsetzung der in dieser Leitlinie beschriebenen erforderlichen und ange-
messenen Sicherheitsmaßnahmen sind die notwendigen Ressourcen und Inves-
titionsmittel und die erforderlichen Haushaltsmittel bereitzustellen. Zu bewerten 
sind besonders die Auswirkungen auf die physische und psychische Unversehrt-
heit von Menschen, bestimmbare finanzielle Schäden und die Beeinträchtigung 
des Ansehens des Sächsischen Landtags.

3.1.6 Sicherheit vor Verfügbarkeit
Bei Bedrohung der IT-/Informationssicherheit des Sächsischen Landtags kann die 
Verfügbarkeit von Informations- und Kommunikationstechnik, IT-Anwendungen, 
Daten und Netzwerken entsprechend dem Bedrohungs- und Schadensrisiko vor-
übergehend eingeschränkt werden. Im Interesse der Funktionsfähigkeit des gesam-
ten Hauses ist der Schutz vor Schäden vorrangig. Vertretbare Einschränkungen in 
Bedienung und Komfort sind hinzunehmen. Dies gilt insbesondere für alle Über-
gänge zu anderen Netzwerken.

3.1.7 Prinzip der informierten Nutzerinnen und Nutzer
Die Nutzerinnen und Nutzer sind bezüglich der IT-/Informationssicherheit wieder-
kehrend zu sensibilisieren und fortwährend zu qualifizieren. Die aktuellen Rege-
lungen sind den Nutzerinnen und Nutzern bekannt zu machen und regelmäßig in 
Erinnerung zu rufen.
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3.2 IT-/Informationssicherheitsziele

Alle Einrichtungen, die der Erstellung, Speicherung, Aufbewahrung und Übertra-
gung von Daten dienen, sind so auszuwählen, zu integrieren und zu konfigurieren, 
dass für die auf ihnen verarbeiteten Daten zu jeder Zeit und unter allen Umständen 
das angemessene Maß an Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität sicher
gestellt ist. Die Einhaltung dieser Anforderungen ist unabdingbarer Bestandteil 
jedes Einsatzes von Informations- und Kommunikationstechnik.

3.2.1 Verfügbarkeit
Für jedes IT-Verfahren sind die Zeiten, in denen es verfügbar sein soll, festzulegen. 
Die Beschreibung der notwendigen Verfügbarkeit umfasst:
–	� die regelmäßigen Betriebszeiten
–	� die Zeiten mit erhöhter Verfügbarkeitsanforderung
–	� die maximal tolerierbare Dauer einzelner Ausfälle.
Ebenfalls festzulegen sind Konditionen planbarer Ausfallzeiten.

3.2.2 Vertraulichkeit
Die in allen IT-Verfahren erhobenen, gespeicherten, verarbeiteten und weitergege-
benen Daten sind zu klassifizieren. Dementsprechend ist der zugriffsberechtigte 
Personenkreis zu bestimmen. Der Zugriff auf IT-Systeme, IT-Anwendungen und 
Daten sowie Informationen ist auf den unbedingt erforderlichen Personenkreis 
zu beschränken. In diesem Zusammenhang sind vor allem die mit der parlamenta-
rischen Arbeit verbundenen Besonderheiten zu beachten.

3.2.3 Integrität
Alle IT-Verfahren sollen stets aktuelle und vollständige Informationen liefern, 
eventuelle verfahrens- oder informationsverarbeitungsbedingte Einschränkungen 
sind zu dokumentieren. Entsprechend ihrer Klassifizierung sind Daten gegen un-
beabsichtigte Veränderung und Verfälschung zu schützen.

3.2.4 Festlegungen
Die Festlegungen zur Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität erfolgen im IT-
Sicherheitskonzept und im Notfallkonzept.
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4 Verantwortlichkeiten

4.1 Verantwortlichkeit der Leitungsebene

Die Präsidentin oder der Präsident des Sächsischen Landtags ist für eine ange-
messene IT-/Informationssicherheit des Sächsischen Landtags in seiner Gesamt-
heit und insbesondere als Teilnehmer im Sächsischen Verwaltungsnetz verant-
wortlich.
Verantwortlich sind des Weiteren
–	� für die Bereiche der Fraktionen die oder der jeweilige Fraktionsvorsitzende 

oder eine von dieser Person benannte verantwortliche Person (Abgeordnete 
oder leitende Angestellte als akkreditierte Mitarbeiterin oder akkreditierter 
Mitarbeiter einer Fraktion),

–	� die Abgeordneten für ihre Bereiche,
–	� für den Bereich der Landtagsverwaltung die Direktorin oder der Direktor beim 

Landtag.

4.2 Verantwortung der Nutzerinnen und Nutzer

Im Übrigen ist jede Nutzerin oder jeder Nutzer dafür verantwortlich, dass die IT-/
Informationssicherheit in dem von dem jeweils beeinflussbaren Bereich durch 
verantwortungsvolles Handeln gewährleistet wird. Sie haben die für die IT-/Infor-
mationssicherheit relevanten Gesetze, Vorschriften, Richtlinien, Anweisungen 
und vertraglichen Verpflichtungen einzuhalten sowie korrekt und verantwortungs-
bewusst mit den genutzten Informationen, Daten und IT-Systemen umzugehen.

5 IT-/Informationssicherheitsorganisation

Die Gesamtverantwortung für die ordnungsgemäße und sichere Aufgabenerfüllung 
und damit auch für die Informationssicherheit verbleibt bei der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Sächsischen Landtags. In gleicher Weise ist die Direktorin 
oder der Direktor des Sächsischen Landtags verantwortlich für die Informations-
sicherheit in der Verwaltung, die Abgeordneten für die Informationssicherheit im 
Rahmen ihrer Mandatsausübung, die Fraktionsvorsitzenden für die Informations-
sicherheit in den Fraktionen, soweit von den Fraktionsvorsitzenden hierfür nicht 
andere Verantwortliche benannt werden. Die Verantwortung erstreckt sich je-
weils auch auf die Beschäftigten der jeweiligen Organisationseinheiten sowie 
gegebenenfalls auf Dritte, die als Auftragnehmerin oder Auftragnehmer für die 
unter den Sätzen 1 und 2 genannten Leistungen erbringen.

5.1 IT-/Informationssicherheitsbeauftragte, IT-/Informationssicherheitsbeauftragter

Für den Sächsischen Landtag wird durch die Präsidentin oder den Präsidenten im 
Benehmen mit dem Präsidium eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der Land-
tagsverwaltung als IT- und Informationssicherheitsbeauftragte oder als IT- und 
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Informationssicherheitsbeauftragter bestellt. Die oder der IT- und Informations-
sicherheitsbeauftragte berichtet an die Direktorin oder den Direktor des Landtags 
und kann sich unmittelbar an die Präsidentin oder den Präsidenten, das Präsidium 
und das Informationssicherheitsteam wenden. Die oder der IT- und Informations-
sicherheitsbeauftragte ist zentrale IT-/Informationssicherheitsinstanz im Sächsi-
schen Landtag. IT-/Informationssicherheitsbeauftragte unterstehen bei der Aus-
übung ihrer Aufgaben nur dem Weisungsrecht der Präsidentin oder des Präsidenten 
des Sächsischen Landtags.
Die oder der IT- und Informationssicherheitsbeauftragte hat insbesondere folgende 
Aufgaben:
–	� Unterstützung und Beratung der Verantwortlichen gemäß Nummer 4.1 in allen 

Fragen der Informationssicherheit,
–	� Ansprechpartner für die Nutzerinnen und Nutzer zu den Fragen der IT-/Infor-

mationssicherheit,
–	� Aufbau, Betrieb und Weiterentwicklung der IT-/Informationssicherheitsorga-

nisation und des dazugehörigen Managementprozesses,
–	� Steuerung des IT-/Informationssicherheitsprozesses,
–	� Überprüfung der Umsetzung der Vorgaben zur IT-/Informationssicherheit,
–	� Erstellung, Fortschreibung und Umsetzung des IT-Sicherheitskonzeptes und 

des Notfallkonzeptes,
–	� Vorschlag von neuen Sicherheitsmaßnahmen und -strategien,
–	� Analyse und Nachbearbeitung von IT-/Informationssicherheitsvorfällen,
–	� Unterstützung und Beratung der Beauftragten für Organisation bei allen Pro-

zessen, Regelungen, Maßnahmen usw., die Aspekte der IT-/Informations
sicherheit berühren,

–	� Mitwirkung bei Beschaffungsmaßnahmen, die Auswirkungen auf die Sicherheit 
der Informationstechnik haben,

–	� Koordination von Sensibilisierungs- und Schulungsmaßnahmen,
–	� Maßnahmen nach § 13 Absatz 6 und 7 des Sächsischen Informationssicher-

heitsgesetzes; diese sind im Einvernehmen zu treffen mit: 
	 1.)	� der Präsidentin oder dem Präsidenten des Sächsischen Landtags und den 

jeweiligen Fraktionsvorsitzenden oder deren benannten anderen Verant-
wortlichen im Rahmen der Betroffenheit der Fraktion,

	 2.)	� der Präsidentin oder dem Präsidenten des Sächsischen Landtags und den 
jeweiligen betroffenen Abgeordneten im Rahmen der Betroffenheit der 
Mandatsausübung,

	 3.)	� der Direktorin oder dem Direktor des Sächsischen Landtags gemeinsam 
mit einer oder einem weiteren Bediensteten mit Befähigung zum Richter-
amt im Rahmen der Betroffenheit der Verwaltung,

–	� Meldung von besonders sicherheitsrelevanten Zwischenfällen, insbesondere 
gemäß § 15 des Sächsischen Informationssicherheitsgesetzes; diese sind 
im Einvernehmen zu treffen mit:

	 1.)	 �der Präsidentin oder dem Präsidenten des Sächsischen Landtags und 
den jeweiligen Fraktionsvorsitzenden oder deren benannten anderen 
Verantwortlichen im Rahmen der Betroffenheit der Fraktion,

	 2.)	� der Präsidentin oder dem Präsidenten des Sächsischen Landtags und 
den jeweiligen betroffenen Abgeordneten im Rahmen der Betroffenheit 
der Mandatsausübung,
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	 3.)	� der Direktorin oder dem Direktor des Sächsischen Landtags gemeinsam 
mit einer oder einem weiteren Bediensteten mit Befähigung zum Richter-
amt für die Fälle der Betroffenheit der Verwaltung.

5.2 IT-/Informationssicherheitsteam

Der oder dem IT- und Informationssicherheitsbeauftragten steht ein IT-/Informa-
tionssicherheitsteam beratend zur Seite. Ihm gehören neben den von der Direk-
torin oder dem Direktor entsandten Beschäftigten der Landtagsverwaltung je 
eine von jeder Fraktion benannte Abgeordnete oder ein von jeder Fraktion be-
nannter Abgeordneter und eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter als Stellver-
treterin oder Stellvertreter an. Es darf je Fraktion eine als Mitarbeiterin der Frakti-
on akkreditierte Beraterin oder ein als Mitarbeiter der Fraktion akkreditierter 
Berater gemeinsam mit der oder dem jeweiligen Abgeordneten an den Sitzungen 
und Beratungen teilnehmen.

Die Mitglieder des IT-/Informationssicherheitsteams unterstützen die IT- und In-
formationssicherheitsbeauftragte oder den IT- und Informationssicherheitsbe-
auftragten auf dessen Verlangen hin.

Die oder der IT-/Informationssicherheitsbeauftragte informiert das IT-/Informati-
onssicherheitsteam regelmäßig über ihre oder seine Arbeit, insbesondere über 
die Arbeit der Arbeitsgruppe Informationssicherheit.

6 �Maßnahmen zur Sicherung und Verbesserung  
der IT-/Informationssicherheit

6.1 Allgemeine Maßnahmen

Die Verantwortlichen gemäß Nummer 4.1 gewährleisten für ihre Verantwortungs-
bereiche die Umsetzung dieser Richtlinie, stellen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel die Ressourcen für die Beschaffung und den Betrieb der verein-
barten und angeordneten Sicherheitsmaßnahmen zur Verfügung, veranlassen 
erforderliche Schulungsmaßnahmen und unterstützen einen auf die Verbesserung 
der IT-/Informationssicherheit gerichteten kontinuierlichen Prozess.
Der IT-/Informationssicherheitsprozess wird von den Verantwortlichen gemäß 
Nummer 4.1 regelmäßig auf seine Aktualität, Wirksamkeit und Einhaltung über-
prüft. Abweichungen vom angestrebten Sicherheits- und Datenschutzniveau 
werden mit dem Ziel analysiert, die IT-/Informationssicherheit zu verbessern und 
ständig auf dem aktuellen Stand zu halten. Insbesondere werden die Maßnahmen 
daraufhin evaluiert, ob sie bekannt, umsetzbar und in den Betriebsablauf inte-
grierbar sind.

Die Nutzerinnen und Nutzer sind verpflichtet, der oder dem IT- und Informations-
sicherheitsbeauftragten Unregelmäßigkeiten oder Schwachstellen im System zu 
melden und darüber hinaus angehalten, mögliche Verbesserungen vorzuschlagen.
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6.2 IT-Sicherheitskonzept, Notfallkonzept

Das Präsidium beschließt ein für den gesamten Geltungsbereich der Informations-
sicherheitsleitlinie verbindliches IT-Sicherheitskonzept und Notfallkonzept. Es soll 
entsprechend § 14 des Sächsischen Informationssicherheitsgesetzes ausgestal-
tet werden.

Das IT-Sicherheitskonzept enthält eine Strukturanalyse aller im Sächsischen 
Landtag betriebenen IT-Systeme, Anwendungen, Infrastruktur-Komponenten und 
Räume sowie im Rahmen einer Schutzbedarfsfeststellung eine Bewertung hin-
sichtlich Verfügbarkeit, Vertraulichkeit sowie Integrität. Anhand eines Gefährdungs-
kataloges enthält es aufbauend einen Basissicherheitscheck sowie eine erwei-
terte Sicherheitsanalyse in Bezug auf Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität 
ab Schutzbedarf „hoch“.

Das Notfallkonzept analysiert und bewertet Unterbrechungen von Geschäfts
prozessen, die Auswirkung auf den gesamten Landtag haben, sowie deren Scha-
densentwicklung. Es definiert Verfügbarkeitsanforderungen und legt den Über-
gang von der Störung zum Notfall fest. Es definiert Rollen und Verantwortlichkeiten 
sowie eine prioritäre Einstufung von Maßnahmen im Notbetrieb und beim Wieder-
anlauf.

6.3 Maßnahmen der Gefahrenabwehr

Die oder der IT- und Informationssicherheitsbeauftragte ist berechtigt, die in § 12 
Absatz 1 des Sächsischen Informationssicherheitsgesetzes vorgesehenen Maß-
nahmen im gesamten Geltungsbereich der Richtlinie zu ergreifen. Für die Verant-
wortlichen gemäß Nummer 4.1 gilt dies eingeschränkt auf den jeweiligen Verant-
wortungsbereich entsprechend.

Zur Abwehr von Gefahren für die IT-/Informationssicherheit ist die oder der IT- und 
Informationssicherheitsbeauftragte nach Information der Betroffenen berechtigt, 
alle erforderlichen Maßnahmen, bis hin zur Sperrung von Anwendungen oder 
Netzzugängen, zu ergreifen und anzuordnen. 

Vor Durchführung der Maßnahmen hat die oder der IT- und Informationssicher-
heitsbeauftragte die Zustimmung
–	� der Präsidentin oder des Präsidenten, sofern der Landtag in seiner Gesamtheit 

oder Bereiche mehrerer Fraktionen,
–	� der jeweiligen Fraktionsvorsitzenden oder einer oder eines von ihnen benann-

ten Verantwortlichen, sofern nur Bereiche einer Fraktion, mehrerer Abgeord-
neter oder Beschäftigter dieser Fraktion oder

–	� der jeweiligen Abgeordneten, sofern nur deren Bereiche betroffen sind,
einzuholen. Die Präsidentin oder der Präsident kann die erforderliche Zustimmung 
nur im Einvernehmen mit dem Präsidium erteilen.

Bei Gefahr im Verzug kann die oder der IT- und Informationssicherheitsbeauftragte 
die Maßnahmen auch ohne Information der Betroffenen und ohne vorherige  
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Einholung der erforderlichen Zustimmung durchführen. Dabei hat die oder der IT- 
und Informationssicherheitsbeauftragte die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Landtags, die Direktorin oder den Direktor beim Landtag sowie die für den 
betroffenen Bereich Verantwortlichen gemäß Nummer 4.1 unverzüglich nach-
träglich von der Maßnahme zu unterrichten.

6.4 Weitere Maßnahmen bei Nichtbeachtung der Informationssicherheitsleitlinie

Bei schwerwiegenden oder wiederholten Verstößen gegen die Vorgaben der In-
formationssicherheitsleitlinie informiert die Präsidentin oder der Präsident das 
Präsidium. Dieses entscheidet über weitergehende Maßnahmen.

Ein Verhalten, das die Ziele dieser Informationssicherheitsleitlinie gefährdet, 
kann von den Abgeordneten, den Fraktionen und der Landtagsverwaltung gegen-
über den jeweiligen Beschäftigten disziplinar- oder arbeitsrechtlich geahndet 
werden.

Das Recht zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen bleibt unberührt.

334



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

Anlage 3  
Datenschutzordnung des Sächsischen Landtags

§ 1  
Anwendungsbereich
(1)	 �Diese Datenschutzordnung gilt für den Landtag, seine Gremien, seine Mit-

glieder und deren Beschäftigte, die Fraktionen und deren Beschäftigte sowie 
die Landtagsverwaltung, soweit diese in Wahrnehmung parlamentarischer 
Aufgaben personenbezogene Daten verarbeiten.

(2)	� Werden personenbezogene Daten bei der Wahrnehmung von Verwaltungs-
aufgaben verarbeitet, gelten die Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Abl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1, L 314, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) sowie des Sächsi-
schen Datenschutzdurchführungsgesetzes vom 26. April 2018 (SächsGVBl. 
S. 198, 199), das durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 5. April 2019 
(SächsGVBl. S. 245) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(3)	� Soweit besondere Rechtsvorschriften auch für die Verarbeitung personen
bezogener Daten bei der Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben gelten, 
gehen sie den Bestimmungen dieser Datenschutzordnung vor.

(4)	� Die Vorschriften der Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags bleiben 
unberührt.

§ 2  
Begriffsbestimmungen
(1)	� Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sach

liche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person 
(betroffene Person).

(2)	� Im Sinne dieser Datenschutzordnung ist
	 1.	� Verarbeiten das Erheben, Speichern, Nutzen, Übermitteln, Ändern, Anony-

misieren und Löschen personenbezogener Daten,
	 2.	� Erheben das Beschaffen von Daten über die betroffene Person,
	 3.	� Speichern das Erfassen, Aufnehmen und Aufbewahren von Daten auf einem 

Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung,
	 4.	� Nutzen jede sonstige Verwendung gespeicherter oder zur Speicherung 

vorgesehener personenbezogener Daten,
	 5.	� Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbei-

tung gewonnener Daten an einen Dritten in der Weise, dass die Daten durch 
die verantwortliche Stelle an den Dritten weitergegeben werden oder 
dass der Dritte zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft,

	 6.	� Ändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener 
Daten,

	 7.	� Anonymisieren das Verändern personenbezogener Daten derart, dass 
die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht 
mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, 
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Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person zugeordnet werden können,

	 8.	� Löschen das endgültige Unkenntlichmachen gespeicherter Daten.
(3)	 �Im Übrigen sind die Begriffsbestimmungen gemäß Artikel 4 der Verordnung 

(EU) 2016/679 entsprechend anwendbar.

§ 3  
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung
(1)	 �Die Verarbeitung personenbezogener Daten bei der Wahrnehmung parlamen-

tarischer Aufgaben ist rechtmäßig, soweit
	 1.	 �die betroffene Person eingewilligt hat oder
	 2.	� diese Datenschutzordnung oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt.
(2)	 �Für die Einwilligung der betroffenen Person gelten die Regelungen des Arti-

kels 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a sowie die Artikel 7 und 8 der Verordnung 
(EU) 2016/679 entsprechend.

(3)	� Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die in Artikel 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 genannten personenbezogenen Daten einer 
natürlichen Person hervorgehen, ist untersagt.

(4)	� Absatz 3 gilt nicht in folgenden Fällen:
	 a)	� für den Bereich der Fraktionen und Abgeordneten, soweit es sich bei den 

personenbezogenen Daten um solche Daten handelt, aus denen die poli-
tische Meinung einer natürlichen Person hervorgeht,

	 b)	�� die betroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personen
bezogenen Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich 
eingewilligt, es sei denn, nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitglied-
staaten kann das Verbot nach Absatz 1 durch die Einwilligung der betrof-
fenen Person nicht aufgehoben werden,

	 c)	� die Verarbeitung ist erforderlich, damit die oder der Verantwortliche oder 
die betroffene Person die ihr beziehungsweise ihm aus dem Arbeitsrecht 
und dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erwach-
senden Rechte ausüben und ihren beziehungsweise seinen diesbezügli-
chen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach Unionsrecht oder dem 
Recht der Mitgliedstaaten oder einer Kollektivvereinbarung nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten, das geeignete Garantien für die Grundrechte 
und die Interessen der betroffenen Person vorsieht, zulässig ist,

	 d)	� die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffe-
nen Person oder einer anderen natürlichen Person erforderlich und die 
betroffene Person ist aus körperlichen oder rechtlichen Gründen außer-
stande, ihre Einwilligung zu geben,

	 e)	� die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage geeigneter Garantien durch 
eine Fraktion oder ein Mitglied des Landtags oder die Landtagsverwal-
tung, bei Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben, im Rahmen ihrer 
rechtmäßigen Tätigkeiten und unter der Voraussetzung, dass sich die 
Verarbeitung ausschließlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder 
der Fraktionen oder der Landtagsverwaltung, im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben, oder auf Personen, die im 
Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit ihr 
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unterhalten, bezieht und die personenbezogenen Daten nicht ohne Ein-
willigung der betroffenen Personen nach außen offengelegt werden,

	 f )	� die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die be-
troffene Person offensichtlich öffentlich gemacht hat, die Verarbeitung 
bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Person offen-
sichtlich öffentlich gemacht hat,

	 g)	 �die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts 
eines Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolg-
ten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte 
und Interessen der betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines erheb-
lichen öffentlichen Interesses erforderlich,

	 h)	� die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts 
eines Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolg-
ten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte 
und Interessen der betroffenen Person vorsieht, für im öffentlichen Inter-
esse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 erforderlich.

§ 4  
Auftragsdatenverarbeitung
Erfolgt eine Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag durch andere 
Stellen, gelten die Artikel 28 und 29 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechend.

§ 5  
Erhebung, Speicherung und Nutzung
(1)	 �Das Erheben, Speichern und Nutzen personenbezogener Daten ist rechtmäßig, 

soweit es zur Erfüllung parlamentarischer Aufgaben erforderlich ist und über-
wiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nicht entgegen-
stehen.

(2)	 �Personenbezogene Daten, die zu parlamentarischen Zwecken erhoben worden 
sind, dürfen zur Erfüllung von Verwaltungsaufgaben genutzt werden, wenn 
eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder die be-
troffene Person eingewilligt hat.

§ 6  
Übermittlung
(1)	 �Die Übermittlung personenbezogener Daten ist rechtmäßig, soweit sie zur 

Erfüllung parlamentarischer Aufgaben erforderlich ist und überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nicht entgegenstehen. 
Dies gilt auch für personenbezogene Daten, die an andere Parlamente,  
deren Mitglieder und Fraktionen und deren Beschäftigte sowie die Parla-
mentsverwaltungen zum Zweck parlamentarischer Zusammenarbeit über-
mittelt werden.
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(2)	 �Für die Übermittlung von personenbezogenen Daten zur Erfüllung nicht  
parlamentarischer Aufgaben gelten die Vorschriften der Verordnung (EU) 
2016/679 und des Sächsischen Datenschutzdurchführungsgesetzes.

(3)	 �Eine Übermittlung unterbleibt, soweit besondere bundes- oder landesrecht-
liche Vorschriften, Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse entgegenstehen. 
Sie unterbleibt ferner, soweit die Übermittlung dem Wohl des Bundes oder 
eines Landes Nachteile bereiten würde.

§ 7  
Veröffentlichung
(1)	 �Personenbezogene Daten, die nicht vertraulich zu behandeln oder geheim 

zu halten sind, dürfen in Parlamentsmaterialien des Landtags veröffentlicht 
werden, wenn dies zur Erfüllung parlamentarischer Aufgaben erforderlich ist 
und überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nicht 
entgegenstehen. Geheimhaltungspflichten aufgrund gesetzlicher Bestim-
mungen oder eines Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnisses bleiben  
unberührt.

(2)	 �In den Berichten des Petitionsausschusses dürfen die Namen der Petentin-
nen und Petenten sowie sonstige Angaben, die einen Rückschluss auf die 
Person der Petentinnen und Petenten zulassen, nicht veröffentlicht werden.

§ 8  
Verarbeitung von Daten der Mitglieder des Landtags durch die Landtagsverwaltung
Zur Erfüllung der ihr durch die Geschäftsordnung oder andere Rechtsvorschriften 
zugewiesenen Aufgaben sowie zur Öffentlichkeitsarbeit des Sächsischen Land-
tags verarbeitet die Landtagsverwaltung personenbezogene Daten der Mitglie-
der des Landtags.

§ 9  
Elektronisches Dokumentations- und Archivsystem
(1)	� Der Landtag betreibt ein elektronisches Dokumentations- und Archivsystem 

(EDAS), in dem personenbezogene Daten verarbeitet werden dürfen, soweit 
es zur Erfüllung parlamentarischer Aufgaben erforderlich ist und über
wiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nicht entgegen-
stehen. Die Einrichtung und der Betrieb des EDAS dienen der Erleichterung 
der parlamentarischen Arbeitsabläufe sowie der Information der Öffentlichkeit.

(2)	 �Die Öffentlichkeit darf auf das EDAS nur Zugriff erhalten, soweit dadurch
	 1.	� für die Allgemeinheit bestimmte Unterlagen bereitgestellt werden,
	 2.	� Dokumente in einer Weise nachgewiesen werden, dass eine Übermittlung 

schutzwürdiger personenbezogener Daten vermieden wird.
(3)	 �Die im EDAS gespeicherten Daten dienen der Nachvollziehbarkeit der parla-

mentarischen Arbeitsabläufe. Ihre vollständige oder teilweise Änderung,  
Löschung, Anonymisierung oder Unkenntlichmachung ist ausgeschlossen. 
Für personenbezogene Daten gilt Satz 2 nur, soweit deren erstmalige Erhe-
bung, Speicherung und Nutzung im EDAS nach Maßgabe des Absatzes 1  
Satz 1 erfolgt ist.
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§ 10  
Löschung
Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn ihre Speicherung nicht recht-
mäßig oder ihre Kenntnis zur Erfüllung parlamentarischer Aufgaben nicht mehr 
erforderlich ist.

§ 11  
Auskunft
(1)	� Der betroffenen Person ist auf Antrag unentgeltlich Auskunft über die Daten 

zu erteilen, die zu ihrer Person in Verfahren der in § 1 Absatz 1 genannten 
Stellen zur automatisierten Verarbeitung von Daten gespeichert sind. In dem 
Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt 
werden soll, näher bezeichnet werden.

(2)	� Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit
	 1.	� die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der parlamentarischen Auf-

gaben gefährden würde,
	 2.	� die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohl 

des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder
	 3.	 �der Auskunft überwiegende schutzwürdige Interessen Dritter oder Rechts-

vorschriften über Geheimhaltung entgegenstehen.
(3)	� Die Ablehnung der Auskunftserteilung ist zu begründen. Dies gilt nicht, soweit 

durch die Mitteilung der Gründe der mit der Ablehnung verfolgte Zweck ge-
fährdet würde. In diesem Fall ist die betroffene Person darauf hinzuweisen, 
dass sie sich an das Datenschutzgremium nach § 18 wenden kann.

§ 12  
Informationspflicht
Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person ohne ihre Kenntnis 
oder bei Dritten erhoben, ist die betroffene Person zu benachrichtigen. Dabei 
sind ihr die Bezeichnung und die Anschrift der erhebenden Stelle, die Rechts-
grundlage und der Erhebungszweck sowie bei einer beabsichtigten Übermittlung 
auch die Empfängerin oder der Empfänger der Daten mitzuteilen. Die Mitteilung 
erfolgt zum Zeitpunkt der Speicherung oder im Fall einer beabsichtigten Über-
mittlung spätestens bei der ersten Übermittlung. Eine Pflicht zur Mitteilung be-
steht nicht, wenn
1.	 �eine Auskunft nach § 11 Absatz 2 unterbleiben würde,
2.	 �eine Benachrichtigung der betroffenen Person unmöglich ist,
3.	� eine Benachrichtigung der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen 

Aufwand erfordert oder
4.	� die Speicherung oder Übermittlung durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 

ist.

§ 13  
Widerspruchsrecht
(1)	� Die betroffene Person kann im Einzelfall gegenüber der datenverarbeitenden 

Stelle der beabsichtigten oder weiteren Verarbeitung ihrer personenbezo
genen Daten widersprechen.
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(2)	� Die Verarbeitung der Daten unterbleibt dann insoweit, als dies zur Wahrung 
der von der betroffenen Person geltend gemachten schutzwürdigen, sich aus 
einer besonderen persönlichen Situation ergebenden Gründe erforderlich ist 
und diesen Gründen Vorrang gegenüber den Interessen der datenverarbei-
tenden Stelle an einer beabsichtigten oder weiteren Verarbeitung der betroffe-
nen Daten im Zusammenhang mit der Erfüllung parlamentarischer Aufgaben 
einzuräumen ist; dies gilt nicht, wenn dem Unterbleiben der Verarbeitung 
eine Rechtsvorschrift entgegensteht.

(3)	� Die datenverarbeitende Stelle teilt der betroffenen Person das Ergebnis der 
Prüfung schriftlich mit.

§ 14  
Richtigstellung und Berichtigung
(1)	� Sind in einer Landtagsdrucksache tatsächliche Behauptungen über eine be-

stimmte oder bestimmbare Person veröffentlicht worden, deren Unwahrheit 
gerichtlich rechtskräftig festgestellt ist, so sollen die gerichtlich festgestellten 
Tatsachen auf Antrag der betroffenen Person in einer Landtagsdrucksache 
veröffentlicht werden (Richtigstellung).

(2)	� Die Richtigstellung unterbleibt, soweit ihr überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen anderer Personen oder Stellen entgegenstehen. Eine Richtigstellung 
von Plenarprotokollen erfolgt nicht.

(3)	 �Der Antrag auf Richtigstellung bedarf der Schriftform. Dem Antrag ist eine 
Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der gerichtlichen Entscheidung 
beizufügen.

(4)	� Soweit personenbezogene Daten aus Sitzungen und Unterlagen des Land-
tags und seiner Gremien unrichtig in Dateien aufgenommen worden sind, 
sind sie in den Dateien zu berichtigen. Die Berichtigung von Plenarprotokollen 
richtet sich nach der Geschäftsordnung.

§ 15  
Verschwiegenheitspflicht
(1)	 �Abgeordnete haben über personenbezogene Daten, die ihnen in ihrer Eigen-

schaft als Mitglied des Landtags bekannt werden, Verschwiegenheit zu be-
wahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheim-
haltung bedürfen. Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch für die Zeit nach dem 
Ausscheiden aus dem Landtag. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
nicht dem Landtag angehörenden Mitglieder von Gremien des Landtags.

(2)	� Beschäftigte der Abgeordneten, der Fraktionen und der Landtagsverwaltung 
sind, auch nach Beendigung ihres Beschäftigungsverhältnisses, verpflichtet, 
über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen personenbezogenen 
Daten Verschwiegenheit zu bewahren. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
Personenbezogene Daten aus Sitzungen und Unterlagen des Landtags und 
seiner Gremien dürfen den Beschäftigten nach Satz 1 nur zugänglich gemacht 
werden, soweit sie arbeitsvertraglich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind.

340



Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags 
(GO) 7. Wahlperiode

§ 16  
Durchführung des Datenschutzes, Verfahrensverzeichnis
(1)	� Die in § 1 Absatz 1 genannten Stellen haben die Ausführung dieser Daten-

schutzordnung sowie anderer Rechtsvorschriften im Sinne des § 1 Absatz 3 
in eigener Verantwortung sicherzustellen.

(2)	 �Die Landtagsverwaltung führt ein Verzeichnis für jedes von ihr betriebene 
automatisierte Verfahren. Das Verzeichnis enthält die folgenden Angaben:

	 1.	 �die Zwecke der Verarbeitung,
	 2.	� eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Katego-

rien personenbezogener Daten,
	 3.	� die Kategorien von Empfängerinnen und Empfängern, gegenüber denen 

die personenbezogenen Daten offengelegt werden,
	 4.	� die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen Daten

kategorien,
	 5.	� eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 

Maßnahmen nach § 17.

§ 17  
Technische und organisatorische Maßnahmen
Die in § 1 Absatz 1 genannten Stellen haben die technischen und organisatori-
schen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich und angemessen sind, um die 
Ausführung der Vorschriften dieser Datenschutzordnung sowie anderer Rechts-
vorschriften im Sinne des § 1 Absatz 3 zu gewährleisten.

§ 18  
Datenschutzgremium
(1)	 �Zu Beginn jeder Wahlperiode wählt der Landtag aus seiner Mitte ein Daten-

schutzgremium. Das Gremium besteht aus sieben stimmberechtigten Mit-
gliedern. Bei der Besetzung ist für die Feststellung des Stärkeverhältnisses 
der Fraktionen das Verfahren nach § 15 Absatz 2 und 3 der Geschäftsord-
nung zugrunde zu legen. Für jedes Mitglied ist jeweils eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter zu benennen. Es darf je Fraktion eine als Mitarbeiterin 
oder Mitarbeiter der Fraktion akkreditierte beratende Person gemeinsam mit 
dem jeweiligen Mitglied an den Sitzungen und Beratungen teilnehmen. Die 
Landtagsverwaltung nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des 
Gremiums teil. Das Datenschutzgremium gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2)	� Die Beratungen und Sitzungen des Datenschutzgremiums sind vertraulich. 
Die Mitglieder des Datenschutzgremiums und weitere an den Beratungen 
und Sitzungen teilnehmende Personen sind verpflichtet, auch nach ihrem 
Ausscheiden, über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Ange
legenheiten Verschwiegenheit gegenüber Außenstehenden zu bewahren. 
Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen.
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§ 19  
Aufgaben des Datenschutzgremiums
(1)	� Das Datenschutzgremium überwacht die Einhaltung der Vorschriften dieser 

Datenschutzordnung sowie anderer Rechtsvorschriften im Sinne des § 1 Ab-
satz 3. Die Überwachung der Einhaltung des Datenschutzes durch die  
Fraktionen und ihre Mitglieder wird von einer oder einem von der jeweiligen  
Fraktion ernannten Datenschutzbeauftragten wahrgenommen. Die Daten
verarbeitung durch die Parlamentarische Kontrollkommission, das Parla-
mentarische Kontrollgremium und die G 10-Kommission unterliegt nicht der 
Überwachung.

(2)	� Das Datenschutzgremium nimmt Beschwerden und Beanstandungen betrof-
fener Personen, soweit nicht gemäß § 20 zu verfahren ist, entgegen. Es geht 
entsprechend Absatz 1 Vorgängen nach, die Anlass zu einer Überprüfung 
geben. Es unterrichtet die betroffene Person über das Ergebnis der Befassung.

(3)	 �Ein Mitglied des Datenschutzgremiums ist von der Überprüfung solcher Vor-
gänge ausgeschlossen, an denen es selbst oder in seinem Auftrag eine be-
schäftigte Person unmittelbar beteiligt war oder ist. Ob die Voraussetzungen 
des Satzes 1 vorliegen, entscheidet das Datenschutzgremium auf Antrag  
eines Mitglieds; das betroffene Mitglied ist hierbei nicht stimmberechtigt. 
Anstelle des ausgeschlossenen Mitglieds wirkt die jeweilige Stellvertreterin 
oder der jeweilige Stellvertreter an der Überprüfung mit, für die der Ausschluss 
besteht.

(4)	 �Das Datenschutzgremium ist berechtigt, die Verfahrensverzeichnisse gemäß 
§ 16 Absatz 2 einzusehen.

(5)	� Das Datenschutzgremium unterrichtet das Präsidium über festgestellte 
schwerwiegende oder wiederholte Verstöße. Das Datenschutzgremium kann 
dem Landtag, seinen Ausschüssen und Gremien, seinen Mitgliedern und den 
Fraktionen Empfehlungen zur Verbesserung des Datenschutzes bei der Wahr-
nehmung parlamentarischer Aufgaben geben.

(6)	� Die oder der Sächsische Datenschutzbeauftragte kann das Datenschutz
gremium beraten, sofern es ihn darum ersucht. Sie oder er kann auch davon 
unberührt Empfehlungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben.

§ 20  
Zuleitung der die Fraktionen betreffenden Datenschutzangelegenheiten
Beschwerden und Beanstandungen betroffener Personen, die sich an die Frak
tionen richten, nimmt ausschließlich die oder der Datenschutzbeauftragte der 
jeweiligen Fraktion entgegen. Die die jeweilige Fraktion betreffenden Auskunfts-
ersuchen gemäß § 11 dieser Datenschutzordnung oder sonstige den Daten-
schutz gemäß dieser Datenschutzordnung die jeweilige Fraktion betreffenden 
Angelegenheiten sind durch die Landtagspräsidentin oder den Landtagspräsi-
denten an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten der 
jeweiligen Fraktion zuzuleiten.
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Anlage 4  
Regeln über die Teilnahme von Fraktions
mitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeitern  
an Ausschusssitzungen

Zu allen Ausschusssitzungen sind hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Fraktionen oder an Fraktionen abgeordnete Bedienstete des Freistaates 
Sachsen (Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter) zutrittsberechtigt, wenn 
sie von den Fraktionen gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten in einer 
Akkreditierungsliste schriftlich benannt wurden und diese von ihr oder ihm ge-
nehmigt, veröffentlicht und an die Fraktionen verteilt worden ist. Ausnahmen 
können von der Präsidentin oder dem Präsidenten aufgrund von Präsidiums
beschlüssen für nicht hauptamtlich angestellte Fraktionsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter oder für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Mitglieds des Land-
tags zugelassen werden. In einer Ausschusssitzung können grundsätzlich höchs-
tens zwei Fraktionsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter einer Fraktion anwesend 
sein; sie haben kein Rederecht. Für den für die Immunität zuständigen Aus-
schuss kann jede Fraktion zwei zutrittsberechtigte Fraktionsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter benennen.
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Anlage 5  
Richtlinie zur Einsichtnahme in Protokolle

1.  
Anwendungsbereich
Diese Richtlinie gilt für Protokolle der Plenarsitzungen, Ausschüsse und Gremien 
des Landtags, die in der Verwaltung des Landtags aufbewahrt werden. Sie regelt 
die Einsichtnahme für Mitglieder des Landtags, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Fraktionen sowie dritte Personen. Für Ausschussdrucksachen und vergleich-
bare Unterlagen gilt diese Richtlinie entsprechend. Sie gilt vorbehaltlich entgegen-
stehender gesetzlicher Regelungen und Vorschriften der Geschäftsordnung.

2.  
Protokolle öffentlicher Sitzungen
In Protokolle von Plenarsitzungen, öffentlicher Ausschusssitzungen sowie öffent-
licher Anhörungen kann jedermann Einsicht nehmen. Sie sollen in elektronischen 
Medien des Landtags (z. B. Internetauftritt) veröffentlicht werden. Dies gilt nicht 
für Vorlagen, deren Inhalte aufgrund gesetzlicher Vorschriften nicht oder nur teil-
weise veröffentlicht werden dürfen.

3.  
Protokolle nicht öffentlicher Sitzungen
3.1	 �In Protokolle nicht öffentlicher Ausschusssitzungen, die weder Untersuchungs-

ausschüsse betreffen noch als Verschlusssache eingestuft sind, kann bei be-
rechtigtem Interesse Einsicht gewährt werden, sofern gesetzliche Vorschriften 
oder schutzwürdige Interessen der in Nummer 1 Satz 2 genannten Personen 
nicht entgegenstehen.

3.2	� Die Einsichtnahme Dritter in nicht öffentliche Ausschussprotokolle ist in der 
Regel unzulässig

	




–	� bei Gesetzen bis zu deren Verkündung,
–	 �bei im Plenum abschließend zu behandelnden Anträgen, bis deren ab-

schließende Behandlung erfolgt ist,
–	� in allen anderen Fällen bis zur Beendigung der Wahlperiode.

3.3	 �Hält ein Ausschuss weitere Einschränkungen für erforderlich, so wird dies auf 
den Protokollen vermerkt.

3.4	� Die Entscheidung über einen Antrag auf Einsichtnahme trifft während der 
laufenden Wahlperiode die Präsidentin oder der Präsident im Benehmen mit 
der oder dem Vorsitzenden des federführenden Ausschusses. Nach Ablauf 
der Wahlperiode entscheidet die Präsidentin oder der Präsident. Die Ent-
scheidung kann mit Auflagen verbunden werden. Die Einsichtnahme kann 
auf Protokollteile oder -auszüge beschränkt werden. Sie kann auch durch 
Überlassung von Kopien oder in elektronischer Form gewährt werden.
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4.  
Eingestufte Protokolle (Verschlusssachen)
4.1	� Es gelten die Vorschriften der Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags 

(Anlage 1), insbesondere § 7.
4.2	� Nach Ablauf der Wahlperiode oder der Neuwahl des Gremiums ist die Ein-

sichtnahme den in § 7 der Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags 
genannten Personen gestattet, wenn sie im jeweiligen neu konstituierten 
Ausschuss oder Gremium tätig sind. Darüber hinaus muss ein berechtigtes 
Interesse für die Einsichtnahme vorliegen. Die Entscheidung über einen An-
trag auf Einsichtnahme trifft die Präsidentin oder der Präsident. Die Entschei-
dung kann mit Auflagen verbunden werden. § 2 der Geheimschutzordnung 
des Sächsischen Landtags bleibt unberührt.

5.  
Protokolle der Untersuchungsausschüsse
5.1	� Es gilt § 12 Absatz 3 des Untersuchungsausschussgesetzes.
5.2	� Vor Beendigung seines Untersuchungsauftrages kann der Ausschuss Empfeh-

lungen über die spätere Behandlung seiner Protokolle geben. Dies wird auf 
den Protokollen vermerkt.

5.3	� Die Präsidentin oder der Präsident und der Untersuchungsausschuss wägen 
bei ihrer Entscheidung über die Einsichtgewährung in Protokolle die Belange 
der Ersuchenden mit den schutzwürdigen Interessen der Abgeordneten und 
denen von Dritten ab.

5.4	� Im Zweifel gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die übrigen Bestim-
mungen dieser Richtlinie für Untersuchungsausschüsse sinngemäß.
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Anlage 6  
Richtlinie für die Fragestunde

1.	� Jedes Mitglied des Landtags ist berechtigt, kurze mündliche Anfragen an die 
Staatsregierung zu richten. Die Anfragen sind bei der Präsidentin oder dem 
Präsidenten schriftlich einzureichen.

2.	� Ein Mitglied des Landtags darf zu einer Fragestunde nicht mehr als zwei 
mündliche Anfragen einreichen.

3.	� Die Fragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten.

4.	� Zulässig sind Einzelfragen über Angelegenheiten, für die die Staatsregierung 
unmittelbar oder mittelbar verantwortlich ist, sofern sie nicht schon Gegen-
stand der Beratungen im Landtag sind. Fragen von rein lokaler Bedeutung 
sind nicht zulässig.

5.	� Die Anfragen dürfen nicht mehr als zwei konkrete Fragen enthalten, müssen 
kurzgefasst sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen.

6.	� Anfragen, die den Ziffern 1. bis 5. nicht entsprechen, gibt die Präsidentin oder 
der Präsident zurück.

7.1	� Die Anfragen müssen spätestens Donnerstag, 12:00 Uhr, vor der Plenarwoche, 
in der die Fragestunde stattfindet, bei der Präsidentin oder beim Präsidenten 
eingereicht werden.

7.2	� Die Präsidentin oder der Präsident soll Fragen von offensichtlich dringendem 
Interesse (dringliche Fragen) für die Fragestunde zulassen, wenn sie spätes-
tens am dritten Werktag vor dem Tag, an dem die Fragestunde stattfindet, bis 
12:00 Uhr eingereicht werden.

8.	 �Ist die Fragestellerin oder der Fragesteller zur Fragestunde entschuldigt nicht 
anwesend oder können Fragen aus Zeitmangel nicht mehr in der Fragestunde 
beantwortet werden, werden die Antworten der Staatsregierung zu Protokoll 
gegeben.

9.	� Die Fragestellerin oder der Fragesteller ist berechtigt, wenn die Anfrage münd-
lich beantwortet wird, bis zu zwei Zusatzfragen zu stellen. Bei den Zusatz
fragen darf es sich nur um eine einzelne, nicht unterteilte Frage handeln. 
Zusatzfragen dürfen keine Feststellungen oder Wertungen enthalten. Sie 
müssen in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen.

10.	 �Die Präsidentin oder der Präsident kann weitere Zusatzfragen durch andere 
Mitglieder des Hauses zulassen; Nummer 9 gilt entsprechend. Die ordnungs-
gemäße Abwicklung der Fragestunde darf hierdurch nicht gefährdet werden.

11.	 �Anträge zur Sache, Zwischenfragen und Kurzinterventionen sind unzulässig.
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Anlage 7  
Richtlinie in Immunitätsangelegenheiten

1.  
Antragsrecht in Immunitätsangelegenheiten
Zur Stellung eines Antrages in Immunitätsangelegenheiten sind berechtigt:
a)	 �die Staatsanwaltschaften und Gerichte, auch Ehrengerichte öffentlich-recht-

lichen Charakters,
b)	� die obersten Dienstbehörden bei Durchführung eines Disziplinarverfahrens,
c)	� die Privatklägerinnen und Privatkläger.

2.  
Einreichung des Antrages
Die Anträge der Staatsanwaltschaften und der Gerichte auf Aufhebung der Immu-
nität eines Abgeordneten sind über das Staatsministerium der Justiz vorzulegen. 
Bei Disziplinarverfahren ist der Antrag über das jeweils zuständige Staatsminis-
terium vorzulegen, wenn dieses nicht selbst oberste Dienstbehörde ist. Privat-
klägerinnen und Privatkläger können den Antrag direkt über die Präsidentin oder 
den Präsidenten des Landtags vorlegen. Sie haben durch die Vorlage einer be-
glaubigten Abschrift der Eingangsbestätigung den Nachweis zu führen, dass sie 
ordnungsgemäß beim zuständigen Gericht Privatklage eingereicht haben.

3.  
Stellungnahme eines Mitglieds des Landtags
Vor Einreichung eines Antrages in den Fällen der Nummer 1 Buchstabe a und b soll 
dem beschuldigten Landtagsmitglied Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellung-
nahme, auch zur Frage der Aufhebung der Immunität gegeben werden.

4.  
Verfahren bei Immunitätsaufhebung
Die Anträge sind von der Präsidentin oder dem Präsidenten unmittelbar an den 
für die Immunität zuständigen Ausschuss zur Vorberatung weiterzuleiten. Der 
Ausschuss soll dem betroffenen Mitglied des Landtags Gelegenheit geben, sich 
zum Antrag auf Aufhebung der Immunität zu äußern. Der für die Immunität zustän-
dige Ausschuss legt seine Beschlussempfehlung dem Landtag zur Entscheidung 
vor. Bei Verstößen gegen die Verkehrsvorschriften trifft der für die Immunität zu-
ständige Ausschuss eine Vorentscheidung über die Aufhebung der Immunität, 
wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Ausschusses der Beschluss-
empfehlung zustimmen. Auch bei den übrigen Straftaten kann der Ausschuss 
eine derartige Vorentscheidung durch einstimmigen Beschluss bei Anwesenheit 
von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses treffen. In diesen 
Fällen wird die Beschlussempfehlung des Ausschusses von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten den Mitgliedern des Landtags schriftlich mitgeteilt, ohne auf die 
Tagesordnung gesetzt zu werden. Sie gilt als Entscheidung des Landtags, sofern 
nicht innerhalb von sieben Tagen nach Zugang der Beschlussempfehlung schrift-
licher Widerspruch von einem Mitglied des Landtags bei der Präsidentin oder dem 
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Präsidenten eingeht. Im Falle eines solchen Widerspruches wird die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses auf die Tagesordnung der nächsten ordentlichen 
Sitzung des Landtags gesetzt. Falls kein Widerspruch eingeht, gilt die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses als Beschluss des Landtags.

5.  
Grundsätze für die Aufhebung der Immunität
Immunitätsrecht bezweckt vornehmlich, die Funktionsfähigkeit des Parlaments 
sicherzustellen. Die Entscheidung über Aufrechterhaltung oder Aufhebung der 
Immunität darf kein Eingriff in ein schwebendes Verfahren sein, bei dem es um 
die Feststellung von Schuld oder Nichtschuld geht. Der Landtag als oberstes 
Staatsorgan hat nur darüber zu befinden, ob sein Interesse an der ungestörten 
Mitarbeit des betroffenen Landtagsmitglieds gegenüber anderen öffentlichen 
Belangen, besonders gegenüber dem Interesse an einer gleichmäßigen und ge-
recht geübten Strafrechtspflege, überwiegt. Es darf somit nicht in eine Beweis-
würdigung hinsichtlich des Vorliegens des behaupteten Unrechtstatbestandes 
eingetreten werden. Da die Immunität ein Recht des Landtags als Gesamtorgan 
ist, kann auf sie durch einzelne Landtagsmitglieder nicht verzichtet werden.  
Bei Anträgen, Verstöße gegen die Verkehrsvorschriften betreffend, soll unbe-
schadet der notwendigen Interessenabwägung die Immunität grundsätzlich auf-
gehoben werden.

6.  
Ohne die Immunitätsaufhebung zulässige Maßnahmen
Ohne Aufhebung der Immunität ist es zulässig, ein Verfahren ohne Ermittlungs-
handlungen (Vorermittlungen oder Ermittlungsverfahren) einzustellen, ein Privat-
klageverfahren vor Anberaumung einer Hauptverhandlung (§ 383 Absatz 2 Satz 1 
der Strafprozessordnung) einzustellen und von der Erhebung einer öffentlichen 
Klage gemäß § 153 Absatz 1 und 2, § 153a Absatz 1, § 154 Absatz 1 der Straf
prozessordnung abzusehen.

Ermittlungen der Staatsanwaltschaft über die Persönlichkeit der Anzeigeerstatterin 
oder des Anzeigeerstatters sowie über andere für die Beurteilung der Ernsthaftig-
keit einer Anzeige wichtige Umstände sind zulässig zur Feststellung, ob eine  
Anzeige offensichtlich unbegründet (querulatorisch, vexatorisch) ist. Dem be-
schuldigten Mitglied des Landtags soll vor derartigen Entscheidungen durch die 
Verfolgungsbehörde oder das Gericht Gelegenheit zu einer Stellungnahme gege-
ben werden. Ein Sühneverfahren (§ 380 der Strafprozessordnung) gegen ein Mit-
glied des Landtags ist ohne Genehmigung zulässig, nicht dagegen die Androhung 
oder Verhängung einer Ordnungsstrafe im Sühneverfahren durch einen Schieds-
mann.

Die Immunität hindert nicht die Durchführung eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten. Polizeiliche und andere Verwaltungszwangsmaß-
nahmen gegen ein Mitglied des Landtags können ohne Genehmigung des Parla-
ments durchgeführt werden, mit Ausnahme der Vollziehung einer Zwangshaft oder 
der zwangsweisen Vorführung. Bei Unfällen, an denen ein Mitglied des Landtags 
beteiligt ist, darf die Polizei die notwendigen Maßnahmen durchführen, besonders 
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im öffentlichen Interesse die Ursachen und den Hergang des Unfalles feststellen. 
Bei einem Verkehrsunfall können die Personalien eines Mitglieds des Landtags, 
das Kennzeichen und der Zustand seines Fahrzeugs festgestellt sowie die Vor
lage des Führerscheines und des Kraftfahrzeugscheines verlangt werden. Ebenso 
können Fahr-, Brems- und andere Spuren gesichert, vermessen, fotografiert und 
auf Datenträger aufgezeichnet werden.

Mitglieder des Landtags dürfen auch gegen ihren Willen zum Zweck der Entnahme 
einer Blutprobe zur Polizeiwache und zu einem Arzt gebracht und der Blutent-
nahme unterzogen werden.

Die Durchführung eines Verfahrens zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung 
und die Anordnung der Haft durch das Gericht (§§ 802a ff. Zivilprozessordnung) 
bedarf keiner Genehmigung durch den Landtag. Genehmigungspflichtig ist jedoch 
die Vollstreckung des Haftbefehls.

Eine Aufhebung der Immunität ist nicht erforderlich für eine Maßnahme des polizei-
lichen Gewahrsams im Rahmen der geltenden Gesetze, die notwendig ist zur Ab-
wendung von Gefahren, die das menschliche Leben bedrohen, und für Maßnah-
men nach dem 4. und 5. Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes. Die zuständigen 
Behörden sind jedoch verpflichtet, die Präsidentin oder den Präsidenten unver-
züglich über die gegen ein Mitglied des Landtags angeordneten Maßnahmen zu 
unterrichten. Sie oder er informiert hierüber unmittelbar den für die Immunität 
zuständigen Ausschuss und kann den für die Immunität zuständigen Ausschuss 
mit der Überprüfung der angeordneten Maßnahmen beauftragen. Der Ausschuss 
kann auch ohne Beauftragung durch die Präsidentin oder den Präsidenten eine 
Überprüfung der angeordneten Maßnahme durchführen.

7.  
Umfang der Aufhebung
Die Genehmigung der Strafverfolgung umfasst, wenn sie nicht ausdrücklich einge-
schränkt wird, auch die Befugnis zur zwangsweisen Vorführung; dagegen umfasst 
sie nicht die Untersuchungshaft und die Vollstreckung einer rechtskräftig erkannten 
Freiheitsstrafe. Die Aufhebung der Immunität hat daher getrennt zu erfolgen, und 
zwar für
1.	� die Strafverfolgung bis zum Abschluss des Verfahrens,
2.	 �die Verhaftung,
3.	� die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe.

Ist das Verfahren durch rechtskräftige richterliche Entscheidung beendigt, so ist 
für eine etwaige Wiederaufnahme eine neue Genehmigung zur Strafverfolgung 
erforderlich.

Die Aufnahme eines von der Staatsanwaltschaft bereits eingestellten Ermittlungs-
verfahrens bedarf keiner neuen Genehmigung. Die Aufhebung der Immunität zur 
Strafverfolgung gilt nicht für die Durchführung eines Disziplinarverfahrens. Die 
Aufhebung der Immunität zur Durchführung eines Disziplinarverfahrens gilt nicht 
für die Durchführung der Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft. Verfahren 
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vor Ehrengerichten, die öffentlich-rechtlichen Charakter haben, können nur nach 
Aufhebung der Immunität durchgeführt werden. Wird ein Mitglied des Landtags 
bei Begehung der Tat oder im Laufe des folgenden Tages festgenommen, so bedarf 
die Durchführung eines Strafverfahrens oder die Verhaftung keiner Genehmigung. 
Eine erneute Vorführung oder Verhaftung nach vorheriger Freilassung bedarf der 
Genehmigung.

8.  
Anhängige Verfahren
Strafverfahren, Freiheitsbeschränkungen und Strafvollstreckungen gegen ein neu 
gewähltes Mitglied des Landtags, die bei Mandatsannahme anhängig sind, be-
dürfen zu ihrer Fortführung der Genehmigung.

Das Gleiche gilt bei einem wiedergewählten Landtagsmitglied, bei dem in der 
vorherigen Wahlperiode die erforderliche Genehmigung versagt wurde. Ist bei 
einem wiedergewählten Landtagsmitglied in der vorhergehenden Wahlperiode 
die Immunität aufgehoben worden, so darf das Verfahren fortgesetzt werden, ist 
aber auszusetzen, wenn das Parlament dies verlangt.

9.  
Behandlung von Amnestieverfahren
Zur Einstellung eines Verfahrens aufgrund einer Amnestie bedarf die Strafver
folgungsbehörde keiner Genehmigung, es sei denn, dass dafür Ermittlungen  
notwendig sind, die nach den vorangehenden Vorschriften einer Genehmigung 
bedürfen.

10.  
Verfahrenshandlungen ohne Immunitätsaufhebung in Verfahren gegen andere 
Personen
Ohne Aufhebung der Immunität ist es zulässig,
1.	 �in einem Verfahren gegen eine andere Person ein Landtagsmitglied als Zeugen 

zu vernehmen, bei ihm eine Durchsuchung nach §§ 103, 104 der Strafprozess-
ordnung vorzunehmen oder von ihm die Herausgabe von Gegenständen nach 
§ 95 der Strafprozessordnung zu verlangen, jedoch unter Beachtung von  
Artikel 56 Absatz 3 der Verfassung des Freistaates Sachsen, § 53 Absatz 1 
Nummer 4, §§ 53a und 97 Absatz 3 und 4 der Strafprozessordnung,

2.	� ein Verfahren gegen Mittäterinnen oder Mittäter, Anstifterinnen oder Anstifter, 
Gehilfinnen oder Gehilfen oder sonstige Beteiligte einzuleiten oder durchzu-
führen.

Zu 1. 
Eine Beschlagnahme oder Durchsuchung bei einem Landtagsmitglied ist abzu-
brechen, soweit sich dieses auf sein Recht zur Zeugnisverweigerung nach den 
einschlägigen Bestimmungen beruft.

Zu 2. 
Von diesem Verfahren ist die Präsidentin oder der Präsident unverzüglich zu ver-
ständigen.
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11.  
Benachrichtigung der Präsidentin oder des Präsidenten
Die zuständigen Behörden haben der Präsidentin oder dem Präsidenten unver-
züglich direkt Kenntnis von jedem strafrechtlichen, dienstrechtlichen oder vor 
einem öffentlich-rechtlichen Ehrengericht anhängigen Verfahren zu geben, das 
sich gegen ein Mitglied des Landtags richtet. Die Verpflichtung entfällt, wenn  
wegen eines solchen Verfahrens die Aufhebung der Immunität beantragt wird. 
Die Präsidentin oder der Präsident ist ferner von jeder Einschränkung der Freiheit 
eines Mitglieds des Landtags zu benachrichtigen.

12.  
Benachrichtigung an den für die Immunität zuständigen Ausschuss
Der für die Immunität zuständige Ausschuss ist nach Abschluss des Verfahrens, 
in dem er über die Aufhebung der Immunität entschieden hat, unverzüglich über 
dessen Ausgang zu unterrichten.
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Anlage 8  
Richtlinie für die Befragung der Staatsregierung

1. 	�Zu Beginn der Befragung erhält ein Mitglied der Staatsregierung auf ihr oder 
sein Verlangen bis zu fünf Minuten das Wort, um über ein von der Staats
regierung benanntes Thema von aktuellem Interesse, vorrangig aus den voran-
gegangenen Sitzungen der Staatsregierung, zu berichten.

2. 	�Im Anschluss erhalten die Fraktionen für einen Zeitraum von insgesamt 40 Mi-
nuten in wechselnder Folge Gelegenheit, Fragen an das Mitglied der Staats-
regierung zu stellen, das die Staatsregierung für die Befragung benannt hat. 
Die jeweilige Frage darf eine Minute, die Antwort drei Minuten nicht überschrei-
ten. Die Fragen müssen aus den Themenkomplexen stammen, die den Bereich 
des Mitglieds der Staatsregierung betreffen. Mindestens einmal pro Jahr stellt 
sich die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident der Befragung.

3. 	�Anträge zur Sache, Zwischenfragen und Kurzinterventionen sind unzulässig.

4. 	�Das Thema der Staatsregierung soll bis spätestens Montag der Sitzungswoche, 
14:00 Uhr, gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten benannt werden; 
dieser gibt es den Fraktionen unverzüglich zur Kenntnis. 
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